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207. Sitzung

Berlin, Mittwoch, den 21. November 2012

Beginn:

Prasident Dr. Norbert Lammert:
Nehmen Sie bitte Platz.

Guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich
eroffne unsere Plenarsitzung.

Ich mochte zu Beginn unserer Kollegin Heidemarie
Wieczorek-Zeul zu ihrem besonders runden Geburtstag
gratulieren, den sie heute hier im Deutschen Bundestag
begeht.

(Beifall)

Herzliche Gliickwiinsche und alle guten Wiinsche fiir die
nichsten Jahre!

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auf der Ehrentri-
biine haben der Prisident des Parlaments der Repu-
blik Kasachstan, Herr Nurlan Nigmatulin, und seine
Delegation Platz genommen. Im Namen aller Kollegin-
nen und Kollegen des Deutschen Bundestages begriifle
ich Sie herzlich.

(Beifall)

Fiir Thren Aufenthalt in Berlin, in Deutschland und fiir
die Gespréache mit vielen Mitgliedern des Hauses, insbe-
sondere aber fiir die weitere parlamentarische Entwick-
lung Thres Landes wiinschen wir Thnen alles Gute und
viel Erfolg.

Wir setzen unsere Haushaltsberatungen — Tagesord-
nungspunkt I — fort:

a) Zweite Beratung des von der Bundesregierung
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes iiber die
Feststellung des Bundeshaushaltsplans fiir das
Haushaltsjahr 2013 (Haushaltsgesetz 2013)

— Drucksachen 17/10200, 17/10202 —

b) Beratung der Beschlussempfehlung des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuss) zu der Unterrich-
tung durch die Bundesregierung

Finanzplan des Bundes 2012 bis 2016
— Drucksachen 17/10201, 17/10202, 17/10826 —

11.00 Uhr

Berichterstattung:
Abgeordnete Norbert Barthle
Carsten Schneider (Erfurt)
Otto Fricke

Dr. Gesine Lotzsch

Priska Hinz (Herborn)

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1.9 auf:

Einzelplan 04
Bundeskanzlerin und Bundeskanzleramt

— Drucksachen 17/10804, 17/10823 —

Berichterstattung:
Abgeordnete Norbert Barthle
Riidiger Kruse

Petra Merkel (Berlin)

Dr. h. c. Jiirgen Koppelin

Dr. Gesine Lotzsch

Priska Hinz (Herborn)

Dr. Tobias Lindner

Wir werden iiber den Einzelplan 04 nach Abschluss
der Debatte namentlich abstimmen. Zu diesem Einzel-
plan liegt ein Anderungsantrag der Fraktion Die Linke
vor. Auflerdem haben die Fraktionen Die Linke und
Biindnis 90/Die Griinen je einen EntschlieBungsantrag
eingebracht, iiber die wir am Freitag nach der Schlussab-
stimmung abstimmen werden.

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind fiir
die Aussprache dreieinhalb Stunden vorgesehen. Darf
ich dazu Ihr Einvernehmen feststellen? — Das ist offen-
sichtlich der Fall. Dann ist das so beschlossen.

Ich erdffne die Aussprache und erteile das Wort zu-
ndchst dem Kollegen Peer Steinbriick fiir die SPD-Frak-
tion.

(Beifall bei der SPD)

Peer Steinbriick (SPD):

Sehr geehrter Herr Prisident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Ohne Zweifel: Deutschland steht im européi-
schen Vergleich zu vielen unserer Partner innerhalb der
Europdischen Wihrungsunion und der Europédischen

©
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Peer Steinbriick

Union deutlich besser da. Das hat mehrere Griinde. Wir
haben dafiir Sorge getragen, dass wir eine industrielle
Wertschopfungskette erhalten, im Gegensatz zu vielen
anderen Landern. Wir haben es mit einem sehr tlichtigen
Mittelstand zu tun. Viele groBe deutsche Unternechmen
haben sich restrukturiert. Das dreisdulige Kreditwesen
hat sich gerade in schwierigen Zeiten und mit Blick auf
die Finanzierung des deutschen Mittelstandes bewdhrt.
Das duale Ausbildungssystem, das berufliche Ausbil-
dungssystem in Deutschland wird von vielen beneidet.
Wir haben es mit einer exzellenten Facharbeiterschaft
und mit einer starken und sehr bewihrten Sozialpartner-
schaft zu tun. Das ist die gute Nachricht fiir unser Land.

(Beifall bei der SPD)

Die schlechte Nachricht ist: Diese vergleichsweise
gute Entwicklung hat mit der Arbeit dieser Bundesregie-
rung in den letzten drei Jahren wenig zu tun.

(Beifall bei der SPD — Lachen bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU und der FDP — Volker
Kauder [CDU/CSU]: Aber mit Thnen auch
nicht!)

Wir sind Alice im Wunderland, nicht wegen, sondern
trotz dieser schwarz-gelben Bundesregierung.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN - Zuruf von der CDU/CSU:
Ha! Ha! Ha!)

Wihrend eine von Gerhard Schroder gefiihrte rot-
griine Bundesregierung mit mutigen, auch mit umstritte-
nen Reformen Deutschland modernisiert hat, wahrend
eine Grofle Koalition mit mafgeblichen Beitrdgen der
SPD fiir eine sehr kluge Antikrisenpolitik gesorgt hat,
die Konjunktur und Beschéftigung in Deutschland stabi-
lisiert hat, stellt sich die Frage, welche nennenswerten
Initiativen die schwarz-gelbe Bundesregierung, die Ko-
alition in den letzten drei Jahren fiir Wachstum und Be-
schéftigung in Deutschland ergriffen hat.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE  GRUNEN -
Hermann Gréhe [CDU/CSU]: Sie waren nie
da!)

Ja — Herr Grohe —, dann schauen Sie doch einmal mit
mir in das bundestagsinterne Recherchesystem; ich stelle
Ihnen das anheim. Ich habe das gemacht. Ich habe zum
Beispiel nach Gesetzesinitiativen zur Forderung von
Wachstum und Beschiftigung gesucht. Dabei bin ich da-
rauf gestoBen, dass es eine groBe leere Kiste ist, die man
da findet.

(Heiterkeit bei der SPD)

Sucht man beispielsweise unter dem Stichwort ,, Wirt-
schaft”, bekommt man elf Treffer, und zwar von einem
Gesetz zur Anderung der Gewerbeordnung iiber ein Ge-
setz zur Einfilhrung eines Zulassungsverfahrens fiir Be-
wachungsunternechmen auf Seeschiffen

(Renate Kiinast [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Oh ja! Das ist wichtig!)

bis zu einem Gesetz zur Anderung des Beherbergungs-
statistikgesetzes.

(Heiterkeit bei der SPD)

Dann habe ich mir die Miihe gemacht, mit einem ande-
ren Stichwort zu suchen — ich habe gedacht, da werde
ich garantiert fiindig —, und zwar mit dem Stichwort
,Mittelstand. Was habe ich gefunden? Null Treffer in
diesem bundestagsinternen Recherchesystem! Null, gar
nichts, kein einschligiges Vorhaben fiir den deutschen
Mittelstand seit drei Jahren!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Zum Schluss habe ich das Suchwort ,,Wachstum*
eingegeben. Tatsdchlich habe ich zu meiner gelinden
Uberraschung einen Treffer gehabt, ndmlich das be-
riihmt-beriichtigte Wachstumsbeschleunigungsgesetz vom
4. Dezember 2009, mit dem Sie die Hoteliers versorgt
haben, mit dem Sie die Erbschaft- und Schenkungsteuer
gesenkt haben

(Stefan Miiller [Erlangen] [CDU/CSU]J: Ja, ja!
Und was ist mit der Entlastung der Familien?
Die Hilfte vergessen Sie natiirlich wieder! Das
war klar!)

und mit dem Sie die Umstrukturierung von Unterneh-
men im Bereich der Grunderwerbsteuer geregelt haben.
Donnerwetter, was Sie in drei Jahren unter diesen drei
Stichworten alles auf den Weg gebracht haben!

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

All das steht in einem, wie ich finde, ganz merkwiir-
digen Gegensatz zu lhrer drohnenden Selbstbeweihriu-
cherung. Und kommen Sie mir nicht mit der Absenkung
des Beitragssatzes zur Arbeitslosenversicherung und zur
Rentenversicherung! Bei der Arbeitslosenversicherung
haben Sie den Spielraum preisgegeben, den Sie in
schlechteren Zeiten fiir die Reaktivierung des Kurzarbei-
tergeldes brauchen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Bei der Rentenversicherung haben Sie — gleichermallen
zur Kritik von Arbeitnehmern und Arbeitgebern — strif-
lich versdumt, eine Demografiereserve anzulegen, die
wir angesichts der Altersentwicklung unserer Gesell-
schaft dringend brauchen, um sehr sprunghafte Steige-
rungen zulasten von Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu
vermeiden.

(Beifall bei der SPD)

Diese Bundesregierung hat dieses Land weder im
Hier und Jetzt gestaltet, noch hat sie fiir die Zukunft vor-
gesorgt. Nichts macht das deutlicher als zum Beispiel
der Vergleich zwischen dem Koalitionsausschuss der
Groflen Koalition am 5. Januar 2009, in dem unter maf3-
geblicher Handschrift der SPD Schritte zur Bewiltigung
der damaligen Herausforderungen unternommen wur-
den, und zwar mit einer Kurzarbeitergeldregelung, mit
einem kommunalen Investitionsprogramm, mit einer

©
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Abwrackpriamie fiir Automobile und mit einer zusétzli-
chen Forderung der 6ffentlichen Infrastruktur, und Threm
Koalitionsausschuss vom 4. November dieses Jahres.
Welch ein Unterschied mit Blick auf die Qualitit und die
Bedeutung der Themen, iiber die dort diskutiert worden
ist!

(Beifall bei der SPD sowie des Abg.
Dr. Frithjof ~ Schmidt ~ [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN))

In diesem Koalitionsausschuss haben Sie sich mit kei-
ner einzigen Frage beschéftigt, die den Biirgerinnen und
Biirgern im Augenblick unter den Négeln brennt. Stattdes-
sen Sendepause und Handlungsunfahigkeit: zur Spaltung
des Arbeitsmarktes mit Niedrigstlohnen, zur gleichen Be-
zahlung von Frauen und Ménnern, zur Energiewende mit
drohenden Strompreiserh6hungen sowohl fiir private
Haushalte als auch fiir Industrieunternechmen, zur Un-
durchlissigkeit und Unterfinanzierung unseres Bildungs-
systems, zur ungerechten steuerlichen Behandlung von
Alleinerzichenden, insbesondere Frauen, zu Geschiede-
nen, die gleichermafen ihre Kinder betreuen, zu eingetra-
genen gleichgeschlechtlichen Lebenspartnerschaften oder
zum nach wie vor skandaldsen Ehegattensplitting. Nichts
dazu!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Keiner dieser Punkte — nicht ein einziger! — und vor
allen Dingen kein konzises Krisenmanagement in Ab-
sprache mit Frankreich zur augenblicklichen Lage in Eu-
ropa standen auf Threr Tagesordnung. Tatsdchlich, Herr
Kauder, haben wir von Thnen eher gewisse Mafregelun-
gen Frankreichs gehort, wo doch eine bessere Verabre-
dung und Vorbereitung der jetzt anstehenden Sitzungen
sehr viel besser gewesen wiére.

(Beifall bei der SPD)

Herr Briiderle karikierte sich einmal mehr selbst mit
dem Wort vom ,,groBen Sprung nach vorn* als Ergebnis
dieses Koalitionsausschusses. Autosuggestion, lieber
Herr Briiderle, ist auch eine politische Kunstform; das
gebe ich zu.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der
SPD — Otto Fricke [FDP]: Wissen Sie das aus
Erfahrung?)

Diese Koalition kdmpft nur mit und fiir sich selbst,
aber sie kiimmert sich nicht um die konkreten Probleme
dieses Landes und seiner Biirgerinnen und Biirger. Wer
alle Kraft braucht, um die Koalition zusammenzuhalten
— statt unser Land —, der sollte in die Rehabilitation.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Frau Bundeskanzlerin, wir haben im Schloss Bellevue
bereits einen Prisidenten. Ich will damit sagen: Sie sind
nicht eine Uber Ihrem Kabinett schwebende Prisidentin,
die mit den Niederungen der innenpolitischen Heraus-
forderungen nichts zu tun hat,

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN — Zurufe von der CDU/CSU: Oh!)

sondern Sie sind die Chefin einer Regierung, fiir deren
Handwerk und Qualitdt in erster Linie Sie verantwortlich
sind.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Deshalb ist auch Thnen der Vorwurf zu machen, dass Sie
die gute Zeit nicht genutzt haben und Vorsorge fiir ange-
spannte Zeiten nicht getroffen haben.

Dabei hat Ihre Koalition schlichtweg mehr Gliick als
Verstand: Gegeniiber der ersten schwarz-gelben Finanz-
planung fiir den Zeitraum 2010/2013 haben sich die
Steuereinnahmen deutlich giinstiger entwickelt, haben
sich die Zinsausgaben deutlich giinstiger entwickelt, ha-
ben sich die Arbeitsmarktausgaben deutlich giinstiger
entwickelt. Das diirfte Sie in einer Gro3enordnung von
130 Milliarden Euro entlastet haben.

Dariiber hinaus kann der Bundesfinanzminister in ei-
ner Art Eldorado deutsche Staatsanleihen zu einem Na-
hezu-Null-Zins platzieren, weil viele Deutschland als si-
cheren Hafen suchen, in dem sie ankern wollen — eine
fantastische Situation fiir einen Bundesfinanzminister,
die ich gerne gehabt hitte.

(Norbert Barthle [CDU/CSU]: Das setzt Ver-
trauen voraus!)

Der Versicherungskonzern Allianz rechnet Thnen vor,
dass sich im deutschen Staatshaushalt jéhrlich eine
Zinsersparnis von iiber 10 Milliarden Euro ergibt, weil
in der Krise in Europa alle diesen sicheren Hafen ansteu-
ern und deshalb deutsche Staatsanleihen, sogar mit Ver-
lust, kaufen. Das ist eine fantastische Lage.

Jenseits des jahrlichen haushaltspolitischen Rituals
— mit der Erfolgspropaganda auf der einen Seite des Hau-
ses und den vielen Belegen, dass das alles nicht der Fall
ist, auf der anderen Seite des Hauses — bleibt niichtern
festzustellen: Nie zuvor war die haushaltspolitische Aus-
gangslage fiir eine ehrgeizige Konsolidierung und eine
ziigige Riickfiihrung der Neuverschuldung in Deutsch-
land so giinstig wie heute.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Das haben Sie nicht genutzt. Sie haben — das entspricht
Threr Mentalitit — Einzelinteressen bedient, wofiir die
Beschliisse des Koalitionsausschusses vom 4. November
beispielhaft stehen.

Lenken Sie mir nicht ab — ich denke an die gestrigen
Beitrdge, verehrter Herr Schiuble —, indem Sie ankiindi-
gen, dass Sie das strukturelle Defizit einige Jahre vor
2016 erreichen wollen. Sie konnten bereits in der Fi-
nanzplanung fiir 2014 die Neuverschuldung insgesamt
auf null senken — wenn Sie denn wollten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)
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2013 wird nach vielen Prognosen ein wirtschaftlich
schlechtes, einige sagen sogar: ein fiir weite Teile der
Wihrungsunion und der Europédischen Union hochpro-
blematisches Jahr. Das wird auf Deutschland abférben.
Obwohl die Wolken am Horizont immer dunkler werden
und die Konjunktur sich erkennbar eintriibt, sorgen Sie
mit diesem Haushalt nicht vor.

Die Selbstbedienung beim Gesundheitsfonds und bei
der KfW ist nicht nur haushaltspolitisch unserids, sie ist
in der Sache hanebiichen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Fiir 2013 sollen zu den ohnehin vorgesehenen Kiirzungen
des Bundeszuschusses von 2 Milliarden Euro 0,5 Milliar-
den Euro hinzukommen, fiir 2014 weitere 2 Milliarden
Euro. Statt hier angesichts eines demografischen Wan-
dels, der sich mit mathematischer Sicherheit voraussagen
lasst, Vorsorge zu betreiben, machen Sie ,,rechte Tasche,
linke Tasche. Der Gesundheitsfonds wird zum Sonder-
konto fiir Wahlgeschenke, die Sie am 4. November zu
verteilen beschlossen haben.

(Beifall bei der SPD)

Es wird noch schlimmer: Als eine Neuauflage der
Panzerknackerbande

(Heiterkeit bei der SPD)

begeht diese Koalition einen Bankraub von 1 Milliarde
Euro bei der Kreditanstalt flir Wiederaufbau. Die Staats-
bank muss herhalten, um Haushaltslocher zu stopfen,
Haushaltslocher, die bei der aktuellen Einnahmesituation
eigentlich gar nicht entstehen diirften. Die KfW, meine
Damen und Herren von der Koalition, ist eine Forder-
bank,

(Jiirgen Trittin [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Wen fordern die denn?)

die aus ihren Reserven Investitionsprogramme gestalten
soll. Sie gestaltet Zukunft und Fortschritt in diesem Land
mit Programmen, die wir angesichts der sich abschwi-
chenden Konjunktur vielleicht dringender denn je bend-
tigen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Und Sie pliindern diese Bank! Dass sich Schwarz-Gelb
nun sogar bei Investitionsmitteln bedient, um Leistungen
wie das Betreuungsgeld gegenzufinanzieren, das belegt
einmal mehr: Das ist Politik von gestern und wird auf
Kosten der Zukunft bezahlt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Diese Bundesregierung tut nichts, um den erkennba-
ren Fliehkriften in unserer Gesellschaft Einhalt zu ge-
bieten. Es sind keine kraftvollen Initiativen erkennbar,
um Deutschland wirtschaftlich in der Champions League
zu halten.

Was ist mit dem gemeinsamen Fehler, den wir mit
dem Kooperationsverbot im Grundgesetz gemacht ha-

ben, und der Notwendigkeit, das Bildungssystem in
Deutschland zu reformieren? Welche Antworten hat die
Bundesregierung auf die steigenden Energiepreise, auf
die steigenden Belastungen von privaten Haushalten und
Industriebetrieben? Welche Antworten haben Sie zur
dramatischen Finanzlage der Kommunen, zur Unter-
finanzierung von Bildung, zu den steigenden Mieten und
wenig bezahlbarem Wohnraum und zur dramatischen
Spaltung des Arbeitsmarktes? Welche Antworten liefern
Sie der deutschen Offentlichkeit?

(Zurufe von der SPD: Keine!)
Keine.

Sie ignorieren stréiflich die Drift in der Einkommens-
und Vermogensverteilung. Die Schere zwischen Arm
und Reich in Deutschland nimmt deutlich zu. Ich emp-
fehle Thnen, dazu das sehr lesenswerte Buch Der Preis
der Ungleichheit des US-Okonomen und Nobelpreistri-
gers Joseph Stiglitz zu lesen. Der Preis der Ungleichheit
bestehe darin, so schreibt er, dass eine Nation nicht mehr
in der Lage sei, das Bestmogliche aus den Fahigkeiten
ihrer Biirgerinnen und Biirger zu machen. Weiter heif3t
es, die vermogenden, teilweise durchaus nur noch ihr
personliches Interesse wahrnehmenden Eliten wiirden
Infrastruktur, Bildung und Innovation kaputtsparen. Ge-
nau dieses Risiko lastet auch auf der Bundesrepublik
Deutschland.

(Beifall bei der SPD)
Ich stelle Thnen diese Lektiire anheim.

Sie ignorieren ebenso die Unterschiede in der Bezah-
lung von Frauen und Ménnern. Frauen verdienen in
diesem Land durchschnittlich 23 Prozent weniger als
Mainner. Wo ist Thre Initiative fiir ein Entgeltgleichheits-
gesetz, das mit dieser Ungerechtigkeit aufraumt?

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Frauen stoen bei der Gestaltung ihrer Karriere nach
wie vor an glaserne Decken. Was tun Sie dagegen? Sie
streiten {iber eine sogenannte Flexi-Quote.

Sie gaukeln mit Threm Gesetzentwurf zur kalten Pro-
gression den Biirgern einen Befreiungsschlag vor, der
zwar fir den Einzelnen vernachlédssigbare Verteilungs-
effekte hat, wohl aber ernste Belastungen fiir alle Ge-
bietskorperschaften in der Bundesrepublik Deutschland
hervorruft. Niedrigstverdiener haben von der Abschaf-
fung der kalten Progression allenfalls eine Entlastung
von knapp 2 Euro, mehr nicht. Ich sage Thnen an dieser
Stelle: Ja, selbstverstandlich wird die SPD, auch auf
Landerebene, die Erhéhung des steuerfreien Minimums
mittragen. Wenn Sie einen Vorschlag machen wiirden,
der den inflationsbedingten Staubsaugereffekt vornehm-
lich bei unteren und mittleren Einkommen beseitigen
wiirde, und dies mit dem Vorschlag einer Gegenfinanzie-
rung liber einen erhohten Spitzensteuersatz verbinden
wiirden, dann wiirden wir in der SPD gemeinsam auf-
horchen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)
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Die ungeahnten Folgen des chaotischen Ausstiegs aus
dem Ausstieg des Ausstiegs aus der Kernenergie muss
ich Thnen nicht langer vorhalten. Diese sind ndmlich so
offensichtlich, dass Sie es inzwischen mit einer entspre-
chenden Kritik nicht nur von der SPD, den Griinen und
den Gewerkschaften, sondern auch von vielen Unterneh-
mern und Wirtschaftsverbdnden zu tun haben. Dieser
Ausstieg aus dem Ausstieg des Ausstiegs aus der Kern-
energie ist jenes Projekt, das Sie mit groBem Aplomb als
,Energiewende* bezeichnen.

Besser als eine Ethikkommission, Frau Bundeskanz-
lerin, wire damals eine Expertenkommission gewesen,
die sich mit den Erzeugungskapazititen, mit Kosten-
und Preisgeriisten, mit den technischen Voraussetzungen
fiir ein immer dezentraleres Energieversorgungssystem
und mit den infrastrukturellen Notwendigkeiten beschéf-
tigt und Thnen die Vorlage fiir einen Masterplan geliefert
hitte.

(Thomas Oppermann [SPD]: So ist es!)

Von einem solchen Masterplan kann bei Ihnen keine
Rede sein, sondern Sie lassen das alles im Streit der Zu-
standigkeiten Threr Ressorts laufen und stimmen es mit
den Landern zu spit ab. Jede Frittenbude in Deutschland
wird besser gemanagt als die Energiewende in diesem
Land.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Statt eine energiepolitische Strategie aus einem Guss
zu verfolgen, arbeiten Sie sich von Gipfel zu Gipfel vo-
ran. Niemand hier in diesem Saal weill noch genau, wel-
cher Gipfel eigentlich welches Ergebnis hatte. Es ist bei
Ihnen wie immer dasselbe: Gipfel statt Strategie, Insze-
nierung statt Substanz, Palaver statt Losungen, Nebel
statt Klarheit. Aber dariiber verliert diese Regierung
Zeit, die unser Land nicht hat.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Sie sind die groBite Investitionsbremse bei der Ener-
giewende, worunter konkrete Unternehmen entlang der
Kiiste ldngst leiden, zum Beispiel die SIAG Nordsee-
werke GmbH in Emden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Dies schreiben Thnen elf Windparkbetreiber, darunter die
vier groBen EVUs, in einem Brief ins Stammbuch. Thre
Reaktion ist aber gleich null.

Frau Bundeskanzlerin, Sie sind mit Threr Semantikab-
teilung Weltmeisterin in der Erfindung von Etiketten. Es
sind aber folgenlose Etiketten: ,,Energiewende®, ,,Bil-
dungsrepublik Deutschland”, ,,Lebensleistungsrente®,
was ein nackter Zynismus ist,

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
LINKEN)

,Herbst der Entscheidungen® — davon haben wir 2011
einmal gehort —, ,,Jahr des Vertrauens® — das war auch

2011 —, ,,Lohnuntergrenze” — Frau von der Leyen hat
sich inzwischen in einer Talkshow damit gebriistet, sie
hitte den Mindestlohn erfunden —,

(Lachen bei der SPD und der LINKEN)

»lechnologie, Talente und Toleranz*. Das alles sind Eti-
ketten ohne jede Folge. Dazu gehdrt auch Thr Spruch von
,,mehr Europa®.

Damit sind wir bei Europa.

Es ist nicht erst seit zehn Tagen klar, sondern eigent-
lich seit dem ersten Griechenland-Paket offensichtlich,
dass die Probleme von Griechenland zu gro8 sind und
dass Griechenland grof3e Miihe hat, eine funktionsfahige
und effiziente Staatsverwaltung aufzubauen, und bis
heute nicht in der Lage ist, die Flucht von Kapital in
Steueroasen zu bremsen. Es ist offensichtlich, dass die
Rezession in diesem Land sich in eine Depression wei-
terentwickelt, zu einer Austeritat fiihrt und die staatliche
und gesellschaftliche Ordnung dieses Landes zu destabi-
lisieren droht. Es ist offensichtlich, dass Griechenland in
diesem Jahrzehnt nicht wieder zu einigermallen aus-
kémmlichen Konditionen an die Kapitalméarkte zuriick-
kehren wird. All dies ist offensichtlich.

Es ist so offensichtlich, Frau Bundeskanzlerin, dass
man diese Probleme ,,mit einem Mix aus Warten, Wurs-
teln und Wegsehen®, wie die Siiddeutsche Zeitung ge-
schrieben hat, nicht mehr iibertiinchen kann.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Die Stunde der Wahrheit ist da. Nach allgemeiner Ein-
schitzung, Frau Bundeskanzlerin, muss endlich eine
konkrete Entlastung von Griechenland und nicht nur
eine bloe Verschiebung des Schuldendienstes stattfin-
den. Griechenland muss substanziell entlastet werden.

Bezogen auf den Radikalvorschlag von Frau Lagarde
hei3t das: Es ist gar nicht einmal das storende und sehr
weit reichende Element, dass sie fiir einen weiteren
Schuldenschnitt pladiert, das Sie in Verlegenheit bringt,
sondern was Sie in Verlegenheit bringt, ist die dahinter-
stechende knallharte Analyse der Direktorin des Interna-
tionalen Wéhrungsfonds, die lhren Schleiertanz nach
den Melodien ,,Kein Cent fiir die Griechen — das war im
Frithjahr 2010 — bis hin zu ,,Es wird kein zusétzliches
Geld fiir Athen geben* — das ist die neue Melodie — auf-
fliegen ldsst. Diesen Schleiertanz haben Sie uns, der
deutschen Offentlichkeit und auch Ihrer eigenen Koali-
tion zu lange vorgefiihrt, mit dem Ergebnis, dass Ihre
Koalition, insbesondere Ihre Fraktion, Ihnen zunehmend
rote Linien setzt, die Sie in Europa handlungsunfihig
machen. Das ist das Zusammenspiel Thres Schleiertanzes
mit den darauffolgenden Reaktionen Ihrer eigenen Frak-
tion.

(Beifall bei der SPD)

Sie haben so viele rote Linien aus Ihren eigenen Rei-
hen zu beachten, dass Sie sich in Europa nicht mehr kon-
struktiv aufstellen konnen, um diese Krise zu 16sen. Die
Zeit des Lavierens, Abwartens und auch der Scheibchen-
diplomatie ist allerdings vorbei. Machen Sie sich selbst
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ehrlich und endlich eine klare Ansage! Die Finanzliicke
Griechenlands ist ohne Inanspruchnahme des deutschen
Steuerzahlers nicht zu schlieBen. Wir sind langst in einer
Haftungsunion, und fiir die Stabilisierung der Européi-
schen Wihrungsunion werden wir wie fiir die deutsche
Wiedervereinigung Opfer bringen miissen. Ein Schul-
dentilgungsfonds, eine faktische Entlastung Griechen-
lands, ist besser als eine unter wachsendem Problem-
druck unkonditionierte Staatsfinanzierung durch die
EZB. Sagen Sie dies endlich der deutschen Offentlich-
keit!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Sagen Sie einfach, was ist! Damit beginnt jede Politik.

Es ist eine ganz einfache Ableitung: Erstens. Ein Kol-
laps Griechenlands fiihrt zu unhaltbaren politischen und
6konomischen Kosten. Das ist die Erkenntnis, die Sie in
der Sommerpause auch gewonnen haben. Zweitens.
Deshalb muss Griechenland in der Euro-Zone gehalten
und stabilisiert werden. Drittens. Dafiir braucht es mehr
Zeit und eine Streckung der Auflagen, die Griechenland
erfiillen muss. Viertens. Dies fiithrt unabweisbar zu einer
Finanzliicke.

Das ist eine ganz klare Ableitung. Sie ist nicht durch
irgendein Mixtum compositum zu schliefen, nach dem
Motto: Dann reduzieren wir einmal die Zinsen ein biss-
chen, eventuell auf deutsches Niveau. Was wiirden denn
Spanien und Italien dazu sagen, wenn gleichzeitig deren
Zinsen hochgingen? Oder mit Blick auf eine Streckung
in den Laufzeiten? Oder indem Geld zum Abkauf von
Staatsanleihen bei Privaten zu einem giinstigeren Kurs
investiert wird? Oder indem sogar ein weiterer Schul-
denschnitt ansteht? Alles kostet Geld. Alles betrifft die-
sen Bundeshaushalt. Deshalb wire es angemessen, dass
Sie bei diesen Unwigbarkeiten die Verabschiedung die-
ses Haushaltsentwurfes so lange verschieben, bis in
Europa Klarheit ist.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Ich will mich mit den kurzfristigen Auswirkungen gar
nicht beschéftigen, die eine Bonitdtsabstufung von
Frankreich und die Vertagung der gestrigen Euro-
Gruppe haben. Das wollen wir alle nicht herbeireden.
Aber womit ich mich beschéftige, ist: Wie reagieren
denn die Finanzmaérkte, wenn sie merken, dass Ihre Ent-
scheidungen vom 29. Juni dieses Jahres im Europii-
schen Rat folgenlos gewesen sind? Haben Sie nicht bei
Spanien die Hoffnung genihrt, dass eine Direktkapitali-
sierung spanischer Banken aus dem ESM mdglich ist?
Das haben die sich ja nicht ausgedacht. Sie haben dies an
eine Kondition gebunden. Mit der Erfiillung dieser Kon-
dition rechneten diese mediterranen Lander zum 1. Ja-
nuar 2013.

Erkennbar ist Ihr Sinnen und Trachten darauf gerich-
tet, dass es zu dieser Bankenunion als Voraussetzung fiir
eine solche Direktkapitalisierung nicht kommt. Aber
wenn sie nicht kommt: Was heifit das fiir Spanien und
fiir die Erwartungen der Finanzmirkte? Was heif3t das,

wenn das Draghi-Programm so nicht greift, wo er entge-
gen Thren urspriinglichen Uberzeugungen bereit ist,
Staatsanleihen unlimitiert aufzukaufen, unter der Vo-
raussetzung, dass sich die Lander vorher den Auflagen
des ESM stellen? Aber vielleicht gibt es einige Lénder,
die sich diesen Auflagen gar nicht stellen wollen? Viel-
leicht ist Herr Rajoy mit der spanischen Regierung gar
nicht bereit, diese Bedingungen zu erfiillen? Gerét damit
die Bundesrepublik Deutschland und geraten Sie als Re-
gierung auf eine Rutschbahn, an deren Ende Sie an dem
Punkt landen, den wir Thnen schon immer vorausgesagt
haben, ndmlich dass wir zahlen miissen?

Die Frage ist, wie die Finanzmérkte reagieren, wenn
sie feststellen, dass vieles folgenlos geblieben ist. Ich
stelle in diesem Zusammenhang auch die Frage: Was ist
eigentlich aus der Umsetzung des Wachstums- und Be-
schéftigungspaktes vom 29. Juni dieses Jahres gewor-
den?

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Was ist denn konkret mit der Umsetzung der Finanz-
transaktionsteuer? Sie konnen sich daran erinnern, dass
nicht nur fiir meine Fraktion, sondern auch fiir die Frak-
tion von Biindnis 90/Die Griinen diese beiden Punkte die
Voraussetzung filir unsere Zustimmung bei einer Zwei-
drittelmehrheit, die Sie brauchten, und von konstitutiver
Bedeutung waren. Wenn wir uns in diesem Punkt von
Ihnen hinter die Fichte gefiihrt fithlen, dann werden wir
Ihnen nicht erneut die Kastanien aus dem Feuer holen,
wenn Sie wieder unsere Zustimmung brauchen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Meine Damen und Herren, ob Haushaltskonsolidie-
rung oder Thre Europapolitik, ob endlose Streitereien
iiber Dinge wie das Betreuungsgeld, die wir nicht brau-
chen, oder Thr riickwirtsgewandtes Gesellschaftsbild, ob
Tatenlosigkeit bei der sozialen Spaltung des Landes oder
Ihr Dilettantismus bei der Energiewende: Diese Stiimpe-
rei muss endlich authdren!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Sie miissen, Frau Bundeskanzlerin, diese Fahigkeiten
zum Aussitzen und Abwarten irgendwo gelernt haben,
diese Neigung, sich nicht zu exponieren, schon in der
Deckung zu bleiben, um dann auf den Zug zu springen,
in dem die meisten Fahrgiste sind. Sie haben zu lange
den Zusammenhalt Threr Koalition iiber die Interessen
unseres Landes und die Interessen eines gemeinsamen
Europas gestellt. Im September 2013 ist es endlich so
weit, dass dies beendet werden kann. Dazu werde ich
beitragen.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Dieser Haushaltsentwurf ist der letzte einer schwarz-
gelben Koalition, der zur Abstimmung entweder am
Freitag ansteht oder spiter, wenn Sie auf meine Bitte
eingehen, diese Verabschiedung zu verschieben.
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Herzlichen Dank fiir IThre Aufmerksamkeit.

(Anhaltender Beifall bei der SPD — Beifall
beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Prasident Dr. Norbert Lammert:
Das Wort hat nun die Bundeskanzlerin.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und
der FDP)

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:

Herr Prisident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich glaube, wir
sind uns in diesem Hause weitgehend einig dariiber, dass
wir diesen Haushalt in einer schwierigen européischen
und in einer schwierigen internationalen Lage vorlegen.
Es ist gerade drei Jahre her, als wir den stirksten Wirt-
schaftseinbruch in der Geschichte unseres Landes hat-
ten: 5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts. Wir mussten
im Jahr 2010 einen Krisenhaushalt mit einer Neuver-
schuldung von iiber 80 Milliarden Euro vorlegen. Das
war die hochste Neuverschuldung, die je in einem Haus-
halt stand. 2011 konnten wir als erstes groB3es Industrie-
land wieder das Vorkrisenniveau erreichen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Das alles hat in den letzten drei Jahren stattgefunden.

Es ist gelungen, was wir gerne wollten: dass Deutsch-
land stirker aus der Krise herauskommt, als es hineinge-
gangen ist.

(Zuruf von der SPD: Und auch wieder
hereinkommt!)

Dazu haben viele einen Beitrag geleistet. Das wurde in
der GroBen Koalition begonnen, aber die christlich-libe-
rale Koalition hat es weitergefiihrt.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Was denn?)

Wir konnten Fehler korrigieren mit dem schon genann-
ten Wachstumsbeschleunigungsgesetz,

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP —
Widerspruch bei der SPD)

indem wir mehr fiir Unternehmen gemacht haben, indem
wir Erbschaften bessergestellt und damit Unternechmen
das Verbleiben im Lande ermdoglicht haben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Damen und
Herren, diese Erfolgsbilanz darf man ja auch einmal an-
sprechen. Ein niichterner Blick auf die Fakten zeigt:
Diese Bundesregierung ist die erfolgreichste Bundes-
regierung seit der Wiedervereinigung.

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und der
FDP — Lachen bei der SPD, der LINKEN und
dem BUNDNIS 90/DIE GRUNEN - Jiirgen
Trittin [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Nach
dem 11.11.! Genau!)

Ich will das auch gerne begriinden.

Sie ist die erfolgreichste Bundesregierung seit der
Wiedervereinigung, weil wir — das ist fiir die Menschen

im Lande wichtig; das sollte man jetzt in diesem Haus
nicht vergessen — den tiefsten Stand der Arbeitslosigkeit
seit der Wiedervereinigung haben.

(Thomas Oppermann [SPD]: Damit haben Sie
doch nichts zu tun!)

Das bedeutet mehr Teilhabe fiir Millionen von Men-
schen — von Biirgerinnen und Biirgern und ihren Fami-
lien.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir sind die erfolgreichste Bundesregierung, weil wir
mehr fiir Forschung und Bildung ausgeben, als es seit
der Wiedervereinigung jemals geschehen ist.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Das bedeutet mehr Chancen fiir junge Menschen.

Wir sind die erfolgreichste Bundesregierung seit der
Wiedervereinigung — ich glaube, sogar iiber die Wieder-
vereinigung hinaus —, weil es noch nie eine solche Ent-
lastung fiir die Kommunen in unserem Lande gegeben
hat.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir arbeiten an zwei ehrgeizigen Projekten. Zu dem
einen, der Energiewende, kann ich nur sagen: Als Sie da-
mals den Ausstieg unter Rot-Griin fiir 2022 veranlasst
haben, haben Sie sich um keinerlei Vorsorge, was Lei-
tungsbau, EEG und anderes anbelangt, gekiimmert,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir haben an einer anderen Stelle akzeptiert, dass die
Realitédt sich gedndert hat. Wir haben die Wehrpflicht
ausgesetzt. Wir bauen die Bundeswehr um. Das ist eines
der ganz groen Projekte, die fiir unser Land wichtig
sind. Nebenbei konnten wir noch einen Freiwilligen-
dienst einfiihren, der seinesgleichen sucht, und das Eh-
renamt in unserem Land sehr starken.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Das heifit, die Menschen konnen sich auf uns verlas-
sen. Aber sie kénnen auch darauf bauen, dass wir in die
Zukunft blicken. Wir wissen: Fiir eine gute Situation
heute, die auch am morgigen Tag gilt, muss immer neu
gearbeitet werden, und das in drei Bereichen: solide
Finanzen, Solidaritdt mit den Schwicheren in der Ge-
sellschaft und Erhaltung und Festigung der Wettbe-
werbsfahigkeit.

Beginnen wir einmal mit den soliden Finanzen. Die
Neuverschuldung ist auf ein Niveau von 17,1 Milliarden
Euro heruntergekommen.

(Dr. Frank-Walter Steinmeier [SPD]: Der
Haushalt ist heruntergekommen!)

Das heifit, wir erfiillen, drei Jahre bevor die Schulden-
bremse es von uns verlangt, die Vorgabe, die strukturelle
Neuverschuldung auf 0,35 Prozent zu begrenzen. Das
sucht seinesgleichen, zum Beispiel bei den Landern, und
zeigt, was der Bund hier leistet.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
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Des Weiteren sagen wir — das haben wir in dem schon
genannten Koalitionsausschuss festgelegt — Wenn sich
die wirtschaftliche Lage verniinftig weiterentwickelt,
dann werden wir 2014 daran arbeiten, die strukturelle
Neuverschuldung noch einmal zu senken, und zwar auf
null. Auch das ist ein ambitioniertes Ziel. 2016 — das
konnen Sie der mittelfristigen Finanzplanung entnehmen
— wollen wir die Neuverschuldung auf null gefiihrt ha-
ben. Das wire das erste Mal seit iiber 40 Jahren. Das ist
unser Blick in die Zukunft, und der ist verniinftig.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir wissen aber: Solide Finanzen sind natiirlich kein
Selbstzweck, sondern es geht letztendlich darum, was
die Menschen im Lande davon haben. Neben der Tatsa-
che, dass wir zukunftsfahiger werden, wenn wir uns we-
niger neuverschulden und wenn wir langfristig Schulden
abbauen, ist eines der wesentlichen Resultate der guten
Situation auf dem Arbeitsmarkt, dass in den letzten Jah-
ren auch die Einkommensungleichheit gesunken ist. Das
zeigt sich daran, dass zum Beispiel zwischen 2005 und
2010 1100 Euro mehr pro Haushalt im Osten und
600 Euro mehr im Westen inflationsbereinigt zur Verfii-
gung standen. Diese Entwicklung setzt sich jetzt gerade
fort. Einkommensungleichheit wird verringert, indem
wir mehr Menschen in Arbeit bringen. Das ist die Lehre
aus den letzten Jahren. Dieser Kurs muss fortgesetzt
werden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ich weil3, dass die gute Situation, die sich heute in un-
serem Lande darstellt, ganz wesentlich von den Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern und den Unternehmern
in unserem Lande erarbeitet wurde, und zwar jeden Tag
aufs Neue, mit viel Leidenschaft, mit viel Herzblut, mit
viel Ausbildung und allem, was dazu gehort. Aber ge-
rade deshalb bedeuten solide Finanzen natiirlich auch,
dass wir da, wo wir den Menschen Freirdume er6ffnen
konnen, sie ihnen auch eréffnen.

Was wir geschafft haben, sind zwei Dinge: einerseits
die sozialen Sicherungssysteme, auf die wir in diesem
Land stolz sein konnen — Rentenversicherung, Pflege-
versicherung, Arbeitslosenversicherung —, zu stirken,
ihnen ihre Aufgabenerfiillung zu ermdglichen, und ande-
rerseits da, wo es moglich ist, den Kurs durch Entlastung
von Lohnzusatzkosten fortzusetzen, um wieder mehr Ar-
beitspldtze zu schaffen. Das ist genau der Kreislauf, auf
den wir setzen, weil wir den Menschen im Lande etwas
zutrauen, meine Damen und Herren; das ist vielleicht
auch der Unterschied zwischen Thnen und uns.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Deshalb sagen wir: Ja, wir senken den Rentenversi-
cherungsbeitrag, so wie es im Ubrigen die rechtliche
Lage erfordert,

(Peer Steinbriick [SPD]: Das kann man ja
andern!)

weil wir wissen, dass wir langfristig vor grolen Heraus-
forderungen stehen, aber auch, weil wir wissen, dass wir
gerade jetzt in einem sehr fragilen Umfeld arbeiten und
alles, was Entlastung moglich macht, wieder wachs-

tumsfordernd wirkt. So haben wir es im Ubrigen auch
mit dem Gesundheitsbeitrag in der GroBen Koalition ge-
macht. Das nur einmal zur Erinnerung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Und wir haben die Praxisgebiihr abgeschafft — auch
das war der letzte Koalitionsausschuss —; das wurde of-
fensichtlich von allen befiirwortet. Der Vizeprasident
des Deutschen Bundestages, der seines Zeichens ein
Mitglied der SPD-Fraktion ist, hat darauf hingewiesen,
dass es selten vorkommt, dass in so grofer Einmiitigkeit
Entscheidungen getroffen werden. Meine Damen und
Herren, sagen Sie einfach einmal Danke an die FDP, die
das Abschaffen der Praxisgebiihr ermdglicht hat.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU — Lachen bei der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN - Volker
Kauder [CDU/CSU]: Danke an die FDP!)

Wir haben gleichzeitig den Vorschlag gemacht, dass
wir in einer Zeit, in der die Einkommen nach langer
Lohnzuriickhaltung in Deutschland wieder steigen, nicht
die Steuern senken, sondern dass wir nichts anderes ma-
chen, als den Menschen das, was ihnen durch die kalte
Progression und die Inflation genommen wird, durch die
Erhohung des Grundfreibetrags wieder zuriickzugeben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Sie miissen mir einmal erkldren, warum es gerecht
sein soll, dass der Staat zwar den Menschen mit unteren
und mittleren Einkommen das zuriickgeben will, was er
sich vorher, obwohl es ihm eigentlich gar nicht gehort
und ihm nur durch Nebeneffekte zugefallen ist, genom-
men hat, dass er aber just in dem Moment zum Beispiel
fur die Mittelstdndler, die vielleicht etwas mehr verdie-
nen, gleich noch einmal die Steuern erhdht. Mir leuchtet
das nicht ein. Das ist nicht gerecht.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Oder um es andersherum zu sagen: Lieber geben Sie
denjenigen mit unteren und mittleren Einkommen nichts
zuriick, wenn Sie nicht gleichzeitig denjenigen mit hohe-
ren Einkommen etwas nehmen kénnen. Das ist eine tolle
Politik in Zeiten der ersten Reallohnzuwichse seit Jah-
ren, meine Damen und Herren. Das muss man hier ein-
fach einmal aussprechen.

Unsere Vorstellung von Gesellschaft ist, dass gerade
auch die Kommunen Handlungsspielrdume haben. In
den Kommunen findet Politik nah bei den Menschen
statt. Wir wissen, dass eine der groen Herausforderun-
gen der Zukunft die demografische Verdanderung ist. Wir
wissen, dass Altersarmut ein Thema ist, das mit anstei-
gender Bedeutung gerade die Kommunen beschéftigen
wird. Genau deshalb haben wir gesagt: Wir {ibertragen
die Kosten der Grundsicherung auf den Bund, und zwar
fiir alle Zeiten. Das ist einer der groBen Beitrdge fiir
mehr freiheitliche Politik in unserem Land, fiir mehr
kommunalen Handlungsspielraum. Die kommunalen
Spitzenverbande erkennen das auch an. Das sollten Sie
ebenfalls tun, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
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Was die zukiinftigen Herausforderungen angeht, ist
mit Sicherheit die demografische Verdnderung eine der
ganz groflen Herausforderungen fiir unsere Gesellschaft.
Die Bundesregierung hat deshalb nicht nur die Lage ana-
lysiert und die Handlungsfelder, in denen wir agieren
miissen, bestimmt; wir haben uns auch an alle Mitstreiter
in dieser Frage gewandt. Im Ubrigen haben wir auch
sehr positive Antworten bekommen. Jetzt werden wir
die Demografiestrategie Schritt fiir Schritt umsetzen —
zusammen mit den Kommunen, mit den Landern, mit
den kommunalen Spitzenverbanden und mit anderen
Akteuren.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Betreuungs-
geld!)

Wir haben aber natiirlich auch schon erste Schritte
unternommen. Ich will hier nennen: die Allianz fiir Men-
schen mit Demenz, zusétzliche Leistungen fiir Demenz-
kranke — diese konnen wir jetzt endlich in der Pflegever-
sicherung besser darstellen — und die Forderung der
privaten Pflegevorsorge. Das sind nur drei Punkte, bei
denen wir ganz konkret beginnen, dem demografischen
Wandel entgegenzuwirken.

Natiirlich wissen wir: Gerade in Zeiten, in denen sich
die Bevolkerung so entwickelt, dass wir mehr &ltere
Menschen haben, in denen die Lebensdauer gliicklicher-
weise auch langer ist, gilt es vor allen Dingen, den Fami-
lien den Spielraum und die Lebensmdoglichkeiten zu ge-
ben, die Zukunft zu bewiltigen; denn in Familien
werden Werte vermittelt, die der Staat so nicht vermit-
teln kann.

(Zuruf von der SPD: Deshalb fiihren Sie das
Betreuungsgeld ein!)

Wir setzen daher auf Wahlfreiheit. Deshalb haben wir
das Betreuungsgeld hier beschlossen.

(Zurufe von der SPD und der LINKEN —
Renate Kiinast [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Das ist doch das Gegenteil!)

Das haben wir hier ausfiihrlich diskutiert. Dazu mochte
ich heute gar nichts sagen. Die Problematik beziiglich
der Wahlfreiheit zeigt sich aber natiirlich vorrangig da-
rin, dass Deutschland {iber Jahrzehnte zu wenige Kinder-
betreuungsplitze fiir unter Dreijihrige hatte. Im Ubrigen
hat Rot-Griin in den Jahren seiner Regierung gar nichts
daran gedndert. Da mussten wir erst einmal kommen,
meine Damen und Herren, um dafiir zu sorgen, dass man
damit tiberhaupt einmal einfangt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP —
Renate Kiinast [BUNDNIS 90/DIE  GRU-
NEN]: Sie haben uns doch dafiir immer be-
schimpft! — Zurufe von der SPD)

Ohne eine CDU-Familienministerin in der Gro3en Ko-
alition wiére es doch gar nicht dazu gekommen. Das
miissen die Menschen im Lande doch einmal wissen.

(Zuruf der Abg. Elke Ferner [SPD])

Wir haben 4 Milliarden Euro fiir die Kleinkindbetreu-
ung eingesetzt. Wir haben jetzt noch einmal 580 Millio-
nen Euro draufgelegt. Wir zahlen die Betriebskosten.

Das alles tun wir trotz der Nichtzustidndigkeit des Bun-
des, weil wir iiberzeugt sind, dass die Zukunft unseres
Landes davon abhéingt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP —
Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Das ist ja
Comedy!)

Nachdem wir nun verabschiedet haben, dass wir noch
einmal zusétzliches Geld in die Hand nehmen, sage ich
— auch im Einvernehmen mit der zustdndigen Ministerin —
Jetzt ist es an den Léandern, auch wirklich das Ziel umzu-
setzen, das wir gemeinsam vereinbart haben, nimlich
den Rechtsanspruch auf einen Kitaplatz zum 1. August
2013, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Natiirlich miissen wir auch darauf achten, dass keine
Generation iiber Gebiihr belastet wird. Das wird uns in
den nichsten Jahren ganz wesentlich beschiftigen; denn
die jungen Menschen sind heute viel mobiler, als sie das
frither waren. Keiner in Deutschland kann gezwungen
werden, zu arbeiten. Deshalb miissen wir auf eine Gene-
rationenbalance achten.

Wir haben eine Situation, in der wir bis 2030 6 Mil-
lionen Erwerbstétige weniger haben werden. Wir haben
eine Situation, in der sich das Verhéltnis zwischen Er-
werbstétigen und Rentnern bis 2030 von heute drei zu
eins auf zwei zu eins, also zwei Erwerbstitige auf einen
Rentner, verdndern wird.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Haben
wir denn noch Wirtschaftswachstum?)

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen, wir haben darauf ja die richtige Antwort ge-
funden.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Nein!)

Wir haben gesagt: Wenn die Menschen ldnger leben,
dann miissen wir die Arbeitszeit verlangern. Deshalb ha-
ben wir uns fiir die Rente mit 67 entschieden.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Renten-
kiirzungen!)

Ich rate uns allen dringend, den Menschen keinen Sand
in die Augen zu streuen und heute nicht wieder so zu
tun, als wére das alles nicht nétig und als wire es besser,
bis 2020 zu warten und dann zu entscheiden. Dann wiir-
den die Einschnitte viel dramatischer sein.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Stattdessen sollten wir doch einmal das anschauen,
was wir geschafft haben. 2001 betrug die Erwerbstéti-
genquote der 60- bis 64-Jéhrigen 21 Prozent, war also je-
der Fiinfte erwerbstitig. 2011 waren es 44,2 Prozent.
Das heif3t, wir haben den Anteil verdoppelt. Ich bin da-
mit nicht zufrieden. Ich weil3 auch, dass diese Zahl bei
den sozialversicherungspflichtigen Beschiftigungsver-
héltnissen geringer ist. Aber sollten wir diese Entwick-
lung nicht lieber positiv aufnehmen und darauf auf-
bauen, anstatt den Menschen einzureden, das sei alles
gar nicht notig?
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(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Wir sagen: Wir wollen, dass alle bis 64 oder 65 Jahre im
Erwerbsleben sein konnen. Da werden auch viele Be-
triebe umdenken miissen. Aber diese Herausforderungen
miissen wir annehmen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — Zu-
ruf des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE
LINKE])

Wenn man richtig hingehdrt hat, weill man: Natiirlich
haben wir uns im Koalitionsausschuss mit dem Thema
Altersarmut beschiftigt.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD)

Wer jetzt behauptet, dass das Thema Altersarmut die
Menschen nicht interessiert — denn angeblich beschéfti-
gen wir uns ja nur mit Sachen, die die Menschen nicht
interessieren —,

(Peer Steinbriick [SPD]: Wer sagt denn das?)
der sagt schlichtweg nicht die Wahrheit.
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Denn das Thema Altersarmut ist ein Thema.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Dann machen Sie
doch mal was!)

Sie haben damals unter Rot-Griin die Grundsicherung
eingefiihrt. Wir haben damals die Grundsicherung iiber-
nommen. Das war eine richtige Entscheidung. Ich rate
uns jetzt allen, diese Entscheidung, die so alt auch noch
nicht ist, nicht wieder so schlechtzureden, dass die Men-
schen den Eindruck haben, das sei etwas, was gar nicht
akzeptabel ist. So etwas wie eine Grundsicherung gibt es
in vielen Léndern nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Aber wir sagen auch: Wer 40 Jahre gearbeitet hat, wer
privat vorgesorgt hat, der soll eine Rente aus der Renten-
kasse bekommen. Dafiir steht die christlich-liberale Ko-
alition, und dafiir werden wir unsere Vorschldge vorle-
gen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — Zu-
ruf von der SPD: Nennen Sie mal Zahlen! —
Sigmar Gabriel [SPD]: 30 Cent pro Jahr! Das
ist doch zynisch, was Sie da machen!)

Dann mdchte ich daran erinnern, dass der wichtigste
Faktor, mit dem wir unseren Wohlstand erhalten kénnen,
die Investition in Bildung und Forschung ist. Hier hat die
Koalition mehr getan als alle Koalitionen vor ihr. Sie hat
knapp 4 Milliarden Euro pro Jahr mehr investiert. Jeder
weil}, dass Wissenschaftler aus dem Ausland zu uns zu-
riickkommen, weil die Berechenbarkeit von Forschungs-
bedingungen in Deutschland inzwischen ein Standort-
markenzeichen geworden ist.

Ich will auch noch an das erinnern, was wir in den Be-
reichen geschafft haben, in denen wir mit den Léndern
zusammenarbeiten. 2008 hatten wir einen Qualifizie-
rungsgipfel mit den Ministerprisidenten. Wir haben in-

zwischen eine Studienanfdngerquote von 50 Prozent.
Wir haben inzwischen weniger Schulabbrecher. Wir ha-
ben inzwischen mehr Migrantinnen und Migranten, die
einen Schulabschluss machen. Es sind aber immer noch
zu viele, die keinen machen. Fast doppelt so viele miiss-
ten ihn machen. Aber wir sind auf einem guten Weg, und
diesen Weg werden wir ganz gezielt fortsetzen, gerade
im Bereich der Integration. Denn auch hier zeigt sich,
wie wir in der Zukunft mit unserer Gesellschaft klar-
kommen kénnen.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen, dass die Jugendarbeitslosigkeit mit die ge-
ringste in Europa ist, dass sie in den letzten Jahren hal-
biert wurde, ist doch ein Riesenerfolg. Sagen wir doch
den Jugendlichen: Hier arbeiten wir weiter. Keiner darf
verloren gehen. — Aber malen wir doch nicht ein schwar-
zes Bild von Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wenn es um Kooperationsverbote geht, dann emp-
fehle ich IThnen einfach, der beantragten Anderung des
Grundgesetzartikels 91 b zuzustimmen. Genau damit
wollen wir das Kooperationsverbot im Wissenschaftsbe-
reich aufheben. Die Bundesbildungsministerin ist gliick-
licherweise so mutig, einfach das zu machen, was not-
wendig ist, sei es in Baden-Wiirttemberg, sei es in Berlin
hinsichtlich der Kooperation von Charit¢ und Max-
Delbriick-Centrum. Aber es ware schoner, wir konnten
es auf eine gemeinsame Grundlage stellen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Also, strauben Sie sich nicht. Seien Sie mutig. Gehen Sie
auf unser Anliegen ein, das Kooperationsverbot zuerst
da abzuschaffen, wo es moglich ist. Das ist meine Auf-
forderung an Sie.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP —
Renate Kiinast [BUNDNIS 90/DIE  GRU-
NEN]: Dann éndern Sie es doch bei der
Schule!)

Meine Damen und Herren, natiirlich werden wir ge-
rade im Energiebereich vor groe Herausforderungen
gestellt. Wir haben jetzt gliicklicherweise einen Arbeits-
modus mit den Ministerprasidenten gefunden.

(Lachen des Abg. Jirgen Trittin [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN])

— Ja, eine verniinftige Kooperation.
(Sigmar Gabriel [SPD]: Nach zwei Jahren!)

— Eine verniinftige Kooperation. Sie wissen, dass wir,
wenn ich mich recht erinnere, im Juni des Jahres 2011
die Energiewende beschlossen haben. Der Kooperations-
modus ist ein Jahr spéter in Kraft gesetzt worden.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Wir sind ja nicht
schuld daran, dass Sie vorher das Gegenteil
gemacht haben!)

Wir werden im Dezember den ersten Monitoringbericht
bekommen. Den werden Sie beraten konnen.
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(Sigmar Gabriel [SPD]: Donnerwetter!)

Wir sagen doch iiberhaupt nicht, dass es nicht eine
ganze Reihe von wirklichen Herausforderungen gibt.
Vor welchen Herausforderungen wir stehen, haben wir
bei der Novelle des Erneuerbare-Energien-Gesetzes zur
Photovoltaik erfahren. Es waren nicht die Koalitions-
fraktionen, die einen schnelleren Abbau verhindert ha-
ben, sondern es waren zum Schluss die Abstimmungs-
mechanismen mit dem Bundesrat.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP — Sigmar Gabriel [SPD]: Sie verste-
hen gar nicht, worum es hier geht!)

Ich sage nur: Es geht um ecine bessere Verzahnung.
Das miissen wir schaffen. Deshalb werden wir bis Mérz
auch Vorschlige dazu vorlegen. Im Ubrigen sind wir mit
den Ministerprasidenten darin iibereingekommen, dass
wir besser vernetzen und dass wir die zunehmende und
inzwischen auch in vielen Bereichen und an vielen Stun-
den des Tages gleichrangige Versorgung mit erneuerba-
ren Energien mit grundlastfahigen Kraftwerken sichern,
und zwar so, dass die Dinge Hand in Hand gehen: dass
die Speichermdglichkeiten besser werden und dass wir
dafiir die entsprechenden Netze haben. Dazu befindet
sich eine Vielzahl von Gesetzgebungsverfahren in Ar-
beit, die ich hier nicht alle aufzdhlen mochte.

Wir werden die Energiewende allerdings nur schaf-
fen, wenn wir auch im Bereich der Energieeffizienz
etwas erreichen. Hier gehort es wirklich zu den Para-
doxien, dass Sie das Wort ,,Energieeffizienz® wunderbar
im Munde fithren, wihrend die gesamte Gesellschaft,
alle Verbiande — von den Gewerkschaften iiber die Um-
weltverbdnde bis zu den kommunalen Spitzenverban-
den, Handwerksverbinden und den restlichen Wirt-
schaftsverbidnden — sagen: Bitte lasst uns ein steuerliches
Anreizprogramm fiir Gebdudesanierung machen. — Da-
rauf haben Sie uns bisher keine verniinftige Antwort ge-
geben. Das ist die Situation.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — Peer
Steinbriick [SPD]: Doch, das alte Programm!)

Sie wissen genau, eine solche steuerliche Forderung
der Gebédudesanierung finanziert sich nicht nur aus sich
heraus, sondern schafft noch Mehrwert. Das sagt jeder,
der von der Sache Ahnung hat. Deshalb sollten Sie das
wirklich noch einmal iiberdenken.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Warum haben Sie das
alte Programm dann gestrichen?)

Meine Damen und Herren, natiirlich ist Deutschland
mit dem, was ich beschrieben habe, und mit dem, was
wir noch in Angriff nehmen werden, nicht eine Insel,
sondern tief vernetzt mit der Weltékonomie und mit der
europdischen Wirtschaft. Europa befindet sich in einer
eher ernsten Lage. Deshalb sollten wir mit Ruhe und An-
erkennung auf das schauen, was in Europa passiert, aber
auch mit der Erkenntnis, dass diese Dinge nicht in ein,
zwel Jahren zu 16sen sind.

Der Chef des EFSF und des ESM, Herr Regling, sagte
uns vor wenigen Tagen: Die Unterschiede in den Lohn-
stiickkosten zwischen Nordeuropa und Siideuropa sind

von 50 Prozent auf 20 Prozent gesunken. Das ist nicht
alles, aber es ist ein wichtiger Indikator, der dafiir
spricht, dass daraus auch Arbeitspldtze entstehen wer-
den, genauso wie aus den Arbeitsmarktreformen, die wir
in Deutschland durchgefiihrt haben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wenn Sie die 500 Seiten, die wir IThnen zu den Verin-
derungen in Griechenland ibersandt haben, einmal
durchschauen, dann wissen Sie, dass es hier nicht vor-
rangig um Sparauflagen geht. Es geht zwar auch um
Sparen, insbesondere im offentlichen Sektor. Aber hier
geht es vor allem um einen tiefgreifenden und notwendi-
gen Umbau des griechischen Staates, damit die Men-
schen in Griechenland auf lange Sicht wieder eine
Chance haben, auch in Wohlstand zu leben und ihre Zu-
kunft selbst gestalten zu konnen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ja, es ist richtig, dass es eine politische Entscheidung
ist, zu sagen: Wir wollen, dass Griechenland im Euro-
Raum bleibt. Natiirlich sind wir in Europa durch ge-
meinsame Werte verbunden. Aber das entbindet uns
nicht davon, darauf zu achten, dass die Reformen in
Griechenland zum Wohle der Menschen in Griechenland
wirklich durchgefiihrt werden miissen.

(Dr. Lukrezia Jochimsen [DIE LINKE]: Zum
Wohle?)

Deshalb ist die Kombination von Anforderungen hin-
sichtlich Verdnderungen auf der einen Seite und von So-
lidaritat auf der anderen Seite genau die richtige Antwort
Europas in dieser Situation.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Es ist eine gute Nachricht, dass die Troika bereits jetzt
gesagt hat, dass die Vorgaben zu den Verdnderungen in
Griechenland erfiillt sind und dass die vorher durchzu-
fithrenden Mallnahmen — die sogenannten Prior Actions —
auch durchgefiihrt wurden. Das ist ein wichtiger Fort-
schritt, und ich weil}, wie viel Anstrengung das die grie-
chische Regierung gekostet hat.

Deshalb werden auch keinerlei Abstriche bei den Erwar-
tungen an die Reformen gemacht, bei deren Umsetzung
Deutschland im Ubrigen hilft, sowohl im Gesundheitsbe-
reich als auch beim Aufbau der lokalen Verwaltung.
Aber angesichts der wirtschaftlichen Entwicklung in
Griechenland, aber auch in Europa und weltweit, gibt
man Griechenland zwei Jahre mehr Zeit, um den Primér-
liberschuss zu erreichen, der vorher veranschlagt war.
Wir kennen das im Ubrigen auch; denn bei uns hat sich
die Wachstumsprognose seit dem Friithjahr ebenfalls hal-
biert. Es ist also nicht so, dass nur die Prognosen fiir
Griechenland nicht ganz richtig sind. Spitestens seit der
Krise sind wir daran gewohnt, da ofter einmal etwas
Neues zu horen.

Jetzt geht es darum, die notwendigen Finanzierungen
bereitzustellen. Ich mdchte zunichst einmal ein herzli-
ches Dankeschon an den Bundesfinanzminister sagen,
der immer noch auf der Regierungsbank sitzt, obwohl er

©

D)



(A)

B)

25234

Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode — 207. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 21. November 2012

Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel

die ganze Nacht gearbeitet und Sie dann noch alle infor-
miert hat. Danke.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP
und dem BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Aus diesen Informationen wissen Sie, wie die Planungen
aussehen. Ich will das jetzt nicht im Detail darstellen.
Man weill es zwar nicht genau, aber ich glaube, es gibt
Chancen, am Montag zu einer Lésung zu kommen.

In diesem Zusammenhang mochte ich noch eine Be-
merkung machen. Diese Sehnsucht — darauf bin ich hier
schon oft eingegangen —, es moge doch die eine Aktion,
den einen Befreiungsschlag, die eine Wahrheit geben,
welche bewirken, dass morgen diese Probleme nicht
mehr auftauchen — diese Sehnsucht wird es nicht geben.

(Zurufe von Abgeordneten der SPD und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

— Die Sehnsucht gibt es natiirlich, aber die Antwort auf
diese Sehnsucht wird es nicht geben. Diese Sehnsucht ist
zwar menschlich verstiandlich, aber die Antwort wird es
so nicht geben. Das Ganze ist ein Prozess. Was iiber
Jahre und Jahrzehnte versdumt wurde, kann nicht plotz-
lich iiber Nacht realisiert werden. Deshalb werden wir
auch weiterhin schrittweise vorangehen miissen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Morgen beginnt ein Européischer Rat, der wiederum
von grofer Bedeutung ist. Ich weil nicht, ob wir morgen
oder ilibermorgen schon zu abschlieBenden Ergebnissen
kommen koénnen. Wir wollen das; notfalls miissen wir
uns Anfang des nichsten Jahres noch einmal treffen.

Es geht um die mittelfristige finanzielle Vorausschau.
Weil hier nach dem Wachstum gefragt wurde, will ich
noch einmal darauf hinweisen, dass wir den Wachstums-
pakt beschlossen haben. Dieser Wachstumspakt wird
natiirlich umgesetzt. Der kundige Thebaner weill zum
Beispiel, dass wir unser Geld fiir die Européische Inves-
titionsbank {iberwiesen haben. Der noch kundigere The-
baner weil}, dass damit schon erste Programme von
Herrn Hoyer bearbeitet wurden.

Wenn die Europidische Kommission dann noch alle
Fragen rund um die Beihilfe geregelt hat, dann stehen
fiir Portugal und fiir Griechenland 500 Millionen Euro
und vieles andere bereit, was vorher nicht moglich war.
Wir haben uns also richtig entschieden, als wir uns fiir
eine Stirkung von Wachstum, Investition und fiir eine
grofere Rolle der Européischen Investitionsbank einge-
setzt haben. Da waren wir ja alle einer Meinung. Ich
wollte Thnen nur noch einmal mitteilen, dass das Ganze
nun auch l4uft.

(Thomas Oppermann [SPD]: Das setzen Sie
aber nicht um!)

Wenn Sie sich zugleich einmal anschauen, wie viel
flexibler die Strukturfonds heute verwendet werden kon-
nen — zum Beispiel zur Kofinanzierung fiir kleinere und
mittlere Unternehmen, damit diese bei der Européischen
Investitionsbank einen Kreditantrag stellen konnen —,
dann wissen Sie, dass wir fiir die Umsetzung der Be-

schliisse aus dem Wachstumspakt bereits die richtigen
Antworten gefunden haben.

Die mittelfristige finanzielle Vorausschau ist nun die
konsequente Fortsetzung. Deutschland hat sich stark ge-
macht, schon jetzt, Ende 2012, eine Entscheidung zu
treffen. Neulich bin ich gefragt worden: Warum denn das
jetzt auch noch? Darauf habe ich geantwortet: Damit es
Planbarkeit und Planungssicherheit gibt. — Denn fiir
viele Mitgliedstaaten der Europdischen Union, die im
Augenblick eine Haushaltskonsolidierung vornehmen,
sind die europédischen Investitionsmittel fast die einzigen
Mittel, die fiir Investitionen in die Zukunft zur Verfii-
gung stehen.

(Jiirgen Trittin [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Hort! Hort!)

Deshalb brauchen wir diese Planbarkeit, und deshalb
sollte sich Deutschland dafiir einsetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP —
Jiirgen Trittin [BUNDNIS 90/DIE GRUNENT:
Und dann kiirzen Sie die jetzt?)

Sie verstehen sicherlich, dass es natiirlich auch eine
Reihe von Eigeninteressen gibt — vom Agrarbereich bis
hin zu den neuen Bundeslindern —, die wir in den Ver-
handlungen ebenfalls vertreten werden. Das Auswiértige
Amt, hier Staatsminister Link, hat hierfiir intensive Vor-
bereitungen getroffen. Wir werden das in den néchsten
Tagen in den Verhandlungen fortsetzen.

Insgesamt geht es darum, wie sich Europa in der Zeit
von 2014 bis 2020 aufstellen wird. Wir wollen zum
Schluss sagen konnen: Ja, wir tun mehr fiir moderne
Netze. Ja, wir tun mehr fiir Investitionen in Forschung
und Entwicklung. Ja, wir haben in einigen Bereichen
weniger Biirokratie. Ja, wir konnen besser investieren,
da einige Dinge von der Kommission geleistet werden
konnen. Meine Damen und Herren, wir werden also da-
ran arbeiten.

Ich will auf einen weiteren Bereich in Europa zu spre-
chen kommen, der natiirlich wichtig ist. Wir alle wissen:
Die Finanzkrise konnte nur dadurch entstehen, dass die
Regulierung der Finanzmirkte nicht ausreichend war.
Deshalb will ich auch an dieser Stelle eine klare Antwort
geben: Es haben sich ausreichend Mitgliedstaaten gefun-
den, die in einer verstidrkten Kooperation an einer
Finanztransaktionsteuer arbeiten werden. Der Kommis-
sionsprésident selber hat mir noch einmal gesagt, dass es
fir ithn oberste Prioritdt hat, dass wir das wirklich sehr
schnell umsetzen. Insofern laufen die Verhandlungen.

Sie wissen, dass Deutschland in vielen Fragen der
Bankenregulierung Vorreiter war.

(Jiirgen Trittin [BUNDNIS 90/DIE  GRU-
NEN]: Wieso ist Rosler dann noch Wirt-
schaftsminister?)

Wir haben die Leerkédufe verboten. Das ist inzwischen in
Europa Gemeingut. Wir haben den Hochfrequenzhandel
verboten. Wir hoffen, dass Europa folgt. Wir waren die
Ersten, die ein Restrukturierungsgesetz fiir die Banken
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hatten. In Europa arbeitet man jetzt gliicklicherweise
daran.

Beim nédchsten G-20-Treffen — ich habe gerade mit
dem russischen Présidenten dariiber gesprochen; Russ-
land hat dann die G-20-Présidentschaft inne — wird das
Thema Schattenbanken, das in der Tat ein Riesenthema
ist, eine zentrale Rolle spielen. Das Financial Stability
Board hat am Sonntag genau dazu Vorschldge gemacht.
Ich werde alle Kraft daransetzen — hoffentlich mit Threr
Unterstlitzung —,

(Dr. Frank-Walter Steinmeier [SPD]: Die
Ideen abzuschreiben, die wir vor zwei Jahren
gehabt haben!)

dass wir genau in dem Bereich vorankommen. Denn an-
sonsten schaffen wir nicht, was wir uns vorgenommen
haben, namlich dass jeder Finanzplatz, jeder Finanz-
marktakteur und jedes Finanzprodukt einer Regulierung
unterworfen werden, moglichst nicht nur in Deutsch-
land, moglichst nicht nur in Europa, sondern moglichst
iiberall auf der Welt.

(Beifall des Abg. Dr. Michael Meister [CDU/
CSU))

Ich will auf die Initiative des Finanzministers verwei-
sen, der zusammen mit dem britischen Finanzminister
das Steueroasentum noch einmal auf die Tagesordnung
gesetzt hat.

(Jiirgen Trittin [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NENT]: In der Schweiz!)

Auch das ist eine ganz wichtige Initiative. Also, wir soll-
ten gemeinsam daran arbeiten. Denn die Widersténde
liegen weniger in Deutschland; sie liegen auferhalb
Deutschlands. Da haben wir alle noch viel zu tun, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wenn ich tiber die Lage in Europa spreche, dann sei
auch ein Blick auf die internationale Lage geworfen. Wir
sehen in diesen Tagen, dass die Menschen in einigen
Regionen in einer sehr fragilen Situation leben. Ich
mochte dem BundesauBenminister danken, dass er jetzt
im Nahen Osten unterwegs war und wichtige Impulse
gesetzt hat,

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

dafiir, dass wir einen Beitrag dazu leisten, einen Waffen-
stillstand zu erreichen, aber auch — ich sage das ganz
bewusst — dass wir ein Zeichen an Israel senden. Denn
die Gewalt hatte ihren Ausgangspunkt in Beschiissen
vonseiten der Hamas auf israelisches Gebiet. Wir alle,
die wir nicht dort waren, kdnnen uns, glaube ich, nicht
vorstellen, was es bedeutet, wenn man zusammen mit
seiner Familie immer wieder Angst hat, beschossen zu
werden. Deshalb sage ich ausdriicklich: Es gibt das
Recht auf Verteidigung der eigenen Bevdlkerung, und
dieses Recht hat der israelische Staat, und er hat die
Pflicht.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie
bei Abgeordneten der SPD und des BUND-
NISSES 90/DIE GRUNEN)

Nichtsdestotrotz — das wird heute in der auBlenpoliti-
schen Debatte sicherlich noch eine Rolle spielen — wer-
den wir natiirlich alles daransetzen, eine Eskalation der
Gewalt zu vermeiden, einen Waffenstillstand zu errei-
chen und den politischen Prozess so schnell wie moglich
— so schwierig das auch ist — wieder in Gang zu setzen;
denn zu ihm gibt es mittelfristig und langfristig keine
verniinftige Alternative.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der
SPD, der FDP und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Meine Damen und Herren, wir erleben seit Monaten
die quélende Situation in Syrien, wo Tausende und
Abertausende von Menschen aufgrund der Gewalt ster-
ben. Uber 400 000 Fliichtlinge sind in den Nachbarlin-
dern Syriens.

(Claudia Roth [Augsburg] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Uber 600 000!)

Wir erleben, dass der Sicherheitsrat der Vereinten Natio-
nen nicht zu einer gemeinsamen Stimme findet, und dies
ist bedriickend. Wir haben auch erlebt, dass ein Mit-
gliedstaat unseres Biindnisses, der NATO, angegriffen
wurde. Deshalb hat die Bundesregierung, natiirlich nach
ganz engen Konsultationen mit Thnen, gesagt: Wenn ein
Partner in der NATO an uns einen Wunsch hat, dann prii-
fen wir das, dann versuchen wir natiirlich, diesen
Waunsch zu erfiillen. Natiirlich schauen wir uns die Be-
dingungen an, und selbstverstindlich wird das alles hier
im Parlament umfassend diskutiert; das ist das Wesen
unserer Parlamentsarmee.

Dies zeigt aber auch, wie nah wir doch den Krisen-
regionen sind und wie kostbar das Gut des Friedens ist.

Ich will einen weiteren Schwerpunkt nennen: Mali.
Wir schicken uns an, dass eine Ausbildungsmission der
Europiischen Union zusammengestellt wird. Auch hier
erfolgt eine engste Abstimmung mit dem Parlament.
Auch hier ist es, wie ich finde, richtig, zu sagen: Wir
wollen keinen eigenen Einsatz; aber wenn es um den
Kampf gegen den Terrorismus geht, sind wir schon ver-
pflichtet, unser Wissen und unsere Fahigkeiten in der
Ausbildung weiterzugeben. Deshalb diskutieren wir dies
ganz intensiv.

Wir werden noch in diesem Jahr beginnen, iiber ein
neues Afghanistan-Mandat zu beraten. In diesem Zu-
sammenhang mochte ich ganz klar sagen: Es gibt viel zu
tun in Afghanistan. Aber wir befassen uns inzwischen
mit dem Prozess der Ubergabe von Verantwortung in
Verantwortung. Wir konnen die Zahl unserer Soldatin-
nen und Soldaten reduzieren; das ist eine gute Nachricht.
Wir haben Erhebliches bei der Ausbildung der afghani-
schen Streitkrifte und bei der Ausbildung der afghani-
schen Polizei erreicht; auch das ist wichtig. Ich male hier
kein geschontes Bild, ich kenne die Probleme; aber ich
sage: Das ist ein ganz wichtiger Prozess. Wir sind uns
einig, dass wir unseren Soldatinnen und Soldaten von
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Herzen fiir ihren Dienst in Afghanistan danken, der alles
andere als einfach ist.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP
und dem BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir sind uns einig — das zeigt auch die vernetzte
Kooperation in der Bundesregierung —,

(Jiirgen Trittin [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Vernetzte Kooperation?)

dass wieder das gilt, was fiir alle militdrischen Konflikte
gilt: Allein militérisch werden wir keinen Sieg erringen,
es muss eine politische Kooperation, eine Entwicklungs-
kooperation, eine Sicherheitskooperation geben.

(Jiirgen Trittin [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Diese Koalition ist ein zivil-militéri-
scher Einsatz!)

Ich glaube, auch dartiber gibt es eigentlich keine unter-
schiedlichen Meinungen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, diese Debatte findet
also in einer schwierigen Situation in Europa, in einer
fragilen Situation in vielen Regionen der Welt statt.
Umso mehr kdnnen wir uns gliicklich schétzen, dass wir
in Europa leben, dass diese Europdische Union am
10. Dezember den Friedensnobelpreis verlichen be-
kommt,

(Zuruf von der LINKEN: Zynisch!)

und das im Ubrigen nicht in einer Zeit, in der Europa
groBe Erfolge zu verzeichnen hat — als der Kalte Krieg
zu Ende ging, als die Europdische Union erweitert
wurde, als der Euro eingefithrt wurde —, sondern in einer
Zeit, in der auch wir beweisen miissen, dass wir an un-
sere europdische Zukunft glauben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ich darf Thnen sagen: Wir in der Bundesregierung tun
alles dafiir, damit der Satz, den wir anldsslich des
50. Jahrestages der Romischen Vertrige gesagt haben:
,,Wir sind zu unserem Gliick vereint®, auch in Zukunft
gilt. Das ist ein wesentlicher Teil der Arbeit der christ-
lich-liberalen Koalition. Andere habe ich Thnen vorge-
stellt. Wir tun unsere Arbeit: fiir heute, fiir morgen, fiir
die Zukunft und vor allen Dingen fiir die Menschen in
diesem Lande. Das zeichnet uns aus.

Herzlichen Dank.

(Langanhaltender Beifall bei der CDU/CSU
und der FDP)

Prasident Dr. Norbert Lammert:
Ich glaube, jetzt ist es gut. Wir konnen die Debatte
fortsetzen.

Nichste Rednerin ist fiir die Fraktion Die Linke die
Kollegin Katja Kipping.

Katja Kipping (DIE LINKE):

Herr Priasident! Meine Damen und Herren! Wer die
bisherige Debatte verfolgt hat, hat gemerkt, dass sie so
ein bisschen was von einer Castingshow hatte: Deutsch-

land sucht den Superwahlkdmpfer. Beide Kandidaten
versuchen, sich ins rechte Licht zu setzen. Herr
Steinbriick schenkt der Regierung mit viel rhetorischem
Tamtam ein, Frau Merkel verteidigt sich tapfer. Die
Fanblocke sind aufmarschiert. Das alles ist etwas weni-
ger glamourds als bei Deutschland sucht den Superstar;
dafiir ist aber Herr Lammert, finde ich, etwas sympathi-
scher als Dieter Bohlen.

(Beifall bei der LINKEN)

Am Ende aber ist es vor allen Dingen eine Show, und
die Frage ist doch:

(Unruhe)

Wie groB3 sind die Unterschiede wirklich, wenn die
Scheinwerfer aus sind und wenn es in den Backstage-
bereich geht? Wird nicht hinter der Bithne schon ganz
heftig geflirtet?

Prasident Dr. Norbert Lammert:

Einen kleinen Augenblick, bitte, Frau Kipping. — Ich
darf diejenigen, die jetzt der Debatte nicht weiter folgen
konnen oder wollen, bitten, entweder den Saal zu verlas-
sen oder jedenfalls fiir die gebotene Aufmerksamkeit zu
sorgen.

Bitte schon, Frau Kipping.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Katja Kipping (DIE LINKE):

Herr Steinbriick, Sie haben auf Angriff gespielt. Die
Frage ist aber doch: Wie glaubwiirdig ist das? Werden
Sie nicht einen Haushalt mit der gleichen Schwerpunkt-
setzung in den hochsten Tonen loben, wenn es nach der
Wahl zu einer Groflen Koalition kommt? Und dass es
dazu kommen wird, pfeifen doch inzwischen schon die
Spatzen von den Déchern.

(Peer Steinbriick [SPD]: Nein! — Renate
Kiinast [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Was
ist denn das fiir eine demokratische Haltung?
Es kommt nicht auf die Spatzen an, sondern
auf die Wihler! — Joachim Pof3 [SPD]: Mit
welchen Spatzen verkehren Sie denn?)

Wir erleben hier eine Show. Die Medien werden morgen
wieder Haltungsnoten vergeben. Die Frage ist doch:
Reicht es wirklich, Haltungsnoten zu vergeben? Sind
dafiir die Probleme nicht viel zu grof3?

Immer mehr Menschen kdnnen ihre Stromrechnung
nicht bezahlen und sind von Stromabschaltungen betrof-
fen. Die Mieten explodieren, sodass viele Menschen aus
den Wohngebieten der Innenstidte verdriangt werden. El-
tern laufen sich die Hacken ab auf der Suche nach einem
Kitaplatz. Die Schere zwischen Arm und Reich in die-
sem Land geht immer weiter auseinander, und Deutsch-
land exportiert weiter fleiig Kriegswaffen und tragt da-
mit zur Aufriistung in der Welt bei.

Meine Damen und Herren, das ist die Realitét in die-
sem Land. Ich finde, angesichts dieser Realitit miissen
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wir hier mehr liefern als eine Show. Politik muss mehr
leisten als eine Castingshow. Wir brauchen einen wirkli-
chen Wechsel, und darum geht es uns als Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir wollen einen wirklichen Wechsel hin zu einem so-
zial-6kologischen Umbau, hin zu Umverteilung, damit
die Reichen nicht immer reicher und die Armen nicht
immer drmer werden. Das ist unser Verstindnis von
Politik.

(Beifall bei der LINKEN)

Zu einem wirklichen Wechsel gehort die Beendigung
der Zweiklassenmedizin und die Einfithrung einer soli-
darischen Biirgerversicherung, also einer Versicherung,
in die alle — auch Abgeordnete und Beamte — einzahlen.
Wir haben errechnet, dass dadurch der Beitrag sogar
niedriger ausfallen wiirde. Er lige dann ndmlich bei
10,5 Prozent. Meine Damen und Herren, das wére doch
etwas. Das konnten wir doch zusammen in Angriff neh-
men.

(Beifall bei der LINKEN)

Zu einem wirklichen Wechsel gehort eine soziale
Energiewende. Diese muss den Wechsel hin zu erneuer-
baren Energien garantieren, ohne dass die Armsten
frieren und im Dunkeln leben miissen. Wir haben dazu
Vorschldge gemacht. Um nur einen zu nennen: Wir mei-
nen, dass wir endlich wieder eine funktionierende Preis-
aufsicht benétigen; denn sprudelnde Gewinne der
Stromkonzerne bei steigender Energiearmut, das ist fiir
uns als Linke nicht hinnehmbar.

(Beifall bei der LINKEN)

Zu einem wirklichen Wechsel in diesem Land gehort
auch ein Ende aller Kampfeinsétze. Deutschland ist der
drittgroBite Kriegswaffenexporteur. Meine Damen und
Herren, wir wissen es doch: Wenn die Waffen reden,
schweigt die Vernunft. Niemand kauft sich einen Panzer,
um ihn als Zierde in den Vorgarten zu stellen. Am Ende
findet jede Waffe ihren Krieg. Deswegen sagt die Linke
ganz klar: Wir brauchen einen sofortigen Stopp der
Riistungsexporte; denn mit dem Tod macht man keine
Geschifte. Das ist einfach unansténdig.

(Beifall bei der LINKEN)

Zu einem wirklichen Wechsel gehdrt aber auch, die
UN-Konvention fiir die Rechte von Menschen mit
Behinderung ernst zu nehmen. Barrierefreiheit und In-
klusion sind eben keine Almosen, die man mal gewéhrt,
wenn es uns gerade in den Kram passt. Inklusion und
Barrierefreiheit sind ein Recht. Im Ubrigen wiirde Bar-
rierefreiheit das Leben nicht nur fiir Menschen mit Be-
hinderung, sondern fiir alle Menschen besser machen.

(Beifall bei der LINKEN)

Zu einem wirklichen Wechsel gehort, dass wir nicht
nur auf dem Papier fiir jedes Kind einen Kitaplatz garan-
tieren. Eltern wissen es: Man kann sich gar nicht friih ge-
nug um einen Kitaplatz bemiihen, am besten fangt man
schon vor dem Beginn der Schwangerschaft an.

Das sind doch unmdgliche Fristen. Das geht doch
nicht! Als ich geboren wurde, haben meine Eltern einen
Antrag auf einen Trabant gestellt, weil die Lieferfristen
fiir Autos damals 18 Jahre betrugen. Uber diese Seite der
DDR-Mangelwirtschaft konnen wir heute nur lachen.
Was mir heute Sorge bereitet, ist, dass in diesem reichen
Land inzwischen Bildung zur Mangelware verkommt.
Wir meinen, es kann nicht sein, dass sich Eltern die Ha-
cken ablaufen miissen. Deswegen miissen wir die Gelder
fiir den Kitaausbau aufstocken.

(Beifall bei der LINKEN)

Das alles sind MaBinahmen, die man sofort angehen
kann. Ich mochte im Folgenden iiber drei zentrale Berei-
che reden, an denen man erkennen kann, wie ein wirkli-
cher Wechsel aussehen kann. Ich méchte auch die Debat-
ten zwischen CDU/CSU und SPD in diesen Bereichen
darauthin abklopfen, inwieweit es tatsédchlich einen Un-
terschied zwischen ihnen gibt.

Das erste Thema ist die sogenannte Euro-Rettung.
Nun sind die Verhandlungen gestern gescheitert. In der
Tat muss man deswegen die zentrale Frage aufwerfen:
Wie serios ist es angesichts des bisherigen Verhand-
lungsstandes iiberhaupt, in dieser Woche einen Haushalt
zu beschlieBen? Wer von Thnen kann denn wirklich aus-
schlieBen, dass am Ende Entscheidungen anstehen, die
auf den Haushalt durchschlagen? Also: Am Ende stellen
wir nur einen ungedeckten Scheck aus.

Europa. Dieses Wort ist im Sprachgebrauch inzwi-
schen untrennbar verbunden mit dem Begriff , Krise®.
Aber wofiir konnte Europa stattdessen stehen? Europa
konnte fiir die groBe Menschheitshoffnung auf Frieden
stehen. Europa konnte dafiir stehen, dass die sozialen
Grundrechte eben nicht nur Theorie sind, sondern ver-
wirklicht werden. Europa konnte als Kraft des Fort-
schritts fiir die Beendigung von Rassismus und Nationa-
lismus stehen.

Leider muss ich all dies im Konjunktiv formulieren;
denn der Kurs von Schwarz-Gelb in Europa fiihrt in eine
andere Richtung. Man muss sagen: Durch Thren Kurs
wird die Krise deutlich verschérft. Ja, Frau Merkel, es
sind Thre Kiirzungsauflagen, die mit dazu fiihren, dass
Schwangere in Griechenland nur dann in einen Kreifisaal
gelassen werden, wenn sie Geld hinbléttern. Es sind Thre
Kiirzungsauflagen, die dazu fiihren, dass es in Kinder-
krankenhiusern an dem Uberlebensnotwendigen fehlt.

Das Kiirzungsdiktat fithrt aber nicht nur zu humanita-
ren Katastrophen. Es ist auch volkswirtschaftlich falsch.
Mit diesem Kiirzungsdiktat reiten Sie Europa weiter in
die Krise. Das wird letztlich auch fiir unser Land zum
Bumerang werden; denn auch deutsche Unternchmen
sind auf die Nachfrage in Siideuropa angewiesen. Das ist
doch ganz einfach: Wenn Lohn- und Rentenkiirzungen
in Siideuropa zu einer flichendeckenden Verarmung fiih-
ren, spétestens dann werden wir merken, dass sich dort
kaum noch jemand einen Fernseher, ein Fahrrad und an-
deres leisten kann. Das heifit auch, dass man dorthin
nichts mehr exportieren kann. Dann wird die Krise auch
hier ganz anders zutage treten. Deshalb sagen wir als
Linke ganz klar: Wir wollen einen Marshallplan, wir
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wollen einen sozial-6kologischen Umbau in Europa, und
daflir muss man Geld in die Hand nehmen.

(Beifall bei der LINKEN)

In den Debatten iiber die Euro-Rettung konnten wir
hier oft SPD-Redner erleben, die Frau Merkel heftigst
attackierten. Ja, reden konnen sie. Das lassen sich einige
auch gut entlohnen. Am Ende lief es aber ab wie bei ei-
ner dieser Castingshows, wo die Kandidaten im Schein-
werferlicht miteinander konkurrieren und hinterher im
Backstagebereich heftig flirten. Am Ende haben SPD
und Griine dem Fiskalpakt und der sogenannten Euro-
Rettung — leider — treu und brav zugestimmt.

Das Schlimme daran war nicht nur ihre Entscheidung,
sondern vor allem die Begriindung. Es hie3: Wir miissen
die Finanzmarkte stabilisieren; wir miissen die Finanz-
markte beruhigen. Das sind verdammt teure Beruhi-
gungspillen. Es war doch genau diese Haltung, das Er-
starren vor den Finanzmérkten wie das Kaninchen vor
der Schlange, die uns in diese Krise hineingefiihrt hat.
Wenn uns die Krise eines deutlich vor Augen gefiihrt
hat, dann, dass wir die Finanzmairkte an die Kandare
nehmen miissen. Deswegen lautet das Gebot der Stunde
nicht, milliardenschwere Baldriantabletten fiir die Fi-
nanzmérkte in die Hand zu nehmen, sondern Regulie-
rung. Sparkassen statt Zockerbanden — das ist das Gebot
der Stunde.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich komme zum zweiten zentralen Bereich, zu
Hartz IV. Erinnern Sie sich noch an die Debatten iiber
den Hartz-IV-Regelsatz? Das glich rhetorisch einer
Schlacht der Gigantinnen. Am Ende — welche Uberra-
schung — lag der Unterschied bei 3 Euro. Von einem Re-
gelsatz, der wirkliche Teilhabe garantiert, sind leider
SPD wie CDU/CSU weit entfernt.

Beide sind leider auch weit davon entfernt, die Sank-
tionen abzuschaffen. Wie diese wirken, méchte ich an ei-
nem Beispiel verdeutlichen. Eine Dresdnerin — das hat
sie mir erzdhlt, als sie mich aufsuchte — sitzt in einem
Vorstellungsgesprach. Am Ende dieses Gespriachs geht
es um den Lohn. Dabei rutscht ihr der Satz heraus: Ups,
der ist ja niedriger als Hartz IV. — Der Arbeitgeber mel-
det dies dem Jobcenter. Darauthin wird dieser Frau
Hartz IV um 30 Prozent gekiirzt.

Auch das ist Kern und Wesen von Hartz IV: Die Men-
schen sollen gefiigig gemacht werden, sollen Dumping-
16hne akzeptieren. Hartz-IV-Sanktionen untergraben aber
die Grundrechte. Ich méchte eine Gesellschaft, in der sich
niemand als Untertan auf einem Amt fiihlt. Ich mochte
eine Gesellschaft, in der niemand auf einem Amt schika-
niert werden kann. Auch deswegen sagt die Linke: Wir
wollen Hartz IV durch eine soziale, sanktionsfreie Min-
destsicherung ersetzen.

(Beifall bei der LINKEN)

Zum dritten Bereich, zur Rente. Wir wissen: Niedrige
Lohne fiihren am Ende auch zu niedrigen Renten. Inso-
fern ist unser Einsatz fiir gute Arbeit auch ein Einsatz fiir
gute Renten. Unser Rentenkonzept sieht eine Rentenver-
sicherung vor, in die alle einzahlen. Wir wollen auf3er-

dem eine solidarische Mindestrente, die wirklich vor Al-
tersarmut schiitzt. Das ist eine Alternative zur drohenden
Altersarmut: eine armutsfeste Rente und die Garantie,
dass man im Alter nicht ins Bodenlose fallt.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Modelle von SPD und CDU/CSU — egal wie sie
bezeichnet werden — werden dem nicht gerecht. Die in-
zwischen zur Lebensleistungsrente degradierte Zu-
schussrente wird gerade einmal 2 Prozent der Geringver-
dienenden irgendwie helfen.

Ich finde, dass wir in diesem Bereich nicht kleckern
dirfen; denn inzwischen ist Altersarmut auch in diesem
Land Realitit. Davon zeugt zum Beispiel das Schicksal
einer 82-Jahrigen, die mich vor einigen Wochen in mei-
nem Wahlkreisbiiro aufsuchte. Wegen einer Behinde-
rung durfte sie ihr Leben lang nur halbtags arbeiten.
Deswegen hat sie eine niedrige Rente. Sie hat fein sidu-
berlich aufgeschrieben, wie viel Geld ihr pro Tag nach
den notwendigen monatlichen Abziigen zum Leben
bleibt: 8,47 Euro. Das reicht, um nicht zu verhungern.
Aber viel mehr ist nicht drin. 8,47 Euro bedeuten bei-
spielsweise, dass sie das letzte Mal vor 20 Jahren im
Theater war. Bei Anschaffungen wird es schwierig. Sie
sagte zu mir: Fiir den Sommer habe ich Sandaletten und
fiir den Winter Stiefel. Aber was mache ich in der Uber-
gangszeit? Da muss ich mich entscheiden, ob ich
schwitze oder friere. — So sieht Altersarmut in diesem
Land aus. Das haben alle bisherigen Bundesregierungen
mit zu verantworten; denn niemand von Thnen hatte den
Mut und die Courage, eine Mindestrente einzufiihren,
die sicher vor Altersarmut schiitzt. Damit muss jetzt
Schluss sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Unterschiede zwischen SPD und CDU/CSU in
der Rentenpolitik muss man mit der Lupe suchen. Aber
die Gemeinsamkeiten springen sofort ins Auge. Gemein-
sam haben Sie die Rente erst ab 67 zu verantworten. Ge-
meinsam haben Sie sich fiir eine Senkung des Rentenni-
veaus ausgesprochen. Gemeinsam haben Sie bisher die
Angleichung des Rentenwertes Ost an den Rentenwert
West immer wieder hinausgeschoben.

Nun ist etwas Bewegung in die Frage der Ostrenten
gekommen. Herr Steinbriick hat das als ein wichtiges
Thema erkannt. Ich sage: Das ist ein wirklicher Erfolg
der Linken. Wir haben dieses Thema immer wieder auf
die Tagesordnung gesetzt.

(Beifall bei der LINKEN)

Hier zeigt sich einmal mehr: Die Linke wird immer mehr
zum Ideengeber, zur Ideenwerkstatt. Es ist gut, wenn Sie
bei uns abschreiben. Keine Sorge, wir nehmen dafiir
auch keine Gebiihren.

(Beifall bei der LINKEN)

Damit wir andere Wege in diesem Land einschlagen
kénnen, braucht es ein breites Biindnis fiir eine faire
Umverteilung und einen sozial-6kologischen Umbau.
Dazu mochten wir einladen. Doch wie reagieren Sie,
Herr Steinbriick? Aus purer Ideologie schlieBen Sie jeg-
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liche Kooperation aus. Ich meine, wer so handglt, der
macht vor allen Dingen eines: Er schafft eine Uberle-
bensversicherung fiir eine CDU-Kanzlerin Merkel.

(Beifall bei der LINKEN)

Wer so agiert, ist vielleicht ein Versicherungsmakler,
wenn es um Uberlebensversicherungen fiir CDU-Kanz-
lerinnen geht, aber er verhindert auf jeden Fall einen
wirklichen Wechsel. Sie verhindern mit diesem Agieren
die Einfithrung von Mindestlohnen, Mindestrenten und
einer Mindestsicherung. Sie verhindern die Einfiihrung
einer Biirgerversicherung, und Sie verhindern den Stopp
von Riistungsexporten. Das haben Sie zu verantworten.

(Beifall bei der LINKEN)

An dem vorliegenden Haushalt ist viel zu kritisieren.
Ich mochte das an zwei Zahlen verdeutlichen. Die Linke
hat vorgeschlagen, 22 Millionen Euro mehr fiir den
Kampf gegen die Ausbreitung von Neonazis einzuset-
zen. 22 Millionen Euro sind nicht viel im Vergleich zum
Volumen des gesamten Haushalts. Als die Studie ,,Die
Mitte im Umbruch® vorgestellt worden ist, waren wir
alle betroffen. Wir haben gehort, dass jeder Vierte aus-
landerfeindlich und fast jeder Zehnte antisemitisch ist.
Solch ein Befund erfordert mehr als blofle Betroffenheit.
Da muss man doch etwas tun. Aber Sie waren nicht ein-
mal bereit, etwas Geld in die Hand zu nehmen, um den
Kampf gegen Rechtsradikalismus zu unterstiitzen. Das
ist wirklich peinlich.

(Beifall bei der LINKEN)

8,6 Milliarden Euro — um diese Summe sollen die
Mittel im Bereich Arbeitsmarkt gesenkt werden. Das ist
eine massive Kiirzung. Thre Begriindung, dass Sie hier
aufgrund der sinkenden Arbeitslosenzahlen kiirzen, zieht
einfach nicht; denn die Zahlen werden im néchsten Jahr
nicht so sehr sinken. Hier zeigt sich eines ganz klar: Sie
wollen den Haushalt zulasten der Arbeitsmarktpolitik sa-
nieren. Das ist ein Preis, den man eigentlich nicht zahlen
kann.

(Beifall bei der LINKEN)

In Haushaltsdebatten wird gern dariiber gesprochen,
was wir uns alles nicht leisten kénnen. Ich mdchte iiber
drei Punkte sprechen, die wir uns aus Sicht der Linken
tatsdchlich nicht leisten kdnnen.

Erstens. Verzicht auf einen Mindestlohn. Wenn wir ei-
nen flaichendeckenden Mindestlohn héitten, dann hétten
wir weniger Ausgaben, zum Beispiel fiir aufstockende
Hartz-IV-Leistungen. Wenn wir hohere Lohne hitten,
gibe es mehr Einnahmen bei den Sozialversicherungen.
Prognos hat es ausgerechnet: Ein flichendeckender Min-
destlohn von 10 Euro pro Stunde wiirde zu insgesamt
12 Milliarden Euro mehr in den Haushalten und den So-
zialkassen fithren. Das ist doch nicht nichts. Wir kénnen
es uns einfach nicht leisten, wie Schwarz-Gelb es hand-
habt, aus ideologischen Griinden darauf zu verzichten.
Mit dieser Form von Ideologie muss Schluss sein, auch
aus haushalterischen Griinden.

(Beifall bei der LINKEN)

Zweitens. Ausgaben fiir das Militar. Wir haben es aus-
gerechnet: Pro Einwohner geben wir fiir das Militdr im
Jahr 400 Euro aus. Es ist sehr interessant: An allen wich-
tigen Stellen wird gekiirzt. Fiir den Kitaausbau und den
Kampf gegen Rechtsextremismus ist kein Geld vorhan-
den, aber beim Militar sind wir grofziigig. Ich meine,
diese GroBziigigkeit kdnnen wir uns nicht mehr leisten.
Hier gilt es, Geld einzusparen.

(Beifall bei der LINKEN — Volker Kauder
[CDU/CSU]: Wir schaffen die NVA ab!)

Drittens. Steuergeschenke an Superreiche, an Millio-
nire und an Konzerne. Die Steuerpolitik der vorange-
gangenen Bundesregierungen hat Konzerne und Reiche
steuerlich enorm entlastet. Die Senkung des Spitzensteu-
ersatzes und die Senkung der Korperschaftsteuer sind
nur einige Beispiele. Die Gewerkschaft Verdi hat ausge-
rechnet, wie viel Geld uns durch diese Steuergeschenke
seit dem Jahr 2000 durch die Lappen gegangen ist. Ins-
gesamt waren auf allen Ebenen rund 500 Milliarden
Euro zusammengekommen. Dieses Geld fehlt in den 6f-
fentlichen Kassen, zum Beispiel fiir den Ausbau von Ki-
tas. 500 Milliarden Euro Steuerverlust seit 2000 — diese
Grofiziigigkeit gegeniiber den Reichen und den Konzer-
nen kénnen wir uns nicht mehr leisten. Deswegen sagen
wir ganz klar: Wir brauchen jetzt einen Kurswechsel hin
zu Steuergerechtigkeit, hin zu einer couragierten Besteu-
erung von Reichen und von Konzernen.

(Beifall bei der LINKEN)

Meine Damen und Herren, ich fasse zusammen: Die
Probleme sind grof. Ich glaube, angesichts dessen miis-
sen wir hier mehr leisten als eine Show im Scheinwerfer-
licht. Es geht um mehr als um Scheingefechte im
Scheinwerferlicht. Es geht darum, wirkliche Alternati-
ven zur Abstimmung zu stellen. Die Vorschldge der Lin-
ken zeigen diese auf. Ein erster Schritt wére, wenn Sie
unseren Anderungsantrigen heute zustimmen.

Vielen Dank.
(Anhaltender Beifall bei der LINKEN)

Prasident Dr. Norbert Lammert:
Rainer Briiderle ist der niachste Redner fir die FDP-
Fraktion.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Rainer Bruderle (FDP):

Herr Préasident! Meine Damen und Herren! Frau Kol-
legin Kipping, nach Threr Rede wiinscht man sich den
Gysi geradezu zuriick.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der
FDP und der CDU/CSU - Claudia Roth
[Augsburg] [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Meine Giite! Was soll denn das?)

Der Auftritt des Kollegen Steinbriick hat heute keinen
mehr iiberrascht. Er ist der Kollege in diesem Haus, der
alles besser weill. Ob er es besser kann, steht auf einem
anderen Blatt. Der Kollege Steinbriick hat zu den meis-
ten Themen mindestens zwei Meinungen im Angebot:
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Frauenquote, Rente mit 67, Griechenland-Insolvenz,
Transparenz bei Nebentétigkeiten, Betreuungsgeld,
Finanzmarktregulierung, Trennbankensystem. Selbst zu
Threr Kanzlerkandidatur erkldren Sie gestern dies, heute
das Gegenteil. Ich habe die Zitate Threr Irrungen und
Wirrungen dabei.

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Ui!)

Wenn sich der Kollege Steinbriick korrigieren muss,
spricht er nicht von Fehler, sondern von einer Lernkurve.

(Heiterkeit bei der FDP — Jirgen Trittin
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Besser Lern-
kurve als Larmkurve!)

Seit der Ankiindigung als Kanzlerkandidat kennt die
Lernkurve von Herrn Steinbriick nur eine Richtung: steil
nach unten.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Sie haben sich abhingig gemacht: nicht von den GroB-
banken, den Mdobelhdusern, den Sparkassen und Stadt-
werken, bei denen Sie gegen Geld Vortrage gehalten ha-
ben; das habe ich nie so gesehen, und das habe ich auch
nicht kritisiert.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD)

Nein, Sie haben sich abhingig gemacht von der SPD-
Linken. Sie hélt zu dem unterirdischen Krisenmanage-
ment im Moment 6ffentlich den Mund. Heute gab es den
neuesten Fall. Die Welt titelt: ,,Steinbriicks ,Heuschre-
cke® entsetzt die Genossen®. Sie haben den Autor des be-
rithmten Buches Scheifikerle als Onlineberater vorgese-
hen und sich offenbar wieder von ithm getrennt — erneut
ein ,,genialer* Griff in die Personalkiste.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Sie sind offenbar ,,out of touch®. Ich hoffe, Sie sind nicht
,»out of space”.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der
FDP und der CDU/CSU)

Sie werden einen hohen Preis fiir das Schweigen Ihrer
Linken zahlen. Jeden Linksschwenk miissen Sie mitma-
chen. Das werden wir in den néchsten Wochen und Mo-
naten sechen. Die linke Programmatik geben Ihnen
Sigmar Gabriel und die Jusos vor.

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Oh! Da sind
sogar wir gespannt! — Jirgen Trittin [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN]: Was? Sigmar?)

Der Kandidat stiirzt von einer Lernkurve zur nédchsten.
So kann man keinen Staat machen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Das gilt {ibrigens auch fiir das Thema Griechenland.
Sie haben erkldrt — ich zitiere —:

Griechenland ist pleite.

Man miisse iiber eine Insolvenzordnung fiir Staaten
nachdenken. — Sie haben erklart:

Ich wire gern vorbereitet fiir den Fall einer griechi-
schen Pleite.

Man brauche einen Plan B. — Sie haben erklért:

In einigen Féllen mehren sich bei mir die Zweifel,
ob alle Lander in der Euro-Zone gehalten werden
konnen.

Sie haben erklért:

Ich kann nicht erkennen, dass einige Lander die Lii-
cke ihrer Wettbewerbsfahigkeit schlieBen konnen.

Sie haben erklért:

Wenn aber Reformzusagen permanent gebrochen
werden, zweifelt man, ob unsere Solidaritit nicht
vergeudet ist.

Sie haben erklért:

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Erklaren Sie
doch auch mal was!)

Ich gebe ja zu, dass man nicht immer zu geradlini-
gen Ergebnissen kommt. Man schwankt ja auch un-
ter dem Eindruck sich aktuell verdndernder Daten.

Man miisse Griechenland wegen der Ansteckungsgefahr
retten. — Das war nur eine kleine Auswahl Ihrer diversen
Griechenland-Positionen. Welchen Steinbriick hitten Sie
bei der SPD denn gern? Den Steinbriick der Insolvenz,
den Steinbriick der Euro-Bonds oder den Steinbriick der
Ansteckungsgefahr? Die Leute sagen: Der Peer hat alles
im Angebot.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Diese Bundesregierung kdampft seit iiber zwei Jahren
fiir eine Ausgewogenheit von Soliditdt und Solidaritit.
Griechenland hat unbestreitbar einige Fortschritte ge-
macht. Allerdings: Man ist noch nicht {iber den Berg.
Fiir uns war die Reihenfolge immer klar: Die Troika legt
ihren Bericht vor, danach wird auf Grundlage des Be-
richts entschieden. Europa ist solidarisch. Aber wir er-
warten auch Gegenleistungen. Geld bringt dabei ein
bisschen Zeit; aber es 16st keine Strukturprobleme. Ent-
scheidend ist, dass Griechenland die Strukturreformen
im Parlament nicht nur beschlie3t, sondern sie auch
wirklich konkret anpackt. Davon héngt die Entwicklung
Griechenlands ab.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

In ganz Europa brauchen wir mehr Stabilitdt, mehr
Soliditdt, mehr Wettbewerbsfihigkeit. Natiirlich brau-
chen wir Solidaritdt mit den Schwicheren; aber Deutsch-
land darf auch nicht tiberfordert werden. Die hilfsbediirf-
tigen Lander miissen die Unterstiitzung, die sie erfahren,
auch nutzen. Sie miissen ihre Wettbewerbsféhigkeit er-
hohen. Sie miissen Wachstum schaffen. Das ist iibrigens
die Kernfrage fiir ganz Europa, nicht nur fiir die Lander,
die unter Rettungsschirmen stehen.

Schauen Sie sich die Situation in Frankreich an: Dort
hat man lange Zeit auf Konzepte der Steuererhdhung,
auf Konzepte der Arbeitszeitverkiirzung, auf Konzepte
der frithen Verrentung gesetzt. Der neue Prisident wollte
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dies anfangs noch toppen. Als Erstes hat er die Sarkozy-
Reformen zuriickgedreht. Er hat die Steuern erhoht, die
Rentenreform gestoppt. Gleichzeitig musste er einen
Wachstumseinbruch in Frankreich verkiinden. Heute ist
die Malaise noch grofler: Rekordarbeitslosigkeit, viele
Schulden und wenig Wettbewerbsfahigkeit.

Der Economist, London, hat vergangene Woche
Alarm geschlagen: Er warnte vor der Zeitbombe im Her-
zen Europas — ,,The time-bomb at the heart of Europe®.
Dies wurde in Frankreich als zu drastisch empfunden.
Wir wissen: Magazine brauchen Schlagzeilen, und auf
der Insel wird manches anders gesehen. Aber diese Ana-
lyse einfach vom Tisch zu wischen, wire nicht richtig.

Ich darf zitieren, was Gerhard Schroder iiber die Poli-
tik der sozialistischen Regierung in Frankreich gesagt
hat: Die Wahlkampfversprechen des franzosischen Pri-
sidenten werden sich an der 6konomischen Situation
brechen. Wenn es mit der Refinanzierung der Schulden
schwierig wird, bekommt Frankreich echte Probleme. —
Auch das wurde in Frankreich als zu drastisch empfun-
den. Diese Woche hat jedoch die zweite Ratingagentur
Frankreichs Kreditwiirdigkeit herabgestuft.

Die Franzosen warten auf den Mitterrand-Moment ih-
rer neuen Administration. Frangois Mitterrand brauchte
zwel Jahre, bis er die wirtschaftlichen Realitdten akzep-
tierte. Bei seinem ersten sozialistischen Nachfolger sind
erste Ansitze erkennbar, dass er richtige MaBlnahmen er-
greift, etwa die Senkung der Unternehmensteuern in
Frankreich. Europa braucht ein starkes Frankreich,
Deutschland braucht ein starkes Frankreich. Deutsch-
land und Frankreich sind gute Partner und Freunde. Des-
halb wiinschen wir unseren franzosischen Nachbarn,
dass sie bald die Kraft haben, die richtigen Entscheidun-
gen zum Erfolg hin zu treffen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Wenn wir in andere Regionen der Welt schauen, sollte
uns bewusst werden, wie viel Gliick wir in Europa und
mit Europa haben. Europa ist eine Friedens- und Wohl-
standsgemeinschaft. Die Kanzlerin hat auf die Lage im
Nahen Osten hingewiesen. Dort kann man sehen, wie
Menschen leiden miissen, wenn das friedliche Zusam-
menleben immer wieder infrage gestellt wird. Ich teile
die Sorgen der Bundeskanzlerin und des Bundesaul3en-
ministers zur Lage im Nahen Osten. Die Bilder, die uns
téglich iiber die Medien, das Fernsehen erreichen, sind
bedriickend.

Israel hat das Recht, sich der Gewalt der Hamas-Ra-
keten entgegenzustellen. Israel hat das Recht, sein Land
und sein Volk zu verteidigen. Israels Regierung handelt
zum Schutz ihrer Biirger; es ist die Reaktion auf die Ra-
keten der Hamas.

Diese terroristischen Angriffe von radikalen Islamis-
ten stellen — das sollten wir nicht vergessen — auch un-
sere Werte der Freiheit infrage. Wir miissen alle ein Inte-
resse daran haben, dass diese Zusammenhénge von Tod
und Zerstdrung besprochen werden.

Die Bundesregierung setzt auf VerhdltnismiBigkeit
und Deeskalation. Der BundesauBenminister war gerade

zu Vermittlungsgesprichen, zu Sondierungsgespriachen
in Israel, in Paléstina. Er fiihrt auch in Kairo Gespriche.
Agypten ist ein wichtiger Faktor. Agypten hat Einfluss
auf die Fiihrung in Gaza. Priasident Mursi hat bisher sehr
verantwortlich gehandelt. Wir wiinschen uns von ihm,
dass er seinen Einfluss geltend macht. Ein Stopp des Ra-
ketenbeschusses ist eine notwendige Bedingung fiir eine
Waffenruhe. Wir miissen alles in unserer Macht Ste-
hende tun, damit dieser Konflikt nicht eskaliert. Es darf
keinen Flachenbrand in dieser Region geben.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie
des Abg. Volker Beck [K6ln] [BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN])

Im Moment findet das fast schon traditionelle Ringen
um den europdischen Gesamthaushalt fiir die nichsten
sieben Jahre statt. Die meisten Geberlander, wie Deutsch-
land, haben ein Angebot gemacht, das verniinftig und
ausgewogen ist. Dabei geht es grob gesprochen um
1 Prozent des europdischen Bruttoinlandsprodukts.

GroBbritannien ist ausgeschert. Ubrigens hat das zum
Grofiteil die Schwesterpartei der SPD, die Labour Party,
zu verantworten. Der britische Premier wére mit einem
Einfrieren des Finanzrahmens zufrieden gewesen. Das
Unterhaus verlangt wegen der Labour Party eine Kiir-
zung. Wo war da eigentlich der Kanzlerkandidat der
SPD? Wo war da Sigmar Gabriel, der sonst an jeder
Ecke die Sozialistische Internationale hochhilt? Kein
Ton war von Thnen zu vernehmen. Thre Schwesterpartei
schwenkt zu den Euro-Skeptikern iiber. Sie hat die Fron-
ten gewechselt, und von der SPD gibt es keine Reaktion
zur verdnderten Position der Labour Party GroBbritan-
niens.

(Beifall bei der FDP)

Dass manche Nehmerlander, wie Polen, mehr wollen,
ist verstdndlich. Sie haben das Argument: Wir miissen
40 Jahre des Eisernen Vorhangs aufholen und sind auf
einem guten Weg. — Hier sollte die Europdische Kom-
mission ein Makler zwischen den Interessen sein. Aber
diese Rolle ist im Moment nicht wirklich erkennbar. Zu-
dem soll die Kommission eine gewisse Vorbildfunktion
einnchmen.

Giinter Verheugen hat letzte Woche erklirt, dass auch
die Kommission ein Zeichen der Haushaltskonsolidie-
rung setzen sollte. Alle nationalen Regierungen, auch
Deutschland, schnallen den Giirtel enger. Da kann die
Kommission nicht {iberméfig draufsatteln. Verheugen
hat auch gesagt — ich zitiere —:

Europa wird nicht untergehen, wenn wir etwas we-
niger Geld ausgeben, als die Kommission vorge-
schlagen hat.

Ich bin dem Ratsprisidenten Van Rompuy dankbar.
Er hat sehr diskussionswiirdige Vorschldge, etwa auch
zum Agrarbereich, gemacht. Man muss allerdings fra-
gen, warum die regionale Strukturpolitik européisch ist,
eine gemeinsame Sicherheits- und AuBenpolitik aber nur
in Umrissen erkennbar ist. Unser Auflenminister und un-
ser Verteidigungsminister, Westerwelle und de Maizicre,
arbeiten hart daran, dass sich da etwas dndert. Das ist
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richtig so. Will Europa im Konzert der Weltméchte mit-
spielen, dann darf es sich nicht nur wéhrungspolitisch
stark aufstellen, sondern muss dies auch in diesen Fel-
dern tun. Europa muss sich aulen- und sicherheitspoli-
tisch europdisieren. Das ist ein langer Weg. Da geht es
sicherlich um Jahre, vielleicht auch um Jahrzehnte. Aber
ohne eine gemeinsame Armee, ohne eine gemeinsame
AuBenpolitik wird die européische Integration nach mei-
ner Uberzeugung nicht gelingen.

Deutschland geht es gut, besser als den meisten Lén-
dern auf der Welt. Deutschland ist die viertgrofite Volks-
wirtschaft der Welt. Bei der Wettbewerbsfahigkeit liegt
Deutschland auf den vorderen Pldtzen. Deutschland ist
ein sicherer Hafen des Wohlstands. Seit drei Jahren stei-
gen die Reallohne. Die Arbeitslosigkeit sinkt. Das gilt
auch fiir die Jugendarbeitslosigkeit und die Langzeit-
arbeitslosigkeit. Die Kinderarmut ist zuriickgegangen.
Zu dieser guten Bilanz haben viele beigetragen: fleilige
Menschen, erfolgreiche Unternehmen, verniinftige So-
zialpartner, aber auch die christlich-liberale Koalition.
Die christlich-liberale Koalition hédlt Deutschland auf
Kurs.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)
Wir konsolidieren, wir investieren, wir entlasten.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Drei Jahre frither als vorgeschrieben halten wir die
Schuldenbremse ein. Ohne Zusatzbelastungen von au-
Ben hétten wir einen ausgeglichenen Haushalt. Durch die
Einlage in den ESM haben wir europdische Verpflich-
tungen libernommen. Wir {iberweisen den Bundesldn-
dern iiber 10 Milliarden Euro. Vor allem die rot-griin
gefiihrten Lander haben sich die Zustimmung zum Fis-
kalpakt teuer bezahlen lassen. Das ist die Realitdt. Sonst
hétten wir schon ldngst einen ausgeglichenen Haushalt.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Fiir die rot-griinen Regierungen ging es bei den Ver-
handlungen nicht um die Zukunft des Euro, sondern um
moglichst viele Euro fiir ihre Staatskassen, um ihre Lan-
derhaushalte aufzuhiibschen. Das kann sehr hilfreich
sein, wie man an der Situation in Nordrhein-Westfalen
sieht. Baden-Wiirttemberg hat 3 Milliarden Euro Mehr-
einnahmen und 5 Milliarden Mehrausgaben. So sieht
griine Nachhaltigkeit aus. Da kann man das bewundern.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Die christlich-liberale Koalition hingegen macht das
anders. Die christlich-liberale Koalition macht das bes-
ser.

(Lachen bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Wir setzen seit Beginn dieser Legislaturperiode auf
strikte Ausgabendisziplin.

Wiren wir der ,,Wiinsch dir was“-Opposition gefolgt,
wiren die Ausgaben Jahr fiir Jahr um Milliardenbetriage
gestiegen. Allein fiir diesen Haushalt hat die SPD Erho-
hungsantrage im Volumen von 7 Milliarden Euro ge-

stellt. Kiirzungsantrdge: Fehlanzeige! Herr Steinbriick,
googeln Sie mal! Dann finden Sie noch mehr Ausgaben-
wiinsche von Sozialdemokraten und keine Beitrige da-
fiir, den Haushalt zu konsolidieren. Googeln macht
schlauer — auch Sie mit Blick auf Ihre eigene Partei.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Von den Griinen kommen 6 Milliarden Euro ohne Kiir-
zungsvorschlige dazu.

Rot-Griin will seine Zusatzausgaben anders finanzie-
ren.

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Subven-
tionsabbau!)

Sie wollen die Steuern massiv erhohen.

(Dr. Frank-Walter Steinmeier [SPD]: Wo ist
das Liberale Sparbuch?)

Kollege Trittin gibt dabei den Mdchtegern-Finanzminis-
ter. Glauben Sie wirklich ernsthaft, Herr Trittin, die
Deutschen wiirden Thnen ihr Geld anvertrauen?

(Beifall bei der FDP)

Man kann in den Beschliissen der Griinen nachlesen,
was ein Finanzminister Trittin die Steuerzahler kosten
wiirde: Erhohung der Einkommensteuer: 5 Milliarden,
Abschaffung des Ehegattensplittings: 3,5 Milliarden,

(Claudia Roth [Augsburg] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Sehr gut!)

Einfilhrung einer Vermdgensabgabe: zehn mal 10 Mil-
liarden,

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Erhohung der Lkw-Maut, Erhohung der Diesel- bzw.
Heizolsteuer, Erhdhung der Steuern fiir Firmenwagen,
Einfilhrung einer Kerosinsteuer: insgesamt 10 Milliar-
den Steuerbelastung;

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Verdoppelung der Erbschaftsteuer: 4,4 Milliarden, Erho-
hung der Unternehmensteuern: 3,5 Milliarden, Erho-
hung der Mehrwertsteuer: 3,5 Milliarden.

Die Kombilosung Trittin/Steinbriick wird teuer. Sie
kostet uns im Jahr 40 Milliarden Euro. Das ist Thr Werk.
Sie wollen den Leuten das Geld abnehmen, weil Sie
nicht bereit sind, zu sparen. Sie fliistern das nur; Thr Par-
teitag schaffte die Wahrheit an den Tag.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — Bei-
fall bei Abgeordneten des BUNDNISSES 90/
DIE GRUNEN)

— Frau Roth, nachdem Sie so degradiert wurden, strahlen
Sie wieder. Ich freue mich fiir Sie.

(Zurufe vom BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:
Oh!)

Die Grundsteuer wollen Sie auch erhdhen. Sie wollen
Freiberuflern die Gewerbesteuer authalsen und eine Biir-
gerzwangsversicherung. Das trifft voll den Mittelstand
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in Deutschland, das trifft voll die Wirtschaftsdynamik,
das trifft voll die Konjunktur.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Thre Mixtur aus Steuererhdhungen, Umverteilungs-
fantasien und staatlichem Dirigismus wére ein Schrump-
fungsprogramm fiir Deutschland. Das wiirde uns hinten
herunterwerfen. Die Hilfte unserer Erfolge im Export
erzielen wir durch Auftrige fiir Europa. Sie fithren mit
TIhrer Politik nicht nur Deutschland, sondern auch Eu-
ropa in die Rezession.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Die christlich-liberale Koalition macht das anders.
Die christlich-liberale Koalition macht das besser. Die
christlich-liberale Koalition entlastet die Biirger.

Wir schaffen die Praxisgebiihr ab — Entlastung fiir die
Biirger: 2 Milliarden.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP — Lachen bei
Abgeordneten der SPD und der LINKEN)

Hinzu kommt die Ersparnis der Biirokratiekosten dafiir —
Entlastung: 350 Millionen Euro.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Wir senken die Rentenbeitrdge in einem Volumen von
5 bis 6 Milliarden Euro. Wir warten darauf, dass Griin-
Rot die unségliche Blockade beim steuerlichen Existenz-
minimum und bei der kalten Progression aufgibt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Thre Haltung ist doch schizophren. Sie erkldren iiber-
all: ,,Tut was fiir die Binnennachfrage, aber wenn Sie
etwas dazu beitragen und mitentscheiden konnen, sind
Sie dagegen. Sie wollten auch die Senkung der Renten-
beitrige im Bundesrat verhindern. Das wire gegen
Recht und Gesetz gewesen.

Das wire iibrigens auch das Verhindern einer zukiinf-
tigen Rentenerhhung gewesen. Wenn die Beitrage nicht
gesenkt worden wiren, dann wire das nach der Renten-
formel so. Ich kann ja noch verstehen, dass Sie uns kei-
nen politischen Erfolg génnen. Aber weshalb wollen Sie
den Rentnerinnen und Rentnern nicht das Mehr an Rente
ermoglichen? Weshalb wollen Sie nicht die Belastung
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer reduzieren?
Was haben Thnen denn die Rentner und die Arbeitneh-
mer getan, dass sie von Thnen so schlecht behandelt wer-
den sollen?

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Nein, Rentner und Arbeitnehmer haben einen gesetzli-
chen Anspruch, und sie haben einen moralischen An-
spruch.

In Wahrheit wollen Sie von Rot-Griin das Geld von
den Berechtigten halten bzw. haben, um Ihre Idee von ei-
ner Einheitsrente voranzutreiben. Das Argument, dass
Riicklagen gebildet werden sollen, ist an Fadenscheinig-
keit gar nicht zu tliberbieten. Bislang gab es nur eine Re-
gierung, die schamlos in die Schwankungsreserve der

gesetzlichen Rentenversicherung eingegriffen hat: Das
war Rot-Griin. Sie haben in die Schwankungsreserve
eingegriffen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Sich selbst hier aufzuplustern wie aufgeblasene Maika-
fer, ist zutiefst unredlich.

Obendrein haben Sie noch Nullrunden fiir die Rentne-
rinnen und Rentner verhdngt. Das alles hétte nicht sein
miissen. Hier an diesem Platz stand Gerhard Schroder
mit gespielter Reue und erklérte: Ich habe mich geirrt,

(Dr. Frank-Walter Steinmeier [SPD]: Das ha-
ben Sie noch vor sich!)

als ich die Rentenreform von Norbert Bliim zuriickge-
nommen habe. — Jetzt werden die Herren Steinbriick und
Gabriel die Bundesrepublik wieder in ein rentenpoliti-
sches Abenteuer stiirzen, wenn sie es konnen.

Die SPD behauptet immer: Ein Arbeitsplatz ist die
beste Versicherung gegen Altersarmut. — Da hat sie
recht. Aber wie passt das zu Thren Rentenplédnen? Sie
wollen in den ndchsten Jahren die Beitragssitze dras-
tisch erhéhen. Sie wollen bis 2020 den Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern 90 Milliarden Euro zusitzlich
abnehmen. Das kostet 200 000 Jobs. Es ist doch kein gu-
ter Weg, erst einmal die Arbeitslosigkeit zu erhdhen, um
dann die Altersarmut in der Breite bekdmpfen zu kon-
nen. Machen Sie es doch gleich richtig, anstatt die Men-
schen zu Versuchskaninchen alter sozialistischer Re-
zepte zu machen. Das passt nicht mehr.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Die christlich-liberale Koalition macht es anders. Die
christlich-liberale Koalition macht es besser. Wir entlas-
ten nicht nur die Arbeitnehmer und die Unternehmen.
Wir erh6hen nicht nur die Rente. Wir machen sie auch
zukunftsfest. Wir wollen die dritte Sdule stirken, die pri-
vate Altersversorgung. Die junge Gruppe von CDU/
CSU und FDP hat einen guten Vorschlag zu Anrech-
nungsfristen bei der Grundsicherung erarbeitet. Das wol-
len wir umsetzen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU — Joachim Pof3 [SPD]: Junge
Gruppe oder Jubeltruppe — was war das?)

Wir fithren eine Lebensleistungsrente ein. Sie erspart
kiinftig Rentnerinnen und Rentnern den erniedrigenden
Gang zum Sozialamt. Sie beriicksichtigt aber auch: Wer
mehr eingezahlt hat, muss auch mehr herausbekommen.
Rente ist kein staatliches Almosen; sie ist ein eigentums-
dhnlicher Rechtsanspruch der Beitragszahler. Das wird
von den griin-roten Umverteilern immer wieder ver-
dringt. Der Weg in die Einheitsrente ist mit der christ-
lich-liberalen Koalition nicht zu machen. Das wollen
CDU/CSU und FDP nicht mitmachen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Sie ma-
chen lieber die Armutsrente!)

Die Stromversorger erhdhen im néchsten Jahr massiv
die Preise: 10 Prozent und mehr. Auch die Stadtwerke
Bochum sind dabei; ich will es am Rande erwéhnen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der FDP)
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Dreister finde ich die Argumentation der Griinen. Die
Griinen présentieren Jahr fiir Jahr eine Studie zur Strom-
preisentwicklung, die sie selbst in Auftrag geben. Ich
will auf die methodischen Méngel nicht eingehen; mir
geht es um den Strompreispopulismus der Griinen. Sie
behaupten: Die Konzerne sind schuld. — Dann frage ich
Sie: Warum machen Sie da nichts dagegen, wo Sie poli-
tische Verantwortung tragen? Die griin-rote Landesre-
gierung in Baden-Wiirttemberg ist GroBaktiondr von
EnBW. EnBW erhoht zum 1. Januar 2013 ebenfalls mas-
siv die Preise. Was machen die Griinen dagegen? Nichts
machen sie! Sie lamentieren nur.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Ihre ehemalige Vorsitzende, Frau Rostel, und andere
Griine nehmen gern die Aufsichtsratstantiemen mit und
machen hier im Plenum Stimmung. Wo ist denn der An-
stand, den die Spitzenkandidatin der Griinen und Vize-
présidentin dieses Hauses fiir sich reklamiert? Wo ist der
Anstand der Griinen, wenn es um ihren dreisten Solar-
lobbyismus geht?

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU — Renate Kiinast [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN]: Aus welcher Branche
kommen Sie denn?)

Herr Trittin hat bei der Einfilhrung des EEG gesagt:
Das kostet jeden Biirger nur eine Eiskugel im Monat. —
Das ist Arroganz und Ignoranz, die kaum zu iiberbieten
sind.

(Beifall bei Abgeordneten FDP und der CDU/
CSU)

Zur Kritik an den Ausnahmen des EEG fiir bestimmte
Industriezweige: Wer hat sie denn eingefiihrt? Diese
Ausnahmensystematik hat Trittin eingefiihrt. Die Leute
mit dem kleinen Geldbeutel zahlen fiir die Klientelpoli-
tik der Griinen. 300 Milliarden Euro an Subventionen
kommen allméhlich zusammen. Damit ist die Dimension
der Steinkohlebeihilfe 14ngst iiberschritten.

(Beifall bei der FDP — Alexander Ulrich [DIE
LINKE]: Warum haben Sie es nicht geén-
dert?)

— Sie horen nicht zu. — Die vereinigte Linke im Bundes-
tag in Deutschland fordert: Wir sollen weniger exportie-
ren. — Sie nennen das verschwiemelt: Reduzierung der
Leistungsbilanziiberschiisse. — Es geht um Hunderttau-
sende Arbeitspldtze in der deutschen Exportindustrie.
Die Welt beneidet uns um unsere Chemieindustrie, Au-
tomobilindustrie, Maschinenbauer und Mittelsténdler.

Aber was schldgt die Opposition vor? Sollen wir in
Deutschland eine Abwrackpriamie einfithren, damit die
Franzosen mehr Absatz haben? Sollen wir schlechter
werden, oder sollen die anderen besser werden?

Es war auch die Forderung nach Ausweitung der
Kurzarbeiterregelung zu horen. Meine Damen und Her-
ren, wir haben derzeit 40 000 Arbeitnehmer in Kurzar-
beit. Das ist nicht schon, aber es ist doch nicht — der Kol-
lege Steinbriick hat einen Vergleich zwischen dem

Koalitionsausschuss auf dem Héhepunkt der Krise und
dem Koalitionsausschuss heute gezogen — mit den
1,2 Millionen Kurzarbeitern vergleichbar, die wir 2008
hatten.

Wer jetzt Panik schiirt, betitigt sich als Angstverstér-
ker. Ich halte das fiir unverantwortlich.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Genauso unverantwortlich ist es, Vermogenswerte in
Hohe von 100 Milliarden Euro vergesellschaften zu wol-
len, wie Herr Kollege Trittin es tut. Man darf auch nicht
an die Substanz der Unternechmen herangehen. Nein, die
christlich-liberale Koalition, Bewahrer von Wohlstand
und Freiheit, nimmt nicht den Menschen ihr Vermogen
weg.

Rot-Griin bedeutet Massenarbeitslosigkeit und Wohl-
standsverluste. Sie haben 5 Millionen Arbeitslose hinter-
lassen. Wir haben das geéndert und kréftig verbessert.

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Abtreten!)

Deshalb hat Deutschland eine gute Regierung. Wir set-
zen alles daran, dass wir mit der biirgerlichen Regierung
von CDU/CSU und FDP diese erfolgreiche Politik fiir
Deutschland und Europa fortsetzen und Ihre Experi-
mente in der Schublade bleiben.

Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der FDP und der
CDU/CSU)

Prasident Dr. Norbert Lammert:
Fiir die Fraktion Biindnis 90/Die Griinen erhilt nun
der Kollege Jiirgen Trittin das Wort.

(Zurufe vom BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:
Endlich!)

Jiirgen Trittin (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Herr Président! Meine Damen und Herren! Lieber
Kollege Briiderle, ich bin Thnen dankbar. Sie haben Ihre
Redezeit dafiir verwendet, das griine Programm vorzu-
stellen. Das hilft uns.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ansonsten kann ich Thnen nur eines sagen: Mir ist je-
mand lieber, der etwas lernt. Deswegen ist mir Peer
Steinbriick mit seiner Lernkurve lieber als Ihr Dauerauf-
enthalt in einer pfélzisch genuschelten Larmkurve.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN —
Widerspruch bei der CDU/CSU)

Frau Bundeskanzlerin, Sie sind seit sieben Jahren
Kanzlerin der Bundesrepublik Deutschland. Sie berufen
sich dabei gerne auf Konrad Adenauer. Konrad
Adenauer hat einmal gesagt: ,,Ich sage immer die Wahr-
heit, aber nie die ganze.

(Otto Fricke [FDP]: Warum haben Sie sich
wohl den Satz gemerkt?)

Sie haben dieses rheinische Motto zur Uberschrift Th-
rer Europapolitik gemacht. Sie sagen, was die Euro-
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Krise angeht, den Biirgerinnen und Biirgern nicht einmal
die halbe Wahrheit.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD)

Sie haben wortlich gesagt: Was mit mir auf keinen Fall
gehen wird, das ist der Weg iiber die Vergemeinschaftung
der Schulden. — Heute haben wir iiber 200 Milliarden
Euro gemeinschaftliche Schulden und Staatsanleihen in
der EZB.

Heute Morgen présentieren Sie uns den Vorschlag,
statt Griechenland mit einem dritten Hilfspaket zu hel-
fen, es mit zusédtzlichen T-Bills in Hohe von 9 Milliarden
Euro, also weiterer vergemeinschafteter Haftung, zu be-
lasten. Das ist Ihre Form des Umgangs mit der Wahrheit.
Dabei konnen Sie sich, glaube ich, nicht einmal mehr auf
Konrad Adenauer berufen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ihre Strategie der kleinen Schritte und des Zogerns ist
jetzt sichtbar an ein Ende gekommen. Sie haben das
erste Hilfspaket fiir Griechenland aus Angst vor der
Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen blockiert.

(Claudia Roth [Augsburg] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNENT]: Ja! Das stimmt!)

Jetzt soll Griechenland zwei Jahre mehr Zeit bekommen.
Das ist richtig wegen der negativen Effekte, die es geben
wiirde, wenn man das nicht machen wiirde: Man wiirde
die Rezession in Griechenland verldngern. Man wiirde
nicht sparen, sondern mehr Schulden anhaufen. Aber Sie
scheuen sich, den Menschen in Deutschland zu sagen,
was das heift. Das heif3t, dass es Geld, auch Steuergeld,
kosten wird. Dieses Ergebnis versuchen Sie zu verkleis-
tern, zu verkomplizieren. Deswegen wollten Sie sich in
der vergangenen Nacht nicht mit dem Rest Europas eini-
gen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD)

Das Signal ist doch irre. Wir haben den Griechen im-
mer gesagt: Wir sind solidarisch, wenn ihr das umsetzt,
was wir mit euch vereinbart haben. — Jetzt bestétigt die
Troika, dass die Griechen ihre Hausaufgaben gemacht
haben, und in genau diesem Moment zeigt sich Europa
handlungsunfdhig, weil es sich iiber die Fragen nicht ei-
nigen kann. Wer ist denn da vertragstreu, die Griechen
oder die Européer? Ich finde, diese Nacht in Briissel war
eine schwarze Stunde.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Sie finanzieren zwischen, Sie legen T-Bills auf, Sie grei-
fen auf den EFSF zuriick, und Sie greifen auf diec EZB
zuriick, anstatt schlicht und ergreifend zu sagen: Ja, wir
miissen fiir die Rettung Griechenlands Geld in die Hand
nehmen.

Ich sage Thnen: Ich verstehe das. Wenn man elf Land-
tagswahlen verloren hat, wenn man gerade davor steht,

die zwolfte zu verlieren, dann hat man Angst vor den
Wihlerinnen und Wéhlern.

(Otto Fricke [FDP]: War das bei euch so? —
Gegenruf der Abg. Claudia Roth [Augsburg]
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Ach, Herr
Fricke!)

Aber die Menschen sind weiter. Sie verlieren diese
Wahlen, und Sie werden auch die Niedersachsen-Wahl
verlieren, nicht wegen der Wahrheit, sondern weil die
Menschen den Eindruck haben, dass ihnen etwas vorge-
macht wird. Das wollen sie nicht mehr.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE. GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD — Volker
Kauder [CDU/CSU]: Das wollten sie noch nie,
auch von Thnen nicht!)

Sieben Jahre sind Sie Bundeskanzlerin. WDR 4 wirbt
ja mit dem Spruch: Gutes bleibt. — Was bleibt eigentlich
von sieben Jahren Merkel? Krisenmanagement? Neh-
men wir einmal die Finanzkrise. Ich zitiere die Bundes-
kanzlerin aus dem Jahre 2008. Sie haben gesagt: Keine
Bank darf so groB3 sein, dass sie wieder Staaten erpressen
kann. — Das war Angela Merkel im Jahr 2008. 2007
hatte die Deutsche Bank eine Bilanzsumme von 2 Billio-
nen Euro; das ist das Sechsfache des Bundeshaushaltes.
Heute — Sie haben sich eben zum Vorreiter der Banken-
regulierung ausgerufen —

(Joachim Pof} [SPD]: Gestern schon!)

betrigt die Bilanzsumme der Deutschen Bank 2,1 Billio-
nen Euro. Nichts bleibt von Thren Ankiindigungen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Gibt es eine Schuldenbremse fiir Banken? Nein. Gibt
es jetzt eine Haftung fiir die Eigner und Gléaubiger statt
der Verstaatlichung von Bankschulden? Gibt es also
Bail-in statt Bail-out? Nein, das gibt es nicht. Gibt es
eine europdische Bankenunion mit einer scharfen
Aufsicht, einem Bankenrestrukturierungsfonds, finan-
ziert aus einer Bankenabgabe? Nein. Sie blockieren das
Inkrafttreten genau dieser Bankenunion zum 1. Januar.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie des Abg. Dr. Frank-Walter Steinmeier
[SPD])

Krisenmanagement — es wird so weitergemacht wie
vor der Krise: mit moglichst wenig Eigenkapital mog-
lichst viel Geld hebeln, und wenn es schiefgeht, springt
der Staat schon ein. Dann reden Sie davon, wir hétten es
blof mit einer Staatsschuldenkrise zu tun. Diese ,,Nur-
Staatsschuldenkrise” bringt zurzeit das historische
Friedensprojekt Europa in ernste Gefahr. Der Zusam-
menhalt Europas ist gefdhrdet. Dass Europa noch nicht
auseinandergebrochen ist, liegt nicht am Krisenmanage-
ment der Bundeskanzlerin, sondern an unseren europii-
schen Partnern, an der EZB, am IWF, die Sie letztend-
lich gezwungen haben, immer wieder das zu tun, was
ndtig ist — aber in der Regel zu spit, und zu spit heilit
immer zu teuer.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)
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Sie haben damit aber eines geschafft — und das ist lange
vor Thnen keiner Bundesregierung gelungen —: Das
Ansehen Deutschlands bei der G 20, innerhalb Europas
und das Ansehen international war noch nie so schlecht.
Noch nie waren wir in einer Frage dermafen isoliert wie
unter Threr Kanzlerschaft. Was von sieben Jahren Merkel
bleibt, ist ein gewaltiger Ansehensverlust Deutschlands
auf internationaler Ebene.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Damit wir uns nicht falsch verstehen: Man muss
sparen, man muss reformieren, und man muss als Kredit-
geber auch Bedingungen stellen. Aber machen wir uns
doch nichts vor: Griechenland und Spanien haben schon
lange kein Ausgabenproblem mehr. Sie haben gespart,
dass es kracht. Griechenland hat in den vergangenen drei
Jahren jedes Jahr 4,5 Prozent seiner Wirtschaftsleistung
eingespart, Spanien allein im Jahr 2012 6 Prozent. — Nur
einmal am Rande bemerkt, Frank: Bei der Einfiihrung
von Hartz IV war es nicht einmal 1 Prozent der Wirt-
schaftsleistung. — Das heil3t, Ihr dauernder Appell, diese
Staaten sollten sparen, zielt vollig daneben. Sie haben
ein Einnahmeproblem, und dieses Einnahmeproblem
kann man l6sen. Aber dazu bedarf es eines gemeinsamen
europdischen Handelns. Wir brauchen endlich einen ge-
meinsamen Steuerpakt fiir Europa, damit Reeder und an-
dere ihre Steuern bezahlen und wir nicht hinterher finan-
zieren, dass Leute ihr Geld aus Griechenland abziehen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD)

Was machen Sie? Sie torpedieren alle Anstrengungen
zu einer gemeinsamen Politik, zum Beispiel im Kampf
gegen Steuerhinterziechung. Sie schlieen ein bilaterales
Abkommen mit der Schweiz mit dem Ergebnis, dass die
Bemiihungen zur Umsetzung der entsprechenden Richt-
linie in Europa ins Stocken kommen. Jetzt wollen Sie
uns allen Ernstes verkaufen, dass die UBS und die Credit
Suisse fiir uns die Steuern bei den Vermogenden eintrei-
ben. Firmen, gegen die deutsche Staatsanwilte wegen
Beihilfe zur Steuerhinterziechung ermitteln, sollen also
die Steuern einziehen. Wissen Sie, woran mich das erin-
nert? Das kommt mir so vor, als wiirden Sie den Schutz-
gelderpresser von der Mafia damit beauftragen, gleich
auch noch die Gewerbesteuer einzutreiben.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

AuBerdem haben Sie hier gesagt, Sie seien fiir Wachs-
tum. Warum wollen Sie denn dann die im mehrjahrigen
Finanzrahmen derzeit vorgesehenen Ausgaben um
100 Milliarden Euro kiirzen? Warum wollen Sie mitten
in einer schweren Rezession im Siiden Europas die In-
vestitionsféhigkeit dieser Staaten auf diese Weise unter-
minieren? Wohin diese Kiirzung fiihrt, siecht man ja an
dem Vorschlag der zypriotischen Présidentschaft und an
dem Vorschlag von Herman Van Rompuy. Wo wird denn
eingeschnitten? FEingeschnitten wird bei Forschung,
gespart wird bei Innovation, und zusammengestrichen
werden die Connecting Europe Facilities. Es wird also
dort gespart, wo Wachstum entstehen kann. Gleichzeitig

erhilt und konserviert man die alten Strukturen einer
iiberalterten und veralteten Agrarpolitik.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Strukturen zu konservieren und Wachstum zu blockie-
ren, ist das Falscheste, was man in einer solchen Situa-
tion machen kann.

Ich sage Thnen: Wir haben miteinander etwas anderes
vereinbart. Wir haben uns zwar nicht iiber die Hohe
verstandigt. Das stimmt; da waren wir im Dissens. Aber
Sie haben mit uns, mit der Opposition, gemeinsam
beschlossen, dass es klare Prioritdten geben soll — fiir
Wachstum, fiir Investitionen im mehrjéhrigen Finanzrah-
men in Innovation und in die energetische Infrastruktur.
Genau da wollen Sie jetzt kiirzen. Sie sind wortbriichig,
Frau Bundeskanzlerin.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Es bleibt noch etwas von sieben Jahren Threr Kanzler-
schaft. Sie raten dem Rest Europas immer, zu sparen.
Frau Bundeskanzlerin, in den sieben Jahren Threr Kanz-
lerschaft wuchsen die Staatsschulden in Deutschland um
ein Drittel, um 500 Milliarden Euro, also eine halbe Bil-
lion. Sie haben allen Sparsamkeit gepredigt. Gleichzeitig
haben Sie in diesem Zeitraum die gesamtstaatliche
Verschuldung von 63 Prozent — damit waren die Maast-
richt-Kriterien fast eingehalten — auf im nédchsten Jahr
liber 84 Prozent gesteigert. Wenn auch nicht viel von
Ihrer Kanzlerschaft bleibt: Dieser Haufen Schulden
bleibt fiir kommende Generationen. Er bleibt sehr lange.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Sie haben auch von Gerechtigkeit und von Teilhabe
gesprochen. Nun, die ganze Rabulistik iiber die Statistik
kann iiber zwei Dinge nicht hinwegtduschen. Wir haben
lange Zeit Reallohnriickstdnde gehabt; jetzt erfolgt nur
ein miBiges Auftholen. Gleichzeitig war der Besitz, das
Vermdgen, in Deutschland noch nie so ungerecht verteilt
wie heute. Gleichzeitig miissen Kommunen zur Erfiil-
lung gesetzlicher Aufgaben mittlerweile Kassenkredite
in einer GroBenordnung von 50 Milliarden Euro allein in
diesem Jahr aufnehmen. In dieser Situation streiten Sie
dafiir, die 6ffentliche Hand um noch einmal 6 Milliarden
Euro zu erleichtern. Das ist unverantwortlich. Das hat
iibrigens auch nichts mit der kalten Progression zu tun.

(Bartholomius Kalb [CDU/CSU]: Und womit
dann?)

Von diesen 6 Milliarden Euro wiirden iibrigens 5 Mil-
liarden, 83 Prozent, der oberen Hélfte der Einkommens-
bezieher zugutekommen und nicht der unteren Halfte.
Sie planen Steuergeschenke auf Pump fiir Leute, die das
nicht brauchen.

Was verniinftig wére, wére in der Tat, das steuerfreie
Existenzminimum anzuheben, und zwar stirker, als Sie
es wollen. Wir sind dazu gerne bereit. Aber wir sagen:
Das muss man solide gegenfinanzieren, zum Beispiel
durch die Anhebung des Spitzensteuersatzes. Dann
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entlasten Sie alle mit einem Jahreseinkommen unter
60 000 Euro und lassen dafiir diejenigen bezahlen, die
mehr als 80 000 Euro verdienen. Das ist gerecht, und das
ist finanziell verantwortbar.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Was also bleibt von sieben Jahren Merkel, ist ein
schamloser Klientelismus,

(Bartholomius Kalb [CDU/CSU]: Von Herrn
Fell!)

von der ,,Movenpick-Steuer” bis hin zum Betreuungs-
geld, einem Schnédppchen fiir die Versicherungswirt-
schaft. Das Betreuungsgeld ist das, was die CSU beim
»Schrottwichteln® am 4. November 2012 — Sie haben es
Koalitionsausschuss genannt — bekommen hat.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN, der SPD
und der LINKEN)

Aber, meine Damen und Herren, das hilft nichts. Es
schafft keine bessere Bildung. Wir miissen in Deutsch-
land den Zustand tiberwinden, dass, wer einmal arm ist,
arm bleibt, und dass, wer einmal reich ist, das ebenfalls
bleibt, und die Mittelschicht zerbroselt. Was haben Sie
an diesem Zustand gedndert? Nichts. Dabei liegen die
Gegenmittel auf der Hand: bessere Bildung von Anfang
an; eine Frauenpolitik, die die glaserne Decke einreifit
und dafiir sorgt, dass das begabtere Geschlecht den Weg
nach oben iliberhaupt gehen kann; eine Frauenquote; eine
Arbeitsmarktpolitik, die sich an den Stirken der Men-
schen orientiert, sie aktiv fordert. Was machen Sie? Sie
kiirzen die Mittel fiir die aktive Arbeitsmarktpolitik.

‘Was von sieben Jahren Merkel bleibt, ist, dass Sie das
groBBe Versprechen der sozialen Marktwirtschaft bre-
chen, das Versprechen, dass der Fleilige nicht der
Dumme ist, sondern den Aufstieg schaffen kann, dass es
Chancengleichheit gibt. Unter lhrer Kanzlerschaft ist
diese Gesellschaft undurchlédssiger geworden. Sie gehen
schludrig mit dem Erbe von Ludwig Erhard um.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Néchste Woche wird die Klimakonferenz in Doha
stattfinden. Ich bin nicht optimistisch, was ihren
Ausgang angeht. Der Trend, dass immer mehr CO, aus-
gestofBen wird — wir liegen mit 800 Millionen Tonnen
CO,-Aussto3 iibrigens weltweit immer noch auf
Platz sechs —, wird nicht gebrochen werden. Das hat et-
was damit zu tun, dass in Doha Europa nicht mehr die
Rolle des Antreibers spielt. Warum tut Europa das nicht
mehr? Das tut Europa deswegen nicht, weil es von
Deutschland gebremst wird. Es ist diese Bundesregie-
rung, die blockiert, dass es ein europidisches Klima-
schutzziel von minus 30 Prozent im Jahr 2020 gibt. Sie
sind es, die verbindliche Energieeffizienzziele blockie-
ren. Sie blockieren regelméBig jeden Versuch ambitio-
nierter Verbrauchsobergrenzen fiir Spritfresser. Ich frage

Sie: Wie viele von den 6kologisch schiadlichen Subven-
tionen in Milliardenhdhe haben Sie in den sieben Jahren
Ihrer Kanzlerschaft abgebaut? Keinen einzigen Euro. Sie
haben diese Subventionen ausgebaut.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE. GRUNEN
sowie des Abg. Dr. Frank-Walter Steinmeier
[SPD])

Sie haben sie ausgebaut, indem Sie aus dem Erneuer-
bare-Energien-Gesetz eine Subventionsmaschine fiir
Schlachthéfe und Pommesfabriken gemacht haben. Sie
haben die okologisch schidlichen Subventionen hoch-
getrieben, indem Sie die Netzumlage nutzen, um Bank-
rechenzentren und Golfplitze zu finanzieren.

(Lachen der Abg. Axel E. Fischer [Karlsruhe-
Land] [CDU/CSU])

All das wird von den Verbraucherinnen und Verbrau-
chern bezahlt. Ich sage Thnen eins, weil Sie gerade so
schon gelacht haben: Diejenigen, die von den Strom-
netzgebilihren nicht befreit sind — etwa die Hélfte der
energieintensiven Unternehmen sind mittlerweile von
der Stromsteuer befreit —, zahlen die Rechnung fiir Thre
Subventionspolitik. Das sind nicht die groBen, das sind
die kleinen und mittelstindischen Unternehmen, die
Handwerker in diesem Lande. An denen halten Sie sich
schadlos.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD)

Nein, meine Damen und Herren, sieben Jahre Merkel
waren sieben verlorene Jahre fiir dieses Land.

Frau Merkel, Sie simulieren gerne, Sie seien in der
Mitte. Das ist ein Irrtum. Man steht nicht in der Mitte,
nur weil man zwischen ,,Crazy Horst“ und Rainer
Briiderle steht.

(Heiterkeit beim BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN und bei der LINKEN)

Die Mitte Deutschlands liegt ganz woanders. Acht von
zehn Deutschen wollen eine neue Wirtschaftsordnung,
die Ressourcen schont und fiir sozialen Ausgleich sorgt.
89 Prozent der Deutschen finden die Einkommensunter-
schiede zu grof3. 76 Prozent wollen einen Mindestlohn,
80 Prozent die Gleichstellung der Homo-Ehe. Das ist
Deutschlands Mitte. Wer sich aus dieser Mitte aus-
schliefit, der steht nicht in der Mitte, sondern rechts von
der Mitte.

Sie haben fiber sieben Jahre einen Mindestlohn und
Frauenquoten blockiert. Sie haben sieben Jahre einen
wirksamen Staatsschuldenabbau blockiert. Sie verhin-
dern seit sieben Jahren ambitionierten Klimaschutz. Sie
sind eine Dagegen-Kanzlerin. Einen Wandel zu Gerech-
tigkeit, zu Teilhabe, zu einer offenen Gesellschaft, zu
Klimaschutz und Energiewende wird es erst geben,
wenn Sie in der Opposition sitzen, und das wird ab
nichstem September so sein.

(Anhaltender Beifall beim BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN - Beifall bei der SPD)
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Vizeprasidentin Petra Pau:

Das Wort hat der Vorsitzende der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion, Volker Kauder.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Volker Kauder (CDU/CSU):

Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! Herr Trittin, es
ist schon gewesen, dass Sie uns an einen richtigen Satz
erinnert haben, ndmlich: Was gut ist, bleibt. — Ich sage
Ihnen: Deswegen bleibt Angela Merkel Kanzlerin der
Bundesrepublik Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir beraten heute den Bundeshaushalt 2013. Dass wir
in diesem Bundeshaushalt zu einem guten Ergebnis
kommen, héngt auch damit zusammen, dass wir in
Deutschland eine stabile, gute wirtschaftliche Situation
haben. Herr Trittin, es gehort schon ein Gutteil an
Chuzpe oder Vergesslichkeit dazu, sich hier hinzustellen
— das gilt auch fiir den Kollegen Steinbriick — und daran
zu erinnern, was man alles machen wolle, wenn man an
die Regierung kommt. Ich kann Thnen nur sagen: Wir ha-
ben den Schrott aufriumen miissen, den Sie von Rot und
Griin in diesem Land hinterlassen haben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Es gibt aber eine Langzeitfolge. Einen GroBteil der ho-
hen Arbeitslosigkeit und der Neuverschuldung haben
wir zurlickfithren kénnen durch eine kluge Politik im
Rahmen der GroB3en Koalition. Aber eines bleibt, Herr
Kollege Steinbriick und Herr Kollege Trittin: Es war die
Regierung, die Sie damals als Koalition getragen haben,
die in Europa das groBte Chaos mit bleibenden Schiden
angerichtet hat, indem sie die Stabilitdtskriterien auller
Kraft gesetzt hat.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Jetzt hierher zu kommen und Spriiche zu machen, wie es
in Europa weitergehen soll, ist der absolute Hammer.
Wenn man sich ansieht, was Sie in Threr Regierungszeit
angerichtet haben, dann wiirde das ausreichen, Sie fiir
viele Jahre von einer neuen Regierung auszuschlieen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Dariiber werden wir in den nidchsten Monaten reden.

Es geht auch gar nicht, Herr Kollege Trittin, sich hier
hinzustellen und der Bundesregierung zu sagen, man
hétte noch mehr sparen kdnnen. Ich sage: Wir sind froh,
dass wir die Schuldenbremse in der Groflen Koalition
gegen die Stimmen der Linken durchgesetzt haben. Teile
der SPD-Fraktion — das weifl ich noch — haben gesagt,
wir seien verriickt, eine Schuldenbremse einzufiihren,
weil das der Politik die Gestaltungsmdglichkeiten neh-
men wiirde.

(Joachim Pof3 [SPD]: Das bezog sich auf die
Nullverschuldung!)

Nun haben wir die Schuldenbremse; vereinbart ist sie flir
2016, erreichen werden wir sie 2013.

Der Bundesfinanzminister weist regelmafig darauf
hin, dass die Absenkung der Staatsverschuldung und die
Einhaltung der Schuldenbremse nicht ausschlieBlich
Aufgabe des Bundes ist, sondern aller Institutionen in
diesem Land. Da kann man sich als Griiner oder als Mit-
glied der SPD nicht davonstehlen, wenn in Baden-Wiirt-
temberg seitens der neuen Regierung der bemerkens-
werte Satz fillt: Zundchst miissen wir noch einmal
richtig Schulden machen, damit wir danach sparen kon-
nen. — Was ist denn das fiir eine Politik in heutiger Zeit?

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir sagen: Wir miissen sparen und weniger Schulden
machen. Sie miissen Threm griinen Hoffnungstrager
Kretschmann einmal sagen, dass er die Zeichen der Zeit
nicht verstanden hat.

Es ist schon merkwiirdig, dass gerade bei einer Partei,
die das Wort ,,Nachhaltigkeit™ standig im Munde fiihrt,
bei der Umwelt und allen anderen méglichen Bereichen,
dann, wenn es wirklich um Nachhaltigkeit geht, nimlich
darum, die Schulden nicht weiter ausufern zu lassen,
sondern sie zuriickzufiihren, um Chancen fiir die junge
Generation zu schaffen, das Programm ,,Nachhaltigkeit*
auf einmal zu einem Schuldenaufwuchs flihrt, und das in
einer Zeit, in der wir alle grof3e Steuereinnahmen haben.
Da kann ich nur sagen: Es sind die griin-rot und rot-griin
regierten Bundeslénder, die noch viel vor sich haben,
wenn sie das erreichen wollen, was wir mit dem Bundes-
haushalt 2013 erreichen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir haben auch einen Fehler von Griin-Rot bzw. Rot-
Griin korrigiert, die den Kommunen in diesem Land
enorme Kosten aufgehalst haben. Es ist geradezu ein
Treppenwitz, wenn sich hier Vertreter der Opposition
hinstellen und dariiber sinnieren, dass sich unsere Kom-
munen in einer schweren finanziellen Lage befinden. Sie
haben den Kommunen damals mit einem einzigen Ge-
setz — insgesamt waren es noch viel mehr — mehr als
5 Milliarden Euro auf die Haushalte gedriickt, indem Sie
die Grundsicherung fiir Altere bei der Einfiihrung den
Kommunen angelastet haben. Wir nehmen das jetzt zu-
riick. Sich aber hier hinzustellen und zu sagen: ,,Die
Kommunen miissen entlastet werden®, ist wirklich ein
Witz. Sie haben die Kommunen in groftem Mafle belas-
tet. Dies nehmen wir nun zuriick. Deswegen kann ich
nur sagen: Was Sie hier machen, ist absolut unredlich,
Herr Kollege Trittin.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Gehen wir einmal einen Schritt weiter; das hat alles
mit dem Haushalt zu tun. Reden wir einmal iiber das,
was Wolfgang Schauble gestern angesprochen hat, nim-
lich das Steuerabkommen mit der Schweiz. Ich bin eini-
germallen iiberrascht, wenn ich hore, dass wichtige Ge-
setzgebungsvorhaben, die sich entlastend fiir fast alle
Biirgerinnen und Biirger in unserem Land auswirken,
nicht im Bundesrat beschlossen werden konnen, weil die
Bundeslidnder — allen voran Nordrhein-Westfalen — mei-
nen, sie konnten auf Steuereinnahmen nicht verzichten.
Dass Nordrhein-Westfalen nicht darauf verzichten kann,
kann man nachvollziehen; denn dort ist der Weg, den
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Baden-Wirttemberg jetzt geht, schon eingeschlagen
worden: neue Schulden bis zur Verfassungswidrigkeit
ihres Haushalts.

(Beifall der Abg. Dr. h. c. Jiirgen Koppelin
[FDP] und Paul Lehrieder [CDU/CSU])

Wenn es aber so ist, dass die Lander sagen, sie kdnnten
Vorhaben nicht auf den Weg bringen, die wichtig sind
— die im Ubrigen auch den Griinen wichtig sind —, zum
Beispiel die energetische Gebaudesanierung, dann kann
ich nicht verstehen — aufler es handelt sich um ganz bil-
lige parteipolitische Taktik —, warum man das Angebot
des Bundes nicht annimmt, mehrere Milliarden Euro, die
eigentlich dem Bund zustehen wiirden, den Landern und
Gemeinden zu geben, um die Maflnahmen umsetzen zu
konnen. Man miisste nur das Steuerabkommen abschlie-
Ben.

Herr Trittin, wir sind uns einig — auch der Kollege
Steinmeier, davon bin ich felsenfest iiberzeugt —, dass
wir es fiir richtig halten, das Gebdudesanierungspro-
gramm jetzt umzusetzen, und dass wir es fiir falsch hal-
ten, bei der KfW Mittel zu mobilisieren, weil wir so
mehr Geld ausgeben miissten als bei einer steuerlichen
Forderung. Das wissen Sie alles. Sie trauen sich nur
nicht, Thren Landern zu sagen: Jetzt gebt euch mal einen
Ruck. — Ich fordere Sie auf: Geben Sie sich einen Ruck
und veranlassen Sie, dass die Linder und Kommunen
die 3 bis 4 Milliarden Euro mehr erhalten konnen, die
Wolfgang Schiuble ihnen zugesagt hat. Ich finde es un-
ertriglich, sich hier hinzustellen, iiber die Situation der
Kommunen zu klagen und dann das Geld, das ihnen an-
geboten wird, nicht anzunehmen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ich muss Thnen einmal klar sagen: Das ist Heuchelei. So
konnen wir nicht miteinander arbeiten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Herr Trittin, gestern riefen Sie mir, wihrend Wolfgang
Schéuble sprach, iiber die Reihen hinweg zu: Wir wollen
die gleichen Bedingungen wie Amerika. — Wolfgang
Schéuble kann Thnen im Detail erkldren, dass wir in un-
serem Steuerabkommen mit der Schweiz bessere Bedin-
gungen haben als Amerika.

(Dr. Volker Wissing [FDP]: So ist es! Das
weill Herr Trittin nur nicht!)

Es gibt ndmlich bei dem Abkommen mit Amerika keine
Regelung fiir die zuriickliegende Zeit. Wenn Sie einer-
seits die gleichen Bedingungen wie Amerika einfordern
und sich andererseits hier hinstellen und beklagen, dass
nicht alle Fille, die in der Vergangenheit liegen, aufge-
16st werden, dann kann ich nur sagen: Sie brauchen drin-
gend Nachhilfeunterricht vom Bundesfinanzminister,
damit Sie einmal kapieren, wo der Unterschied zwischen
den Abkommen liegt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir bekommen fiir die in der Vergangenheit liegenden
Félle von der Schweiz eine entsprechende Geldsumme,
die wir den Kommunen zur Verfiigung stellen wollen.

Ich muss auch sagen: Herr Trittin, Sie kdnnen sich
vielleicht iiber die Abgeltungsteuer beklagen; aber die
SPD kann es nicht. Herr Kollege Steinbriick, die Abgel-
tungsteuer haben wir miteinander vereinbart.

(Peer Steinbriick [SPD]: Ich habe nichts dage-
gen!)

Das Koch/Steinbriick-Papier hat die Voraussetzungen
dafiir geschaffen. Wie haben Sie gejubelt, was Sie alles
auf den Weg gebracht haben! Die Abgeltungsteuer fiihrt
eben zur Anonymitét: Sie wird abgezogen, und der Fall
ist erledigt. Es kann nicht sein, dass man auf einmal, nur
weil man Kanzlerkandidat der SPD geworden ist und die
Linken zufriedenstellen muss, nicht mehr wahrhaben
will, was man selber gemacht hat. So weit darf der Ge-
déchtnisverlust nicht reichen, Herr Kollege Steinbriick.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ich kann nur hoffen, dass Vernunft einzieht und der
Bundesrat mit den Stimmen der von SPD und Griinen
regierten Lénder jetzt endlich das tut, worauf viele Men-
schen, etwa im Handwerk, warten: die Gebdudesanie-
rung voranbringen. Ich habe nicht nur in allen Fachzeit-
schriften, sondern auch in Vorlagen von Thnen, den
Griinen, gelesen, dass der Gebdudebestand die grofite
Maglichkeit bietet, Energie einzusparen. Sie haben dafiir
gesorgt, dass wir da mindestens ein Jahr verloren haben.
Das, was Sie hier machen, ist keine wirklich iiberzeu-
gende Okologische Politik; das ist Obstruktion um der
Parteiinteressen willen, nichts anderes.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Sie kénnen das noch korrigieren; wir sind im Vermitt-
lungsverfahren.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir schaf-
fen mit diesem Bundeshaushalt die Voraussetzungen da-
fiir, dass wir im Jahr 2014 zu einem strukturell ausgegli-
chenen Haushalt kommen. Das ist mehr, als wir zunéchst
erwartet haben. Dies ist auch Voraussetzung dafiir, dass
wir als Deutschland unsere Aufgaben und Herausforde-
rungen in Europa angehen konnen. Mit der gigantischen
Verschuldung, die Sie uns nach den Jahren der rot-grii-
nen Bundesregierung hinterlassen haben, hétten wir gar
nicht die notwendige Kraft gehabt, all diese Aufgaben zu
meistern.

Ich glaube, man sollte am heutigen Tage, an dem wir
wissen, dass flir Griechenland eine Losung gesucht und
in der nachsten Woche sicher auch gefunden wird, noch
einmal deutlich machen, was unsere Auffassung ist und
welche Probleme entstiinden, wenn man Threm Kurs
folgte. Wir haben klar und deutlich formuliert, dass wir
solidarisch sind, dass wir aber verlangen, dass sich in
dem Land, dem wir Geld geben, Dinge dndern. Das hat
nicht einmal Herr Trittin bestritten; denn auch er sagt:
Einer, der Kredite gibt, kann und muss entsprechende
Auflagen beschliefen. — Um es noch einmal klar und
deutlich zu sagen, damit der Unsinn nicht weitergetrie-
ben wird: Wir legen bei der Euro-Rettungspolitik vor al-
lem Wert darauf — die Bundeskanzlerin sagt es regelma-
Big —, dass wir in Europa wettbewerbsfahig werden. Nur
wenn Europa wettbewerbsfahig ist, werden wir die He-
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rausforderungen meistern kdnnen, die mit einem Wettbe-
werb in der ganzen Welt verbunden sind. Deutschland
hat eine solche Wettbewerbsfihigkeit erreicht — auch wir
haben noch das eine oder andere zu tun —; aber andere
eben nicht. Wir allein werden es nicht schaffen kénnen,
selbst wenn wir wettbewerbsfahig sind, dass Europa den
Wettbewerb mit der Welt aufnehmen kann. Deswegen
miissen alle mitmachen.

Natiirlich unterstiitzen wir unsere franzdsischen
Freunde dabei, den Weg konsequent in die richtige Rich-
tung zu gehen. Herr Kollege Steinbriick, man kann sich
aber nicht an dieses Rednerpult stellen und sagen, dass
Wettbewerbsfahigkeit notwendig ist, um sich dann mit
seinen sozialistischen Freunden zu treffen und denen
stindig die falschen Ratschldge zu geben. Vielmehr
miissten Sie ihnen sagen: Thr miisst das nachholen, was
wir mit der Agenda 2010 beschlossen haben. Sie diirfen
sie nicht dabei unterstiitzen, sozialistischen Irrsinn in
Europa zu verbreiten. — So funktioniert die Sache!

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP —
Joachim PoB3 [SPD]: Das sagt ein Parteifreund
von Sarkozy! — Peer Steinbriick [SPD]: Woher
wissen sie, wie ich mit denen rede? Gar nichts
wissen Sie!)

Es gibt einen alten, ganz einfachen Merksatz: Politik
beginnt mit dem Betrachten der Wirklichkeit. Ich hoffe,
dass in Frankreich die Realitdt sehr bald zur Kenntnis
genommen wird. Gerhard Schroder hat seine Meinung
dazu gesagt.

Wir wollen natiirlich in Europa Wettbewerbsfahigkeit
erreichen. Deshalb haben wir den Griechen auch keine
Sparpolitik verordnet, sondern wir haben gesagt: Es
miissen sich Strukturen dndern. Es wird geholfen, die
Verwaltungskraft von Kommunen zu stirken, die Ver-
waltungskraft einer Steuerverwaltung aufzubauen und
vieles andere mehr. Das braucht natiirlich seine Zeit.

Einige MaBnahmen sind bereits erfolgreich umge-
setzt. Die Regierung Samaras macht mehr als jede
Vorgéngerregierung in Griechenland — das wollen wir
durchaus anerkennen —, aber es miissen sich auch die
Strukturen @ndern.

Ich glaube felsenfest: Durch das, was Sie die ganze
Zeit vom Stapel lassen — nach dem Motto ,,Es muss auf
jeden Fall geholfen werden®, Schuldenunion, Euro-
Bonds usw. —,

(Jirgen Trittin [BUNDNIS 90/DIE  GRU-
NEN]: Das sagen Sie doch! Wir sind gegen
Euro-Bonds!)

nehmen Sie den Regierungen, die mutig aufgestanden
sind und gesagt haben: ,,Wir reformieren®, die Kraft, die
notwendigen Reformen auch durchzufiihren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Wenn Sie einfach nur bedingungslos Geld ausgeben
nach dem Motto ,,Es spielt keine Rolle, was es kostet®,
dann werden Sie niemanden wirklich motivieren, den
harten und schweren Weg zu gehen.

Deswegen bin ich dankbar fiir die Position der Bun-
desregierung, dankbar dafiir, dass der Bundesfinanz-
minister die schwierigen Verhandlungen fiihrt. Ich weil3,
dass es sowohl die Bundeskanzlerin als auch der Bun-
desfinanzminister nicht immer leicht haben. Man kénnte
sehr schnell der Versuchung erliegen, den Forderungen
derjenigen, die gerne umverteilen wollen, nachzugeben.
Ich kann nur sagen: Wir werden darauf achten, dass die
Grundsdtze von Solidaritdit und Soliditdt nicht ins
Rutschen kommen. Das ist der Malistab fiir unsere Euro-
papolitik.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir schauen in diesen Tagen mit Sorge auf die Ent-
wicklung im Nahen Osten. Wir alle hoffen, dass die di-
plomatischen Bemiihungen wirklich tragen und ein Krieg
verhindert werden kann. Als die Bundeskanzlerin heute
Morgen darauf verwiesen hat, dass Israel ein Selbst-
verteidigungsrecht hat, dass Israel das Recht hat, sich
gegen Angriffe zu wehren, kam aus allen Fraktionen
Beifall, nur nicht von der Linken. Das hat mich einiger-
malBen bestiirzt. Sie haben ein ungeklartes Verhéltnis zu
Israel, meine Kolleginnen und Kollegen von der Linken,
um es sehr vorsichtig zu formulieren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP —
Halina Wawzyniak [DIE LINKE]: So ein
Blodsinn!)

Wir werden alles tun, was in unseren Moglichkeiten ist
—ich bin dem Bundesauflenminister dafiir dankbar —, um
in dieser schwierigen Situation zu Israel zu stehen. Wir
wollen aber auch alles dafiir tun, dass eine diplomatische
Losung gefunden wird.

Da wir schon bei diesem Thema sind: Ja, Mursi, der
agyptische Prisident, leistet dafiir einen wichtigen
Beitrag. Er wird demnédchst, Frau Bundeskanzlerin,
Deutschland besuchen.

Ich mochte an dieser Stelle darauf hinweisen, dass wir
— bei allem, was wir an Positivem bei dem sehen, was
Mursi jetzt in dem Konflikt im Nahen Osten macht — er-
warten, dass er in gleicher Weise auf die Christen in
Agypten zugeht und sie am Verfassungsprozess gleich-
berechtigt beteiligt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Es gibt keine Teilung der Menschenrechte. Was wir in
den letzten Tagen gerade aus der verfassungsgebenden
Versammlung in Agypten gehdrt haben, ldsst uns bei
diesem Punkt doch manche Sorge haben. Ich bitte sehr
darum, dass auch dies im Gespréch gesagt wird.

Wir alle wissen, in welch gliicklicher Situation wir le-
ben. Vor wenigen Tagen haben wir am Volkstrauertag
auf den Friedhofen daran gedacht, was im letzten Jahr-
hundert, einem furchtbaren Kriegsjahrhundert, alles ge-
schehen ist — auch durch unser Land, durch Deutschland.
Deswegen haben wir allen Grund, uns dafiir einzusetzen,
dass Gewalt und Krieg keine Mittel der Politik sind.

Aber wir haben aus unserer Geschichte auch gelernt,
dass Gewalt und Krieg immer dort entstehen, wo es un-
gerecht zugeht, wo Menschenrechte — beispielsweise
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auch die Religionsfreiheit — nicht eingehalten werden.
Deswegen vergessen wir iiber all die Debatten, die wir
jetzt iiber den Bundeshaushalt und iiber Europa fiihren,
nicht, dass dieses Europa mehr ist als ein Europa von
Euro und Cent, sondern dass es eine Werte- und Schick-
salsgemeinschaft ist, die wir uns erhalten wollen als ein
Vorbild fiir Freiheit, Demokratie und Menschenrechte.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ich glaube, dass wir mit dem Haushalt, den wir in die-
ser Woche verabschieden, einen wichtigen Schritt gehen,
um fiir die junge Generation neue Chancen und Mdog-
lichkeiten zu erdffnen. Ich wire froh, wir kénnten im
Bundesrat dadurch, dass wir die Korrektur der kalten
Progression hinbekommen, ein deutliches Zeichen fiir
die Menschen setzen.

Es mag aus Ihrer Sicht so sein, dass Sie den Spitzen-
steuersatz erhdhen wollen. Sie kdnnen es sehr gerne ma-
chen, das so zu formulieren. Auch ich habe manchen
Waunsch, den ich jetzt nicht umsetzen kann und deswe-
gen in das Regierungsprogramm schreiben werde. Aber
jetzt will ich Thnen einmal eines sagen: Es darf doch die
Parteipolitik nicht so weit gehen — das grenzt schon an
Zynismus —, zu sagen: Weil wir eines unserer Ziele, die
Erhohung des Spitzensteuersatzes, nicht umsetzen
konnen, werden wir den kleinen Leuten die steuerliche
Entlastung nicht geben, die sie verdient haben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Was ist denn das fiir eine Arbeitnehmerinnen- und
Arbeitnehmerpartei? Da brauchen Sie gar nicht so zu
grinsen. Das ist unglaublich! Schibig ist das von der
SPD, dass sie an diesem Punkt nicht mitmacht.

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und der
FDP)

Deswegen bin ich froh, dass wir wenigstens eine Sen-
kung der Beitridge hinbekommen haben — als ein Beispiel
dafiir, dass wir es ernst meinen damit, die Menschen zu
entlasten.

Jetzt will ich noch einen letzten Hinweis geben: Sie
stellen sich hier hin und sagen — auch in verschiedenen
Veroffentlichungen —: Es muss die Binnenkaufkraft ge-
stirkt werden. — Im Ubrigen verstehen wir als Binnen-
kaufkraft inzwischen europdische Binnenkaufkraft.
Wenn man aber sagt, dass die Binnenkaufkraft gestarkt
werden muss, und dann alles dafiir tut, dass die Men-
schen nicht entlastet werden und nicht mehr Geld im
Geldbeutel haben, ist das das glatte Gegenteil von Stir-
kung der Binnenkaufkraft.

(Stefan Rebmann [SPD]: Mindestlohn!)

Sie sollten sich einmal entscheiden, ob Sie hii oder hott
wollen. Wir wollen die Binnenkaufkraft stirken und
wollen, dass die Menschen von den Lohnerhdhungen,
die sie Gott sei Dank jetzt bekommen, etwas mehr in der
Tasche haben.

(Stefan Rebmann [SPD]: Sie verhindern den
Mindestlohn!)

Sie verhindern dies aus ideologischen Griinden. Das
alles konnen Sie den Menschen, die in den nédchsten
Wochen zu ihrem Weihnachtseinkauf gehen, erklédren.
Wir werden es auf jeden Fall machen. Politik fiir die
Menschen in diesem Land sieht anders aus als das, was
Sie gerade machen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir werden
deshalb diesen Bundeshaushalt am Freitag mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen verabschieden. Er ist ein
schones Signal — das sagen wir immer wieder — Die
christlich-liberale Koalition hilft, damit es die Menschen
jetzt und in Zukunft einfacher haben.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und
der FDP)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Joachim Pof fiir die SPD-
Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Joachim PoR (SPD):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Herr Kollege Kauder, ich finde, dass schibig heute
Mittag oder heute Morgen besonders die Art und Weise
war, wie Sie mit der Wahrheit umgegangen sind.

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/
CSU: Das ist ja unglaublich!)

Das kann man an verschiedenen Beispielen darstellen:
Sie reden von Problemen in Baden-Wiirttemberg, die Thr
Zogling Mappus hinterlassen hat, und lasten das jetzt
seinem Nachfolger an.

(Beifall bei der SPD — Norbert Barthle [CDU/
CSU]: So ein Schmarren!)

Sie reden von Problemen in Frankreich, die Ihr Freund
Sarkozy hinterlassen hat, und lasten das seinem Nach-
folger an.

(Beifall bei der SPD)

Das ist Thre Methode, Herr Kauder, mit der Wahrheit
umzugehen. Damit kommen Sie nicht durch, jedenfalls
bei uns nicht. Diese Art von Legendenbildung ist Vor-
bereitung auf den kommenden Wahlkampf.

Das gilt auch fiir die anderen Themen. Energetische
Gebédudesanierung: Sicherlich sollten sich die Lander da
bewegen, aber die Bundesregierung muss sich in glei-
cher Weise bewegen. Wir brauchen einen Kompromiss;

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Sage ich ja!)

das sage ich Thnen. Das ist meine persénliche Uberzeu-
gung. Das sage ich auch den Léndervertretern. Daran ar-
beiten wir. Ich bin nach wie vor davon iiberzeugt, dass
wir im Interesse der Sache zu einem Kompromiss kom-
men miissen. Auf der Strecke dahin kdnnen Sie aber
nicht eine Seite diffamieren, wie Sie das hier gemacht
haben. Das geht nicht, Herr Kollege Kauder.

(Beifall bei der SPD)
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Unredlich und fachlich génzlich daneben — die Kanz-
lerin &uBlert sich gelegentlich in dhnlich unqualifizierter
Weise — dulern Sie sich wieder zu den Veridnderungen
des europdischen Stabilitdts- und Wachstumspakts 2004/
2005. Ohne die damaligen Verdnderungen — jenseits der
politischen Hintergriinde — hétten wir die heutige Schul-
denbremse nicht — die waren ndmlich das Muster da-
fir —, hétten wir in der Groflen Koalition zusammen
nicht relativ erfolgreich die Finanz- und Wirtschaftskrise
bekdmpfen konnen. Nur so hatten wir die Moglichkeit,
die groflen Konjunkturpakete zu schniiren — das war der
priaventive Arm —, von denen vor allem die Kommunen
profitiert haben, iiber die Sie so viel geredet haben.

(Beifall bei der SPD — Axel Schifer [Bochum]
[SPD]: Das ist wohl wahr!)

Nur so war das zu erkldren. Inzwischen gibt es sogar
wissenschaftliche Ausarbeitungen dazu. Ich habe deren
Lektiire Herrn Briiderle auch schon einmal empfohlen;
ich bitte auch Sie, Herr Kauder, sich vielleicht einmal
ein bisschen mit den Fakten zu beschiftigen, bevor Sie
entweder aus Mangel an Kenntnis oder vorsitzlich das
Volk beliigen. Das wire wirklich zu empfehlen.

(Norbert Barthle [CDU/CSU]: ,,Beliigen* soll-
ten Sie zuriicknehmen!)

Im Ubrigen gehért zu einer erfolgreichen Regierung
— Frau Merkel hat ja von der ,,erfolgreichsten Regierung
seit der Wiedervereinigung® gesprochen —,

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU so-
wie des Abg. Rainer Briiderle [FDP] — Volker
Kauder [CDU/CSU]: Zu Recht!)

dass sie — Kollege Meister, Sie sind doch ein integrer
Mensch; gehen Sie voran! —

(Dr. Michael Meister [CDU/CSU]: Danke!)

den Menschen die Wahrheit sagt. In Sachen Griechen-
land und in Sachen ,,Krise in der Euro-Zone* haben Sie
eben und systematisch die Unwahrheit gesagt,

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Was?)

zumindest getduscht oder angetduscht. Das ist Thre Me-
thode. Aber damit scheitern Sie. Thre Téuschung fiihrt
auch zu groflen Orientierungsproblemen in den Reihen
von Schwarz-Gelb. Gelegentlich war auch geistige Ver-
wirrung festzustellen. Deswegen hat sich der Kollege
Schiuble — zumindest hatte ich den Eindruck — heute
Morgen bei seiner Berichterstattung in der SPD-Bundes-
tagsfraktion durchaus wohlgefiihlt, wegen der sachli-
chen Debatte. Ich glaube, er hatte mehr Sorgen, als er zu
Ihnen in die Fraktion kam, um die Ergebnisse von ges-
tern Nacht zu erkldren, die nun weill Gott nicht berithmt
waren.

(Norbert Barthle [CDU/CSU]: Das grenzt
nicht nur an Selbstiiberschitzung!)

Man sollte mit so groen Worten wie ,,erfolgreichste
Regierung seit der Wiedervereinigung® vorsichtig sein.
Frau Merkel hat heute Morgen wieder eine Rede nach
dem Motto ,,Gut geklaut ist halb gewonnen!* gehalten.
Ich meine damit, dass sie sich die Friichte der Politik,

der Leistungen oder der Forderungen anderer ans Revers
geheftet hat.

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei Abge-
ordneten der CDU/CSU)

Auch das war bereits Teil Threr Vorbereitung fiir das
nichste Jahr. Auch das lassen wir so nicht durchgehen.
Das gilt fiir das, was sich fiir die Kommunen getan hat;
das gilt fiir die Beschéftigungssituation, die Sie sich zu-
gutehalten.

Die Menschen in Deutschland sehen das im Ubrigen
ganz anders als die Regierung; darauf wurde gestern
schon hingewiesen. Frau Merkel, Sie fithren nicht die er-
folgreichste Regierung seit der Wiedervereinigung. Sie
filhren die Regierung, der aus der Bevolkerung am meis-
ten Misstrauen begegnet, weil sie Thnen jenseits Threr
guten personlichen Werte, Frau Merkel, im Prinzip
nichts zutraut. Es mag sein, dass Sie vielleicht als Ein-
zige aus der Schar, die sich hier darbietet — das will ich
nicht ndher bewerten —, herausragen. Aber 70 Prozent
der Deutschen sagen: Die Regierung Merkel betreibt nur
Klientelpolitik. Recht haben diese 70 Prozent.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

65 Prozent sagen, die Regierung Merkel kiimmere sich
nicht um die Zukunftsprobleme. Da haben die 65 Pro-
zent ebenfalls recht; denn Sie haben in den letzten drei
Jahren tliberhaupt keine Antworten auf das gefunden,
was uns zum Beispiel aufgrund des demografischen
Wandels bedringt. Das, was Sie als ,,Lebensleistungs-
rente ausgeben, ist ein Treppenwitz. Das ist eine Belei-
digung fiir diejenigen, die ein Leben lang gearbeitet ha-
ben; das muss man deutlich sagen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN)

Sie kommen mit semantischen Antworten, aber eben
nicht mit richtigen Problemldsungen.

Was bleibt eigentlich als Ergebnis Threr Regierungs-
arbeit? Kollege Trittin hat gefragt: Was bleibt eigentlich
von der Kanzlerin Merkel nach sieben Jahren? Ich will
ganz sachlich fragen: Was bleibt eigentlich als Ergebnis
der Regierungsarbeit von Schwarz-Gelb? Was bleibt ei-
gentlich jenseits von Griechenland-Krise und Euro-
Land-Stabilisierung? Sind irgendwo Probleme grundle-
gend und umfassend angegangen und nachhaltig gelost
worden? Wohl eher nicht! Was von dieser Regierung
bleibt, sind Stichworte wie ,,Hotelsteuer, ,,Betreuungs-
geld sowie ,,Inkompetenz® und ,,soziale Ignoranz*. Ja,
»Inkompetenz* und ,,soziale Ignoranz* sind die Marken-
zeichen dieser Bundesregierung und dieser Koalition.

Ich vermute, dass so listige Menschen wie Herr
Briiderle und andere in den Reihen von Schwarz-Gelb
sogar froh sind, dass die Griechenland-Krise und die
Staatsfinanzierungsprobleme im Euro-Raum den Blick
auf die umfassende Erfolglosigkeit und den Dauerstreit
in der schwarz-gelben Regierung verstellen, dass sich
das alles vielleicht sogar zur Ablenkung eignet. Wir spii-
ren aber, dass die Merkel’sche Griechenland- und
Europa-Taktik jetzt an ihr Ende gelangt. Sie, Frau
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Merkel, und die Koalition werden den groBlen gesell-
schaftlichen Herausforderungen auch bei der Pflege oder
bei der anwachsenden Altersarmut nicht gerecht. Thre
Politik ist das genaue Gegenteil von Problemlosung und
Fortschritt. Das gilt zum Beispiel beim Betreuungsgeld
oder auch beim von Thnen organisierten Kahlschlag in
der aktiven Arbeitsmarktpolitik.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wer wie ich aus dem Ruhrgebiet oder auch aus anderen
entsprechenden Teilen Deutschlands — egal ob aus Ost-
deutschland oder Westdeutschland — kommt und sieht,
wie vielen jungen Menschen durch die radikale Strei-
chung von Arbeitsmarktmitteln — iiber 26 Milliarden
Euro — Lebenschancen genommen werden, muss sagen:
Es ist eine Schande, dass eine christlich-liberale Koali-
tion — so nennen Sie sich ja — eine solche Politik vertritt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Diese Reihe konnte man fortsetzen: gescheiterte Bil-
dungsgipfel, Energiewendegipfel und anderes mehr.

Das ist sogar von einem konservativen Kommentator
eines Massenblatts kiirzlich aufgegriffen worden. Er hat
Ihnen prophezeit, dass es letzten Endes von allen iiber
Steuern und Abgaben zu tragen ist, wenn Sie — wie auf
dem letzten Gipfel — ganz nebenbei Gelder verteilen.
Das unterscheidet uns. Wir wollen in der Tat eine hohere
steuerliche Belastung von Spitzenverdienern und Ver-
mogenden. Wir wollen aber nicht eine hohere Belastung
fiir alle. Das zeigt deutlich — dariiber werden wir im
nichsten Jahr sprechen —, was uns unterscheidet. Der
Sinn fiir sozialen Ausgleich ist in den letzten drei Jahren
in Deutschland regelrecht unter die Réder gekommen,
und das werden wir dndern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Vizepréasidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Dr. Hermann Otto Solms
fiir die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Dr. Hermann Otto Solms (FDP):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich will in der kurzen Redezeit, die ich habe, nur auf ei-
nen Zusammenhang hinweisen, ndmlich auf den makro-
o6konomischen Zusammenhang von Abgaben- und Steu-
erbelastungen einerseits und Beschéftigung andererseits.
Als wir im Oktober 2009 mit den Koalitionsverhandlun-
gen begonnen haben, war unsere grofite Sorge: Wie
schaffen wir es, diesen Haushalt in Ordnung zu bringen?
Die Grofle Koalition und der damalige Finanzminister
Peer Steinbriick hatten uns einen Haushaltsplan mit einer
Neuverschuldung von 86 Milliarden Euro iibergeben;
dies sollten wir verantworten. 86 Milliarden Euro Neu-
verschuldung waren fiir das Jahr 2010 geplant.

Wie kommen wir aus dem Debakel heraus? Das war
die zentrale Frage bei den Verhandlungen. Wir haben

uns dann entschieden, auf Wachstum zu setzen, weil wir
nur durch Wachstum mehr Beschéftigung bekommen.
Wie kénnen wir Wachstum beschleunigen? Was kénnen
wir dafilir tun? Wir haben mit dem Wachstumsbeschleu-
nigungsgesetz Entlastungen beschlossen. Wir haben im
Laufe der Legislaturperiode weitere Entlastungen be-
schlossen, insbesondere bei den Sozialabgaben, bei der
Rentenversicherung. Alles in allem belduft sich die Ent-
lastung — dies hangt noch davon ab, ob Sie beim Abbau
der kalten Progression zustimmen — auf einen Betrag
von 36 Milliarden Euro.

Das hat dazu beigetragen, dass wir diese fantastische
Situation auf dem Arbeitsmarkt in Deutschland haben,
die wir heute feststellen konnen. Das ist das einmalige
Wirtschaftswunder, das wir heute erleben. Ich verstehe
Herrn Trittin nicht; ich weif3 nicht, wo in der Welt er sich
herumtreibt. Er hat erzihlt, was ihm alles gesagt wird.
Uberall dort, wo ich hinkomme, fragen mich die Men-
schen: Wie schafft ihr das? Wie habt ihr das erreicht?
Das ist ja eine unglaubliche Leistung. Uberall in Europa
gehen die Wachstumszahlen zuriick, aber in Deutschland
bleiben sie stabil, die Beschéftigung bleibt hoch, und die
Arbeitslosigkeit bleibt niedrig.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Das ist die einmalige Erfolgsbilanz dieser Regierung.
Sie ist Giberhaupt nicht wegzudiskutieren; Herr PoB3, Sie
haben das in Zweifel gezogen. Es ist auch eine entschei-
dende sozialpolitische Leistung. Es ist doch unser Anlie-
gen, unsere sozialpolitische Aufgabe, allen Menschen,
die arbeiten wollen, die ihren Lebensunterhalt selbst ver-
dienen wollen, die Moglichkeit dazu zu geben. Die Zahl
der Beschiftigten, der Erwerbstitigen, ist heute auf ei-
nem Stand, auf dem sie nie zuvor in der Bundesrepublik
war: 41,85 Millionen Beschiftigte. Die Zahl der Arbeits-
losen ist um 1,9 Millionen deutlich zuriickgegangen,
wihrend die Zahl der Beschiftigten um 2,3 Millionen
gestiegen ist. Das ist doch eine Bilanz, die unvergleich-
bar ist, insbesondere wenn Sie sich an die Krisensitua-
tion zuriickerinnern, die wir 2009 erlebt haben.

Ich hétte nie gedacht, dass es in drei Jahren gelingen
wiirde, den Haushalt auf den Stand zu bringen, auf dem
wir heute sind. Wir haben im Kernhaushalt quasi eine
Nullverschuldung, wenn Sie bedenken, dass wir den
Landern und Gemeinden etwa 10 Milliarden Euro an Be-
lastungen abgenommen haben

(Norbert Barthle [CDU/CSU]: So ist es!)

und iiber 8 Milliarden Euro als Eigenkapital fiir den
ESM zur Verfligung stellen mussten.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Das heiflt auf Deutsch: Wir haben eine riesige Er-
folgsbilanz im Haushalt. Wir kénnen heute mit Stolz sa-
gen: Wir haben diese Herkulesaufgabe bewiltigt. Dies
hatte uns niemand zugetraut; wir hatten es uns auch
selbst nicht zugetraut. Wir sind heute stolz darauf, dass
wir das erreicht haben. Es steht uns auch zu, das in der
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Offentlichkeit so zu sagen. Deswegen kann ich Ihnen
nur empfehlen: SchlieBen Sie sich dem Erfolg an!

(Lachen des Abg. Joachim Pof3 [SPD])

Falls das Ungliick geschehen sollte, dass Sie an die Re-
gierung kommen, sollten Sie nicht die Gegenstrategie,
die Sie heute verkiinden, wahrmachen, ndmlich den
Menschen wieder in die Tasche zu greifen,

(Joachim Pof3 [SPD]: Den Menschen nicht!
Aber den Spitzenverdienern und Vermogen-
den!)

die Steuern an allen Ecken und Enden zu erhéhen und
damit die Basis fiir Wachstum und Beschéftigung wieder
Zu zerstoren.

Denken Sie daran, Herr Pol3 — das wissen Sie genauso
gut wie ich —, dass die Einkommensteuer die Betrieb-
steuer fiir Personengesellschaften und Einzelkaufleute
ist. Wenn Sie die Einkommensteuer erhohen, dann sen-
ken Sie die Investitionsquote des Mittelstandes, und
dann legen Sie die Axt an die Beschiftigung in diesem
Land.

(Joachim PoB3 [SPD]: Das muss {iberhaupt nicht die
Folge sein! Das wissen Sie auch!)

Deswegen warne ich Sie davor, diese Dummbheit zu be-
gehen. 2002 haben Sie eine verniinftige Steuerreform
gemacht. Erinnern Sie sich daran! Das war erfolgreich.
Diese Politik muss fortgesetzt werden. Aber das wird
wohl nur mit der Koalition, die heute regiert, gelingen.

Vielen Dank fiir die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Gerda Hasselfeldt fiir die
Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Gerda Hasselfeldt (CDU/CSU):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Haushaltsdebatten sind normalerweise eine gute Gele-
genheit fiir die Opposition, eigene Vorschlige vorzule-
gen, verniinftige, zielfiilhrende, zukunftsweisende Alter-
nativen aufzuzeigen und zu begriinden.

(Joachim Pof3 [SPD]: Nebenher miissen wir
hier noch Liigen aufkliren! Stindig!)

Wenn wir uns die Debatten von gestern und heute vor
Augen fithren, dann kann man dazu nur sagen: Fehlan-
zeige! Diese Chance haben Sie verpasst.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Objektiv betrachtet muss man natiirlich sagen: Es ist
auch nicht so einfach, Alternativen vorzulegen, und zwar
deshalb nicht, weil die finanzpolitische, die wirtschafts-
politische, die arbeitsmarktpolitische und die soziale Si-
tuation in unserem Land eine gute ist; das hat ja sogar
Herr Steinbriick heute zugegeben. Das ist das Ergebnis
der guten Arbeit der Menschen im Land, einer guten
mittelstandischen Struktur und einer wettbewerbsfahi-

gen Wirtschaft. Aber, meine Damen und Herren, liebe
Kolleginnen und Kollegen, das ist auch das Ergebnis
einer zukunftsweisenden, einer verantwortungsvollen,
einer guten Politik dieser Regierung seit Jahren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Es geht um die Grundlagen der Finanzen, um einen
sparsamen Umgang mit den Steuergeldern. Bei dem,
worliber wir immer unter dem Stichwort ,,Haushaltskon-
solidierung* sprechen, geht es ja um nichts anderes als
um einen sparsamen Umgang mit den Steuergeldern, mit
dem Geld der Biirgerinnen und Biirger. Da gesagt wurde:
»lhr konntet noch mehr sparen®, will ich von meiner
Seite daran erinnern: Zu Beginn dieser Legislaturperiode
lag vom Finanzminister aus der Zeit der Grof3en Koali-
tion ein Haushalt mit einer Nettokreditaufnahme von
86 Milliarden Euro vor. Heute, drei Jahre spéter, sind wir
bei 17 Milliarden Euro. Das muss uns erst einmal je-
mand nachmachen!

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wenn man dann gerade von Herrn Steinbriick horen
muss: ,,Es ist noch nicht alles konsolidiert, und man hitte
das viel besser machen kénnen®, sollte man an seine Té-
tigkeit als Ministerprasident in Nordrhein-Westfalen erin-
nern. Sie dauerte drei Jahre, dann ist er gescheitert. Das
Ergebnis dieser drei Jahre war eine Erhohung der Netto-
neuverschuldung von etwa 83 Milliarden Euro auf
108 Milliarden Euro, also um 25 Milliarden Euro — eine
Grofenordnung, die dem damaligen Schuldenstand von
gesamt Bayern entsprach. Das heifl3t, in drei Jahren sind in
Nordrhein-Westfalen unter seiner Regierung genauso
viele neue Schulden gemacht worden, wie sich in 60 Jah-
ren in Bayern angehéuft haben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Meine Damen und Herren, von so einem Menschen
miissen wir uns nicht sagen lassen, wie Haushaltskonso-
lidierung geht, wie sparsamer Umgang mit Steuer-
geldern geht; das kann doch wirklich niemand ernst
nehmen — wir nicht und auch die Bevélkerung nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Sparen, sparsamer Umgang mit Steuergeldern, Haus-
haltskonsolidierung, das ist kein Selbstzweck, meine lie-
ben Kolleginnen und Kollegen, sondern das machen wir
aus Verantwortung fiir die nachwachsenden Generatio-
nen, fiir unsere Kinder und Enkelkinder, denen wir keine
Schulden iiberlassen wollen, sondern Freirdume zur
Gestaltung ihres Lebens. Das machen wir aber auch
deshalb, weil uns nicht zuletzt die Staatsschuldenkrise in
Europa lehrt, dass solides Haushalten, solider Umgang
mit 6ffentlichen Geldern die Grundlage ist fiir ein soli-
des Wachstum, fiir gutes Wirtschaften, fiir Freiraum der
einzelnen Menschen und dafiir, dass es den Menschen
im Land und in Europa gut geht. Sparen und Haushalts-
konsolidierung stehen bei uns deshalb nicht nur auf dem
Papier, sondern sind ein wichtiges Anliegen von uns al-
len.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)
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Wir schauen da nicht nur auf den Bundeshaushalt.
Wir haben in dieser Legislaturperiode in ganz besonde-
rer Weise auch auf die Haushalte der Kommunen ge-
schaut. Es ist vorhin schon angesprochen worden: Wir
geben den Kommunen im Bereich der Grundsicherung
zuriick, was Sie ihnen vorher genommen haben.

(Bernd Scheelen [SPD]: Stimmt doch gar
nicht!)

Rot-Griin hat den Kommunen die Aufgabe der Grund-
sicherung iibertragen. Wir iibernehmen nun diese Ausga-
ben, damit die Kommunen Freiraum bekommen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU —
Bernd Scheelen [SPD]: Blodsinn!)

Die gleiche Unterstiitzung lassen wir den Kommunen
bei der Kinderbetreuung angedeihen. Ich sage ganz be-
wusst — gerade auch fiir die CSU —: Der Ausbau der Kin-
derbetreuungsstétten fiir unter Dreijdhrige ist uns ein
ganz groBes Anliegen. Das zeigt sich an der hohen Be-
teiligung des Bundes an den Ausbaukosten und den Be-
triebskosten, obwohl dafiir eigentlich nicht der Bund zu-
stindig ist, sondern die Linder und Kommunen. Das
zeigt sich insbesondere an Bayern: Dort ist die Dynamik
des Ausbaus der Kinderbetreuungspldtze fiir unter Drei-
jéhrige groBer als in allen anderen Bundeslindern. Ubri-
gens ist in Bayern auch die Erwerbstitigkeitsquote der
Frauen am hdchsten — was uns von vielen gar nicht zu-
getraut wird. Wie ich jetzt gelesen habe, hat man auch
mir personlich manches in meinem Leben gar nicht zu-
getraut; das will ich aber nur am Rande erw#hnt haben.

(Joachim PoB3 [SPD]: Was?)

In Bayern liegt der Ausbaustand der Kinderbetreu-
ungsplétze fiir unter Dreijdhrige schon weit {iber dem
Stand, der im Bundesdurchschnitt angestrebt ist: Wir ha-
ben némlich fiir mehr als 40 Prozent der Kinder unter
drei Jahren Betreuungspldtze. Und das in einem Land
mit einer Partei in der Regierung, die gerade in den letz-
ten Monaten an dem wichtigen Projekt Betreuungsgeld
festgehalten hat! Damit machen wir deutlich: Wir brau-
chen beides.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Wir setzen uns fiir beides ein, fiir den Ausbau der Kin-
derbetreuungsstitten genauso wie fiir das Betreuungs-
geld, und zwar deshalb, weil wir Ja zur Kinderbetreuung
sagen, Ja auch zu Kinderbetreuungseinrichtungen sagen,
aber Nein zu staatlicher Bevormundung in der Erzie-
hung. Das ist der wesentliche Unterschied zu Thnen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Entlastung im &ffentlichen Bereich, Haushaltskonso-
lidierung, das ist die eine Seite. Schwerpunktsetzungen
bei den Familien, in der Bildung, in der Forschung, bei
Innovationen, bei allem, was mit Investitionen zu tun
hat, das ist die zweite Seite. Das, meine Damen und Her-
ren, ist letztlich der Markenkern dieser Regierung: eine
nachhaltige Finanzpolitik, eine Finanzpolitik, die ge-
préagt ist auf der einen Seite vom sparsamen Umgang mit
Steuergeldern und auf der anderen Seite von der Forde-

rung von Wachstum und Beschéftigung. Das Ergebnis
gibt uns recht. Das Ergebnis unserer Arbeit ist nimlich
ein Riickgang der 6ffentlichen Verschuldung, ein Riick-
gang der Arbeitslosigkeit und eine Zunahme des Wachs-
tums.

Das Ergebnis Threr Regierungszeit war ein anderes.
(Joachim Pof3 [SPD]: Ach?)

— Ja. Das waren ndmlich steigende Arbeitslosenzahlen,
das war steigende Verschuldung, und das war Null-
wachstum.

(Joachim Pof} [SPD]: Wir hatten auch eine ge-
meinsame Regierungszeit, Frau Hasselfeldt!
Was sagen Sie dazu?)

Die Ziele, die Sie verfolgt haben, unterscheiden sich dia-
metral von den unsrigen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP — Joachim Pof3 [SPD]: Die Zeit
dazwischen haben Sie geloscht!)

In einer Zeit, in der sich weltwirtschaftlich so vieles
verdndert hat und schwieriger geworden ist, in so einer
Zeit muss man genau priifen, ob die Maflnahmen, die
man vorschlédgt, nicht das Erreichte wieder kaputt ma-
chen. Ich will nur einige Dinge nennen, die nicht nur
nicht geeignet sind, sondern das Erreichte mit Sicherheit
kaputt machen wiirden.

Sie schlagen unter anderem die Erhdhung des Spit-
zensteuersatzes vor, sogar noch als Kompensation fiir
die Abschaffung der kalten Progression; das ist vorhin
schon angesprochen worden. Meine Damen und Herren,
wie kann man nur so etwas machen wollen! Sie sind
doch eine Partei, die sich auf die Fahne geschrieben hat,
fir die Arbeitnehmer, fiir die kleinen Leute da zu sein.

(Joachim PoB3 [SPD]: Wie stark ist denn die
kalte Progression? Legen Sie dazu doch ein-
mal etwas vor!)

Vor diesem Hintergrund verstehe ich aber nicht, warum
man iiber ein Jahr lang im Bundesrat eine Regelung blo-
ckiert, die zur Entlastung dieser kleinen Leute, der Ar-
beitnehmer, der fleiigen Menschen fiihrt, denen die
Friichte ihrer Arbeit zurzeit nicht gegdonnt werden, weil
die Lohn- bzw. Gehaltserhohungen durch die Progres-
sions- und Inflationswirkung zunichtegemacht werden.
Wie man zum Abstellen dieser Ungerechtigkeit, was wir
mit unserem schon beschlossenen Gesetz vorsehen, sa-
gen kann: ,,Nein, das wollen wir als Arbeitnehmerpartei
nicht“, das miissen Sie dem Volk wirklich einmal erkli-
ren. Ich kapiere das nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP —
Joachim PoB [SPD]: Das hat Herr Steinbriick
erklart!)

Wenn Sie wenigstens einen Vorschlag machen wiir-
den, der verniinftig wére, dann wiirde mir das noch ein-
gehen. Aber mit einer Erhohung des Spitzensteuersatzes
treffen Sie gerade die Leistungsbereiten, die Leistungs-
fahigen, die Arbeitnehmer und die Unternehmer. 80 Pro-
zent unserer Unternehmen sind mittelstdndisch organi-
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siert und bezahlen Einkommensteuer. 80 Prozent! Sie
stellen Arbeitsplitze zur Verfiigung. Wie die Erhohung
des Spitzensteuersatzes zum Arbeiten, zu neuen Investi-
tionen sowie zur Schaffung von neuen Arbeitsplitzen
motivieren soll, verstehe ich nicht. Es wird eben nicht
motiviert. Mit diesem Vorhaben machen Sie jeden Inves-
titionsmotor von Anfang an kaputt. Sie blockieren jede
weitere Leistungsbereitschaft und produzieren damit zu-
sitzliche Arbeitslose. So wollen Sie Verantwortung
wahrnehmen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — Zu-
rufe der Abg. Joachim PoB [SPD] und
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE])

Ahnlich verhilt es sich bei IThren Vorstellungen zur
Einfilhrung einer Vermdgensteuer, zur Erhéhung der
Erbschaftsteuer, zu einer Vermdgensabgabe usw. Mit
Verlaub: Das sind Vorschldge aus der Mottenkiste. Teil-
weise haben Sie die alle schon probiert. Sie sind ledig-
lich dazu geeignet, Neiddebatten zu fithren. Aber sie
sind in der jetzigen Phase nicht geeignet, Wachstum und
Beschéftigung zu halten bzw. auch noch zu verbessern.
Mit diesen Vorstellungen zerstoren Sie das, was aufge-
baut wurde, vom Kern her. Sie verstehen unter Konsoli-
dierung nichts anderes als mafllose Steuererhdhungen,
als Abkassieren von denjenigen Menschen, die leis-
tungsfahig und leistungsbereit sind.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dieser Kurs, meine lieben Kolleginnen und Kollegen, ist
ein vollig anderer als der Kurs, den wir bisher gefahren
sind und den wir auch weiterhin fahren werden.

Kollege Dr. Solms hat es angesprochen: Wir haben zu
Beginn dieser Legislaturperiode stark darauf gesetzt,
Wachstum und Beschiftigung zu férdern. Dies ist gelun-
gen. Wir sind Vorbild mit unserer Politik der Haushalts-
konsolidierung, mit unserer nachhaltigen Finanzpolitik,
mit unserer wachstumsorientierten Politik in ganz Eu-
ropa und dariiber hinaus. Das, meine lieben Freunde,
sollten wir auch kiinftig bleiben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Axel Schifer fiir die SPD-
Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Axel Schafer (Bochum) (SPD):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Zuerst einmal mochte ich dem Kollegen Schéuble gratu-
lieren. Nein, nicht zu dem Haushalt; denn dazu haben wir
doch eine ganze Menge berechtigte Kritik. Ich mochte
ihm dazu gratulieren, dass er fast auf den Tag genau seit
40 Jahren Mitglied des Deutschen Bundestages ist — eine
sicherlich auBBergewdhnliche Leistung. Ich glaube, er hat
in vielen Bereichen Bedeutendes geleistet. Als Sozialde-
mokrat war ich natiirlich mit einer Reihe seiner Positio-
nen nicht einverstanden. Aber darauf kommt es nicht an.
Er hat sicherlich Bleibendes geleistet mit seiner Grund-
satzrede zum Thema ,,Hauptstadt — Berlin oder Bonn?“,

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU so-
wie der Abg. Krista Sager [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN])

die ich in jedem einzelnen Wort unterstiitze und die dazu
beigetragen hat, dass wir hier sitzen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/
CSU und der FDP)

Was ansonsten die Situation dieser Regierung anbe-
langt: Das kann man fast iiberhaupt nicht weiter dramati-
sieren. Fiir jemanden, der sehr oft und sehr lange in
Europa unterwegs ist, sind die Fakten erniichternd,
manchmal auch erschlagend. Ich habe in den letzten
30 Jahren bei meinen Gesprachen noch nie erlebt, dass
eine deutsche Bundesregierung in so vielen europii-
schen Hauptstéddten ein solch schlechtes Image hatte wie
die aktuelle. Ich habe das nicht einmal erlebt unter
Helmut Kohl, der ja durchaus ein paar umstrittene Sa-
chen gemacht hatte, und auch unter Gerhard Schrdéder
nicht. Als europapolitischer Koordinator bin ich oft in
der Situation, dass ich sagen muss: Moment, bei Frau
Merkel gilt dieses und jenes.

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Sie haben
auch immer zugestimmt!)

Die mittlerweile vorhandene Kritik ist schlecht fiir
das Ansehen unseres Landes. Das muss einfach einmal
deutlich ausgesprochen werden. Unser Anschen ist
schlecht, weil teilweise nicht klar ist, welcher Regie-
rungskurs gefahren wird, was man als ndchste Mal-
nahme ergreift und wo und wie lange man zu seinen ei-
genen Vorschldgen steht, und weil aus der Mitte dieser
schwarz-gelben Koalition viele Lander durch eine maB-
lose Rhetorik, die mit der Realitét, zum Beispiel in Grie-
chenland, nichts mehr zu tun hat, beschdmt und auch be-
schidigt worden sind.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es gibt einen funda-
mentalen Unterschied zwischen der Kanzlerin und dem
kiinftigen Kanzler Peer Steinbriick.

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU —
Heinz-Peter Haustein [FDP]: Abwarten!)

— Horen Sie einmal genau zu!

(Rainer Briiderle [FDP]: Wo ist er denn? Gar
nicht da! — Norbert Barthle [CDU/CSU]: Er
halt einen Vortrag!)

Er hat bezogen auf die GroB3e Koalition gesagt — das ist
der Unterschied —: Beziiglich des damals beschlossenen
Kooperationsverbots in der Bildung ist Selbstkritik no-
tig. Sie waren dagegen weder in Bezug auf die Entspan-
nungspolitik von 1972 noch sonst bis heute irgendwann
einmal in der Lage, zu sagen: Jawohl, da haben wir poli-
tische Fehler gemacht; die miissen wir korrigieren. Die
Biirgerinnen und Biirger werden bei der Wahl im Sep-
tember 2013 die Moglichkeit haben, Thre Fehler zu kor-
rigieren.

(Beifall bei der SPD — Rainer Briiderle [FDP]:
Wo ist denn Thr Kandidat?)
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist doch ganz
einfach, das auszusprechen, was notwendig ist, damit die
Biirgerinnen und Biirger unsere jetzige Situation in Eu-
ropa verstehen, aber das wird nicht getan.

Erstens. Wir miissen immer wieder wiederholen: Es
kann uns in Deutschland nur gutgehen, wenn es den an-
deren Landern nicht schlecht geht. Das ist die Grundlage
iiberhaupt!

Zweitens. Da wir in Deutschland die wirtschaftlichen
Gewinner der Einigung sind, ist es richtig, dass wir als
Nettozahler einen addquaten und ansehnlichen finanziel-
len Beitrag leisten.

Drittens. Wir diirfen nicht nur so tun, als wiissten wir
von allem den Preis, sondern wir miissen auch deutlich
machen, was der Wert dieser Gemeinschaft ist.

Genau diese Grundhaltung ist bei Thnen nicht vorhan-
den. Das ist eine der Ursachen dafiir, dass wir die aktuel-
len Schwierigkeiten in Europa haben.

(Beifall bei der SPD)

Was ich zu Wert und Preis gesagt habe, wird sich in
den nichsten Tagen beweisen; denn Thre Politik, die sub-
stanziell und essenziell darin besteht, das Parlament eher
zu schwichen und das Intergouvernementale zu stirken,
wird sich schon an diesem Wochenende rachen. Sie wer-
den sehen: Wir werden keinen mittelfristigen Finanzrah-
men hinbekommen, der vom Europdischen Parlament
mitgetragen wird.

Ich kann die Kolleginnen und Kollegen dort nur er-
mutigen — gerade auch bei Liberalen und Christdemo-
kraten gibt es da viel Kritik —, zu diesem MFR Nein zu
sagen, weil er genau das nicht ermoglicht, was wir in
Europa brauchen: Wachstum, Beschéftigung, Nachhal-
tigkeit. All das, was versprochen ist, kann nimlich mit
diesem Mittelfristigen Finanzrahmen nicht gehalten wer-
den.

(Beifall bei der SPD)

Mit Erlaubnis der Frau Prisidentin zitiere ich einmal,
was das Auswirtige Amt gerade dazu geschrieben hat:
In den Weisungen des Auswirtigen Amtes fiir den Stén-
digen Vertreter Deutschlands bei der EU vom 15. No-
vember heift es: ,,Die Kiirzungsvorschldge im Bereich
1b*, also wirtschaftliche, soziale und territoriale Kohé-
sion, ,,sind nicht ausreichend.” Das heift, es soll noch
mehr gekiirzt werden. Das heif3t auch, dass es noch we-
niger Mittel fiir das geben soll, was nétig ist: Forderung
der Beschiftigung, Bekdmpfung der Jugendarbeitslosig-
keit und Fortschritte bei der Nachhaltigkeit in Europa.
Das ist in der Praxis die Politik dieser Bundesregierung
in Europa. Darum wird es gehen.

Ich sage Thnen auch, liebe Kolleginnen und Kollegen:
Wir als SPD befinden uns heute in einer sehr entspann-
ten Situation. Deshalb konnte Kollege Solms sagen:
Wenn Sie nichstes Jahr an die Regierung kommen, be-
denken Sie dies und das. — Wir haben jetzt schon in der
Debatte erlebt, dass Sozialdemokratinnen und Sozialde-
mokraten und Griine in den zentralen Fragen sehr nahe
beieinander sind. Der Parteitag von Biindnis 90/Die Grii-

nen hat gezeigt, dass es ein hohes Mal} an Geschlossen-
heit gibt. Die Nominierung von Peer Steinbriick auf dem
SPD-Parteitag am 9. Dezember wird dieses Mal} an Ge-
schlossenheit noch einmal in besonderer Weise verdeut-
lichen.

(Lachen der Abg. Dr. Gesine Lotzsch (DIE
LINKE)

Ich bin davon iiberzeugt: Es gibt bei uns die Entschlos-
senheit, Sie im ndchsten Jahr abzuldsen. Das werden wir
machen. Dafiir werden wir werben.

Gliick auf!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE  GRUNEN -
Rainer Briiderle [FDP]: Wo ist denn der Kan-
didat? Wo ist denn Herr Steinbriick?)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Fir die Unionsfraktion spricht nun der Kollege
Riidiger Kruse.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ridiger Kruse (CDU/CSU):

Frau Prdsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Herr Kollege Schéfer, in der Generaldebatte darf
man generell so ziemlich alles sagen und machen. Sie
haben eine Ermutigungsrede fiir einen Parteitag gehal-
ten. Das scheinen Sie nétig zu haben. Ich will mich gar
nicht einmischen und Stellung beziehen, ob Thre Pro-
gnose richtig ist. Auch ich glaube, Steinbriick wird
Kanzlerkandidat; darin stimmen wir iberein. Auch in Th-
rer Beurteilung von Wolfgang Schiuble stimmen wir
iiberein.

Sie haben dann ein paar Ausfiihrungen zu unseren
Nachbarn gemacht und dazu, wie man denen helfen soll,
damit es ihnen wieder gutgeht. Das ist alles richtig. Nur:
Wenn Sie einen Ertrinkenden retten wollen, dann miis-
sen Sie selber schwimmen kdnnen. Wenn Sie dazu bei-
tragen, dass die Arme und Beine des Rettungsschwim-
mers immer stirker gefesselt werden, dann wissen Sie
genau, welches Schicksal ihm droht. In diese Richtung
gehen Thre Politikvorschlige.

Sie haben eben auf grole Gemeinsamkeit zwischen
Rot und Griin hingewiesen. Mein Part am Ende der De-
batte ist es immer, auf das Thema Kultur zu kommen,
weil das ja die Spitze der Bewegung ist. Weil es eine
Haushaltsdebatte ist, kann man einmal schauen: Wie hat
sich denn diese Gemeinschaft von Rot-Griin ausgewirkt?
Wir wissen, der damalige Kanzler hatte viele Kiinstler-
freunde und war in dieser Richtung wirklich interessiert.
Er hat sich auch einen schongeistigen Staatsminister fiir
Kultur besorgt. Wie haben sich denn damals die Haus-
halte fiir Kultur entwickelt? Rot-Griin hat in seiner Zeit,
vom Anfang bis zum Ende, den Etat fiir Kultur verin-
dert: um 10 Millionen Euro nach unten.

(Norbert Barthle [CDU/CSU]: Nach unten!)

Okay. Was hat denn Schwarz-Rot gemacht? In den vier
Jahren Schwarz-Rot wurde der Etat iiber die Jahre verin-
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dert: um 80 Millionen Euro nach oben. Okay, Schwarz
wirkt. Was hat Schwarz-Gelb in den letzten Jahren ge-
macht? Schwarz-Gelb hat auch den Etat veréndert: um
134 Millionen Euro nach oben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Was kann man an dieser Farbenlehre sehen? Rot-
Griin bringt gar nichts und ist fiir die Kultur kontrapro-
duktiv. Das Einzige, was es bringt, sind schongeistige
Reden und Beileidsbekundungen fiir die schlechte Situa-
tion der Kultur. Je héher der Anteil von Schwarz wird,
desto besser geht es der Kultur.

Jetzt konnte man nach Schwarz-Gelb sagen: Probie-
ren wir einmal eine Runde Schwarz pur aus.

(Norbert Barthle [CDU/CSU]: Das wire gut
flir die Kultur!)

Auch damit habe ich kein Problem. Ich muss aber nach
den Beratungen sagen, dass sich die Koalitiondre der
christlich-liberalen Koalition wirklich vorgenommen ha-
ben, im Zusammenspiel in diesen Jahren substanziell et-
was zu leisten und substanziell die Kultur in diesem
Lande zu stdrken. Das ist uns gelungen. Ich freue mich
auch iiber die gute Zusammenarbeit mit Jiirgen
Koppelin, die in langen und manchmal auch sehr streit-
vollen Gespriachen sehr gute Ergebnisse gezeigt hat.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Es ist ja in Europa im Augenblick nicht selbstver-
standlich, dass Kulturetats erhoht werden. In Frankreich
— ich weil} nicht, ob das an den griin-roten Vorlieben fiir
Hollande liegt; Sie besuchen ihn auch zu oft; sein Rating
wird jedes Mal schlechter —

(Heiterkeit der Abg. Wolfgang Zoéller [CDU/
CSU] und Norbert Barthle [CDU/CSU])

wurde der Kulturetat zusammengestrichen, natiirlich
hauptséchlich bei den Projekten, die die Vorgingerregie-
rung auf den Weg gebracht hat.

Es gibt ja die Grundvermutung, alle Kiinstler seien
links, was natiirlich Quatsch ist, aber bleiben wir erst
einmal dabei. Zur Szene der Kulturschaffenden gehoren
sicherlich nicht iiberwiegend Mitglieder meiner Partei.
Stellen Sie sich einmal vor, wir wéren auf die Idee ge-
kommen, alle diese Einrichtungen dichtzumachen. Aber
es gibt einen kulturpolitischen Ansatz, dessen Vertreter
so denken. Dieser Ansatz kommt von den Réndern der
politischen Gesellschaft, die dazu neigen, Kultur in Skla-
venhaft zu nehmen und sie als Verkiindungsinstrument
zu missbrauchen. Das tun Biirgerliche nicht, und es gibt
nur eine biirgerliche Regierung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Die christlich-liberale Regierung hat dort Akzente ge-
setzt, wo wir nationale wie internationale Bedeutung und
Innovationen sehen. Ich glaube auch, dass das die Auf-
gabe des Bundes ist. Es ist den Kommunen oftmals
schwergefallen, Kulturprojekte weiter zu fordern. Oft-
mals wird auch, so verkehrt es ist, zuerst bei der Kultur

gespart. Wir werden so nicht verfahren, sondern wir hal-
ten an unserer Linie fest. Das ist uns auch gut gelungen.

Die Mittel fiir die Filmfoérderung sind um 10 Millio-
nen Euro auf 70 Millionen Euro gestiegen. Das ist ein
Bereich, in dem sich Kultur sehr direkt mit der Wirt-
schaft triftt.

Wir haben in der Musikwirtschaft, ausgehend von
entsprechenden Initiativen, ein &hnliches Programm im
Aufbau. Ich sage nicht, in welcher Hohe, damit jetzt nie-
mand in die Luft springt. Aber auch hier kann Deutsch-
land von einem reinen Import- zu einem Exportland wer-
den.

All das, was wir fiir den Denkmalschutz tun, wirkt in
der Fliche und kommt damit allen zugute, weil es keine
schwarzen, griinen, gelben oder roten Denkméler gibt.
Es geht uns dabei natiirlich nicht um tote Steine: Wir for-
dern immer Nutzungskonzepte und richten uns auch sehr
explizit an die Lebenden, die heutigen Kiinstler und Kul-
turaktiven, wie es heute so schon heilit; denn den Begriff
»Kulturschaffende® mag ich nicht.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Wie heift das?)

— ,,Kulturaktive® hat Wolfgang Bornsen neulich gesagt.
Dieses Wort fand ich sehr schon.

Auf jeden Fall konnen wir eines feststellen: Wo im-
mer sich der Kiinstler selber verortet — am besten geht es
ihm unter einer biirgerlichen christlich-liberalen Regie-
rung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Siegmund Ehrmann fiir die
SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Siegmund Ehrmann (SPD):

Frau Présidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Eigentlich sollte Petra Merkel, unsere Haushél-
terin, zu diesem Einzelplan sprechen. Sie ist aber kurz-
fristig erkrankt, und ich erlaube mir, ihr von dieser Stelle
aus die besten Genesungswiinsche zu libermitteln.

(Beifall)

Diesen Kulturhaushalt, der jetzt nach den Beratungen
sowohl im Ausschuss fiir Kultur und Medien als auch im
Haushaltsausschuss vorliegt, bewerte ich als einen Kul-
turhaushalt der Ambivalenz. Herr Kruse, es war ein biss-
chen selbstgefillig, wie Sie das alles geschildert haben.

(Axel Schafer [Bochum] [SPD]: Sehr wahr!)

In der Tat haben wir einen Aufwuchs von 100 Millio-
nen Euro insgesamt in diesen Beratungen erreicht. Punk-
tuell decken sich die Positionsverbesserungen bei einzel-
nen Etatposten auch mit den Vorstellungen der
Sozialdemokratie, zum Beispiel bei der Kulturstiftung
des Bundes und der Deutschen Akademie fiir Sprache
und Dichtung, aber auch, was den Aufwuchs bei der
Stiftung Aufarbeitung angeht.
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Siegmund Ehrmann

Es reicht aber nicht, Herr Kruse, wenn es einen kul-
turaffinen Haushilter gibt. Die Kulturgruppe im Aus-
schuss fiir Kultur und Medien hat sich der inhaltlichen
Debatte vollig verweigert. Das, was in den Haushalt ein-
gestellt wurde, ist nicht inhaltlich begriindet worden. Im
Gegenteil, es wurde blind abgestimmt, und es wurde
ganz allein Thnen iiberlassen. Das war eine Ein-Mann-
Show, die dafiir gesorgt hat, dass diese Positionen vom
Haushaltsausschuss im Haushalt verankert worden sind.

Dabei ist Kulturpolitik nicht alleine Ressortpolitik.
Wir sollten bestimmte Dinge in Zusammenhang bringen.
Die Mittel fiir die Goethe-Institute sind um 2,5 Millio-
nen Euro gekiirzt worden. Zudem sind im Etat des
Auswirtigen Amtes 5 Millionen Euro an Mitteln fiir
Sprachforderung gesperrt worden. Zeitgleich wird im
Kulturetat verankert, dass ein sudetendeutsches Museum
errichtet werden soll und dass der Stiftung Flucht, Ver-
treibung, Versohnung zusitzliche Mittel zur Verfiigung
gestellt werden,

(Zuruf der Abg. Dr. Lukrezia Jochimsen [DIE
LINKE])

obwohl es in der letzten Wahlperiode keinen entspre-
chenden Mittelabfluss gab. Was fiir Bilder nach innen
und nach auflen transportieren Sie mit diesen Aktivita-
ten?

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und der
Abg. Dr. Lukrezia Jochimsen [DIE LINKE])

Ein weiteres Thema — ressortiibergreifend betrachtet —
ist die kulturelle Bildung. Ja, das ist ein ganz zentraler
Punkt. Es ist gut, dass sich der Bund in dieser Hinsicht
anstrengt, aber es ist Kernaufgabe der Lander. Es sind
grofle Programme aufgelegt worden. Aber wie sind sie
verteilt worden? Ohne Abstimmung mit den Léndern,
ohne Koordination sind riesige Betrige, die sicherlich
von den Empfangern dankbar entgegengenommen wer-
den, verteilt worden. Die Bundesvereinigung Kulturelle
Kinder- und Jugendbildung erhélt 20 Millionen Euro,
der Verband deutscher Musikschulen 20 Millionen Euro,
der Deutsche Biihnenverein 10 Millionen Euro, die Stif-
tung Lesen 6 Millionen Euro. Sicherlich geht das Geld in
ordentliche Hénde, aber Nachhaltigkeit wird doch nur
gewdhrleistet, wenn man das im Verbund von Kommu-
nen, Lindern und Bund kommuniziert. Nur wenn man
das miteinander bespricht, gewdhrleistet man einen
wirksamen Mitteleinsatz. Davon kann nicht einmal in
Ansitzen die Rede sein.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
und der Abg. Marieluise Beck [Bremen]
[BUNDNIS 90/DIE GRUNENY])

Sie haben die Initiative Musik angesprochen. Was ge-
schieht dort? Wir ringen seit Jahren darum, dass Spiel-
stétten, die es schwer haben — es geht insbesondere um
Spielstitten im Bereich des Jazz, aber auch des Pop und
des Rock —, mit einem Spielstittenpreis ermutigt wer-
den. Das ist eine gute Initiative. Der Bund stellt in die-
sem Haushalt der Initiative Musik richtigerweise Geld
zur Verfligung. Es wird aber einfach erwartet, dass die
Léander 540 Millionen Euro beisteuern, ohne dass man

mit den Lindern redet. Wie soll in diesem Sektor, in dem
Forderung und Impulsgebung notwendig sind, ohne Ko-
operation mit den Ldndern etwas Wirksames geschehen?
Ich vermag es nicht zu erkennen.

(Beifall bei der SPD)

Angesprochen wurde das Denkmalschutzprogramm.
Es ist in der Tat sehr gut, dass sich der Bund auch in die-
sem Jahr dafiir deutlich engagiert. Uber 30 Millionen
Euro werden wieder eingestellt. Aber was geht mit die-
sem Denkmalschutzprogramm in diesem Haushalt, der
jetzt zu verabschieden sein wird, einher? Die Kriterien
werden aufgeweicht. Es werden jetzt auch historische
Wasser-, Schienen- und Luftfahrzeuge gefordert, aber
auch Neubauten, zum Beispiel der Neubau eines Doku-
zentrums fiir die Opfer deutscher Diktaturen in Rostock
und — so weit geht der Haushaltsausschuss; man riecht,
dass es da nur um konkrete Wahlkreisinteressen gehen
kann — der Raddampfer ,,Kaiser Wilhelm* in Lauenburg.
Herzlichen Gliickwunsch an den Kollegen, der das im
Bundeshaushalt verankern konnte!

(Heiterkeit bei der SPD)

Was ist das aber fiir eine inhaltliche Linie, wenn ich tiber
Denkmalschutzprogramme rede?

In weiten Bereichen zeugt dieser Haushalt von einer
sehr paternalistischen Haltung. Es ist sehr viel Geld zur
Verfiigung gestellt worden, es wird nach merkwiirdigen
Kriterien verteilt, aber eine inhaltliche Debatte tiber
Konzepte findet nicht in Ansétzen statt.

(Beifall bei der SPD)

Lassen Sie mich auf ein ganz grofles Projekt zu spre-
chen kommen. Das ist die Deutsche Digitale Bibliothek.
Wir als Deutscher Bundestag sind schon seit geraumer
Zeit hinter der Bundesregierung her, dass sie endlich
konzeptionelle Uberlegungen vorlegt. Wir finden in die-
sem Haushalt dazu eine kleine Aussage, quasi eine
Hausnummer. Es geht um die Digitalisierung des Film-
erbes. Wenn man weil3, dass es 30 000 Institutionen in
offentlicher Hand in unserem Land gibt, die Digitalisie-
rungsbedarf haben, dann muss dieser Aufgabenstrang
einmal geordnet werden. Es miissen Prioritéten definiert
werden. Es kann nicht sein, dass, weil der Kulturstaats-
minister bekannterweise filmaffin ist, gerade in diesem
Segment eine Prioritit gesetzt wird, ohne dass man in-
haltlich darlegt, in welchen Bereichen es sinnvoll ist,
groBe Aktivitdten zu entfalten.

Kurzum, im Kulturbereich haben wir in diesem Haus-
halt einen Aufwuchs, aber es findet keine verantwortli-
che Debatte statt. Die aber fordern wir ein. Wir erwarten
von der Bundesregierung und auch von den Koalitions-
fraktionen, dass sie sich inhaltlich diesen Themen stellen
und gut begriindet darlegen, was sie mit dem vielen Geld
zu tun gedenken.

Ich danke fiir Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)
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Vizeprasidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Wolfgang Bornsen fiir die
Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wolfgang Bornsen (Bonstrup) (CDU/CSU):

Frau Prisidentin! Siggi, den guten Genesungs-
wiinschen fiir Petra Merkel schlieBen wir uns gerne an —
eine sehr engagierte, seridse und hilfsbereite Kollegin.

(Beifall bei Abgeordneten im ganzen Hause)

Deiner Rede schlieen wir uns nicht an. Sie war — du
kannst es viel besser — ein wenig zu kleinkariert. Du hast
auch vergessen, mitzuteilen, dass sich — im Gegensatz zu
allen Staatsministern vorher — dieser Staatsminister jeder
Sitzung des Kulturausschusses stellt. Er ist jedes Mal
dabei. Jedes Mal gibt es inhaltliche Diskussionen. Das
ist ein konzeptionell wirklich kluges Programm — auch
mit eurer Hilfe. Danke schon!

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Vor genau sieben Jahren schrieb eine Zeitung: Das
Biiro des Kulturstaatsministers im achten Stock galt
bisher als Horst der bunten Vogel. Nun ist dort ein
schwarzer Rabe im Anflug,

(Rainer Briiderle [FDP]: Hey!)
vielleicht auch ein kluger Uhu.

Am 21. November 2005 prisentierte Angela Merkel
Bernd Neumann als neuen Kulturstaatsminister — eine
kluge Entscheidung, wie sich herausstellen sollte, ein
Gewinn fiir die Kulturpolitik in Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Seit seiner Nominierung wurde der Kulturhaushalt
achtmal in Folge auf jetzt 1,28 Milliarden Euro erhoht —
auch dank verstindnisvoller Haushélter. Das ist ein Re-
kord, wie es ihn in der Geschichte der Bundesrepublik
noch nie gegeben hat.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ein solches Forderprogramm ist gut fiir unsere Biirge-
rinnen und Biirger, fiir Kulturaktive, fiir Kiinstler, fiir
Kreative und ganz besonders fiir den Kulturstandort
Deutschland, den jdhrlich immerhin 60 Millionen
Menschen aus aller Welt besuchen.

Diesen Kulturausbau seit acht Jahren nenne ich meis-
terlich gehandelt von Bernd Neumann, wie wir ihn ken-
nen: pragmatisch, praktisch, produktiv und konstruktiv.

(Marieluise Beck [Bremen] [BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN]: Ihr habt gestern zusammen
gesoffen, was?)

Doch das Bundesbeispiel macht keine Schule. In
Stadten und Gemeinden bleibt ein beherztes Wachstum
fiir Kultur aus. Noch kritischer: In den meisten Landern
befindet sich die Kulturfinanzierung auf dem Riickzug,
und zwar ganz deutlich. Obwohl die Forderung der
Kultur in fast allen Ladndern Verfassungsrang hat, fithren

offensichtlich Finanzlage und Sparzwénge zu solchen
Verzweiflungsriickschritten.

Trotz der Tatsache, dass die Kulturausgaben der
offentlichen Haushalte gerade einmal 1,6 Prozent aus-
machen, setzt man dort den Rotstift an. Das ist falsch.
Lander und Gemeinden sind mit 88 Prozent Hauptver-
antwortliche fiir die Kulturférderung. Wenn sie bereits in
guten Jahren Zweifel an einer offensiven Forderung auf-
kommen lassen, wie soll es dann erst in Krisenzeiten
werden?

Verantwortungsbewusste Politik muss Vorsorge be-
treiben. Die Kultur in unserem Land braucht ein stabiles
Fundament. Wir benétigen eine Allianz fiir die Kultur in
Deutschland. Dieser Konvent sollte sich aber nicht nur
mit den monetdren Herausforderungen befassen. Eine
kritische Uberpriifung der kulturellen Infrastruktur
gehort auch dazu: Wer hat an welchem Ort die besten
Voraussetzungen fiir die Kulturforderung?

Ein weiterer Sachverhalt muss ebenfalls auf den Priif-
stand gestellt werden: Es geht — damit ist es uns wirklich
ernst — um die Sicherung der materiellen Existenzgrund-
lagen fiir Kulturaktive. Oder, wie es Volker Kauder, der
Vorsitzende unser Fraktion, formuliert hat: , Wir miissen
die Grundlagen dafiir erhalten, dass ein Kiinstler von
seiner Arbeit leben kann.*

Beim Urheberrecht haben wir von der Unionsfraktion
Position bezogen. Bei der Kiinstlersozialversicherung
und beim Arbeitslosengeld fiir Kultur-, Film- und
Fernsehschaffende haben wir deutliche Verbesserungen
erzielt.

Doch das alles reicht noch nicht. Das durchschnitt-
liche Jahreseinkommen von Kulturaktiven betrigt
12 500 Euro. Fast jeder zweite bildende Kiinstler muss
mit 5 Euro pro Stunde auskommen. In anderen Kultur-
bereichen ist es nicht besser. Ein Bundeskonvent fiir die
Kultur hat sich dieser Herausforderung anzunehmen.
Wir von der CDU/CSU-Bundestagsfraktion werden uns
weiter aktiv fiir die Existenzsicherung und die Einkom-
mensverbesserung einsetzen.

Ein Beispiel, wie das gelingen kann, haben wir mit
der Initiative Kultur- und Kreativwirtschaft der Bundes-
regierung geschaffen. Das ist eine Erfolgsgeschichte.
Hans-Joachim Otto, Dagmar Wohrl und andere haben
engagiert dafiir gearbeitet. Uber 250 000 Freiberufler
und Kleinunternehmer von der Architektur bis zum
Theater und zum Spielebereich machen diese bunte
Kreativszene aus. Mehr als 1 Million Menschen sind in-
zwischen dort titig, und es boomt weiter. Das ist, finde
ich, eine Erfolgsgeschichte.

Ich bedanke mich am Ende der Beratungen dieses
Haushaltsbereichs ganz besonders bei den vielen Privat-
initiativen, bei den Kirchen, die mit 3 Milliarden Euro
Kulturférderung betreiben, bei den Stiftungen, die mit
4 Milliarden Euro dabei sind, auch bei der deutschen
Wirtschaft und bei dem deutschen Mittelstand, der mit
fast 400 Millionen Euro jahrlich Kultursponsoring
betreibt. Das ist Ausdruck eines guten Biirgersinns. Das
ist ein Zeichen dafiir, dass die Rahmenbedingungen fiir
die Kulturforderungen in der Bundesrepublik Deutsch-
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Wolfgang Bornsen (Bonstrup)

land stimmen. Dafiir zustdndig ist nicht zuletzt ein
Staatsminister, der als kluger Uhu im Horst des Bundes-
kanzleramtes gelandet ist.

Danke schon.
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Dr. Lukrezia Jochimsen fiir
die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Lukrezia Jochimsen (DIE LINKE):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die abschlieende Beratung des Haushalts 2013 gibt die
Gelegenbheit, sich grundsétzlich mit der Kulturpolitik des
Bundes zu befassen, besonders dann, wenn diese De-
batte gegen Ende einer Legislaturperiode stattfindet.

Die Linksfraktion ist davon iiberzeugt, dass es kein
einfaches Weiter-so der Bundeskulturpolitik — ohne in-
haltliche Debatte und mit vielen fragwiirdigen Investitio-
nen — mehr geben darf.

(Beifall bei der LINKEN)

Kein Weiter-so auch mit dieser Wurmfortsatzdebatte,
wie wir sie heute wieder einmal fithren miissen, am Ende
der sogenannten Elefantenrunde, wenn noch ein paar
Minuten fiir eine Kulturdiskussion {ibrig bleiben. Fiir
diese Debatte muss man sich fast entschuldigen, so we-
nig passt sie in die Generalauseinandersetzung mit der
Politik der Kanzlerin, und so wenig kann man zum
Thema selbst einbringen. Also kein Weiter-so, sondern
vom néchsten Jahr an eine veritable Debatte iiber Glanz
und Elend deutscher Kulturpolitik —

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg.
Angelika Kriiger-Leiiner [SPD])

in Auseinandersetzung mit einem veritablen Kulturmi-
nister, mit eigenem Ressort, gleichberechtigt im Kabi-
nett und vor allem als Gleicher unter Gleichen in
Europa.

Ja, wir fordern fiir die Zukunft ein Bundeskulturmi-
nisterium.

(Beifall bei der LINKEN — Volker Kauder
[CDU/CSU]: Da werden die Léander ganz
dafur sein, wenn wir so was machen! Wunder-
bar!)

Diese Forderung ist nicht neu. Als Sondervotum der
Fraktion Die Linke ist sie im Bericht der Enquete-
Kommission ,,Kultur in Deutschland” von Dezember
2007 bereits dokumentiert. Ich darf zitieren:

Die Fraktion DIE LINKE. spricht sich fiir eine wei-
tere Stirkung der Bundeskulturpolitik durch die
Einfithrung des Amtes eines Bundeskulturministers
mit Kabinettsrang aus. Wir plddieren fiir eine Biin-
delung der verschiedenen Aufgabenfelder in einem
Kulturministerium, um die Belange der Kultur
gegeniiber anderen Ressorts sowie auf europdischer
Ebene wirksamer vertreten zu konnen. Dariiber

hinaus halten wir eine grundlegende Reform der
Kompetenzverteilung im Rahmen der Fodera-
lismusreform I in Richtung eines kooperativen
Kulturfoderalismus und einer einheitlichen
AuBenvertretung in der Europidischen Union fiir
dringend notwendig.

Was vor fiinf Jahren eine richtige und wichtige Forde-
rung war, ist es heute erst recht.

(Beifall bei der LINKEN)

Das sieht inzwischen interessanterweise auch das
Kulturforum der Sozialdemokratie so, und es hat im
Dezember vorigen Jahres festgestellt — ich darf kurz
zitieren —:

Das Gewicht von Kulturpolitik auf Bundesebene ist
im Rahmen eines kooperativen Kulturfoderalismus
in den letzten Jahren deutlich gewachsen. Um die-
ser Aufgabe in einem nationalen, européischen und
internationalen Kontext zu entsprechen, braucht
Kulturpolitik im Bund ein eigenstdndiges Ministe-
rium. Viele wichtige politische Zukunftsaufgaben
sind ohne den Beitrag der Kultur nicht zu 16sen.

Wohl wahr — Kompliment an das Kulturforum der
Sozialdemokratie!

Was wiirde sich mit der Ernennung eines Bundes-
kulturministers dndern?

Erstens. In Europa hétten wir einen gleichrangigen
Bundeskulturminister, nicht nur einen Beobachter am
Katzentisch.

(Beifall bei der LINKEN)

Zweitens. Wir hitten einen vom Bundeskanzleramt
unabhéngigen Bundeskulturminister. Kulturférderung ist
ein sensibler Bereich der Politik, und die Ndhe zum
Machtzentrum der Republik ist duflerst problematisch.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Drittens. Wir hitten im Kabinett einen bei Ressort-
abstimmungen gleichberechtigten Bundeskulturminister
oder eine -ministerin. Auch das ist nicht unerheblich und
wire ein Signal fiir das ganze Land: Kultur ist uns ge-
nauso wichtig wie die anderen Ressorts. Vielleicht liele
sich dann auch das Staatsziel Kultur endlich erreichen.

(Beifall bei der LINKEN)

Viertens. Wir hétten es mit einem eigenen Kultur-
haushalt zu tun und mit einer eigenstindigen Haushalts-
debatte, anstelle dieser Zwitternummer, die wir nun seit
Jahren absolvieren mit dem Seufzer: Jetzt muss auch
noch etwas zur Kultur gesagt werden.

Seit 14 Jahren gibt es das Amt des Beauftragten der
Bundesregierung fiir Kultur und Medien. Ja, es ist eine
Erfolgsgeschichte von drei unterschiedlichen Regierun-
gen und vier Beauftragten. Aber jetzt geht es darum,
Kulturpolitik weiter zu entwickeln, wohlgemerkt ohne
die foderale Zustandigkeit der Lander und der Kommu-
nen zu verringern. Im Gegenteil: Es geht um Stirkung,
Verstarkung eines kooperativen Kulturfoderalismus.
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Gerade in Zeiten wie unseren, gepriagt von globalen
Krisen, Verunsicherung und Not, wird Kultur fiir das In-
dividuum wie fiir den gesellschaftlichen Zusammenhalt
immer wichtiger: als Halt, als Verstindigung, als Selbst-
versicherung und damit als Hoffnung fiir die néchste Ge-
neration. Das sollte uns so wichtig sein, dass wir umden-
ken, nach vorne schauen und endlich grundsitzlich
Neues zu schaffen bereit sind.

Ich danke Thnen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizeprasidentin Petra Pau:

Das Wort hat der Kollege Dr. Jiirgen Koppelin fiir die
FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Dr. h. c. Jiirgen Koppelin (FDP):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich mdéchte vorab auf das eingehen, was von den Sozial-
demokraten gesagt wurde. Es gab den Vorwurf, das, was
wir gemacht haben, sei inhaltlich teilweise oder
iiberwiegend nicht begriindet. Es ist nun einmal im
Haushaltsausschuss so, dass in letzter Minute zusétz-
liche Gelder zur Verfiigung gestellt werden konnen.

Ich habe in meinem Beitrag Dank zu sagen. Vor allem
danke ich Gerda Hasselfeldt, Volker Kauder und Rainer
Briiderle, die uns die Moglichkeit gegeben haben, diesen
Etat aufzustocken.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU —
Zuruf von der CDU/CSU: Sehr viel!)

So einfach ist das ja alles nicht.

Ich nenne hier die 31,5 Millionen Euro fiir Substanz-
erhaltung und Restaurierung von Kulturdenkmaélern.
Viele Biirger und Biirgerorganisationen haben diese
Sache in die Hand genommen, weil die Lander — warum
also soll ich mich mit ihnen abstimmen? — ihre Etats ge-
kiirzt haben. Sie sind nicht in der Lage, die Kulturdenk-
méler zu erhalten. Das machen teilweise Biirgerinitiati-
ven. Sie organisieren Veranstaltungen bis hin zum
kleinen Basar, um etwas Gewinn zu erzielen und um
etwas tun zu kdnnen. Thnen wollen wir helfen. Diese Ak-
tivitdten wollen wir unterstiitzen. Das ist einer unserer
Griinde.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Ich nenne Thnen aber auch noch andere Griinde.
Kommen Sie mir nicht damit, dass das inhaltlich nicht
begriindet sei. Gerade aus aktuellem Anlass sage ich,
dass es uns gelungen ist, die Barenboim-Said-Akademie
zu unterstiitzen, ein wunderbares Orchester, zusammen-
gesetzt aus Israelis und Paléstinensern. Das ist doch eine
tolle Sache. Das miissen Sie doch auch so schen!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und der SPD)

Ich mochte ausdriicklich dem ehemaligen Staats-
minister Naumann danken, dass er hier die Initiative er-
griffen hat. Alle Achtung, kann ich da nur sagen!

Ich habe mich auch sehr fiir das Jiidische Museum en-
gagiert. Ich mochte an dieser Stelle im Deutschen
Bundestag, ohne ins Detail zu gehen, Herrn Professor
Michael Blumenthal ganz herzlich danken, der in Orani-
enburg geboren ist und aus Deutschland fliichten musste.
Er hat die Initiative {ibernommen, das Jidische Museum
in Berlin zu schaffen. Eine tolle Sache. Dank an Mike
Blumenthal!

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der
SPD)

Kommen Sie also nicht damit, das sei nicht begriindet!

Ich sage ganz offen: Ich habe lange in Hamburg gear-
beitet und sah in der Ndhe immer eine ausgebombte
Kirche. Das hat mich sehr geprégt, auch in meiner politi-
schen Haltung. Dort gibt es eine Initiative, die diese aus-
gebombte Kirche erhalten will. Wir unterstiitzen das.
Jetzt kann dieses Denkmal gegen den Krieg erhalten
werden. Das ist eine tolle Sache, und Sie sollten Beifall
klatschen, anstatt hier herumzumosern.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Aber es gibt auch noch andere Dinge. Nehmen wir die
Produktion von Filmen in Deutschland. Deutschland ist
ein bedeutender Standort. Wir haben die Forderung um
10 Millionen Euro erhoht. Das ist eine ganz wichtige
Sache.

Der Standort Deutschland wird gefordert, beispiels-
weise in Brandenburg, iiberall dort, wo Filme gedreht
werden. Man miisste eigentlich sagen: Alle Achtung!
Wenn Sie von ,,Abstimmung mit den Landern“ reden,
sage ich: Ich stelle fest, dass die Lander iiberall gekiirzt
haben. Sie haben kein Geld. Wir helfen jetzt denjenigen,
die die Initiative ergreifen wollen.

Weil meine Zeit um ist, mochte ich an dieser Stelle
abschlieBend ganz besonders Staatsminister Neumann
danken. Sein Engagement — ebenso wie das Engagement
der Kulturpolitiker und der Mitglieder des Haushalts-
ausschusses — hat dafiir gesorgt, dass Kultur in Deutsch-
land wieder eine bedeutende Rolle spielt. Lieber Herr
Neumann, herzlichen Dank fiir Ihre Aktivitdten.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Petra Pau:

Bevor ich der letzten Rednerin in dieser Debatte das
Wort erteile: Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben
fiir alle 620 Mitglieder des Deutschen Bundestages eine
Sitzgelegenheit, sprich: einen Sessel, in diesem Saal. Ich
bitte, damit wir auch der letzten Rede noch folgen kon-
nen, davon Gebrauch zu machen.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN und
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)
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Vielleicht kdnnen das die Fraktionen den Kollegen, die
in Gespriche verwickelt sind und gerade diesen Hinweis
nicht aufnehmen konnten, noch vermitteln.

Das Wort hat jetzt die Kollegin Tabea RoBner fiir die
Fraktion Biindnis 90/Die Griinen.

Tabea RéRner (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Frau Présidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!
Herr Dr. Koppelin, wir mosern nicht die ganze Zeit he-
rum. Auch wir begriifien natiirlich den Aufwuchs des
Kulturetats — 100 Millionen Euro mehr sind eingestellt
worden — und vor allen Dingen, dass Sie unserer Forde-
rung, die Mittel der Kulturstiftung des Bundes zu erho-
hen, nachgekommen sind. Das finden wir wirklich gut.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)

Aber — Siggi Ehrmann und Luc Jochimsen haben
schon darauf hingewiesen — es geht darum, wie diese
Entscheidung zustande gekommen ist. Hierzu mochte
ich Thnen die Frage stellen, Herr Dr. Koppelin: Wie passt
es mit dem demokratischen Verstindnis dieses Hauses
zusammen, wenn mal eben in einer Last-Minute-
Entscheidung 10 Millionen Euro fiir ein sudetendeut-
sches Museum eingestellt werden, ohne den Kulturaus-
schuss zu beteiligen und ohne dariiber dort zu beraten?
Das miissen Sie mir einmal erkldren.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)

Das ist nicht transparent, sondern undemokratisch. Das
muss man, denke ich, deutlich sagen.

Ich will mich heute aber vornehmlich mit einem
anderen wichtigen Thema beschéftigen, das fiir unsere
Demokratie ebenso elementar ist und das von der Bun-
desregierung ziemlich vernachlissigt wird. Zu diesem
Thema wird hier leider auch nicht geredet. Es geht um
die Medien.

Viothoer Anzeiger, Deister-Leine-Zeitung, Abend-
zeitung Niirnberg — das sind nur drei von insgesamt elf
Zeitungen, die seit Beginn Ihrer Regierungszeit pleitege-
gangen sind oder ihre Hauptredaktionen geschlossen ha-
ben. Vergangene Woche eine neue Schreckensmeldung:
Die Frankfurter Rundschau hat Insolvenz angemeldet.

(Otto Fricke [FDP]: Und wem gehort die? —
Volker Kauder [CDU/CSU]: Ja, das sind die
Sozis! Das gehdrt in den Medienpool der
SPD!)

Ob die Financial Times Deutschland tiberleben wird,
entscheidet sich noch. Es besteht zwar kein direkter
Zusammenhang zwischen Threm Regierungsantritt und
dem Zeitungssterben, aber fest steht: Sie haben in den
drei Jahren wenig unternommen, um die Pressekrise
abzuwenden.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Im Kulturausschuss sagte Kollege Miiller-Sonksen,
dass die Koalition mit dem Leistungsschutzrecht und
den Anderungen zum GWB genug fiir die Medien-
vielfalt getan habe.

(Wolfgang Bornsen [Bonstrup] [CDU/CSU]:
Guter Anfang!)

Da kann ich nur feststellen: Das sind gleich zwei Insol-
venzen auf einmal — die der Frankfurter Rundschau und
die Bankrotterkldrung schwarz-gelber Medienpolitik.

(Volker Kauder [CDU/CSU]J: Jetzt konnen wir
doch nichts dafiir, wenn die Sozis ihre Zeitun-
gen pleitegehen lassen!)

Nichts von dem, was Sie getan haben oder was Sie
noch vorhaben, hitte die Frankfurter Rundschau geret-
tet, auch nicht das Leistungsschutzrecht fiir Presse-
verlage. Denn die Probleme der Frankfurter Rundschau
liegen nicht im Onlinebereich, sondern im Printbereich.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Bei der SPD lie-
gen die!)

Das Leistungsschutzrecht ist ein riickwirtsgewandtes
Gesetz, das nicht den kleinen Verlagen, nicht der Niirn-
berger Abendzeitung und schon gar nicht den Journalis-
ten in der Krise helfen wird. Es belohnt und entlohnt den
Boulevardjournalismus im Netz. Es ist ein Wahlge-
schenk an die grofen Verlage, allen voran an Springer.
Sie haben die Betroffenen glauben lassen, dass sie nur
ein Stiick von dem grolen Google-Kuchen brauchten,
dann wiirde alles gut werden. Die kleinen Verlage wer-
den aber kaum davon profitieren, und am Ende zahlen
sie noch drauf, wenn zum Beispiel Google ihre Ange-
bote nicht mehr listet. Daher frage ich Sie: Wie, bitte,
soll das Leistungsschutzrecht die Medienvielfalt erhal-
ten?

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Das andere Projekt der Bundesregierung sind die An-
derungen im Kartellrecht. Durch die Lockerung der
Pressefusionskontrolle konnen groBere Verlage ihre klei-
neren Mitbewerber noch einfacher schlucken. Fusionen
waren schon vorher mdglich, nur mussten sie gepriift
werden. Jetzt geht das ganz gerduschlos, und der Wettbe-
werb zwischen den Bléttern wird durch einen Einheits-
brei ersetzt. Das, meine Damen und Herren, ist einfach
das Gegenteil von Medienvielfalt.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE. GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)

Vor allen Dingen wird aber herumreguliert, ohne zu
wissen, was Uiberhaupt notwendig ist. Weder Kartellamt
noch Monopolkommission haben einen Anlass fiir eine
Anderung im Kartellrecht gesehen. Weil kaum Daten
tiber den Pressemarkt vorliegen, wird einfach so im
Nebel herumgestochert. Daher fordern wir eine Medien-
datenbank. Die vorgelegte Studie ist das nicht; sie muss
zu einer echten Datenbank weiterentwickelt und regel-
maBig aktualisiert werden. Sehr geehrter Herr Neumann,
Sie haben das bis jetzt immer abgelehnt. Ich hoffe, Sie
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dndern noch lhre Meinung, im Sinne einer fundierten
Medienpolitik.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

In der Krise miissen wir uns trauen, neue Wege zu er-
denken. Denn gerade die Presse ist ein sehr diffiziles
Gut, grundlegend fiir unsere Demokratie und deshalb zu
Recht staatsfern organisiert. Wir konnen und wollen Ver-
lage nicht einfach subventionieren oder ihnen Geschéfts-
modelle diktieren; das ist vollig klar. Aber es braucht
mehr als Geschenke an die groflen Verlage, um vor allem
die Medienvielfalt, also auch die lokalen und regionalen
Redaktionen zu erhalten. Stiftungsmodelle und die For-
derung der Weiterbildung von Journalisten sind in der
Diskussion; dariiber muss man weiter diskutieren.

Wir miissen uns aber auch Gedanken {iiber die Zu-
kunft des Journalismus an sich machen, dariiber, wie
dieser zukiinftig finanziert werden kann, wie Journalis-
ten von ihrer Arbeit leben kdnnen. Zum Beispiel brau-
chen wir dringend Anderungen im Urhebervertragsrecht,
Herr Bornsen, und da hat die Regierung bisher versagt.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)

Uns Medienpolitiker eint doch eines: Wir betonen im-
mer wieder, dass die Medien eine wichtige Stiitze der
Demokratie sind. Wenn die Medien die Saule sind, dann
ist die Lokalpresse der Fufl der Sdule. Die Lokalpresse
ist der Ort, an dem viele Journalisten ausgebildet wer-
den; sie informiert die Menschen vor Ort {iber die Politik
in ihrer Stadt oder ihrem Kreis.

Wir diirfen das Pressesterben nicht einfach hinneh-
men. Die Lage ist brenzlig, aber es ist noch nicht zu spit.
Sie haben noch knapp ein Jahr, um endlich Bewegung in
die Sache zu bringen. Tun Sie es, sonst machen wir es!

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE. GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Ich schliele die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung iiber den Einzel-
plan 04 — Bundeskanzlerin und Bundeskanzleramt — in
der Ausschussfassung.

Hierzu liegt ein Anderungsantrag der Fraktion Die
Linke auf Drucksache 17/11527 vor, {iber den wir zuerst
abstimmen. Wer stimmt fiir diesen Anderungsantrag? —
Wer stimmt dagegen? — Wer enthilt sich? — Der Ande-
rungsantrag ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktio-
nen, bei unterschiedlichem Abstimmungsverhalten in
der SPD-Fraktion — hier gab es Gegenstimmen und Ent-
haltungen —, gegen die Stimmen der Fraktion Die Linke
und bei Enthaltung der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen
abgelehnt.

Wir stimmen nun iiber den Einzelplan 04 namentlich
ab. Ich bitte die Schriftfiihrerinnen und Schriftfiihrer, die
vorgesehenen Plédtze einzunehmen. — Sind an allen Ab-

stimmungsplétzen Schriftfiihrer? — Das ist der Fall. Ich
eroffne die Abstimmung iiber den Einzelplan 04.

Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das seine
Stimme nicht abgegeben hat? — Das ist nicht der Fall. Ich
schliee die Abstimmung und bitte die Schriftfithrerin-
nen und Schriftfithrer, mit der Auszdhlung zu beginnen.
Das Ergebnis der namentlichen Abstimmung wird Thnen
spéter bekannt gegeben.!

Ich erlaube mir, meinen Hinweis von vorhin zu wie-
derholen: Wir haben fiir alle Mitglieder des Deutschen
Bundestages eine Sitzgelegenheit. Ich bitte Sie, diese
einzunehmen, damit ich den nichsten Tagesordnungs-
punkt aufrufen kann. Dies gilt im Ubrigen sowohl fiir
das Parlament als auch fiir die Bundesregierung. Auch
hier ist Vorsorge getroffen, dass jeder der Debatte im Sit-
zen folgen kann.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1.10 auf:

Einzelplan 05
Auswirtiges Amt

— Drucksachen 17/10805, 17/10823 —

Berichterstattung:

Abgeordnete Herbert Frankenhauser
Klaus Brandner

Dr. h. c. Jiirgen Koppelin

Michael Leutert

Sven-Christian Kindler

Zu dem Einzelplan 05 liegt ein Anderungsantrag der
Fraktion Biindnis 90/Die Griinen vor.

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind fiir
die Aussprache anderthalb Stunden vorgesehen. — Ich
hore keinen Widerspruch. Dann ist so beschlossen.

Ich erdffne die Aussprache. Das Wort hat der Kollege
Klaus Brandner fiir die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Klaus Brandner (SPD):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Bevor ich auf den Einzelplan zu sprechen komme,
mochte ich es nicht versdumen, den Berichterstattern
zum Einzelplan 05, insbesondere Herrn Hauptbericht-
erstatter Kollegen Frankenhauser, sowie den Mitarbei-
tern des Haushaltsreferats meinen Dank fiir die offene,
prézise, konstruktive und verldssliche Zusammenarbeit,
auch unter neuer Referatsleitung, auszusprechen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wir haben heute die Haushaltsberatungen in der
Abschlussrunde vorzunehmen und dabei ein Resiimee zu
ziehen. Mein Fazit vorweg: Die Regierungskoalition
stolpert auch mit diesem Haushaltsentwurf kraft- und
konzeptionslos ins Wahljahr 2013. Leider gilt dieses
Resiimee in weiten Teilen auch fiir den Etat des Auswir-
tigen Amtes. Ich spreche dabei besonders die auswirtige
Kultur- und Bildungspolitik an. Auch hier finden sich im
Koalitionsvertrag, also der wichtigen Grundlage der
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Regierungskoalition, klare Worte, die sich am Ende aber
leider nur als Lippenbekenntnisse herausstellen. Es heif3t
dort:

Die Auswirtige Kultur- und Bildungspolitik ist eine
tragende Séule der deutschen AuBlenpolitik.

Sie ist also die tragende Séule. Darin stimmen wir vollig
iiberein. Weiter heif3t es:

Wir werden die Auswértige Kultur- und Bildungs-
politik finanziell bestmdglich ausstatten und verste-
hen dies als langfristige politische, kulturelle und
wirtschaftspolitische Investition.

Dieses Versprechen, meine Damen und Herren,
wurde aber mehrmals gebrochen. Zum Beispiel wurden
die Sondermittel fiir Bildung und Forschung regelméafig
zweckentfremdet. In den letzten drei Jahren wurden die
von Bundesministerin Schavan und Bundeskanzlerin
Merkel versprochenen Sondermittel — immerhin in Héhe
von 92 Millionen Euro — in diesem Haushalt fiir Bildung
und Forschung nicht zusédtzlich zur Starkung der auswar-
tigen Bildungs- und Wissenschaftsarbeit genutzt, son-
dern zweckentfremdet, um andere Haushaltslécher zu
stopfen. Mit solchen Tricksereien schwéchen Sie, sehr
geehrter Herr Minister, die tragende Séule der deutschen
AuBenpolitik.

(Beifall bei der SPD)

Diese Haushaltslocher, Herr Minister, sind im Ubri-
gen entstanden, weil Sie nicht die nétige Kraft oder den
Willen aufbringen, um eine ausreichende Mittelausstat-
tung Thres Ministeriums sicherzustellen. Das sehen wir
im Ubrigen in vielen Bereichen, zum Beispiel bei den
Auslandsschulen. Zuerst die gute Nachricht: Die Koali-
tion hat die dringend notwendigen zusétzlichen Mittel
fiir die Auslandsschulen in der Bereinigungssitzung
noch bereitgestellt. Damit sind Sie den Forderungen der
SPD gefolgt. Ich spreche den Berichterstattern meine
Achtung aus. Im Ubrigen sieht man ganz deutlich,
Kollege Frankenhauser und Kollege Koppelin, dass Be-
richterstatter am Werk sind, die Kraft haben und Einfluss
nehmen, obwohl ich sagen muss, dass ich nicht immer
Thren Aktivititen folgen kann. In diesem Punkt aber ha-
ben Sie wirklich Gutes geleistet. Dafiir herzlichen Dank!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Diese Fehlerkorrektur im Auslandsschulbereich kann
iiberhaupt nicht dariiber hinwegtiduschen, dass die voll-
mundig angekiindigte Reform des deutschen Auslands-
schulwesens bisher nur Schall und Rauch ist. Diese
Reform hat fiir viel Arger und vor allen Dingen Verunsi-
cherung gesorgt. Sie hat auch auferhalb unserer Bera-
tungen fiir viel Verdruss gesorgt. Wir héitten uns hier,
sehr geehrter Herr Minister, ich darf das so sagen, Ihre
ordnende Hand gewiinscht. Sie ist an diesem Punkt lei-
der ausgeblieben. Nach wie vor gilt: Der drastische Re-
formbedarf bleibt. Die unzureichenden Versuche, hier
eine Losung zu finden, werden im Ubrigen auch durch
den Bericht des Bundesrechnungshofes aufgezeigt, der
ein katastrophales Bild der Politik fiir die deutschen
Auslandsschulen zeichnet. Er ist nachzulesen; ich ver-
weise einfach darauf.

In der auswértigen Kulturpolitik gibt es eine Abstra-
fung des Goethe-Instituts. Auch hierzu gibt es wichtige
Haushaltsberatungen, die zeigen, dass die allgemeine
Kulturarbeit, die der Bundesregierung, wie wir gerade
beim vorherigen Einzelplan gehort haben, doch sehr am
Herzen liegt, im Bereich des Auswirtigen leider nicht
zusétzlich begiinstigt wurde. Das ist sehr bedauerlich.
Der Kulturetat im Bundeskanzleramt dagegen hat in den
Haushaltsberatungen noch einmal eine Aufstockung um
100 Millionen Euro erfahren.

Man kann sich auch fragen — Herr Minister, ich frage
das auch ganz offen —, ob Sie dabei in der Bundesregie-
rung die besten Karten haben. Denn warum wird gerade
der Kulturetat des Bundeskanzleramtes um 100 Millio-
nen Euro aufgestockt; wihrend im Etat des Auswirtigen
Amtes davon nichts zu spiiren ist?

(Beifall bei der SPD)

Ich muss Sie natiirlich fragen: Haben Sie nicht ausrei-
chend dafiir gekdmpft? Es besteht ein erheblicher Mittel-
bedarf. Ich verweise zum Beispiel auf die Programm-
arbeit. Hier wird um 8 Millionen Euro gekiirzt. Das
bedeutet iibrigens das Aus fiir wichtige Kulturprojekte
auf diesem Sektor. Damit nicht genug: Sie haben es noch
nicht einmal verhindern konnen, dass vollig einseitige
Mittelreduzierungen beim Goethe-Institut durchgesetzt
wurden.

(Ulla Schmidt [Aachen] [SPD]: Das ist ein
Skandal!)

Das schrinkt die Arbeitsgrundlagen dieses renommier-
ten Instituts drastisch ein. Das ist unfair. Das muss ich
hier so kritisch anmerken.

(Beifall bei der SPD)

Kritisch will ich insbesondere die Konzeptionslosig-
keit beim Thema Afghanistan anmerken. Die Bundes-
kanzlerin hat heute Morgen noch einmal deutlich
gemacht, wie wichtig es ihr ist, dass wir eine sicherheits-
politische Kooperation pflegen und ausbauen. Auf der
letzten Afghanistan-Geberkonferenz in Tokio am 8. Juli
dieses Jahres haben Sie, Herr Auflenminister, zum Bei-
spiel versprochen, dass Deutschland die zivile Hilfe auf
dem derzeitigen Niveau von etwa 430 Millionen Euro
pro Jahr fortfithren wird, und das mindestens bis 2016.
Nun sollen die Leistungen im Rahmen des Stabilitéts-
pakts Afghanistan um 10 Millionen Euro gekiirzt wer-
den.

(Zuruf von der SPD: Das ist ein Skandal!)

War das mit Thnen abgesprochen, Herr Minister? Ihr
Haus jedenfalls war von dieser Aktivitit vollig tiber-
rascht; denn diese Kiirzungen stehen nicht im Einklang
mit den Regierungszusagen. Damit senden Sie ein fata-
les Signal an die Menschen in Afghanistan und unsere
internationalen Partner. Von Verlésslichkeit und Werte-
orientierung in der AuBenpolitik ist an diesem Punkt
nichts zu spiiren.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Sven-
Christian Kindler [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN])

Verlasslichkeit sieht bei der SPD anders aus.
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Ein weiteres Beispiel ist die Umsetzung der AA-
BMZ-Vereinbarung. Wir waren uns dariiber im Klaren,
dass zwischen CDU und CSU das eine oder andere
Scharmiitzel ausgetragen wird. Die liberalen Regie-
rungsmitglieder wollten dem anscheinend nicht nachste-
hen. Der Bruderkrieg an der Spitze, den Minister Niebel
vor einigen Wochen angezettelt hat, {iberbietet aber, wie
ich finde, all das bei weitem. Er offenbart die tiefen
Griben und personlichen Abneigungen innerhalb Threr
eigenen Partei. Minister Niebel hat Thnen in der Presse
Untitigkeit und Vernachldssigung der humanitéren Hilfe
in Kenia vorgeworfen. Es kdnne doch nicht sein, dass
iiber Hunderttausend Menschen unter der Untétigkeit
des AuBlenamtes litten. ,,Jetzt muss es* — wortliches Zi-
tat; gemeint ist das Auflenministerium — ,,Verantwortung
zeigen.“ Als ich das gelesen habe, habe ich zuallererst
gedacht: Es ist schon ein besonderer Stil, wenn ein
Regierungsmitglied im Ausland derart negativ {iber Kol-
legen spricht. Dabei ist der Eindruck vermittelt worden,
Hunderttausende von Menschen wiirden hungern und
Tausende wiirden vor sich hindarben und medizinisch
nicht versorgt werden, weil das Aullenamt nicht handelt.
Ich bin froh dariiber, dass das AuBlenamt schnell reagiert
hat und deutlich gemacht hat, dass das zumindest nicht
an der Mittelvergabe und an der Aktivitdt des Aulenam-
tes liegt. Das war wichtig. Es ist genug Porzellan zer-
schlagen worden. Es wurde der Eindruck vermittelt, dass
hier Chaos und Streitigkeiten vorherrschen. Das hat dem
Ruf Deutschlands und der deutschen AuBenpolitik
geschadet — das ist schon schlimm genug —, und das in
einer sogenannten biirgerlichen Koalition.

(Beifall bei der SPD)

AbschlieBend will ich Thnen sagen, dass Thnen die
Kraft und der Wille zu Reformen im eigenen Haus feh-
len. Sie, Herr Minister, haben sich in Threr Amtszeit viel
um AuBeres und um AuBerlichkeiten gekiimmert. Sie
haben allerdings die inneren Angelegenheiten des Aus-
wértigen Amtes nicht immer so verfolgt, wie wir uns das
vorstellen. Thnen fehlten die Kraft und der Wille fiir
wichtige Reformen im Inneren. Beim Auswartigen Amt

mangelt es ndmlich an vielen Ecken und Enden. Zum
Beispiel gibt es unhaltbare Zustdnde fiir die Beschéftig-
ten in zahlreichen Visastellen. Mitarbeiter berichten von
dramatischen Zusténden.

Vizeprasident Dr. Hermann Otto Solms:
Herr Brandner, denken Sie bitte an die Zeit.

Klaus Brandner (SPD):

Ich bin sofort fertig. — Sie berichten, dass es viel zu
wenig Personal und zu wenige Réumlichkeiten gibt. Sie
berichten von Arbeitsiiberlastung und Uberstunden ohne
Ende. Auch hier haben Sie eine Fiirsorgepflicht.

Ein Problem ist auch der Investitionsstau bei den
Botschaften. Der Bundesrechnungshof hat einen Investi-
tionsstau mit einem Volumen von 500 Millionen Euro
ermittelt.

Eine gute Politik nimmt sich dieser Hausaufgaben an,
sorgt dafiir, dass im Haus Aufgabenkritik getibt wird und
die notwendigen Investitionen rechtzeitig erfolgen. Das
wiinschen wir uns; denn so handelt ein Au3enminister,
der seine Aufgabe ernst nimmt. Insofern haben Sie noch
viel zu tun, um uns zu iiberzeugen.

Diesem Haushalt konnen wir, jedenfalls so, wie er
jetzt vorliegt, nicht zustimmen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD — Johannes Kahrs [SPD]:
Gute Rede! Bester Mann!)

Vizeprasident Dr. Hermann Otto Solms:

Bevor ich dem néchsten Redner das Wort erteile, gebe
ich das von den Schriftfiihrerinnen und Schriftfiihrern
ermittelte Ergebnis der namentlichen Abstimmung
zum Einzelplatz 04 — Bundeskanzlerin und Bundeskanz-
leramt — bekannt: abgegebene Stimmen 581. Mit Ja
haben gestimmt 316, mit Nein haben gestimmt 265,
Enthaltungen keine. Der Einzelplan 04 ist angenommen.
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Vizeprisident Dr. Hermann Otto Solms

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ich erteile jetzt das Wort dem Kollegen Dr. Rainer
Stinner von der FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Dr. Rainer Stinner (FDP):

Herr Président! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir
alle stehen heute sicherlich unter dem Eindruck der krie-
gerischen Auseinandersetzung im Nahen Osten. Unser
Mitgefiihl gilt allen unbeteiligten Zivilisten, die darunter
leiden miissen. Ich spreche sicherlich im Namen des
ganzen Hauses, wenn ich hier und heute insbesondere
unserem AufBenminister Guido Westerwelle fiir seine
unermiidlichen Bemiihungen um eine Friedenslosung im
Nahen Osten danke.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten der SPD und des BUND-
NISSES 90/DIE GRUNEN)

Dieser Einsatz wird, wie wir gestern Abend — vielleicht
zu Threm Unwillen — vernehmen konnten, im In- und
Ausland breit unterstiitzt und anerkannt. Dieser Wiirdi-
gung schliefen wir uns ausdriicklich an. Dieses Engage-
ment des AuBenministers ist Teil eines Dreiklangs der
deutschen AuBenpolitik in den letzten drei Jahren, die
diese Bundesregierung konsequent betrieben hat: erstens
aktive Wahrnehmung der internationalen Verantwortung
fir Frieden und Sicherheit,

(Zuruf von der LINKEN: Waffenexport!)

zweitens aktive Weiterentwicklung unserer Biindnisse
und drittens aktive Gestaltung einer Welt im Wandel. Zu
allen drei Aspekten mdchte ich kurz Stellung nehmen.

Erstens: internationale Verantwortung fiir Frieden und
Sicherheit. Auf die Bemiihungen von AuBenminister
Westerwelle im Nahen Osten habe ich hingewiesen. Das
ist ein komplexes Thema, gar keine Frage. Es kann nur
eine politische Losung geben. Daran wollen wir uns
gerne beteiligen. Weitere Vermittlungsbemiihungen sind
gefragt. Israel ist genauso gro3 wie Hessen. Stellen Sie
sich bitte einmal vor, was bei uns los wire, wenn in den
letzten Monaten iiber 1 500 Raketen auf Hessen abge-
feuert worden waren. Deshalb sage ich hier und heute:
Die israelische Regierung hat angesichts der Situation
das Recht — ich sage sogar: die Pflicht —, ihre Bevolke-
rung gegen einen solchen Angriff zu verteidigen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Das ist vo6llig unabhéngig von sonstigen Diskussionen,
die wir liber die israelische Politik in diesem Hause fiih-
ren.

Deutschland hat in den letzten zwei Jahren eine aktive
Rolle im Weltsicherheitsrat gespielt. Das hat so grof3e
Anerkennung gefunden, dass Deutschland unmittelbar
danach trotz anderer Bewerber als Mitglied in den UN-
Menschenrechtsrat gewihlt wurde. Das zeigt, welche
Anerkennung deutsche Politik international gewonnen
hat.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Deutschland nimmt aktiv an den E-Drei-plus-Drei-
Gesprichen teil, obwohl wir nicht, wie wir alle wissen,
permanentes Mitglied des Sicherheitsrates sind. Auch
hier zeigen wir, dass wir internationale Verantwortung
iibernehmen. Unser Land und insbesondere unser
Auflenminister hat sich seit Beginn des arabischen
Friihlings um die Region aktiv gekiimmert, und zwar im
Vergleich zu anderen Léandern sicherlich {iberdurch-
schnittlich. Wir werden in der Region anerkannt, und un-
ser Engagement ist gern gesehen.

Deutschland nimmt weiterhin eine aktive, positiv ge-
staltende Rolle in Afghanistan wahr. Aufgrund der deut-
schen AuBenpolitik und des Engagements unseres
Auflenministers konnte die Londoner Konferenz erst-
mals — wie wir alle wissen: viel zu spét — ein gemeinsa-
mes Konzept entwickeln. Nach diesem Konzept werden
wir gemeinsam den Ubergang und die Ubergabe in
Verantwortung gestalten. Hier spielt Deutschland eine
aktive Rolle.

(Beifall bei der FDP)

Zweitens: zu unserer aktiv gestaltenden Rolle in den
Biindnissen. Zu unserem Beitrag zur Finanzsituation in
der EU brauche ich, glaube ich, hier nichts mehr zu
sagen. Aber auch aufBlerhalb der EU-Finanzen spielt
Deutschland eine aktive Rolle. Ich wiederhole gerne un-
ser Bekenntnis zu Europa. Wir, die Koalitionsfraktionen,
wissen, dass Europa Deutschlands Zukunft ist. Wir
wissen, dass wir die Welt nur mitgestalten konnen, wenn
wir Teil eines geeinten, starken Europas sind. Deshalb
engagieren wir uns nach wie vor sehr stark fiir Europa.
Der Bundesregierung ist es bisher zum Gliick gelungen,
die delikate Balance zwischen erwiinschter Fithrung und
nicht erwlinschter Dominanz in Europa zu wahren. Da-
fiir gilt Thnen, Herr AuBenminister, mein personlicher
Dank. In den Dank schliele ich ausdriicklich Staatsmi-
nister Michael Link ein, der diese Rolle perfekt wahr-
nimmt. Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Die NATO spielt nach wie vor eine wichtige Rolle fiir
unsere Sicherheit; das ist gar keine Frage. Im aktuellen
Fall geht es um Biindnissolidaritdt mit der Tirkei. Ich
sage hier sehr deutlich fiir meine Fraktion, dass wir die-
sem verlédsslichen Biindnispartner Tiirkei natiirlich die
Solidaritdt zukommen lassen, von der wir iiber mehrere
Jahrzehnte hinweg in Deutschland gelebt haben.

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Was heift
das?)

Ich sage sehr deutlich, Herr Gehrcke, dass es hier aus-
schlieBlich darum geht, das Territorium der Tiirkei zu
schiitzen. Es ist in keinster Weise das beabsichtigt oder
intendiert und auch nicht die Gefahr gegeben, die einige
von der Opposition an die Wand gemalt haben, ndmlich
dass damit die Einbeziehung in den syrischen Biirger-
krieg vorbereitet, geplant oder vorgenommen wird. Das
ist nicht der Fall. Es geht darum, das Territorium eines
verlésslichen Partners zu schiitzen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP — Zuruf
von der LINKEN: Noch nicht der Fall!)
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Meine Fraktion ist der Meinung, dass die Verlegung der
Patriots, wenn sie denn kommt, mandatiert werden
muss. Das ergibt sich nach meinem Dafiirhalten eindeu-
tig aus dem Urteil des Verfassungsgerichts vom 7. Mai
2008.

(Beifall des Abg. Johannes Pflug [SPD])

Die dritte Aufgabe, die aktive Gestaltung einer sich
wandelnden Welt, nimmt in der deutschen Auflenpolitik
in den letzten drei Jahren eine zunehmend grofBere Rolle
ein. Diese Bundesregierung hat erstmals ein Konzept
vorgelegt — es trigt den vielleicht nicht ganz charmanten
Namen Gestaltungsméchtekonzept —, das aufzeigt, wie
wir mit den Landern umgehen, die zunehmend ihren
Platz in der Welt einnechmen wollen. Dies bezieht sich
auf Léander auf allen Kontinenten, nicht nur auf China.

Es gibt auch im Verhdltnis zu unserem wichtigsten
Partner, den Vereinigten Staaten, wichtige Aufgaben. Ich
mochte mich hier auf eine Aufgabe konzentrieren, weil
ich sie fiir besonders wichtig halte. Das ist der Abschluss
eines Freihandelsabkommens. Nach meinem Dafiirhal-
ten hat der Abschluss eines solchen Abkommens politi-
sche Wirkungen, die weit {iber zu erwartende Wohl-
fahrtseffekte auf beiden Seiten hinausgehen. Es wére ein
Zeichen, wenn es gelingen wiirde, dass 800 Millionen
westlich orientierte Menschen und ihre Gesellschaften
zusammen eine Freihandelszone bilden. Ich sage nur:
Wir alle konnten heute Morgen lesen, dass in Asien
Pldne bestehen, eine Freihandelszone aufzubauen, der
sage und schreibe die Hélfte der Menschheit angehdren
wiirde. Daran sicht man, um welche Dimensionen es
sich handelt, wenn wir iiber diese Themen sprechen.

Die Bundesregierung hat die Zeichen der Zeit er-
kannt. Kein anderes Land hat mit so vielen Léndern in-
tensive Regierungskonsultationen: China, Indien, Russ-
land, auch Israel und Paléstina. Damit wird der deutsche
Einfluss in der Welt gesichert. Unsere Werte und Interes-
sen werden in der Welt gut vertreten. Die Bundesregie-
rung und der AuBBenminister setzen Vertrauen in Partner
und Freunde, sie sind bereit, Verantwortung zu iiberneh-
men, und sie treten im Ausland bestimmt, aber nicht ar-
rogant auf. Diese Bundesregierung hat im Ausland Ver-
trauen erworben. Dieses Vertrauen kann und soll die
Bundesregierung auch in unserem eigenen Land haben.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizeprasident Dr. Hermann Otto Solms:
Fiir die Fraktion Die Linke hat jetzt das Wort der Kol-
lege Michael Leutert.

(Beifall bei der LINKEN)

Michael Leutert (DIE LINKE):

Herr Prisident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wenn man den Haushalt des Auswirtigen Amtes be-
trachtet, sicht man groBle Anspriiche bei den gestellten
Aufgaben, aber keine entsprechende Ausstattung mit fi-
nanziellen Mitteln. Die Aufgaben werden im Vorwort
des Einzelplanes klar definiert. Danach dient der Aus-

wartige Dienst unter anderem erstens einer dauerhaften,
friedlichen und gerechten Ordnung in Europa und der
Welt, zweitens der Wahrung der Menschenrechte sowie
drittens dem Aufbau eines vereinten Europas.

Schauen wir uns an, wie viel Geld bereitgestellt wird,
um diese groflen und wichtigen Aufgaben zu erfiillen, so
kann man nur feststellen, dass gemessen an diesen Auf-
gaben der Auswartige Dienst nur mangelhaft ausgestat-
tet ist. Das Auswirtige Amt verfiigt iiber 3,5 Milliarden
Euro. Das sind gerade einmal 1 Prozent des Gesamtetats.
Im Gegensatz dazu verfiigt das Bundesministerium fiir
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung iiber
6,4 Milliarden Euro, also iiber fast doppelt so viel. Auch
wenn der nichste Vergleich etwas hinkt, da die Bundes-
wehr wesentlich mehr Personal hat als das diplomatische
Korps, ist er trotzdem erwdhnenswert. Der Verteidi-
gungsminister hat immerhin Zugriff auf 11 Prozent des
Bundeshaushaltes; das sind circa 33 Milliarden Euro.
Der entscheidende Fakt, auf den ich hinweisen mdchte,
ist der Umstand, dass der Verteidigungsminister in den
letzten vier Jahren noch einmal 2 Milliarden Euro mehr
bekommen hat. Noch einmal zum Vergleich: Das Aus-
wartige Amt verfligt iber insgesamt 3,5 Milliar-
den Euro, der Verteidigungsminister hat in den letzten
vier Jahren 2 Milliarden Euro on top bekommen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich glaube, das
macht deutlich, dass wir uns in einer Schieflage befin-
den. Der Kollege Frankenhauser hat in den diesjéhrigen
Haushaltsverhandlungen mit Nachdruck darauf hinge-
wiesen, dass wir uns iiber die Problematik der Finanz-
ausstattung des Auswértigen Amtes Gedanken machen
miissen. Entweder wir verfahren nach dem Top-down-
Prinzip — das heif}t, es gibt die Festlegung, dass fiir die
AuBenpolitik lediglich 3,5 Milliarden Euro zur Verfi-
gung stehen, und dann miissen die Haushilter sehen, wie
das Geld verteilt wird —, oder aber es werden zuerst die
Aufgaben definiert, und anschlieBend nehmen wir das
Geld in die Hand, das wir tatsdchlich benétigen, um
diese Aufgaben wahrnehmen zu kénnen.

Derzeit wird nach der Top-down-Methode verfahren;
das heil3t, wie gesagt, dass der vorab umrissene Finanz-
rahmen nicht {iberschritten werden darf. Fiir jede Ande-
rung, die in den Verhandlungen vorgenommen wird,
muss also auch eine Deckungsmoglichkeit im Etat des
Auswirtigen Amtes gefunden werden. Das fiihrt dann
allerdings zu absurden Antrigen der Koalition, zum Bei-
spiel bei dem sehr richtigen und wichtigen Projekt der
Intensivierung der europdischen Integration 1 Mil-
liarde Euro obendrauf zu legen, dieses Geld allerdings
im Bereich der Abriistung einzusparen. Das, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, halten wir von der Linken fiir den
falschen Weg.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Linke will im Gegensatz dazu mehr Ausgaben in
den Bereichen humanitdre Hilfe, Forderung der Men-
schenrechte, Abriistung und Riistungskontrolle. Wir
schlagen vor, in diesen drei Bereichen insgesamt
215 Millionen Euro mehr auszugeben. Das ist noch be-
scheiden, wire aber eine anndhernd angemessene Finan-
zierung.
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Noch deutlicher wird die Unterfinanzierung im Ubri-
gen, wenn man sich vor Augen hélt, dass die Hélfte des
Budgets des AuBlenministers durch Personal- und Be-
triebskosten und durch Pflichtbeitrdge an internationale
Organisationen gebunden ist. Liebe Kolleginnen und
Kollegen, bei solch einer Unterfinanzierung ist an grof3e
Projekte und auBenpolitische Strategien natiirlich nicht
zu denken. Fiir eine strategische Ausrichtung des Aus-
wartigen Amtes und seiner Politik bedarf es zudem nicht
nur des Geldes, sondern auch der dazugehorigen Kom-
petenzen. Da herrscht meines Erachtens einiges Durch-
einander. Ich mochte das gern an zwei Beispielen ver-
deutlichen.

Erstens ist die Frage nach dem Verhiltnis zwischen
dem Ministerium fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung und dem Auswértigen Amt zu benen-
nen. Als die FDP vor vier Jahren angetreten ist, wollte
sie ja eigentlich das BMZ ins Auswirtige Amt integrie-
ren. Das galt so lange, solange Dirk Niebel noch nicht
Minister war. Mittlerweile, nach vier Jahren Arbeit von
Schwarz-Gelb, hat das Entwicklungshilfeministerium ei-
nen zweimal so umfangreichen Etat und auch noch dop-
pelt so viel Aufwuchs wie das Auswirtige Amt zu ver-
zeichnen. Zusitzlich wird nun versucht, durch
Ubertragung von Projekten und Personal Aufgaben neu
zu verteilen.

Zweitens ist das Thema Europa zu benennen. Da stellt
sich die Frage, wer in der Bundesregierung in européi-
schen Angelegenheiten eigentlich den Hut authat. So
richtig AuBlenpolitik ist es ja nicht mehr. Aus diesem
Grund wurden folgerichtig auch die europdischen Aus-
landsschulen in das Ressort des Bildungs- und For-
schungsministeriums verschoben. Der Finanzminister
Herr Schiuble darf die Zukunft Europas im Milliarden-
rahmen verhandeln, wihrend sich Minister Westerwelle
mit 3 Millionen Euro begniigen muss, um die Aufgabe
des Aufbaus eines vereinten Europas zu erledigen.

Zusammengefasst sieht es letztendlich so aus: In den
Landern, in denen militarische Konflikte stattfinden,

(Philipp Miffelder [CDU/CSU]: Ach du meine
Gite! Nicht das schon wieder!)

hat mittlerweile der Verteidigungsminister das Sagen.

(Philipp MiBfelder [CDU/CSU]: So ein
Quatsch!)

In den Lindern, in denen keine bewaffneten Auseinan-
dersetzungen stattfinden, kann der Entwicklungshilfemi-
nister mit 6 Milliarden Euro im Riicken groBziigig Pro-
jekte anschieben. In den europdischen Fragen geben die
Kanzlerin und Schéiuble die Richtung vor. Dem Auf3en-
minister bleibt nichts weiter iibrig, als ein paar Hande zu
schiitteln.

(Heiterkeit des Abg. Wolfgang Gehrcke [DIE
LINKE])

Wenn dieser Zustand nicht gedndert wird, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, brauchen wir nicht weiter iiber
AuBenpolitik zu reden, auch nicht iiber aulenpolitische
Strategien.

Diesen Weg hilt die Linke fiir falsch. Wir wollen ein
starkes Auswértiges Amt als die tragende Saule der zivi-
len AuBenpolitik. Wir wollen, dass in den Bereichen
Menschenrechte, humanitire Hilfe und Abriistung end-
lich die Gelder eingestellt werden, die dafiir bendtigt
werden. Erst wenn diese Bereiche so finanziert sind,
dass diese Aufgaben tatsichlich erledigt werden konnen,
konnen wir dem Haushalt zustimmen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Hermann Otto Solms:
Fir die CDU/CSU-Fraktion hat jetzt das Wort der
Kollege Philipp Mif3felder.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Philipp MiBfelder (CDU/CSU):

Herr Prisident! Meine Damen und Herren! Im Sep-
tember dieses Jahres hat Deutschland fiir einen Monat
den rotierenden Vorsitz im Sicherheitsrat der Vereinten
Nationen iibernommen. Vergangene Woche wurde
Deutschland mit einem exzellenten Ergebnis zum zwei-
ten Mal in den Menschenrechtsrat gewéhlt. Diese beiden
Ereignisse zeigen, welch grofles Ansehen Deutschland
in der Organisation der Vereinten Nationen genief3t und
mit welchem Respekt uns entgegengetreten wird. Die er-
folgreiche Prasidentschaft im UNO-Sicherheitsrat und
die Wahl in den Menschenrechtsrat sind auch das Ergeb-
nis Threr sehr guten Arbeit, sehr verehrter Herr Minister,
und Anerkennung der internationalen Arbeit der Bun-
desregierung. Deshalb danke ich Thnen und méchte Th-
nen zu diesen beiden groflen Erfolgen recht herzlich gra-
tulieren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Mein Kollege Stinner hat den gestrigen Tag erwéhnt.
Wir alle haben mit groBer Spannung verfolgt, was unser
Bundesauflenminister gestern geleistet hat. Ich hoffe und
wiinsche, dass wir in dieser wichtigen Mission Erfolg
haben. Ich glaube, man hat gestern gemerkt, welchen
Stellenwert Deutschland im Nahen Osten mittlerweile
hat. Herr Minister, auch dazu ein groBles Kompliment
von meiner Fraktion!

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Wir haben in den vergangenen Jahren Schwerpunkte
gesetzt, und wir setzen auch im Rest der Legislaturpe-
riode Schwerpunkte. Deutschland spielt in den groflen
Konflikten der Welt eine sehr starke Rolle, sowohl was
die Frage des arabischen Friihlings angeht, als auch in
der aktuellen Situation im Nahen Osten. Deutschlands
filhrende Rolle in der Verschuldungskrise, in der Ver-
trauenskrise in der Euro-Zone, ist ebenfalls schon er-
wahnt worden.

(Manuel Sarrazin [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Da haben Sie wirklich eine Fiihrungs-
rolle!)
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Deutschland genieft bei seinen Partnern extrem ho-
hes Ansehen. Das wird auch von unseren Nachbarn so
wahrgenommen. Ich mochte an dieser Stelle nur den pol-
nischen Auflenminister Sikorski zitieren, der bei einem
Vortrag in der DGAP gesagt hat:

Ich bin wahrscheinlich der erste polnische Aufen-
minister in der Geschichte, der das sagt, aber hier
ist es: Ich habe weniger Angst vor deutscher Macht,
als ich anfange, mich vor deutscher Inaktivitit zu
fiirchten.

Ich glaube, eine groflere Anerkennung durch unsere
Nachbarn kann es kaum geben,

(Manuel Sarrazin [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Hallo? Herr Millfelder, dieses Zitat
zielt gegen Westerwelle! Das ist ein vergifteter
Apfel!)

gerade wenn man sich anschaut, wie das deutsch-polni-
sche Verhéltnis frither ausgesehen hat. Vor diesem Hin-
tergrund bin ich der Meinung, dass wir tatsédchlich mit
Stolz zuriickblicken konnen und daran weiterarbeiten
sollten, dass dieses Ansehen erhalten bleibt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP — Manuel Sarrazin [BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN]: Die fiihrende Rolle in der
Vertrauenskrise!)

Herr Sarrazin, Sie tragen einen bekannten Namen und
tonen ja auch hier herum. Ich sage Ihnen jetzt einmal et-
was zu Threm Parteitagsbeschluss. Seitens der Bundesre-
gierung wird verantwortungsbewusst AuBenpolitik ge-
macht. Wenn man sich dagegen anschaut, mit wie wenig
Verantwortungsbewusstsein bei lhnen Beschliisse zu-
stande kommen, muss man sich schon wundern. Sie pla-
dieren doch immer dafiir, die Tiirkei moglichst eng an
Europa zu binden. Doch wenn ein NATO-Partner unsere
Hilfe braucht, dann sagen Sie Nein und wenden sich ab
und wollen den Einsatz von defensiven Mafinahmen
nicht gestatten. Ich appelliere an IThre Vernunft: Uber-
denken Sie Thre Position, geben Sie Threm Herzen einen
Ruck, machen Sie einfach mit bei dieser wichtigen Er-
fiillung unserer Biindnissolidaritit! Ich glaube, dass gro-
Ber Handlungsbedarf besteht, wenn es darum geht, unse-
rem wichtigen Freund und Partner, der Tiirkei, in dieser
schwierigen Situation beizustehen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Mein Kollege Stinner hat es angesprochen: Deutsch-
land spielt eine zentrale Rolle. Wir definieren unsere In-
teressen, wenn es darum geht, deutlich zu machen, wo
die Gratwanderung — manchmal der Widerspruch — zwi-
schen interessengeleiteter Auenpolitik und Werteorien-
tierung stattfindet. Demzufolge war es konsequent, dass
die Bundesregierung, das Auswértige Amt, mit der Im-
plementierung des Gestaltungsméchtekonzepts gezeigt
hat, wo zukiinftige Herausforderungen liegen. Die de-
mografischen Verdnderungen, die groBen Verwerfungen,
die die Ressourcenknappheit mit sich bringen wird, aber
auch die groBen Konflikte unserer Zeit, der Einsatz in
Afghanistan, das Aufkommen neuer Organisationen wie
der Schanghaier Organisation flir Zusammenarbeit oder

der ASEAN, die Neudefinition der chinesischen Auflen-
politik, all das wird mit sehr grofer Ernsthaftigkeit und
mit verhéltnismaBig geringem Mittelaufwand effizient
verfolgt. Vor diesem Hintergrund glaube ich, dass wir,
wenn wir diese Haushaltsdiskussion fiithren, zu Recht sa-
gen konnen, dass die aktuellen Herausforderungen des
Weltgeschehens vom Auswértigen Amt professionell
und effizient beantwortet werden. Deshalb sollten wir
seine Arbeit weiter konsequent unterstiitzen.

Es gibt sicherlich noch Punkte — der eine oder andere
wird wohl noch etwas dazu sagen —, {iber die man disku-
tieren kann. Die auswirtige Kulturpolitik ist ein Bereich,
mit dem nicht alle zufrieden sind. Aber das Gesamtbild,
das sich ergibt, kann sich sehen lassen. Es zeugt ndmlich
von einer nachhaltigen und iiberlegten auenpolitischen
Konzeption. Davon sind andere weit entfernt. Diesen
Partnern miissen wir offen sagen, wenn wir mit ihnen
nicht libereinstimmen. Das macht die Bundesregierung
sehr gelassen und professionell in einem Ton, der, wie
ich finde, angemessen ist.

Wir waren am vergangenen Freitag gemeinsam mit
unserer Bundeskanzlerin in Russland. Ich glaube, auch
dieser Besuch hat gezeigt, dass Deutschland in der Lage
ist, gegeniiber wichtigen Partnern, Verbiindeten und
Freunden kritische Punkte anzusprechen. Der Stil, in
dem der Petersburger Dialog in der vergangenen Woche
in Moskau abgelaufen ist, hat gezeigt, wie belastbar das
deutsch-russische Verhéltnis ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg.
Dr. Rainer Stinner [FDP])

Ich meine, dass wir in diesem Sinne als Freund von
wichtigen Partnern in der Welt weiter an dieser ausgegli-
chenen Haltung arbeiten sollten.

Der Handlungsbedarf, den wir weiterhin sehen, liegt
auf der Hand. Den Nahen Osten haben meine Vorredner
und auch ich schon angesprochen. Die Neuausrichtung
des nordafrikanischen Raums und des arabischen Raums
ist eine besondere Herausforderung fiir uns. Die Kanzle-
rin hat heute klare Worte gesprochen, was die groflen
Herausforderungen in Bezug auf Mali betrifft. Auch da
ist Deutschland bereit, seiner Verantwortung gerecht zu
werden.

Ich méchte an diesem Tag noch eine Initiative unseres
Fraktionsvorsitzenden Volker Kauder erwédhnen, sich
besonders der Lage der Christen in der Welt anzuneh-
men. Gerade weil die christlich-demokratische/christ-
lich-soziale Fraktion im Deutschen Bundestag dafiir
wirbt, fiir die Verwirklichung der universalen Menschen-
rechte einzutreten, miissen wir uns vor Augen fiihren,
dass gerade die Christen der Welt im Augenblick in einer
besonders schwierigen Situation sind.

Ich danke Volker Kauder dafiir, dass er dieses Thema,
das frither ein Schattendasein gefiihrt hat, mittlerweile
bei jeder Reise, bei jeder auBenpolitischen Initiative an-
spricht und in den Mittelpunkt riickt. Wir kénnen auf
Erfolge zuriickblicken, was sowohl die Situation im Irak
angeht, wo Deutschland eine stabilisierende Rolle spielt,
was aber auch die schwierige Situation in der Tiirkei an-
geht. Insbesondere in Agypten sind die verlisslichen
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Partnerschaften, die wir eingegangen sind, wichtig. All
das fiihrt dazu, dass Christen in diesen Léndern ein ge-
schiitztes Leben fithren kdnnen. Da wollen wir uns auch
weiterhin engagieren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Bei vielen Begegnungen im Ausland habe ich mit In-
teresse Vergleiche anstellen und feststellen kénnen, wie
unterschiedlich internationale Organisationen auftreten,
wie sich Lander interessengeleitet verhalten und versu-
chen, ihre nationalen Interessen durchzusetzen. Eine
Sache, die uns besonders auszeichnet, ist, dass wir ver-
suchen — das ist in Briissel nicht gerade einfach —, unsere
aullenpolitische Konzeption immer in einen groBeren
Rahmen einer gemeinsamen und abgestimmten européi-
schen Position zu setzen. Erstens machen das nicht alle
Léander in Europa so. Zweitens fiihrt die Art und Weise,
wie die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Auswérti-
gen Amtes versuchen, deutsche und europiische Interes-
sen verniinftig und sachorientiert zu vertreten, zu gro-
Bem Respekt, wofiir wir ihnen danken sollten.

Auf schwierigeren Posten von Kabul bis Bagdad ge-
nauso wie auf Posten, die vermeintlich einfacher sind,
beispielsweise in Athen oder in Madrid, leisten unsere
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Auswértigen Dienst
hervorragende Arbeit. Ich mochte deshalb — oft wird es
als selbstverstidndlich angesehen, dass das Diplomati-
sche Korps professionell arbeitet — den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern, den Ortskraften, aber auch den Fami-
lien, die hdufig mit zeitlicher Entbehrung zu leben
haben, danken. An einem solchen Tag geht es nicht nur
ums Geld, sondern auch um die Anerkennung dessen,
was Menschen im Namen der Bundesrepublik Deutsch-
land leisten.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizeprasident Dr. Hermann Otto Solms:
Fiir die Fraktion Biindnis 90/Die Griinen hat jetzt das
Wort der Kollege Sven-Christian Kindler.

Sven-Christian Kindler (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN):

Sehr geehrter Herr Prisident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Wir sind wohl alle wéahrend dieser Haus-
haltswoche mit den Gedanken im Nahen Osten. Die
Hoffnungen von gestern Abend haben sich leider nicht
erfiillt. Es gibt noch immer keine Waffenruhe im Nahen
Osten.

Hier ist klar festzustellen: Dieses Jahr sind Hunderte
Raketen aus dem Gazastreifen auf Israel abgefeuert wor-
den. Die israelische Regierung hat daraufhin reagiert.
Die Raketenangriffe der Islamisten aus dem Gazastrei-
fen sind klar zu verurteilen. Natiirlich hat Israel das
Recht, sich selbst und seine Biirgerinnen und Biirger zu
verteidigen und zu schiitzen.

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN, der CDU/CSU, der
SPD und der FDP)

Klar ist aber auch: Fiir eine Deeskalation dieses Kon-
flikts, die jetzt dringend notwendig ist, miissen sich
natiirlich beide Seiten bewegen. Ich hoffe weiterhin,
dass es dort schnell zu einem Waffenstillstand kommt.
Wir begriilen, dass es vielfdltige diplomatische Initiati-
ven von Agypten, von den USA und von der Europii-
schen Union gibt. Herr AuBlenminister Westerwelle, ich
begriifle es, dass Sie in der Region aktiv sind und sich
eingeschaltet haben. Ich glaube nur, dass das langfristig
nicht reichen wird.

Natiirlich ist es wichtig, dass es wieder zur Aufnahme
von Friedensverhandlungen kommt, weil nur das echte
Stabilitdt garantieren kann. Fiir die Aufnahme von
Verhandlungen ist es notwendig, dass sich beide Seiten
bewegen. Dies muss einerseits zur Beendigung der
Gazablockade fiir zivile Giiter, wie zum Beispiel fiir
Baustoffe — also nicht fiir Waffen —, und andererseits zu
einem Siedlungsstopp in der Westbank fithren. Klar sein
muss aber natiirlich auch, dass die Paléstinenser ein fiir
alle Mal Gewaltverzicht iiben und das Existenzrecht
Israels anerkennen miissen. Das ist vor allen Dingen des-
halb notwendig, weil wir wissen, dass wir dort einen
echten und langfristigen Frieden brauchen, der wichtig
fiir die Sicherheit Israels und der Paldstinenser ist.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ich komme nun zu einem anderen aktuellen Thema in
der Region, ndmlich zur Auseinandersetzung an der tiir-
kisch-syrischen Grenze. Wie es aussieht, wird die Tiirkei
vermutlich noch in dieser Woche einen Antrag an die
NATO auf Entsendung von Patriot-Raketen stellen.

Herr Mif3felder, ich glaube, Sie haben das falsch ver-
standen. Es gibt bisher keine festgelegte Position fiir ein
mogliches Abstimmungsverhalten, weil uns das Mandat
noch gar nicht vorliegt. Wir haben bisher nur viele Fra-
gen und Zweifel. Ich will gar nicht verschweigen: Wir
haben Zweifel hinsichtlich der Verlegung. Denn dieser
Einsatz wire natiirlich auch mit Risiken und Gefahren
verbunden. Man muss sich auch vor Augen fiihren, dass
Patriot-Raketen bei den bisherigen Angriffen aus Syrien
auf das tiirkische Territorium mit Mdrsergranaten und
Artillerie nicht geholfen hitten. Ich finde, es muss auch
ausgeschlossen werden, dass die Bundeswehr und die
NATO durch die Hintertiir in den Syrien-Krieg hineinge-
zogen werden.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Klar ist auch — daran fiihrt kein Weg vorbei —: Die
Bundeswehr ist eine Parlamentsarmee. Sollte sich die
Bundesregierung entscheiden, Patriot-Raketen und Bun-
deswehrsoldaten in die Tiirkei zu entsenden, dann muss
dieses Mandat hier im Deutschen Bundestag beschlossen
werden.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Aber nicht nur die Brandherde im Nahen Osten zei-
gen uns wieder einmal, dass wir in einer Welt mit vielen
gewalttitigen Konflikten und Kriegen leben. Damit sind
wir mitten in dieser Haushaltsdebatte, weil die Bewélti-
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gung von Konflikten natiirlich auch mit Geldern im
Haushalt zu tun hat.

Es gibt zum Beispiel fiir die Lander des arabischen
Friihlings Transformationsgelder. Diese Gelder sind in
den Haushalt eingestellt worden — das war auch richtig
so —, weil wir natlirlich wissen, dass die Biirgerinnen und
Biirger dort unterstiitzt werden miissen, damit aus alten
Diktaturen nicht wieder neue Diktaturen werden. Der
Demokratieautbau braucht einen langen Atem. Das Pro-
blem ist: Laut der Finanzplanung sind die Mittel ab 2014
nicht nachhaltig gesichert. Es gibt keine Konstanz und
Verlésslichkeit. Das ist ein Problem dieser Bundesregie-
rung: Es gibt keine vorausschauende und verléssliche
AuBenpolitik.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wie verheerend das sein kann, erkennt man zum
Beispiel auch, wenn man sich die letzte Bereinigungs-
sitzung zum Haushalt anschaut. In einer Nacht-und-
Nebel-Aktion haben die schwarz-gelben Haushilter
10 Millionen Euro beim Stabilitdtspakt Afghanistan ge-
kiirzt. Dabei geht es um Polizeiaufbau, um Justizaufbau,
um Rechtsstaatlichkeit, um Gesundheitsprojekte und um
Menschenrechte. Das ist ein verheerendes Zeichen an
die Menschen in Afghanistan, weil damit signalisiert
wird: Deutschland und diese Bundesregierung verab-
schieden sich aus der Verantwortung. Das kann man den
Menschen in Afghanistan nicht zumuten. Diese Unter-
stiitzung Deutschlands fiir Afghanistan im zivilen Be-
reich muss weitergehen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Noch im Juli haben Sie, Herr Westerwelle, in Tokio
die Zusage gemacht, es gebe weiterhin 430 Millionen
Euro fiir den zivilen Aufbau in Afghanistan. Was ist vier
Monate spiter passiert? Thre Haushélter haben Thnen
10 Millionen Euro weggekiirzt. Sie waren nicht dariiber
informiert. Es ist natiirlich peinlich, dass das Auswirtige
Amt nicht involviert war. Dies war eine Blamage fiir Thr
Haus, weil intern klar wird, wie planlos die schwarz-
gelbe AuBlenpolitik ist. Dies war aber auch eine Blamage
ersten Ranges auf internationalem Parkett, weil sich
zeigte: Diese Bundesregierung ist international nicht
verlédsslich.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie der Abg. Heidemarie Wieczorek-Zeul
[SPD])

Wir wollen diese Kiirzung riickgéngig machen und
haben einen Antrag dazu gestellt. Dem kdnnen Sie zu-
stimmen; ich bitte Sie darum. Herr Westerwelle, auch
Sie konnen ihm zustimmen. Die nachhaltige Entwick-
lung Afghanistans darf nicht durch den Zickzackkurs
dieser Bundesregierung gefdahrdet werden.

Vielen Dank.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizeprasident Dr. Hermann Otto Solms:
Das Wort hat der BundesauBBenminister Dr. Guido
Westerwelle.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Dr. Guido Westerwelle, Bundesminister des Aus-
waértigen:

Herr Prdsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Kolleginnen und Kollegen! Ich stehe noch sehr
unter dem Eindruck des Besuches in Israel und in Agyp-
ten in den letzten beiden Tagen. Ich glaube, dass es aus
diesem Anlass entgegen der sonstigen Ubung angemes-
sen ist, dass ich hier auch in der zweiten Runde der
Haushaltsdebatte das Wort ergreife.

Ich méchte vorab noch einmal zum Ausdruck brin-
gen: Wir alle sind enttduscht dariiber, dass gestern
Abend eine Waffenruhe nicht méglich wurde. Gleichzei-
tig ist die Bundesregierung der Auffassung: Wir werden
unsere Bemiihungen, dass eine Waffenruhe aufgrund
internationaler Hilfe doch noch zustande kommt, nicht
einstellen. Im Gegenteil: Wir werden im Interesse der
Menschen unsere Bemiihungen noch verstirken. Wir
wollen, dass eine Waffenruhe erreicht wird. Wir wollen
aber gleichzeitig mit dieser Waffenruhe die Vorausset-
zungen dafiir schaffen, dass ein nachhaltiger Waffenstill-
stand erarbeitet werden kann. Dazu gehoren drei Séulen:

Erstens. Die Raketenangriffe aus Gaza nach Israel
miissen unverziiglich eingestellt werden. Das ist ein Ver-
brechen, das durch nichts gerechtfertigt werden kann.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten der SPD und des BUND-
NISSES 90/DIE GRUNEN)

Zweitens. Der Raketen- und Waffenschmuggel nach
Gaza ist eine der Ursachen fiir die innere Bewaffnung,
auch von militanten Gruppen im Gazastreifen selbst.
Deswegen wird es einen nachhaltigen, stabilen Waffen-
stillstand nur geben, wenn der Waffenschmuggel ein-
gestellt wird. Wir appellieren auch an Agypten, diese
Aufgabe anzunehmen, diese Verantwortung wahrzuneh-
men. Agypten hat sich in diesen letzten Tagen als ein
sehr verantwortungsvolles Land gezeigt. Jetzt geht es
darum, dass der Waffenschmuggel unterbunden wird. Er
ist eine Bedrohung fiir die Sicherheit der gesamten
Region, nicht nur fiir die Sicherheit von Israel.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten der SPD und des BUND-
NISSES 90/DIE GRUNEN)

Drittens. Fiir uns ist vollig klar, dass es einen nachhal-
tigen Waffenstillstand und eine stabile, gute und friedli-
che Entwicklung fiir die gesamte Region nur geben
kann, wenn auch die Menschen in Gaza selbst eine wirk-
liche Entwicklungsperspektive haben.

Ich war vor zwei Jahren der erste Auflenminister der
westlichen Welt, der nach der ersten Lockerung der
Blockade im Gazastreifen gewesen ist. Ich habe die Kin-
der dort gesehen, und ich habe dort Schulen besucht. Das
ist etwas, was man natiirlich nicht vergisst. Deswegen
sage ich hier noch einmal ganz klar: Fiir uns ist selbst-
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verstindlich, dass die Menschen in Gaza eine Perspek-
tive brauchen, dass sie eine Moglichkeit haben miissen,
sich auch wirtschaftlich zu entfalten. Gerade deshalb ist
es so wichtig, dass die Radikalen und die Gewaltbereiten
die friedlichen Menschen in Gaza nicht linger in Geisel-
haft nehmen kdnnen. Dieser Zusammenhang muss gese-
hen werden.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten der SPD und des BUND-
NISSES 90/DIE GRUNEN)

Ich will hinzufiigen: Israel ist unser Freund. Die fried-
lichen Paléstinenser sind es ebenfalls.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU, der SPD und des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN)

Aus der Tatsache, dass wir Raketenangriffe aus dem
Gazastreifen gegen den Siiden Israels in aller Klarheit
verurteilen, eine unbalancierte Einseitigkeit herauszu-
lesen, beinhaltet einen Vorwurf, der der Sache nicht ge-
recht wird. Wenn wir die Raketenangriffe verurteilen
und das Recht von Israel, sich zu verteidigen, unterstrei-
chen, dann ist das keine Parteinahme. Wenn es eine
Parteinahme ist, dann ist es eine Parteinahme fir die
Menschen und fiir die Menschlichkeit und fiir den
Frieden. Zu dieser Parteinahme und auch zu dieser
Parteilichkeit bekennen wir uns gerne.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Vizeprasident Dr. Hermann Otto Solms:

Herr Westerwelle, erlauben Sie eine Zwischenfrage
der Kollegin Hénsel von der Linken?

Dr. Guido Westerwelle, Bundesminister des Aus-
waértigen:
Bitte sehr.

Vizeprasident Dr. Hermann Otto Solms:
Frau Hénsel.

Heike Hansel (DIE LINKE):

Danke schon, Herr Prasident. — Danke, Herr Minister
Westerwelle, dass Sie die Zwischenfrage zulassen.

Sie haben davon gesprochen, dass es der Bundesre-
gierung um einen nachhaltigen Frieden geht. Sie haben
eben ein paar Bedingungen genannt. Aber den grundle-
genden Konflikt aufgrund der seit Jahrzehnten andauern-
den Besatzung haben Sie nicht angesprochen.

Es gibt nicht nur die Auseinandersetzung zwischen der
Hamas und der israelischen Regierung; es gibt auch eine
volkerrechtswidrige Besatzung seit iiber vierzig Jahren.
In dieser Zeit ist sehr viel Land in der Westbank verloren
gegangen. Das wissen wir doch alle. Wie viele Delega-
tionen fahren denn jedes Jahr in die Westbank und sehen,
wie viel Land geraubt wird und nicht mehr verfiligbar ist,
um einen paldstinensischen Staat aufzubauen?

Wenn wir zu einem nachhaltigen gerechten Frieden
kommen wollen, dann kénnen wir nicht isoliert iiber
Gaza und die israelische Regierung diskutieren, sondern
wir miissen ernsthaft auf die Frage antworten, wie wir
uns eine Zwei-Staaten-Losung vorstellen. Denn wenn
wir dazu schweigen, dann gibt das immer nur radikalen
Kréften Auftrieb. Es gibt eine Spirale der Gewalt, aber
es fehlt die Losung.

Vizeprasident Dr. Hermann Otto Solms:
Kommen Sie bitte zum Punkt.

(Zurufe von der CDU/CSU: Frage!)

Heike Hansel (DIE LINKE):

Deswegen mein Appell an Sie: Wir miissen da zu ei-
ner Anderung kommen.

Dr. Guido Westerwelle, Bundesminister des Aus-
wartigen:

Frau Kollegin, ich fiirchte, dass Threr Frage nicht nur
eine falsche Annahme, sondern auch eine falsche Politik
zugrunde liegt, und zwar unter folgendem Gesichts-
punkt: Hamas spricht nicht fiir die Paléstinenser,

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU, der SPD und des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN)

sondern Hamas spricht fiir die Gewalt. Die Paldstinenser
werden durch Priasident Mahmud Abbas reprisentiert,
den ich selber gestern aufgesucht habe und der in groB3er
Klarheit immer und immer wieder gesagt hat: Die Rake-
tenbeschiisse aus Gaza in Richtung Israel sind nicht die
Politik von Paléstina und der paléstinensischen Autorita-
ten; sie sind zu verurteilen.

Wir diirfen die Unterschiede auch innerhalb dieser
Krifte nicht unterschiatzen. Deswegen habe ich aus-
driicklich gesagt: Die friedlichen Paldstinenser sind un-
sere Freunde. Dass wir auf dem Verhandlungswege eine
Zwei-Staaten-Losung wollen, ist von dieser Bundesre-
gierung und {ibrigens auch von mir selbst, zuletzt in mei-
ner Rede vor den Vereinten Nationen, immer und immer
wieder unterstrichen worden. — Vielen Dank, Frau Kolle-
gin.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Vizeprasident Dr. Hermann Otto Solms:

Herr Kollege Westerwelle, auch Frau Wieczorek-Zeul
wiirde Thnen gerne eine Zwischenfrage stellen.

Dr. Guido Westerwelle, Bundesminister des Aus-
wartigen:

Ich habe gehort, Sie haben heute Geburtstag. Wie
konnte ich da anders entscheiden?

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der CDU/
CSU und der SPD)

Herzlichen Gliickwunsch, Frau Kollegin!
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Heidemarie Wieczorek-Zeul (SPD):

Ich mache eine Zwischenbemerkung. — Herr Aullen-
minister, Sie haben heute zu Recht darauf hingewiesen,
dass nicht die Hamas fiir Paléstina spricht, sondern Pra-
sident Abbas. Ich erwarte jetzt von Thnen, dass Sie deut-
lich machen, dass die Bundesregierung und Sie selbst
bereit sind, in der UN-Generalversammlung dem Antrag
zuzustimmen, den Prasident Abbas, der fiir den multila-
teralen, friedlichen Weg steht, fiir eine bessere interna-
tionale Anerkennung Palistinas stellt. Ich erwarte auch,
dass Sie innerhalb der Européischen Union dafiir sorgen,
dass diesem Antrag zugestimmt wird.

Meine Begriindung ist: Man kann doch nicht einer-
seits — das haben die Minister im Rat fiir Auswartige An-
gelegenheiten auch gesagt — die Hamas zu Recht wegen
der Gewalt kritisieren und andererseits Abbas den fried-
lichen Weg vor die Generalversammlung der Vereinten
Nationen zur Aufwertung des Status versperren. Das
passt nicht zusammen.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)
Ich erwarte, dass Sie eine klare Aussage hierzu machen.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Dr. Guido Westerwelle, Bundesminister des Aus-
waértigen:

Frau Kollegin, wenn Sie freundlicherweise stehen
bleiben wiirden, solange ich Ihre Frage beantworte —
nicht aus Grinden der Courtoisie, sondern damit der
Président nicht den falschen Knopf driickt und die Ant-
wort zulasten meiner Redezeit geht.

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/CSU)

Frau Kollegin, Sie waren selber viele Jahre Mitglied
der Bundesregierung. Deswegen wissen Sie, dass man in
der AuBenpolitik Fragen dann beantwortet, wenn sie
sich stellen, und nicht immer dann, wenn sie einem ge-
stellt werden. Wir werden die Entscheidung féllen, und
zwar dann, wenn wir den Antrag kennen, wenn er tat-
sdchlich vorliegt, wenn er tatsdchlich zur Abstimmung
gestellt werden sollte und wenn wir mit allen unseren
Verbiindeten ausreichende Konsultationen getitigt ha-
ben. Dann entscheide ich iiber das Abstimmungsverhal-
ten der Bundesregierung. Das ist verantwortungsvolle
AulBenpolitik.

(Beifall des Abg. Dr. Heinrich L. Kolb [FDP])

Keine verantwortungsvolle Auenpolitik ware es, jetzt
irgendwelche Schaufensterankiindigungen zu machen,
nur weil das hier vielleicht gerne gehort wird. Das wére
auflenpolitisch ein groBer Schaden fiir unser Land.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der
CDU/CSU)

Vizepréasident Dr. Hermann Otto Solms:

Herr Minister, erlauben Sie noch eine Nachfrage der
Kollegin Wieczorek-Zeul? Das wire aber jetzt die letzte
Zwischenfrage, die ich zulasse.

Dr. Guido Westerwelle, Bundesminister des Aus-
waértigen:

Aber dann muss es schon ein runder Geburtstag von
Ihnen heute sein.

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Ja, ich
werde 70! Dazu stehe ich! — Beifall)

— Ich gratuliere von Herzen, Frau Kollegin.

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Danke
sehr!)

Das hiélt keiner hier fiir moglich.

Heidemarie Wieczorek-Zeul (SPD):

Sie haben gesagt, die Frage sei nicht gestellt worden.
Ich wollte Sie darauf hinweisen, dass Thr Ministerium
uns eine Nachricht des Aulenministerrats vom 19. No-
vember iiber eine Beratung innerhalb der Européischen
Union zugeschickt hat. In der Nachricht steht, dass sich
die Mitgliedstaaten der Européischen Union vermutlich
enthalten. Andere Lander haben gesagt, dass sie dafiir
stimmen. Die Frage ist also gestellt. Ich bin ganz sicher,
dass auch Herr Abbas Sie darauf angesprochen hat.

Am 29. November, in ungefdhr einer Woche, geht es
in der UN-Generalversammlung um den Antrag. Ich
bitte Sie, auch vor dem Hintergrund der jahrzehntelan-
gen Erfahrungen, sicherzustellen, dass die Mitgliedstaa-
ten der Europdischen Union sich in dieser Debatte nicht
wegducken, sondern dass sie mit ihrer Stimme diesem
Antrag Nachdruck verleihen und damit die Position von
Prisident Abbas stirken.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Dr. Guido Westerwelle, Bundesminister des Aus-
waértigen:

Ich will dazu Folgendes sagen: Zunichst einmal ist es
nicht angebracht, den Eindruck zu erwecken, als hétte
Ihnen mein Amt ein Abstimmungsverhalten der Euro-
péischen Union oder einzelner Mitgliedstaaten angekiin-
digt; Sie haben vielmehr eine Unterrichtung von den
Beratungen erhalten, an denen ich selber noch am Mon-
tagmittag teilgenommen habe. Das wichtigste Wort, das
Sie erwdhnt haben, ist ,,vermutlich®. Nur, auf der Basis
einer Vermutung kann kein AuBBenminister ein Abstim-
mungsverhalten festlegen. Das wiirden auch Sie in mei-
ner Situation nicht tun, wobei ich sagen muss, dass Sie
in diese Situation aus meiner Sicht nicht kommen wer-
den.

(Abg. Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]
nimmt ihren Platz wieder ein)

— Bitte, Frau Kollegin, ich mdchte noch zu Ende antwor-
ten. Ich habe nur noch eine Minute und 13 Sekunden Re-
dezeit. Daher miissen Sie noch stehen bleiben.

Ich will noch einen ernsten, inhaltlichen Grund sagen,
warum wir all dies mit allen anderen Européern sorgfil-
tig beraten werden, iibrigens auch mit den anderen Ver-
biindeten, die wir international haben. Dass das gestern
natiirlich ein Thema bei Prasident Mahmud Abbas gewe-
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sen ist, wissen Sie. Das war auch im September, als ich
ihn ebenfalls getroffen habe, so. Das ist regelmiBig ein
Thema zwischen uns.

Der Punkt ist nur: Was hilft dem Anliegen einer wirk-
lichen Zwei-Staaten-Losung am meisten, einseitige
Schritte oder ein Ergebnis von Verhandlungen? Wir sind
der Uberzeugung, dass eine Verhandlungslosung das
Beste ist, was man in dieser Situation erreichen kann.
Deswegen werde ich keine spekulativen Ankiindigungen
hier machen. Wir werden diesem Prinzip weiterhin fol-
gen, wie es Ubrigens auch die Vorgingerregierungen
stets getan haben. Es ist noch nicht allzu lang her, dass
Sie selber regiert haben.

Meine Damen und Herren, ich will noch eine Bemer-
kung zu einem Thema machen, das von den Kollegen
MiBfelder und Kindler angesprochen worden ist, nim-
lich zum Thema Patriots. Ich rechne damit, dass in kur-
zer Zeit eine Anfrage der Tiirkei fiir die Stationierung
von Patriot-Raketen bei der NATO eingeht. Ich habe den
deutschen Botschafter angewiesen, einen solchen Antrag
— natiirlich nur, wenn die Bedingungen erfiillt sind, und
unter den iiblichen Vorbehalten — positiv anzunehmen;
denn es wire ein schwerer Fehler, wenn wir einem
NATO-Mitgliedsland in einem Moment, in dem sich die-
ses Mitgliedsland Angriffen von auflen ausgesetzt sicht,
eine defensive Unterstiitzung verweigern wiirden. Ich
glaube, wenn die Bitte eines NATO-Mitgliedslandes
nach defensiver Hilfe von einem anderen Biindnispart-
ner, zum Beispiel Deutschland, abgelehnt und damit eine
Entscheidung der NATO blockiert wiirde, hitte das un-
absehbare Folgen fiir das Biindnis. Manchmal braucht
man auch selber Solidaritit. Das muss man immer dann
im Kopf haben, wenn andere in einem Biindnis nach So-
lidaritat fragen. Das ist die Richtung, in die wir gehen
wollen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Allen Parlamentsvorbehalten wird selbstverstdndlich
Rechnung getragen. Herr Kollege, auch ich glaube, dass
eine Befassung des Deutschen Bundestages und eine
Abstimmung erforderlich sind.

Zum Abschluss mochte ich mich bei den Damen und
Herren der Ausschiisse, vor allen Dingen des Haushalts-
ausschusses, und bei den Berichterstattern bedanken. Ich
danke von Herzen fiir eine sehr kollegiale Zusammenar-
beit. In diesen Dank schlieBBe ich ausdriicklich die Da-
men und Herren — in diesem Fall die Herren — der Oppo-
sition ein, und zwar fiir ihre Berichterstattung und fiir
ihre Arbeit insbesondere im Haushaltsausschuss. Es war
eine gute, faire Zusammenarbeit.

Ich verstehe und respektiere, dass Kollegen der Oppo-
sition immer etwas finden miissen. Das soll auch so sein.
Im Kern kommt es aber auf eine Sache an: Ist es der
Bundesregierung in den letzten drei Jahren gelungen,
das Ansehen unseres Landes in der Welt zu mehren, ja
oder nein?

(Dr. Andreas  Schockenhoff [CDU/CSU]:
Selbstverstindlich! — Sven-Christian Kindler
[BUNDNIS 90/DIE  GRUNEN]: Nein! -
Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Nein!)

Da wir vor zwei Jahren in den Sicherheitsrat der Ver-
einten Nationen und vor wenigen Wochen nach kontro-
verser Diskussion in einer geheimen Abstimmung in den
Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen gewahlt wor-
den sind, scheint der Blick der Welt auf unsere Auf3en-
politik offensichtlich besser zu sein als der Blick der Op-
position. Damit kann ich leben.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizeprasident Dr. Hermann Otto Solms:
Fir die SPD-Fraktion hat nun der Kollege Gernot
Erler das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Dr. h. c. Gernot Erler (SPD):

Herr Président! Liebe Kolleginnen und Kollegen! In
der Tat: Die ganze Welt schaut auf die Lage in Nahost,
auf die Konfliktentwicklung in Israel und in den Palésti-
nensergebieten. Gestern gab es einige Stunden lang
Hoffnung auf eine rasche Feuerpause. Diese Hoffnung
wurde enttduscht. Es wird weiter geschossen.

Wie immer sind dabei Zivilisten, Frauen und Kinder
die ersten und zahlenmiBig die meisten Opfer. Jeder, der
den Waffenstillstand weiter aufschiebt, aus welchen
Griinden auch immer, 14dt Schuld auf sich — Schuld am
Tod und an Verletzungen von unschuldigen Opfern des
Konflikts. Ich bin mir sicher: Der gesamte Deutsche
Bundestag unterstiitzt nicht nur eine sofortige Waffen-
ruhe, sondern fordert sie unmissverstiandlich ein.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU, der LINKEN und des BUND-
NISSES 90/DIE GRUNEN)

Herr Aulenminister, Sie haben sich eingeschaltet und
sind innerhalb von 24 Stunden in Jerusalem, Ramallah
und Kairo gewesen. Es kann sein, dass der deutsche Ein-
fluss in Nahost liberschaubar ist, wie der Kollege Stinner
heute Morgen im Radio gesagt hat; es kann sein, dass es
vorerst nur ,,im Trippelschritt zur Feuerpause* kommt,
wie eine Tageszeitung heute schreibt. Aber Sie, Herr
Minister, haben sich bemiiht, dass diese kleinen Schritte
wenigstens in die richtige Richtung gehen. Dafiir haben
Sie unsere Anerkennung und unsere Unterstiitzung auch
bei weiteren Versuchen dieser Atrt.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP
und dem BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, natiirlich muss es
politisch weitergehen, wenn erst einmal das Wichtigste,
also das Schweigen der Waffen, erreicht ist. Was muss
eigentlich noch passieren, bis alle verstehen, dass in
Wirklichkeit der Konflikt zwischen Israel und den Palis-
tinensern die Mutter aller Konflikte in der GroBregion
des Broader Middle East, das nordliche Afrika mit ein-
geschlossen, ist?

Eine nachhaltige Losung — Herr Minister, Sie haben
diesen Begriff auch gebraucht — dieses Konflikts ist un-
verzichtbar, und zwar fiir alle Schauplitze von Iran iiber
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Syrien bis Mali, fiir alle Regionen, in denen Extremisten
und Dschihadisten Zulauf haben. Es kann nicht sein,
dass ein Ausweg aus der jetzigen dramatischen Situation
nur wieder in eine Sackgasse fiihrt, die in drei Jahren er-
neut in einem Gewaltausbruch endet, wie das Ende
2008, Anfang 2009 der Fall war und jetzt in diesen Ta-
gen der Fall ist.

Wer eine nachhaltige Losung dieses Konflikts will,
muss auch bereit sein, sich selbst zu bewegen. Ich per-
sonlich vertrete schon ldnger die Position, dass man am
Ende doch mit den Vertretern der Hamas direkt verhan-
deln muss. Langst ist klar: Im Gazastreifen muss sich die
Hamas inzwischen weit radikalerer Dschihad-Gruppen
erwehren. Wie kann es denn sein, dass die ganze Welt
jetzt auf die Vermittlungsfahigkeiten des dgyptischen Pré-
sidenten Mohammed Mursi baut, wo doch jeder weiB,
dass die Muslimbruderschaft, aus der Mursi kommt, die
Hamas als Familienmitglied betrachtet? Das hat fiir mich
keine Logik. Zumindest muss man konstatieren, dass die
Ausgrenzungsstrategie, die viel mit Selbstausgrenzung
zu tun hat, in der Sache bisher keinen Schritt nach vorne
gefiihrt hat.

Ich mochte noch zu einem anderen tagesaktuellen
Thema kommen, das Sie ebenfalls hier behandelt haben,
Herr Minister, ndmlich zu der offenbar bevorstehenden
tiirkischen Bitte um Unterstiitzung durch das Abwehr-
system Patriot PAC-3, das in drei NATO-Léandern in Ge-
brauch ist, auch in Deutschland. Herr Auflenminister, ich
halte auch dies fiir eine politische Frage, die in Ihr
Ressort fillt. Ich sage ,auch dies“, da wir seit einiger
Zeit beobachten, dass Ihr Ressort, bildlich gesprochen,
einem Schrumpfungsprozess bei den Aufgaben ausge-
setzt ist.

Eigentlich ist der Werdersche Markt auch fiir Europa
zustdndig, eigentlich auch fiir die deutsche Russland-
Politik, die in den letzten Wochen Schlagzeilen gemacht
hat. Sie nehmen aber einfach hin, dass fur alle sichtbar
hier das Bundeskanzleramt die Hauptrolle ibernommen,
um nicht zu sagen: usurpiert hat.

(Manuel Sarrazin [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Bei Europa inzwischen sogar die
Aigner!)

Genauso haben Sie sich fiir alle sichtbar aus der politi-
schen Federfithrung fiir das deutsche Engagement in
Afghanistan verabschiedet. Jetzt droht das Ganze offen-
sichtlich auch bei den néchsten beiden absehbaren deut-
schen Auslandsmissionen, ndmlich beim Einsatz der Pa-
triots an der tiirkisch-syrischen Grenze und bei der
Mission im westafrikanischen Mali — nur dass hier das
BMVg das Kommando iibernommen hat. Alle diese Zu-
stindigkeitsverlagerungen sind problematisch und fin-
den nicht unsere Zustimmung.

Wir haben groBien Respekt vor dem, was die Tiirkei als
Nachbar des syrischen Dramas leistet, vor allem mit der
klaglosen Aufnahme von bisher mehr als 130 000 Fliicht-
lingen aus Syrien, zu denen tiglich Hunderte, manchmal
sogar Tausende dazukommen. Angesichts der prekiren
Lage an der 900 Kilometer langen syrisch-tiirkischen

Grenze haben wir auch groBles Verstdndnis fiir tiirkische
Sorgen und stehen zu unseren Biindnispflichten.

Aber es ist doch eine Selbstverstidndlichkeit, dass je-
der deutsche Einsatz in dieser geféhrlichen Situation, die
erhebliche Eskalationspotenziale aufweist, ein Mandat
des Deutschen Bundestages braucht und dass bei dieser
Entscheidung natiirlich Text und Begriindung des er-
warteten tlirkischen Antrags von uns sorgfiltig gepriift
werden miissen. Ich verstehe iiberhaupt nicht, Herr
Miffelder, Herr Stinner, warum Sie hier einem vorausei-
lenden Biindnisgehorsam das Wort reden.

(Dr. Andreas Schockenhoff [CDU/CSU]: Das
hat doch niemand getan!)

Es ist doch gerade der Sinn des Parlamentsvorbehalts in
Deutschland, dass wir das sorgfiltig priifen, bevor wir in
einen Einsatz gehen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Dazu miissen uns aber die entsprechenden Texte vorlie-
gen. Dass zum Beispiel nach dem Artikel von Herrn
Senator McCain in den letzten Tagen und auch nach tiir-
kischen AuBerungen vor einiger Zeit einiges erklirt wer-
den muss, ist klar.

Ich bin ganz sicher, dass wir, wenn wir zu dieser
Selbstverstindlichkeit des gemeinsamen Priifens zuriick-
kehren, eine verniinftige Entscheidung treffen konnen.
Es ist eigentlich eine traurige Angelegenheit, dass wir
die Bundesregierung erst wieder mit unseren Mdoglich-
keiten zu dieser Selbstverstindlichkeit zuriickgefiihrt ha-
ben.

Vielen Dank fiir Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Hermann Otto Solms:
Jetzt hat das Wort die Kollegin Erika Steinbach von
der CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Erika Steinbach (CDU/CSU):

Herr Président! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zu-
néchst ein herzliches Dankeschon an Sie, Herr Auflen-
minister, fiir Thren wirklich sehr engagierten Einsatz fiir
den Frieden im Nahen Osten. Ich wiinsche Thnen und
uns im Interesse der Menschen dort viel Erfolg dabei.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Menschenrechtspolitik ist eine Grundkonstante dieser
Bundesregierung, dieser christlich-liberalen Koalition.
Die Einhaltung von Menschenrechten ist auch ethisches
Fundament fiir die demokratische, fiir die kulturelle und
sogar fiir die wirtschaftliche Entwicklung eines jeden
Landes. Dafiir engagieren wir uns, und zwar sehr. Fiir
diese Querschnittsaufgabe setzt sich die deutsche Au-
Benpolitik ein.
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Ein erheblicher Teil der Aufgaben liegt natiirlich im
Bereich der AuBlenpolitik. Die Herausforderungen, de-
nen sich Deutschland in diesem Bereich gegeniibersieht,
sind in den letzten Jahren deutlich erkennbar gewachsen.
Es sind schwierige Herausforderungen; denn zunehmend
prallen in vielen Regionen der Welt religidse, ethnische
oder ideologische Vorstellungen aggressiver aufeinander
als in vielen Jahren zuvor.

Mit groBer Sorge schauen wir auf die Situation in Sy-
rien und auf das unendliche Leid, das durch den viel zu
lange wihrenden Biirgerkrieg iiber viele Menschen ge-
kommen ist und immer noch kommt. Die Bundesregie-
rung unterstiitzt die Opfer dieses Krieges, soweit es
iiberhaupt mdglich ist — im Landesinneren Syriens ist es
ganz schwierig —, durch bilaterale und auch durch Hilfen
im Rahmen der Europdischen Union. Wir beflirworten
ausdriicklich, was die Bundesregierung dort leistet.
Durch den bevorstehenden Winter — das kann sich jeder
vorstellen — verkompliziert sich die Lage fiir die Fliicht-
linge. Insbesondere entstehen in den Nachbarldndern Sy-
riens, in Libanon, Jordanien und der Tiirkei, aufgrund
der vielen syrischen Fliichtlinge schwierige Situationen.

Die Umbriiche im Nahen Osten und in Nordafrika im
vergangenen und in diesem Jahr sind sicherheitspolitisch
von hoher Brisanz. Das betrachten wir allesamt mit-
einander — ich meine damit alle Fraktionen in diesem
Hause — nicht ohne Sorge. Deutschland unterstiitzt alle
MaBnahmen, die die Hilfsorganisationen in den betref-
fenden Landern leisten konnen, soweit sie {iberhaupt in
die jeweiligen Lénder hineinkommen. Das schligt sich
auch im Haushalt des Auswértigen Amtes nieder.

Unsere Aufmerksamkeit gilt akut unter anderem na-
tiirlich dem afrikanischen Norden. Die Sahelzone — das
wurde bereits angesprochen — wird von marodierenden
Banden und von al-Qaida destabilisiert. Das hat dramati-
sche Folgen fiir die Menschen in dieser Region. Von
deutscher Seite wurden 39 Millionen Euro fiir die Nah-
rungsmittelhilfe bereitgestellt.

Die demokratische Entwicklung in den Léndern der
sogenannten Arabellion ist — das konnen wir jetzt erken-
nen — leider kein Garant fiir die Durchsetzung und fiir
die Einhaltung von Menschenrechten. Da mache sich
niemand etwas vor! Demokratisierung kann dort auch zu
Islamisierung fiihren. Die Zukunft der Minderheiten dort
ist durchaus nicht so gesichert, wie wir es uns alle wiin-
schen und wiinschen miissen. Insbesondere die Christen
und die Bahai in dieser Region leben in Sorge um ihre
Zukunft.

Darum danke ich unserem Fraktionsvorsitzenden
Volker Kauder, der erst in der vergangenen Woche Ge-
sprache mit dem Vorsitzenden der dgyptischen Partei fiir
Freiheit und Gerechtigkeit — das ist die Partei der Mus-
limbriider — gefiihrt hat. Sein Anliegen war insbeson-
dere, fiir den Schutz der religiosen Minderheiten zu
sensibilisieren. Es gab die Zusage, dass der Schutz von
Minderheiten in der neuen dgyptischen Verfassung ver-
ankert werden solle. Das begriilen wir seitens der christ-
lich-liberalen Koalition ganz ausdriicklich. Ich glaube
aber, dass wir den Prozess sehr aufmerksam beobachten
miissen. Mehr kdnnen wir ohnehin nicht tun. Wir kon-

nen aber auch immer wieder in Gesprachen und im Dia-
log mahnen und versuchen, zu sensibilisieren.

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, auch in
Europa gibt es fiir die Menschenrechte gehorig viel zu
tun. Die Entwicklung der Menschenrechte und der De-
mokratie in Russland, der Ukraine oder in Weisrussland
muss uns beschéiftigen. Es ist wirklich gut, dass Bundes-
kanzlerin Angela Merkel in Moskau sehr deutlich auf
Defizite in Russland hingewiesen hat — in der gebotenen
Tonart, aber sie hat es sehr deutlich getan.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Das war nicht immer so.

Die europiischen Mitgliedstaaten, darunter selbstver-
staindlich Deutschland, schauen besorgt auch auf die
Ukraine. Die Strafverfolgung gegen die ehemalige Mi-
nisterprasidentin Julija Timoschenko, gegen Vertreter
ihrer damaligen Regierung und deren Umfeld ist erkenn-
bar politisch motiviert. Die Haftbedingungen sind unver-
einbar mit menschenwiirdigen Grundsétzen und europii-
schen Werten.

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Gotzer [CDU/
CSuU))

Der Europédische Gerichtshof flir Menschenrechte
fallte 2011 822 Entscheidungen zur Ukraine. 814 davon
betrafen Menschenrechtsverletzungen, insbesondere das
Recht auf ein faires Verfahren. Das Verfassungsgericht
der Ukraine ist, wie alle registrieren konnen, letztlich nur
noch ein willfahriges Organ der Exekutive.

Die Menschenrechtsorganisation ,,Reporter ohne
Grenzen® sieht die Ukraine auf Platz 116, was die Pres-
sefreiheit anbelangt. Damit befindet sich dieses européi-
sche Land in der Rangfolge der defizitdren Staaten in
Gesellschaft von Venezuela und Simbabwe, die auf
Platz 117 stehen. Das spricht fiir sich, und das spricht
Bénde.

Menschenrechte sind also auch bei uns in Europa bei
weitem noch nicht in allen Léndern selbstverstdandlich.
Auch auf unserem Kontinent gibt es Defizite und damit
Herausforderungen, die wir immer wieder anpacken
miissen. Dem stellt sich die Bundesregierung, und dem
stellt sich die christlich-liberale Koalition. Ich glaube,
wir alle miteinander haben da noch viel zu tun.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — Jorm
Wunderlich [DIE LINKE]: Besonders beim
Christlich-Liberalen habt ihr viel zu tun!)

Vizeprasident Dr. Hermann Otto Solms:
Fiir die Fraktion Die Linke spricht jetzt der Kollege
Wolfgang Gehrcke.

(Beifall bei der LINKEN)

Wolfgang Gehrcke (DIE LINKE):

Herr Prasident! Werte Kolleginnen und Kollegen! Ich
mochte mit einem Punkt anfangen, bei dem ich {iber-
zeugt bin, dass wir uns dariiber hier im Hause einig sind:
Die AuBenpolitik meiner Fraktion weist in eine vollig
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andere Richtung als die Auflenpolitik anderer Fraktionen
und der Bundesregierung.

(Ruprecht Polenz [CDU/CSU]: Geisterfahrer!)

Diese Feststellung ist mir wichtig, und ich will sie Thnen
im Einzelnen begriinden.

Beginnen mochte ich mit der Debatte zum Nahen Os-
ten. Ich bin sehr traurig und es bewegt mich sehr, dass es
heute in Tel Aviv einen erneuten Anschlag gegeben hat
und dass wieder Menschen zu Schaden gekommen sind.
Ich bin sehr besorgt dariiber, dass die Waffenruhe mogli-
cherweise nicht zustande kommt. Wenn die Waffenruhe
nicht zustande kommt, wird es keinen Waffenstillstand
geben. Dann wird es weiterhin keine Chance auf irgend-
eine Verhandlungsldsung geben.

Man muss sich dartiber klar werden, was dort eigent-
lich ablauft. Ich habe oftmals den Eindruck, als gebe es
eine Seelenverwandtschaft zwischen extremen Palisti-
nensern und extremen Israelis. Immer wenn die Chance
auf einen Frieden gegeben ist, erfolgt ein solcher An-
schlag, erfolgt eine solche Zuspitzung. Aus diesem Teu-
felskreislauf muss man herauskommen, man muss eine
andere politische Richtung einschlagen.

(Beifall bei der LINKEN)

Mir ist es sehr wichtig, dass wir versuchen, in dieser
verzweifelten Situation das Richtige zu tun. Herr Auf3en-
minister, nehmen Sie es mir ab: Wenn Sie wirklich dazu
beigetragen haben, dass es zu einer Waffenruhe kommt,
will ich Sie gar nicht kritisieren. Ich habe allerdings ge-
lesen, was die Presse schreibt und was Kollegen aus Pa-
lastina schreiben, wie beispielsweise Frangi, der ja lange
in Deutschland Politik gemacht hat und der Ihnen Ein-
seitigkeit vorhélt. Was Sie hier vorgetragen haben, war
einseitig. Das war kein Appell an beide Richtungen.

(Beifall bei der LINKEN)

Meine Fraktion ist fest davon iiberzeugt, dass man sa-
gen muss: Schluss mit den Raketenangriffen auf Israel
und Schluss mit den Bombenangriffen auf Paldstina!
Beides muss sofort eingestellt werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Wer von einer Seite Vorleistungen fordert, wird keinen
Waffenstillstand erreichen.

Was Sie hier zum moglichen Antrag der Paldstinenser
in der UNO gesagt haben, war doch nur ein Ausweichen.
Aus Threm Hause hort man etwas ganz anderes. Da hort
man, dass die Entscheidung bereits getroffen ist. Das sa-
gen nicht Sekretdrinnen, sondern das sagt Ihre Fiih-
rungsetage.

Ich sage hier: Deutschland wird in der Vollversamm-
lung der Vereinten Nationen — ich kritisiere das — leider
nicht fiir den Antrag Paldstinas stimmen. Das halte ich
fiir einseitig und politikunféhig; das gefdhrdet den Frie-
den im Nahen Osten.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg.
Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD])

Arafat ist einst mit einer Pistolentasche am Giirtel
—ich weil} nicht, ob darin eine Pistole war — und einem
Olzweig in der Hand vor die Generalversammlung getre-
ten. Abbas ist mit dem Antrag auf Aufnahme in die Ver-
einten Nationen vor die Generalversammlung getreten.
Was, bitte sehr, ist einseitig daran, wenn sich jemand an
die UNO wendet und sich dem Diktat der UNO unter-
werfen will? Das ist keine Einseitigkeit; das ist Vernunft.
Es ist ein Angebot fiir eine friedliche Zusammenarbeit.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg.
Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD])

Ich denke, man kann zu Ihrer AuBlenpolitik eine ganze
Reihe von Punkten auflisten. Ich habe mir auch iiberlegt,
was ich zu Threr Entlastung anfiihren kann; denn ich ver-
suche immer, gerecht zu sein. Da kriegen Sie schon
groBere Angst; das weil} ich. Sie kdnnten zu Threr Ent-
lastung anfiihren, dass Sie nur das weitergefiihrt haben,
was Rot-Griin und Schwarz-Rot angefangen haben.

(Dr. Guido Westerwelle, Bundesminister: Bitte
nicht!)

Im Wesentlichen stimmt das: Sie haben eine falsche
Politik fortgesetzt.

(Beifall bei der LINKEN)
Das entlastet Sie aber nicht; die Politik bleibt falsch.

Einmal habe ich Sie gelobt — da haben Sie einen
Schreck gekriegt —, und zwar dafiir, dass sich Deutsch-
land im Weltsicherheitsrat in der Libyen-Frage der
Stimme enthalten hat. Mein Eindruck ist, dass Sie heute
davon ablenken wollen. Das war jedoch eine verniinftige
Entscheidung.

Ich muss Thnen vorhalten, dass Sie hier am Pult fak-
tisch gesagt haben: Wenn der Antrag der Tiirkei kommt
—und er kommt —, werden wir diesem Antrag zustim-
men. — Sie haben ein bisschen darum herumgeredet; aber
die Auskunft war eindeutig: Sie werden Ja sagen. Ich
halte das fiir eine falsche Entscheidung. Die Begriindung
der Tiirkei ist nicht nachvollziehbar. Keiner bedroht die
Tiirkei mit Krieg; es gibt keine Kriegsbedrohung von au-
Ben. Die Tiirkei ist allen Méachten militarisch tiberlegen.
Sie miissen der Tiirkei keine Raketen und keine Bundes-
wehrsoldaten zur Verfiigung stellen.

(Beifall bei der LINKEN)

Mit solch einer Entscheidung fithren Sie Deutschland
— dhnlich wie in der Mali-Frage — in die falsche Rich-
tung. Sie sind aus Afghanistan noch nicht heraus und
setzen schon die falsche Afghanistan-Politik fort. Sie
fiihren Deutschland erneut in eine militdrische Aus-
einandersetzung, und zwar an der Grenze zwischen der
Tiirkei und Syrien. Deutschland lduft damit Gefahr, in
den Biirgerkrieg hineingezogen zu werden. Das ist doch
eine Politik, der man nicht zustimmen kann.

(Beifall bei der LINKEN)

Die ganze AuBenpolitik leidet unter dem groBen Pro-
blem, dass Sie die Bundeswehr zum Mittel der Auf3en-
politik gemacht haben, dass Sie die AuBBenpolitik milita-
risiert haben. Einer solchen Auflenpolitik kann eine linke
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Partei nicht zustimmen. Kolleginnen und Kollegen der
SPD, es gab einmal eine Zeit, in der August Bebel fiir
Ihre Partei gesagt hat: ,,Diesem System keinen Mann
und keinen Groschen.” Ich finde, das kann man auch
heute sagen. Bei einer solchen AuBenpolitik darf man
dem Etat des Auswértigen Amtes nicht zustimmen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Hermann Otto Solms:

Das Wort hat jetzt der Kollege Manuel Sarrazin von
den Griinen.

Manuel Sarrazin (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Herr Président! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Herr Gehrcke, wir werden dem Etat nicht zustimmen.

(Karl-Georg Wellmann [CDU/CSU]: Na, na!)

Ich mdchte aber doch sagen: Eigentlich ist es so, dass die
Binnendifferenzierung zwischen Antithesen immer eine
Stirke der Linken war. Unterscheiden Sie doch einmal
zwischen der Zweiten und der Dritten Internationale!
Auch wir sind nicht mit Herrn Westerwelle einer Mei-
nung, haben aber trotzdem eine gewisse Binnendifferen-
zierung vorgenommen. Werfen Sie uns bitte nicht mit
Herrn Westerwelle in einen Topf. So schlimm sind wir
wirklich nicht; das sollten Sie uns durchgehen lassen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Zu der Frage, iiber die wir aktuell sprechen. Es ist
doch ganz klar, dass wir in diesem Hause uneinge-
schrankt um die unschuldigen zivilen Opfer im Nahen
Osten trauern und ihren Angehdrigen unser Mitgefiihl
ausdriicken, ganz egal, auf welcher Seite die Opfer zu
beklagen sind. Es ist richtig, was hier alle gesagt haben:
Es muss alles fiir eine Waffenruhe getan werden. Es
kann keinen Zweifel daran geben, dass Israel das Recht
hat, seine Biirger zu schiitzen. Gleichzeitig fithren wir
die Debatte — sie wird auch in Israel gefiihrt — ob das
militdrische Vorgehen, das sich im Moment andeutet,
diesem Ziel wirklich am besten dient.

Wenn wir iiber die aktuelle Lage reden, dann miissen
wir bei der Analyse ansetzen, die hier schon angeklun-
gen ist: Die Rolle Deutschlands in Europa und der Welt
hat sich verandert. Es wird mehr auf uns geschaut; es ist
wichtiger geworden, wie sich Deutschland verhlt.

(Dr. Andreas Schockenhoff [CDU/CSU]: Das
liegt an guter Politik!)

Wenn ich die aktuelle Debatte von heute frith aus der
Perspektive eines AuBlenpolitikers betrachte, dann muss
ich sagen: Wenn aus den Reihen der Koalition immer
wieder solche Debatten wie jene zu Griechenland und
zum Euro losgetreten werden, kann die Bundesregierung
diesem neuen Bild von Deutschland in der Welt nicht ge-
recht werden.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie des Abg. Glinter Gloser [SPD])

Dazu gehdrt nicht, dass sich eine Oppositionsfraktion
immer sehr genau tiberlegt, wie sie sich verhilt. Ich kann
sagen: Bei vielen Abstimmungen machen wir es uns
wirklich schwer. Wer weil3, wie ich in Bezug auf Afgha-
nistan abstimmen werde? Dass wir uns die Entscheidung
schwer machen, sieht man ja, wenn man das mit anderen
Kollegen vergleicht, die hier schon gesprochen haben.
Wir haben das Recht, genau zu priifen, was uns vorge-
legt wird. Wir sehen ein Risiko in Bezug auf den Einsatz
von Patriots. Wir werden uns unsere Entscheidung genau
liberlegen, weil wir wollen, dass Risiken ausgeschlossen
werden. Das ist der Stand der Dinge.

Herr MiBfelder, Sie haben die Tiirkei angesprochen.
Es ist schon lustig: Fiir Sie bedeutet privilegierte
Partnerschaft Patriot-Partnerschaft. Ich mochte darauf
hinweisen, dass die Bundesregierung in den Beitritts-
verhandlungen mit der Tiirkei im Rahmen der Erweite-
rung der Europidischen Union dadurch, wie sich die
Koalition in dieser Sache aufstellt — ich meine nicht das
Wording im Koalitionsvertrag —, eine riesige Chance in
dieser Region verpasst hat, und das nur aus rein partei-
politischen Erwédgungen und Interessen. Das wird der
Rolle Deutschlands in der Europédischen Union und in
der Welt nicht gerecht.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Herr MiBfelder hat Herrn Sikorski zitiert, der ganz
deutlich gesagt hat: Er wiinscht sich als Mitglied einer
Partei der Mitte, der Platforma Obywatelska, fiir Polen
als wichtiges, relativ neues Mitgliedsland in der Euro-
paischen Union mehr Engagement der Bundesregierung
und angesichts der aktuellen Krise in der Européischen
Union mehr klare Worte Deutschlands. Er wiinscht sich,
dass Deutschland mehr tut, um die 27 europdischen
Staaten zusammenzuhalten. Stattdessen habe man eher
das Gefiihl, der Euro-Klub sei exklusiv und die Staaten,
die 2004 im Zuge der Erweiterung der Europédischen
Union beigetreten sind, spielten keine Rolle mehr.
Deutschland muss seine Rolle wahrnehmen; man schaut
auf uns. Die Bundesregierung muss hier mehr tun.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Herr Erler hat dargestellt, dass das Auswirtige Amt
fir immer weniger Bereiche zustindig ist. Lassen Sie
mich dazu ein Beispiel nennen. Bei den eigentlich feder-
fiihrenden Verhandlungen des AuBenministeriums zum
EU-Haushalt ist es inzwischen Frau Aigner, die die deut-
sche Rolle definiert. Es gibt innerhalb der Bundesregie-
rung immer noch keine abgestimmte Position in Bezug
auf den siebenjdhrigen Finanzrahmen. Dabei beginnt
morgen der EU-Gipfel.

Wir miissen uns doch die Frage stellen: Was sind die
Herausforderungen, denen sich Europa in der Krise ge-
geniibersieht? Welche Leitideen, gerade in finanzieller
Hinsicht, brauchen wir jetzt in Europa? Die Position der
Bundesregierung wird jedoch schlichtweg dazu fiihren,
dass der Bedeutungsverlust Europas in der Welt in finan-
zieller Hinsicht untermauert wird.

Liebe Kollegen von der liberalen Fraktion, hier geht
es nicht einfach nur um einen Streit zwischen der Agrar-
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politik und einem anderen Politikfeld. Es geht darum,
dass die Axt an die Bereiche Forschung, Innovation,
Wachstum und Beschiftigung in Siideuropa gelegt wird.
Gleichzeitig werden agroindustrielle Strukturen verfes-
tigt, was dazu fiihrt, dass die kiinftige Agrarwirtschaft in
Deutschland und in der Europdischen Union nicht trag-
fahig sein wird.

Ich weil3, dass die FDP eine lange europapolitische
Tradition hat. Deshalb bin ich maBlos enttduscht, dass
unter der Federfiihrung eines liberalen Aufenministers
ein solcher MFR verhandelt wird und Sie auch noch die
Verhandlungsbox von Van Rompuy loben.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Mein Schlussbild ist: Die Europa- und AuBlenpolitik
dieser Bundesregierung ist vergleichsweise gestaltfrei.
Das wird der Rolle Deutschlands in Europa und in der
Welt nicht gerecht. Das ist einer von vielen guten Griin-
den, diesen Einzelplan abzulehnen.

Danke.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizeprasident Dr. Hermann Otto Solms:

Das Wort hat jetzt der Kollege Michael Stiibgen von
der CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Michael Stiibgen (CDU/CSU):

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich méchte in
dieser Debatte auf ein Thema zu sprechen kommen, das
zwar den Bundeshaushalt 2013 nicht direkt betreffen
wird, dafiir aber die Haushalte 2014 bis 2020. Der deut-
sche Nettobetrag wird dabei im hoheren zweistelligen
Milliardenbereich liegen. Das betrifft den mittelfristigen
Finanzrahmen, zu dem auf dem Sondergipfel des Euro-
pdischen Rates, der morgen Abend beginnt, hoffentlich
eine Einigung erzielt werden kann. Es handelt sich in
diesem Bereich um einen — man kann das so sagen —
Billionenhaushalt; denn um ungefahr diese Summe geht
es beim europdischen Finanzrahmen von 2014 bis 2020.
Die Vorstellungen dazu liegen teilweise etwas dariiber,
teilweise etwas darunter.

Wir als Koalition sowie die Bundesregierung haben
von Anfang an deutlich gemacht, dass es fiir uns wichtig
ist, dass sich die in ganz Europa notwendigen Sparbemii-
hungen auch ein wenig im kiinftigen europdischen Haus-
halt niederschlagen. Das bedeutet eine Orientierung an
1 Prozent des Bruttoinlandsproduktes. Bedauerlicher-
weise hat die Europdische Kommission darauf bislang
nicht gehort. Sie hat schon vor einem Jahr einen
Vorschlag vorgelegt, der deutlich iiber der Grenze von
1 Billion Euro und auch deutlich iiber der 1-Prozent-
Grenze liegt, obwohl — deswegen haben wir das schon
damals deutlich kritisiert — alle européischen Lénder
mittlerweile stark konsolidieren bzw. sparen miissen.
Die Kommission meint, mit ihrer Politik tiber den Wol-

ken schweben zu kénnen, nach dem Motto: Das alles
geht uns nichts an.

Das Européische Parlament war so clever, diesen An-
satz noch zu toppen. Es hat in seiner EntschlieBung
schlichtweg alle Sonderwiinsche aller Ausschiisse zu-
sammengerechnet. Damit kommt es mit seinem Ansatz
noch einmal auf eine héhere Summe.

Leider konnte selbst die dénische Ratsprasidentschaft
trotz starker Bemiithungen mit ihren Vorlagen noch nicht
einmal zu einer Zielorientierung fiir den mittelfristigen
Finanzrahmen kommen. Die Zeit lauft uns aber davon.
Die Bedingungen fiir einen verniinftigen Abschluss die-
ses gemeinsamen Rahmens werden aber im néchsten
Jahr — ob am Anfang oder am Ende des Jahres — nicht
besser.

Die zypriotische Ratspréisidentschaft hat einen Vor-
schlag vorgelegt. Ich glaube, Herr Kollege Sarrazin hat
mit seiner grofen Kritik an der Bundesregierung vor
allem diesen im Blick gehabt.

(Manuel Sarrazin [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Den von Van Rompuy! Ich habe ,,Van
Rompuy* gesagt!)

Es wurde versucht, ein Sparprogramm vorzulegen. Das
war aber sehr einseitig taktisch motiviert, nach dem
Motto: Wie umgehe ich bei den Einsparungen starke In-
teressengruppen? Fiir Frankreich beispielsweise ist der
europdische Agrarhaushalt eine Art Teil der Staatsri-
son — vor allem, da die Sozialisten regieren. Auf der an-
deren Seite haben Polen und ,,die Freunde der Kohi-
sion“, wie sie sich selber nennen, zu Recht gefordert,
dass ihr Anteil an den Kohdsionsmitteln und Struktur-
fondsmitteln steigen muss. Das wird im Ubrigen seit
Jahren von uns unterstiitzt. Mit ihren Vorstellungen aber,
wie hoch die Steigerungen sein miissen, gehen sie iiber
das MaB des Finanzierbaren in der Européischen Union
hinaus.

Das Ergebnis des zypriotischen Vorschlages war, dass
es starke Kiirzungen in den so wichtigen Zukunftsberei-
chen dieses Haushaltes wie Forschung und Entwicklung,
Connecting Europe etc. gab. Diese Ausrichtung ist nach
Ansicht der Bundesregierung und meiner Fraktion nicht
akzeptabel. Wir waren immer der Meinung, dass die gro-
Ben traditionellen Ausgabenbldcke, die Agrarfonds und
die Strukturfonds, einen Beitrag leisten miissen, um den
kiinftigen europdischen Haushalt zukunftsfahiger zu
machen.

Wir haben seit einigen Tagen einen Vorschlag des eu-
ropdischen Ratspriasidenten Van Rompuy vorliegen.
Dieser Vorschlag ist nach Einschitzung meiner Fraktion
eine arbeitsfahige Verhandlungsgrundlage. Moglicher-
weise wird mit diesem Vorschlag das Fenster einen
Spaltbreit hin zu einer moglichen Einigung in den néchs-
ten Tagen gedffnet.

Ich will auf einzelne wesentliche Punkte dieses Vor-
schlages eingehen. Im Rompuy-Vorschlag sind im Aus-
gabenblock ,,Gemeinsame Agrarpolitik Einsparungen
in Hohe von ungefahr 26 Milliarden Euro vorgesehen.
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Michael Stiibgen

(Manuel Sarrazin [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NENT]: In Prozent?)

Das ist relativ viel. Ich bin aber der Auffassung, dass
Kiirzungen in diesem Bereich fiir die europiische Land-
wirtschaft und letztlich auch fiir die deutsche Landwirt-
schaft durchaus ertraglich sind. Wenn wir in diesem
Zusammenhang in der Lage sind, die Modulationspflicht
etwas offener zu gestalten, ist das ein durchaus verhan-
delbarer Grundsatz. Des Weiteren ist es, wie gesagt,
auch ein Kiirzungsbeitrag in einem traditionellen Ausga-
benblock, den die Griinen am liebsten ganz streichen
wiirden.

Ich komme zum zweiten Bereich, zu den Strukturmit-
teln. Hier schldgt Van Rompuy eine Kiirzung von
29 Milliarden Euro vor. Das ist etwas mehr als beim
Agrarsektor. Hierzu muss man allerdings feststellen,
dass dieser Bereich fiir Deutschland in Bezug auf zwei
Punkte in besonderer Weise ziemlich sensibel ist.

Zum einen haben wir in den ostdeutschen Bundeslan-
dern eine ganze Reihe von Ziel-1-Gebieten. Wir haben
die berechtigte Forderung, dass die Ziel-1-Gebiete, die
aus dieser Strukturforderung herauswachsen — das gilt
librigens nicht nur fiir die Ziel-1-Gebiete in Deutschland,
sondern fiir alle Ziel-1-Gebiete —, sozusagen mit einem
Sicherheitsnetz davor bewahrt werden, dass die Forde-
rung auf null abstiirzt. Diese Forderung ist von Van
Rompuy im Wesentlichen aufgenommen worden. Ich
halte es fiir moglich, dass man sich auf ein Sicherheits-
netz — 60 Prozent von den Mitteln, die in der vergange-
nen Finanzperiode im Durchschnitt gezahlt worden sind —
eiigt.

Wir haben aber noch ein weiteres Problem. Es betrifft
die Phasing-out-Hilfen. Ich will das kurz erkldren: Wir
haben drei Regionen in Deutschland, Liineburg, Leipzig
und Brandenburg-Siid, fiir die die Phasing-out-Regelung
schon jetzt gilt. Ab 2014 erhalten diese Regionen im
Prinzip null Férderung. Problematisch ist, dass diese Re-
gionen nicht aufgrund der Tatsache, dass sie sich toll
entwickelt haben, in der letzten Finanzperiode in die
Phasing-out-Regelung einbezogen wurden, sondern als
Folge des statistischen Effekts, der sich aus dem Beitritt
der zwdlf neuen Mitgliedsldnder der Europidischen
Union ergab. Deshalb halte ich es fiir richtig, dass wir
versuchen — das miissen wir fordern —, fiir diese Lander
ein Sicherheitsnetz zu spannen, das ungefahr 60 Prozent
der vorherigen Forderung entspricht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Lassen Sie mich ganz zum Schluss noch kurz Folgen-
des sagen: Wichtig ist, dass wir den Nettosaldo Deutsch-
lands im Auge behalten; denn das miissen wir den
Biirgern gegeniiber verantworten. Der alte Kommis-
sionsvorschlag sah vor, dass unsere Bruttoiiberweisun-
gen an die Europdische Union jéhrlich um 8 Milliar-
den Euro steigen. Das ist deutlich zu viel. Ich akzeptiere,
dass es aufgrund der Entwicklung in der Europédischen
Union zu einem Aufwuchs des Nettosaldos kommt. Die-
ser Aufwuchs muss aber finanzierbar sein. Ich glaube,
dass der Van-Rompuy-Vorschlag diesbeziiglich eine gute
Grundlage bietet. Ich wiinsche mir, dass es noch in die-

ser Woche zu einer Einigung kommt. Ich mochte den
Verhandlungsfithrern vom Auswirtigen Amt, insbeson-
dere Staatsminister Michael Link, fiir die bisherige Ver-
handlungsfithrung danken. Diese Verhandlungen haben
die Tiir zu einem verniinftigen, fiir alle tragbaren und
trotzdem zukunftsorientierten europdischen Haushalt
2014 bis 2020 geoftnet.

Danke schon.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizeprasident Dr. Hermann Otto Solms:
Fir die SPD spricht jetzt die Kollegin Edelgard
Bulmahn.

(Beifall bei der SPD)

Edelgard Bulmahn (SPD):

Sehr geehrter Herr Prisident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Ich mochte auf ein Kernanliegen deutscher
AuBenpolitik zuriickkommen — zumindest sollte dies im-
mer ein Kernanliegen deutscher AuBenpolitik sein —:
Friedensforderung und Konfliktvermeidung.

Gerade in diesen Tagen erleben wir im Nahen Osten,
wie wichtig Frieden fiir Menschen ist, wie sehr Men-
schen unter militdrischen Angriffen, unter gewalttitigen
Auseinandersetzungen leiden. Ich glaube, wir konnen
uns nur anndhernd vorstellen, was es heif3it, jeden Tag,
jede Nacht Angst um das Leben der Familie zu haben,
Angst um das Leben der Freunde, der Bekannten und der
Nachbarn zu haben, Angst um das eigene Leben zu ha-
ben. Deshalb wiinschen wir uns — ich glaube, das gilt fiir
alle in diesem Saal —, dass die deutsche Bundesregierung
wirklich alles Mogliche dafiir tut und ihren gesamten
Einfluss nutzt, um eine Waffenruhe und moglichst auch
einen Waffenstillstand zu erreichen. Meine Vorredner
haben es bereits gesagt: Dafiir wiinschen wir IThnen, Herr
Auflenminister, viel Erfolg. Wir wiinschen uns, dass wir
dieses Ziel gemeinsam mit unseren Partnern moglichst
schnell erreichen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU, der LINKEN und des BUND-
NISSES 90/DIE GRUNEN und des Abg.
Dr. h. c. Jirgen Koppelin [FDP])

In Landern wie Mali, Somalia und an anderen Orten
destabilisieren nichtstaatliche Akteure, Terroristen, Re-
bellen, Extremisten, Clans oder ethnische Gruppen,
ganze Regionen. Sie tragen ihre Konflikte mit Gewalt
aus. Sie terrorisieren die Zivilbevdlkerung. Uberall zeigt
sich, dass diese Konflikte mit militdrischen Mitteln al-
lein nicht zu 16sen sind. Militarische Mittel sind und diir-
fen immer nur Ultima Ratio sein, um Menschenleben zu
schiitzen, wenn alle anderen politischen Mittel versagt
haben.

Die Wissenschaft verzeichnet fiir 2011 weltweit fast
400 Konflikte. Davon werden 38 mit massiver Gewalt-
anwendung ausgetragen. Viele dieser Konflikte werden
— das ist das Erschreckende — bereits seit Jahrzehnten
ausgetragen. Das stindige Wiederaufflammen dieser
Konflikte zeigt, dass die zugrundeliegenden Konflikt-
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ursachen niemals gel6st worden sind, dass es kein wirk-
sames Konfliktmanagement gegeben hat und dass kein
wirksamer Friedensforderungsprozess stattgefunden hat.
Diese Konflikte zeigen ebenfalls nachdriicklich, dass
eine militdrische Intervention noch keinen Frieden
schafft, sondern dass es notwendig ist, dass wir alle
Maglichkeiten der Konfliktvermeidung und des Kon-
fliktmanagements nutzen, um Konflikte mit zivilen Mit-
teln zu transformieren. Zuallererst in der AuBenpolitik,
aber auch auf anderen Politikfeldern, in der Wirtschafts-
politik, der Entwicklungspolitik oder der Umweltpolitik.

Die Bundesregierung legt mit ihrem Haushalt fiir
2013 leider offen, dass sie iiber einen solchen Ansatz
nicht verfiigt; denn man kann feststellen, dass wichtige
Entwicklungen einfach nicht zur Kenntnis genommen
werden. Man muss leider auch zur Kenntnis nehmen,
dass gerade dieser Bereich der deutschen AuBenpolitik
unter Schwarz-Gelb immer mehr dem Rotstift zum Op-
fer fallt. Fiir den Bereich der zivilen Krisenprédvention
und der Friedenserhaltung sollen im Jahr 2013 nur noch
95 Millionen Euro — ich wiederhole: 95 Millionen Euro —
zur Verfiigung gestellt werden. In diesem Jahr waren es
noch 120 Millionen Euro. Ich persénlich fand das schon
—ich glaube, das sage ich im Namen vieler hier — viel zu
wenig.

(Beifall bei der SPD)

Aber diesen kleinen Betrag noch einmal so massiv zu
kiirzen, ist — das sage ich Thnen ganz klar — nicht verant-
wortbar.

Wenn Konflikte nicht so eskalieren sollen, dass sie in
militdrische und gewalttétige Auseinandersetzungen um-
schlagen, und wenn Konflikte nicht immer wieder auf-
flammen sollen, dann muss es ein echtes Commitment
dieser Regierung fiir zivile Krisenpravention und Frie-
densforderung geben. Das kann ich aber nicht feststel-
len, wenn ich mir den Haushalt anschaue.

(Beifall bei der SPD)

Da nutzen keine verbalen Erklarungen. Es reicht nicht,
sich hinzustellen und zu sagen, dass man das mochte. Es
ist notwendig, dass man dies auch in den finanziellen
Entscheidungen untermauert und damit das klare Signal
gibt, dass man es ernst meint.

Letztendlich zeichnet sich ab, dass dieser Bereich in
der AuBlen- und der Entwicklungspolitik zum Verschie-
bebahnhof verkommt. Ich will ein Beispiel nennen.
15 Millionen Euro werden aus dem Bereich der zivilen
Krisenprévention im Rahmen der Kooperationsvereinba-
rung vom AA ins BMZ transferiert; verbunden ist das
mit der Wahrnehmung der sogenannten Katastrophen-
pravention. Aber auf meine Anfrage an das BMZ erhalte
ich die Antwort, dass es dort noch keine Uberlegungen
gebe, was Katastrophenpravention iiberhaupt sei und
was sie leisten konne. Genau das ist der falsche Weg.

Der mithsame Weg eines erfolgversprechenden Kon-
fliktmanagements hin zu echtem Frieden braucht Zeit
und verldssliche Unterstiitzung. Eine wirksame zivile
Krisenpraventionspolitik erfordert langen Atem. Kurzat-
mig die Mittel herauf- und herunterzufahren oder Bewil-

ligungen nur fiir ein Jahr auszusprechen, wie es im
Bereich des Auswirtigen Amtes iiblich ist, ist nicht der
richtige Weg. Damit werden wichtige Chancen zu
Friedenssicherung und Konfliktlosung vertan. Die Ver-
lasslichkeit gegeniiber unseren Partnern leidet. Sie ge-
fahrden damit auch die wichtige Arbeit der zivilgesell-
schaftlichen Organisationen; denn diese kdnnen ihre
Arbeit nur auf der Grundlage zuverléssiger finanzieller
Rahmenbedingungen leisten. Deshalb sage ich aus-
driicklich: Das ist leider auch ein Zeichen dafiir, dass das
Commitment seitens der Bundesregierung nicht da ist.
Ich wiirde mich sehr freuen, wenn die Bundesregierung
hier Einsicht zeigte, wenn sie hier mehr investierte und
Transparenz herstellte — das ist auf anderen Politikfel-
dern beispielsweise durch die Einrichtung von Forderda-
tenbanken seit Jahrzehnten {iblich —

Vizeprasident Dr. Hermann Otto Solms:
Frau Kollegin, denken Sie bitte an die Zeit.

Edelgard Bulmahn (SPD):

— und wenn Friedensforderung und ziviles Konflikt-
management zu einem echten Schwerpunkt in der Politik
der Bundesregierung wiirden. Ich befiirchte, dass wir da-
rauf noch ein Jahr warten miissen. Wir werden das auf
jeden Fall verdndern.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Hermann Otto Solms:
Ich erteile das Wort dem Bundesaulenminister
Dr. Guido Westerwelle.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Dr. Guido Westerwelle, Bundesminister des Aus-
wartigen:

Herr Prisident! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Kolleginnen und Kollegen! Vor dem Hintergrund,
dass wir uns am Anfang der Debatte mit dieser Frage be-
fasst haben und ich auch im Interesse des Umgangs der
Bundesregierung mit dem Parlament nicht mochte, dass
ich nachher zu horen bekomme, man habe bei der De-
batte zu diesem Haushalt schon Informationen gehabt,
die dann in der Debatte zuriickgehalten worden sind,
mochte ich Thnen sagen: Im Laufe dieser Debatte ist der
Antrag der Tiirkei fiir den Einsatz von defensiven Pa-
triot-Systemen zum Schutz der Tiirkei bei uns eingegan-
gen. Mir liegt der Antrag jetzt vor.

Ich mochte Thnen sagen, dass ich nach der ersten Lek-
tiire dieses Antrages den Eindruck habe, dass die Krite-
rien, die wir selber gesetzt haben, erfiillt sind. Insbeson-
dere heif3t es in diesem Antrag, dass der Einsatz, dass die
Stationierung ausschlieBlich defensiv sein wird.

(Zuruf des Abg. Wolfgang Gehrcke [DIE
LINKEY])

In keiner Weise wird damit an einer Flugverbotszone
mitgewirkt oder irgendeine offensive Operation unter-
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stiitzt. Das wurde ja auch vorher in den Ausschiissen dis-
kutiert. In dem Antrag steht natiirlich noch mehr, Herr
Kollege.

Im Interesse des Umgangs miteinander und aus Re-
spekt vor dem Deutschen Bundestag mochte ich Thnen
vor Ende dieser Debatte sagen: Wenn sich das Ergebnis
meiner ersten Priifung bestitigt — ich habe den Antrag
eben erst in die Hdnde bekommen; Sie haben es gesehen —,
dass die Bedingungen, die wir gestellt haben, erfiillt
sind, dann wird die Bundesregierung dem Deutschen
Bundestag eine Zustimmung hierzu empfehlen. Das ist
selbstverstandlich.

Es hat Tote in der Tiirkei gegeben. Es hat Granaten-
einschlige und Gewalttaten vom syrischen Staatsgebiet
aus zulasten der Tiirkei und tiirkischer Staatsangehdriger
gegeben. Natiirlich ist in der Tiirkei dadurch eine grof3e
Sorge iiber die eigene Sicherheit entstanden; denn Wei-
teres seitens dieses Unrechtsregimes Assad von Syrien
aus kann nicht ausgeschlossen werden. Wenn ein NATO-
Partner, um seine eigene Sicherheit zu gewahrleisten, die
Unterstiitzung unseres Biindnisses anfordert, dann miis-
sen wir schon sehr gute Griinde haben, einer solchen
Bitte nicht zu entsprechen. Diese Griinde sehe ich nicht.
Hier gilt zuerst die Biindnissolidaritét.

Vizeprasident Dr. Hermann Otto Solms:
Erlauben Sie noch eine Frage der Kollegin Zapf?

Dr. Guido Westerwelle, Bundesminister des Aus-
waértigen:
Wenn es gewlinscht ist, bitte sehr.

Vizeprasident Dr. Hermann Otto Solms:
Bitte schon.

Uta Zapf (SPD):

Herr Minister, trifft es zu, dass Sie bereits zugestimmt
haben, oder diirfen wir Ihre Ausfiihrungen, die Sie jetzt
gemacht haben, anders verstehen, als es in einer Mel-
dung von Spiegel Online steht?

Dr. Guido Westerwelle, Bundesminister des Aus-
waértigen:

Ich kann nicht zu einzelnen Artikeln Stellung neh-
men; da bitte ich um Nachsicht. Aber ich weil} nicht:
Waren Sie nicht dabei? Ich habe doch hier gesprochen.
Sie waren doch am Anfang der Debatte anwesend. Jeder
von Thnen hat gehort, was ich gesagt habe. Ich wiirde Sie
bitten, dort keine Dinge hineinzugeheimnissen. Ich habe
heute eine einzige offentliche AuBerung dazu gemacht,
und zwar hier vor dem Deutschen Bundestag. Dazu, wie
das bei Nachrichtenagenturen oder Nachrichtenmagazi-
nen verbreitet wird, kann ich hier nichts sagen. Ich
wiirde sagen: Noch gilt das, was hier gesprochen worden
ist. Noch sollten wir uns an dem orientieren, was die
Bundesregierung hier vortragt.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Wenn wir nur noch Zeitungswissen austauschen, konnen
wir uns die Debatten sparen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizeprasident Dr. Hermann Otto Solms:
Das Wort hat der Kollege Dr. Peter Gauweiler.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP — Wolfgang Gehrcke [DIE LINKET:
Da Thre Fraktion nicht klatscht, darf ich es mir
erlauben! — Beifall des Abg. Wolfgang
Gehrcke [DIE LINKE])

Dr. Peter Gauweiler (CDU/CSU):

Vielen Dank. — Herr Prisident! Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Nach dieser wichtigen Information
des Herrn Aulenministers mdchte ich zur zentralen Be-
handlung unseres Haushaltes zuriickkommen. Mir ob-
liegt es, einige Anmerkungen zur auswirtigen Kultur-
und Bildungspolitik zu machen.

Der Minister hat in seinem ersten Redebeitrag heute
die zentrale Frage wie folgt gestellt: Ist es gelungen, das
Ansehen Deutschlands zu mehren, oder nicht? Ich
komme gerade von der Mitgliederversammlung des
Goethe-Instituts, die sich in einer Bilanz — bei kritischen
Anmerkungen zur Haushaltshéhe; selbstverstandlich —
genau damit beschéftigt hat. Ich mochte Thnen vier
Punkte vortragen, die die Antwort auf die Frage nach
dem Ansehen Deutschlands und seiner Mehrung bestim-
men:

Erstens. Wir stellen iiberall ein grofles Interesse an
der deutschen kulturellen Priasenz fest — weltweit. Zwei-
tens. Deutschland definiert sich mehr und mehr nicht nur
im Streit um politische Tagesfragen, sondern auch kultu-
rell. Drittens. In diesem Diskurs entsteht keine denunzia-
torische Situation zu unseren Lasten mehr. Viertens. Es
ist durch diese Kulturarbeit ein Vertrauen gewachsen,
das auch durch politische Tagesereignisse nicht so
schnell zu erschiittern ist.

Herr Lehmann hat, ausgehend von diesem Obersatz
und auf der Basis der Zahlen dieses Jahres bis heute, bis
zum November 2012, gesagt: Das Jahr 2012 wird das er-
folgreichste Jahr in der Geschichte des Goethe-Instituts
sein. — Dies halte ich fiir eine zentrale Information, was
diesen Teil der Debatte betrifft. Ich denke, dafiir muss
man als Deutscher Bundestag allen Beteiligten ein Wort
des Dankes sagen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie
bei Abgeordneten der SPD und des Abg.
Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE])

Alle Veranstaltungen des Goethe-Instituts sind tiber-
bucht. Die deutschen Schulen im Ausland haben lange
Wartelisten. Vor wenigen Wochen ist eine Forderung er-
fiillt worden, die der Deutsche Bundestag einstimmig er-
hoben hat: Die Bundesregierung hat ein eigenes Gesetz
iiber die deutschen Auslandsschulen vorgelegt. Die Sti-
pendienpolitik und die Stipendienvergaben des Deut-
schen Akademischen Austauschdienstes — Mitglieder
aller Fraktionen haben sich vorgestern lange mit Stipen-
diaten unterhalten — werden immer attraktiver.
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In den Jahren 2012 und 2013 wird es, vom Deutschen
Bundestag begleitet, drei groBe internationale Deutsch-
land-Jahre geben: in Indien, in Russland, in Brasilien. In
Indien ist vor kurzem ein Vertrag geschlossen worden,
nach dem in den néchsten drei Jahren an 1 000 weiteren
Schulen Deutsch unterrichtet wird. Wenn dieser Vertrag
erfiillt sein wird, werden 1 Million Menschen in Indien
zusétzlich Deutsch sprechen. In Russland bzw. Moskau
ist gerade ein groBer — auf Neudeutsch — Workshop mit
1 000 Deutschlehrern durchgefithrt worden. Nur neben-
bei zu Threr Information: Russland ist weltweit das Land
mit den meisten Schiilern und Studenten, die Deutsch
lernen.

In Brasilien werden, beginnend 2013, wiederum vom
Deutschen Bundestag vorbereitet, im Rahmen des
Deutschland-Jahres iiber die ganze Nation verteilt zwei
groBBe Ausstellungen zum Erlernen der deutschen Spra-
che stattfinden, verbunden mit einem mobilen Projekt
auf dem Lande. Dies ist — fiir Aulenstehende — keine Or-
chideenvorstellung, keine Arabeske. Vielmehr ist Sao
Paulo der grofite Standort der deutschen Industrie au3er-
halb Deutschlands.

Es gibt eine explodierende Zahl von Deutschlernern.
Der Durchbruch — das konnen Sie Herrn Steinmeier sa-
gen; das wird ihn freuen — begann mit dem PASCH-Pro-
jekt; heute ist es in Asien und Osteuropa der Brenner.
Wenn wir uns diese groen Erfolge, die sich der Deut-
sche Bundestag selber ans Portepee heften kann, an-
schauen, dann sehen wir: Sie gehen zurlick auf einen Be-
schluss, den wir im letzten Jahr einstimmig gefallt
haben, und zwar zum Sonderprogramm ,,Bildungsoffen-
sive Deutsch®.

Wir haben mit 8 Millionen Euro begonnen, waren
dann bei 6 Millionen Euro und sind jetzt bei 5 Millionen
Euro. Wir haben dazu vom Haushaltsausschuss eine
Sperre auferlegt bekommen, allerdings mit der festen
Zusicherung, dass diese Sperre bei klarer Bekanntgabe
von Inhalt und Programm sofort aufgehoben werden
wird.

Vizeprasident Dr. Hermann Otto Solms:

Herr Kollege Gauweiler, erlauben Sie eine Zwischen-
frage des Kollegen Kindler? Das wiirde Thre Redezeit,
die eigentlich abgelaufen ist, verlangern.

Dr. Peter Gauweiler (CDU/CSU):
Das ist eine Riesenidee. Ja. Danke.

(Herbert Frankenhauser [CDU/CSU]: Der
Kindler arbeitet mit Gauweiler zusammen! —
Gegenruf des Abg. Otto Fricke [FDP]: Der
Kindler ist ja ein Fan vom Gauweiler!)

Sven-Christian Kindler (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN):

Vielen Dank, dass Sie meine Zwischenfrage zulassen,
Herr Gauweiler. Wir sind gleich am Ende der Debatte;
dann miissen wir iiber den Einzelplan 05 des Haushaltes
abstimmen. Sie sind Vorsitzender des Unterausschusses
»Auswirtige Kultur- und Bildungspolitik®. Kénnen Sie

uns sagen, welches Votum der Unterausschuss ,,Auswar-
tige Kultur- und Bildungspolitik zu diesem Haushalt
abgegeben hat? Sollen wir ihm zustimmen, oder sollen
wir ihn ablehnen?

Dr. Peter Gauweiler (CDU/CSU):

Konnen Sie bitte bei Gelegenheit sagen, verehrter
Herr Kollege, dass diese Zwischenfrage von Thnen nicht
mit mir abgesprochen war?

(Heiterkeit — Sven-Christian Kindler [BUND-
NIS 90/DIE GRUNENT]: Das kann ich bestéti-

gen!)

Ich kann jetzt darauf hinweisen, dass der von mir ver-
tretene Unterausschuss ,,Auswértige Kultur- und Bil-
dungspolitik” diesem Etat, weil er ihm zu klein war,
nicht zugestimmt hat. Es haben sich zwei Mitglieder der
Koalition enthalten. Ich war es nicht, ich habe zuge-
stimmt; ich hédtte es mich gar nicht getraut, anders abzu-
stimmen.

(Heiterkeit — Herbert Frankenhauser [CDU/
CSU]: Sehr verniinftig! — Manuel Sarrazin
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Das zitiere
ich nichstes Mal in Karlsruhe!)

Das heif3t aber nicht, dass das Bessere nicht der Feind
des Guten ist. Nachdem Sie mich aus der Mitte der Grii-
nen-Fraktion fragen, darf ich Thnen sagen — nicht als
Frage, sondern als Feststellung —: Ist IThnen bekannt, dass
seit dem Jahre 2006 — seit dem Ende der Zeit des aller-
groBten AuBenministers, den wir je hatten —

(Dr. Andreas  Schockenhoff [CDU/CSUJ:
Joseph Fischer! — Herbert Frankenhauser
[CDU/CSU]J: ,,Joschka‘“!)

der Etat der auswirtigen Kulturpolitik von 548 Millio-
nen Euro — das war die Zeit, wo die meisten Goethe-In-
stitute iiberhaupt geschlossen wurden — dem jetzigen
Entwurf nach auf 787 Millionen Euro angestiegen ist?
Sind wir uns nicht einig — bei allem, was wir manchmal
auskabbeln miissen —, dass das ein groBer Erfolg ist, iiber
den auch Sie sich freuen werden?

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie
des Abg. Klaus Brandner [SPD])

Vizeprasident Dr. Hermann Otto Solms:

Als letztem Redner zu diesem Tagesordnungspunkt
erteile ich jetzt das Wort dem Kollegen Herbert
Frankenhauser.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP — Otto Fricke [FDP]: Ist das jetzt eine
Miinchen-Versammlung?)

Herbert Frankenhauser (CDU/CSU):

Kollege Fricke, das ist keine Miinchen-Versammlung.
Die Rednerabfolge wurde auch nicht abgesprochen. Ob
das bei der vorherigen zutreffend ist, wei3 ich nicht. —
Gleichwohl meine besten Gliickwiinsche zu deinem Ge-
burtstag, lieber Otto.
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Herbert Frankenhauser

(Beifall)

Ich habe einmal nachgedacht. Peter Gauweiler ist ein
alter Weg- und Kampfgefahrte von mir. Es ist jetzt vier-
zig Jahre her, dass wir, Peter, gemeinsam fiir den Stadtrat
der Landeshauptstadt Miinchen kandidiert haben. Ich
habe das Revue passieren lassen, als der Bundesauf3en-
minister — der den von dir zitierten noch leicht tibertref-
fen kann — {iber die Tiirkei berichtete.

Soweit ich mich zuriickerinnern kann — ich bin schon
in einem gewissen fortgeschrittenen Alter, kann mich
aber noch relativ gut zuriickerinnern —, hiefl es immer:
Die Sicherheit Deutschlands garantiert das Biindnis. Ich
bin der Meinung: Wer sich iiber Jahrzehnte auf das
Biindnis verlassen konnte, kann nicht, wenn ein anderes
Biindnismitglied Solidaritét einfordert, das Biindnis ver-
lassen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie
des Abg. Klaus Brandner [SPD])

Herr Préasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Der Einzelplan 05 ist ein kleiner, aber doch fei-
ner. Entgegen vielen Behauptungen und MutmalBungen
ist er nicht immer kleiner geworden, sondern ist von
2,1 Milliarden Euro 2004 kontinuierlich auf nunmehr
3,485 Milliarden Euro gewachsen. Der Anteil fiir die
Kultur stieg im selben Zeitraum von 557 Millionen Euro
auf 787 Millionen Euro. Das ist eine Steigerung von im-
merhin 41,2 Prozent — obwohl ich in der ganzen Zeit
Hauptberichterstatter war und mir immer vorgeworfen
wird, ich sei ein Kulturbanause und wiirde zu wenig fiir
die Kultur tun. Das Gegenteil werde ich gleich unter Be-
weis stellen.

Zunéchst aber noch zu den sonst durchaus sehr ge-
schitzten Kollegen der SPD und der Griinen: Die haben
noch bei der Einzelplanberatung Antrdge fiir Mehraus-
gaben gestellt, ndmlich die SPD — bescheiden — mit
74 Millionen Euro, die Griinen mit 168 Millionen Euro
und die Linken — Spitzenreiter — mit 179 Millionen Euro.
Bemerkenswert war, dass fiir nichts, auch nicht fiir einen
Cent eine Gegenfinanzierung vorhanden war.

(Sven-Christian Kindler [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Das stimmt ja gar nicht! — Manuel
Sarrazin [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Also,
Herr Frankenhauser! Kindler kann alles gegen-
finanzieren!)

— Sie wollten es vielleicht, aber Sie haben es nicht getan.

(Sven-Christian Kindler [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Unterlagen genau lesen!)

Dass Sie gemerkt haben, dass der alte Spruch Thres frii-
heren Aullenministers ,,Ohne Moos nix los* stimmt, hat
sich darin gezeigt, dass Sie in der Bereinigungssitzung
tiberhaupt keinen Antrag mehr gestellt haben.

(Sven-Christian Kindler [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Doch! Zum Subventionsabbau!)

Jedenfalls haben die Berichterstatter der Koalition — wo-
bei ich auch die Zusammenarbeit mit den Berichterstat-
tern der Opposition durchaus zu schitzen weill — not-

wendige und auch verniinftige Korrekturen zum
Regierungsentwurf gemacht.

Wir haben auch nicht gekiirzt, liebe Kolleginnen und
Kollegen, wie jetzt dauernd erzihlt wird. Wir haben bei
der Haushaltsposition zur Pflege der deutschen Sprache
im Ausland lediglich eine Sperre verhidngt, weil wir wis-
sen mochten, welche Institutionen mit welchen Mafinah-
men betraut werden sollen. Wer es noch nicht wissen
sollte: Eine Sperre ist keine Kiirzung.

Das Goethe-Institut — auch da werden mir immer
Kiirzungen vorgeworfen — hat seinerzeit, als die von mir
betriebene Budgetierung des Goethe-Instituts umgesetzt
worden ist, von sich aus eine sogenannte Effizienzren-
dite angeboten. In den letzten Jahren ist sie nicht einge-
fordert worden, weil das Goethe-Institut gesagt hat, mit
der neuen Arbeitsweise und Buchhaltung miisse es erst
einmal zurechtkommen. Aber nun hat der Rechnungshof
das noch einmal beanstandet. Deswegen haben wir uns
daran gehalten — man soll ja Zusagen einhalten — und
jetzt diese Effizienzrendite im Haushalt vorgesehen.

(Beifall des Abg. Dr. h. c. Jiirgen Koppelin
[FDP])

Wir haben die Mittel fiir die Stiftungen, speziell fiir
die Arbeit in Griechenland und die Verbreitung der Blas-
musik dort,

(Heiterkeit des Abg. Michael Leutert [DIE
LINKE])

um 1 Million Euro erhéht. Wir haben die Mittel fiir das
Minenrdumen noch einmal um 1,5 Millionen Euro er-
hoht. Wir haben die Mittel fiir Krisenpravention und
Friedenserhaltung um eine weitere Million Euro erhoht.
Wir haben das Hospiz der Borroméerinnen in Jerusalem
mit 1 Million Euro bedacht, damit diese besondere Ein-
richtung im Osten Jerusalems erhalten werden kann. Wir
haben Betrige fiir die Berufsbildung in Agypten eta-
tisiert — Kollege Brandners Initiative. Und wir haben
nach 15 Millionen Euro im Haushalt 2012 nun zusétz-
lich zum Regierungsentwurf 20 Millionen Euro fiir die
deutschen Schulen im Ausland eingesetzt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Die Schulen im Ausland liegen uns besonders am Her-
zen. Sie sind eine ganz wesentliche Sdule des Bildes
Deutschlands im Ausland. Ob wir wirklich ein Aus-
landsschulgesetz brauchen, vor allen Dingen eines, bei
dem die Mitwirkung des Parlaments eingeschrénkt wird,
bedarf noch weiterer Uberlegungen und Beratungen.

(Sven-Christian Kindler [BUNDNIS 90/DIE
GRUNENTJ: Ist das jetzt Konservativitit?)

Wir haben die Ansédtze fiir den DAAD, den Deut-
schen Akademischen Austauschdienst, um 5 Millionen,
fiir die Alexander-von-Humboldt-Stiftung um 2 Millio-
nen Euro und fiir die Deutsche Schule in Istanbul um
1 Million Euro erhoht. Ich denke, auch dies gehdrt zur
Ausstattung unserer auswértigen Kulturpolitik.

Mit diesem Haushalt, Herr Bundesminister, konnen
Sie Thre erfolgreiche Politik ohne Weiteres fortsetzen.
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Ich bin gespannt, ob die Griinen dort, wo es rot-griine
Landesregierungen gibt, jetzt endlich eine finanzielle
Beteiligung an den deutschen Auslandsschulen wahr
machen, die ja iiber Jahre hinweg eingefordert worden
1st.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Es ist mir auch heute nicht mdglich, irgendjemanden auf
der Bundesratsbank zu begriilen. Herr Kollege Kindler,
es wire doch schon, wenn Sie Thre Kollegen entspre-
chend animieren wiirden. Das wére zum Vorteil unserer
deutschen Auslandsschulen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizeprasident Dr. Hermann Otto Solms:
Ich schlieBe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung iiber den Einzelplan 05
— Auswirtiges Amt — in der Ausschussfassung. Hierzu
liegt ein Anderungsantrag der Fraktion Biindnis 90/Die
Griinen vor, iiber den wir zuerst abstimmen. Wer stimmt
fiir den Anderungsantrag auf Drucksache 17/11538? —
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Der Ande-
rungsantrag ist abgelehnt mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen gegen die Stimmen der Oppositionsfrak-
tionen.

Abstimmung iiber den Einzelplan 05 — Auswiértiges
Amt — in der Ausschussfassung. Wer stimmt dafiir? —
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Der Einzelplan 05
ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die
Stimmen der Oppositionsfraktionen angenommen.

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt I.11 auf:

Einzelplan 14
Bundesministerium der Verteidigung

— Drucksachen 17/10813, 17/10823 —

Berichterstattung:

Abgeordnete Klaus-Peter Willsch
Bartholoméus Kalb

Bernhard Brinkmann (Hildesheim)
Dr. h. c. Jirgen Koppelin

Dr. Gesine Lotzsch

Dr. Tobias Lindner

Zum Einzelplan 14 hat die Fraktion Die Linke einen
EntschlieBungsantrag eingebracht, iiber den wir am
Freitag nach der Schlussabstimmung abstimmen wer-
den.

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind fiir
die Aussprache anderthalb Stunden vorgesehen. Gibt es
Widerspruch? — Das ist nicht der Fall. Dann ist das so
beschlossen.

Ich erdffne die Aussprache und erteile als erstem Red-
ner dem Kollegen Bernhard Brinkmann von der SPD-
Fraktion das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Bernhard Brinkmann (Hildesheim) (SPD):

Herr Président! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Einzel-
plan 14, Verteidigung, umfasst fiir das Haushaltsjahr
2013 Ausgaben von rund 33,3 Milliarden Euro. Diese
Grofenordnung — lassen Sie mich das zu Beginn meiner
Ausflihrungen feststellen und einen Blick in die Zukunft
wagen — wird gerade auch wegen der begonnenen Neu-
ausrichtung der Bundeswehr auch in den nichsten Jah-
ren benotigt.

Wie schnell uns vollmundige, in der Kabinettsklausur
im Sommer 2010 beschlossene Sparmaflinahmen wieder
einholen kdnnen, hat meine Fraktion bei den Beratungen
der Haushaltsplédne 2011 und 2012 und auch bei der ers-
ten Lesung des Haushalts fiir das Jahr 2013 deutlich ge-
macht. Auf eine Anfrage des Kollegen Lindner von den
Griinen — ich gehe einmal davon aus, dass er das in sei-
nen Ausfiihrungen noch zum Ausdruck bringen wird —
wurde uns ein Papier geliefert, mit dem deutlich ge-
macht werden soll, dass das Einsparziel von rund
8,3 Milliarden Euro, gestreckt um ein Jahr, erreicht wird.
Dazu sage ich hier noch einmal in aller Deutlichkeit:
Dem ist nicht so.

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN)

Dafiir gibt es ganz einfache Griinde: Die Kosten fiir das
Einheitliche Liegenschaftsmanagement, fiir die Wieder-
einfiihrung des Weihnachtsgeldes und fiir die Tarif- und
Besoldungserhohungen kamen doch nicht iiber Nacht
auf uns zu. Daneben gibt es noch einige andere Kosten-
steigerungen, die man in der Vergangenheit nicht als
Vorsorge beriicksichtigt hat. Auch in der mittelfristigen
Finanzplanung fiir die Folgejahre haben Sie dafiir keine
Vorsorge getroffen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Neuaus-
richtung der Bundeswehr ist die grofte Herausforde-
rung, der sich unsere Bundeswehr jemals zu stellen
hatte. Sie wurde begonnen; aber sie 14uft noch ein wenig
holprig. Dafiir gibt es durchaus nachvollziehbare Griinde.
Dass Reformen nicht ohne Reibungsverluste und Zu-
kunftsdngste zu realisieren sind, ist eine Selbstverstind-
lichkeit; das wei} jeder. Das gilt auch fiir die Neuaus-
richtung unserer Bundeswehr.

Wenn allerdings Studien vorliegen, nach denen ein
hoher Prozentsatz der Soldatinnen und Soldaten und der
zivilen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unzufrieden ist,
Herr Minister de Maiziere, dann darf man dariiber nicht
so einfach hinweggehen, sondern dann muss man han-
deln. Ich wére Thnen dankbar, wenn wir uns in den
nichsten Wochen und Monaten — es kommen ja die Ad-
ventszeit, die Weihnachtszeit, der Jahreswechsel und
dann das Frithjahr — darauf verstdndigen konnten, dass
die Bearbeitungszeit von bestimmten Personalvorgéingen
massiv verkiirzt wird. Eine lange Bearbeitungszeit ist
kein Einzelfall, sondern scheint bei dieser Reform ein
grofes Problem zu sein.

Gestern und heute ist viel iiber Sparen gesprochen
worden. Es gibt ja auch noch das Liberale Sparbuch. Der
Kollege Fricke — lieber Otto Fricke, herzlichen Gliick-
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wunsch zu deinem Geburtstag — hat sich auch beim Ein-
zelplan 14 entsprechend geduBlert. Allerdings hat er in
diesem Bereich nicht ganz die Wahrheit zum Ausdruck
gebracht, weil meine Fraktion in der Bereinigungssit-
zung und auch davor sehr wohl Einsparvorschlidge in die
Beratung eingebracht hat. Sie haben sie abgelehnt. Dem-
zufolge konnten sie nicht wirksam werden.

(Otto Fricke [FDP]: Habt ihr unserem Spar-
vorschlag zugestimmt?)

Ihre pauschale Aussage, lieber Herr Fricke, und die Ihres
Fraktionsvorsitzenden, Herrn Briiderle, wir wiirden im-
mer nur mehr Geld ausgeben wollen, stimmt also zumin-
dest fiir diesen Bereich nicht. Diesen Vorwurf weise ich
hier in aller Deutlichkeit zuriick.

(Beifall bei der SPD)

Wenn man sich die Struktur des Zivilpersonals noch
einmal intensiv anschaut — dabei ist noch nicht alles um-
gesetzt, was mit der Reform von Verteidigungsminister
Struck beschlossen worden ist —, dann wird man feststel-
len: Die bestehenden Anforderungen sind mit den
55 000 Mitarbeitern, wie von der Koalition vorgesehen,
nicht zu leisten. Wir als SPD-Fraktion haben daher bean-
tragt, die Zahl der Zivilbeschiftigten von 75 000 nicht
auf 55 000 zu reduzieren, sondern nur auf 62 500. Dieser
Antrag ist ebenfalls von der Koalition abgelehnt worden.
Dass wir damit aber nicht ganz falsch liegen, kann man
schon daran erkennen, dass Sie in der Bereinigungssit-
zung einen Antrag eingebracht haben, der die Verset-
zung des Personals in andere Ministerien regelt. Wo da-
bei etwas eingespart wird, ist mir bis heute schleierhaft
geblieben.

Lassen Sie mich zum Schluss meinen Dank an die
Soldatinnen und Soldaten im Auslandseinsatz, aber auch
hier im Land richten. Sie verrichten einen geféhrlichen
Dienst. Jede Soldatin und jeder Soldat setzt sich an ih-
rem bzw. seinem Ort fiir unser Land ein. Die Soldatinnen
und Soldaten inklusive der zivilen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter und auch die Reservisten haben die Aner-
kennung des Parlaments verdient.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP
und dem BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vielen Dank fiir Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Petra Pau:

Das Wort hat der Kollege Klaus-Peter Willsch fiir die
Unionsfraktion.

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU):

Frau Présidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Liebe Kollegen! Lassen Sie mich mit einem
Dank beginnen. Unsere sehr intensive Diskussion des
Einzelplans ist durch Thr Haus begleitet worden. Herr
Minister de Maiziére, ich mochte Thnen und Threm
Ministerium fiir die harmonischen und effizienten Bera-
tungen ganz herzlich danken. Unseren Bitten um Aus-
kunft wurde, so wie wir uns das vorgestellt haben,

prompt und umfangreich nachgekommen. Die Zusam-
menarbeit ist exzellent.

Ich will an die erste Lesung ankniipfen. Damals hatte
ich mich bei den Berichterstattern insgesamt fiir die gute
Zusammenarbeit bedankt. Der Kollege Jiirgen Koppelin
rief dazwischen, dass das natiirlich an der Qualitét des
Hauptberichterstatters liegt. Jirgen, das will ich sehr
gerne konzedieren. Ganz herzlichen Dank fiir die Zu-
sammenarbeit! Ich will das aber auch zum Anlass neh-
men, Bernhard Brinkmann flir die Zusammenarbeit zu dan-
ken. Beide, Bernhard Brinkmann und Jiirgen Koppelin,
haben aus eigenem Entschluss klargestellt, dass sie nicht
mehr fiir den nachsten Bundestag kandidieren und des-
halb natiirlich auch keine Berichterstattung fiir den Ein-
zelplan 14 mehr wahrnehmen werden. Ganz herzlichen
Dank fiir die Zusammenarbeit! Jiirgen Koppelin hat das
seit 1994 gemacht. Er ist im Jahr der Wiedervereinigung
in den Bundestag gekommen und war in der Folge fiir
sechs Verteidigungsminister Berichterstatter bzw. Haupt-
berichterstatter fiir den Verteidigungsetat. Das ist eine
beachtliche Leistung. Vielen Dank fiir diese Zusammen-
arbeit, ich denke, im Namen aller.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie
bei Abgeordneten der SPD und des BUND-
NISSES 90/DIE GRUNEN)

Es ist angesprochen worden: Wir befinden uns im
groBten Wandlungsprozess, im grofiten Prozess der Um-
strukturierung der Bundeswehr. Dabei sind innerhalb der
Truppe téglich erhebliche Verdnderungen im Hause zu
spiiren und zu verkraften. Dass so etwas Unsicherheit
mit sich bringt, Kollege Brinkmann, und sich zunéchst
auch in Umfragen niederschlégt, halte ich fiir nachvoll-
ziehbar und natiirlich. Ich habe aber den Eindruck, dass
das Wichtigste, was seitens der Fiihrung des Hauses zu
tun war, die klare Definition der Terminvorgaben war,
wann was geschieht, wann welche Entscheidung getrof-
fen wird, wer wann wie endgiiltig eingeplant wird und
welche Standorte in welchem Umfang erhalten bleiben.
Dadurch, dass das Punkt fiir Punkt abgearbeitet wird, be-
steht fiir die Soldaten Klarheit, wie der Prozess ablduft.
Das ist der wichtigste Punkt bei diesem Umbau, und den
setzt das Haus nach unserer Auffassung hervorragend
um.

(Beifall des Abg. Ernst-Reinhard Beck [Reut-
lingen] [CDU/CSU])

Die Diskussion iiber die Einsparvorgabe von 8,3 Mil-
liarden Euro im Bereich des Einzelplans 14 kdnnen wir
gerne fithren. Denn so, wie Sie es dargestellt haben, lie-
ber Kollege Brinkmann, ndmlich dass alles absehbar
war, trifft nicht zu. Wir haben die Einsparvorgabe im
Rahmen der Regierungsklausur bekommen — ein Jahr
spater wurde eine Verlangerung bis 2015 gewéhrt —, und
sie ist im Rahmen der Finanzplanung eindeutig darge-
stellt. Natiirlich ist eine Bereinigung nédtig, um Effekte,
die separat zu betrachten sind, zu beriicksichtigen. Die
Tarifsteigerung wie auch die Wiedergewdhrung des
Weihnachtsgeldes

(Bernhard Brinkmann [Hildesheim] [SPD]:
Das kommt doch jedes Jahr wieder!)
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ist vom Finanzminister im gesamten Bundeshaushalt
einbezogen worden. Insofern muss man die Finanzpla-
nung um einen solchen Posten bereinigen, um den Saldo
ermitteln zu kénnen.

(Bernhard Brinkmann [Hildesheim] [SPD]:
Weihnachten ist jedes Jahr, nicht nur alle fiinf
Jahre!)

Das Gleiche gilt fiir das Thema BImA. Das sollte man
vielleicht fiir die Offentlichkeit und die Kameraden auf
der Tribiine ansprechen, damit das auch verstanden wird:
Dadurch, dass wir die Liegenschaften alle miteinander
der Bundesanstalt fiir Immobilienaufgaben unterstellen,
haben wir eine Bilanzverldngerung erfahren. Wir hatten
mehr Ausgaben fiir diesen Bereich und miissen Miete
zahlen. Das ist aber sozusagen ergebnisneutral und muss
saldiert werden, wenn man den wirklichen Effekt errech-
nen mochte. Ich glaube, dass wir uns auch hier mit dem,
was wir auf den Weg gebracht haben, sehen lassen kon-
nen.

Ich will noch eine kurze Bemerkung zu dem Antrag
der Linken machen. Sie fordern im Wesentlichen: Wir
schaffen alles ab, was wir an Waffen haben, und stellen
die Riistungsindustrie dann um. — Sie wollen also Kon-
version. Das kann man zwar so sehen; aber wir sehen
das anders. Wir glauben, dass es die erste und vor-
nehmste Pflicht eines Staates ist, die Freiheit und Sicher-
heit eines Landes nach aufien zu sichern. Dafiir brauchen
wir eine Armee, und sie muss einsatzfahig sein. Wir se-
hen gerade heute an dem Antrag der Tiirkei, dass wir
keinesfalls in einer sich auf einen ewigen Frieden hin
entwickelnden Welt leben, sondern dass es notwendig ist
und bleibt, die Freiheit und Sicherheit des Staatsterrito-
riums sicherstellen und Biindnisverpflichtungen erfiillen
zu konnen. Deshalb braucht man gar nicht weiter auf den
Antrag der Linken einzugehen.

(Christine Buchholz [DIE LINKE]: Das ist
auch gut so!)

— Sie haben ein vollig anderes Weltbild. Bleiben Sie ru-
hig dabei. Wir miissen uns nicht weiter dariiber aus-
einandersetzen.

Angesichts der Diskussion, die wir heute schon beim
Einzelplan des Auswirtigen Amtes gefiihrt haben, nim-
lich wie wir mit dem Begehren der Tiirkei, sie bei der Si-
cherung der Grenze zu Syrien zu unterstiitzen, umgehen,
muss die SPD, so glaube ich, noch einmal dariiber nach-
denken, was sie in ihrem Strategiepapier niedergelegt
hat. Darin geht es im Wesentlichen um die Weiterent-
wicklung hin zu einer europdischen Armee, die Waffen
gemeinsam entwickelt und beschafft. Da muss jedoch
noch ein Satz hinzukommen: Es geht auch um eine Ar-
mee, die unter gemeinsam festzulegenden Bedingungen
eingesetzt werden kann. Hinter die Frage, ob wir es auf
europdischer Ebene hinbekommen, ein so weitreichen-
des Mandat durch das Parlament, wie es in Deutschland
der Fall ist, festzulegen, mache ich etliche Fragezeichen.
Das ist ein noch offener Punkt in IThrem Antrag.

Ich will noch einige Kleinigkeiten ansprechen, die wir
in Einzelantragen aufgegriffen und als Koalition im Rah-

men der Haushaltsberatungen umgesetzt haben. Ange-
sichts der Tatsache, dass die Einsparvorgabe, wie ich
dargelegt habe, eingehalten wurde, war fiir zusétzliche
Einsparungen nicht mehr viel Luft. Wir haben uns darauf
konzentriert, einige Akzente zu setzen. Wir legen Wert
darauf, dass der leichte Unterstiitzungshubschrauber fiir
die Spezialkrifte jetzt angeschafft wird. Wir haben ent-
sprechende Signale vom Haus bekommen. Wir haben
das Kapital fiir die Hértefallstiftung fiir die Opfer von
Kriegseinsétzen und anderen militdrischen Einsétzen um
3 Millionen Euro erhoht. Dabei ist anzumerken, dass alle
Stiftungen momentan ein Problem mit der derzeitigen
Zinslage haben.

Wir haben festgestellt, dass wir beim Thema ,,Infante-
rist der Zukunft“ stolz darauf sein kénnen, dass unsere
Industrie dieses System entwickelt hat, das sich im Ein-
satz bewihrt. Unsere Partnerarmeen sind geradezu nei-
disch auf die Ausstattung unserer Soldaten. Es ist ganz
wichtig, dass die weitere Einfithrung nach Plan verlauft.
Wir miissen unseren Soldaten die Gewissheit geben,
dass wir sie bestens vorbereitet und ausgeriistet in einen
Einsatz schicken, damit sie ihren Auftrag erfiillen kon-
nen und im Feld iiberleben.

Die Ereignisse in Mali bereiten uns groe Sorgen. Ich
kann aber meine Ausfithrungen abkiirzen, weil dariiber
schon im Rahmen der Debatte iiber den Einzelplan des
Auswirtigen Amtes diskutiert wurde. Wir koénnen es
nicht zulassen, auch nicht in Mali, dass sich der Terror
erneut einer staatlichen Struktur beméchtigt und sich in
einem Staat festsetzt. Deshalb halten wir es fiir richtig,
dass Mali geholfen wird.

Ich will abschlieBend noch kurz das Thema Riistungs-
export streifen, weil dieses Thema auch von der Bundes-
kanzlerin kiirzlich bei der Bundeswehrtagung in Straus-
berg angesprochen worden ist. Bei allen Diskussionen,
die wir dariiber fiihren, sollten alle, die es ernst mit der
Landesverteidigung meinen — die Linken lassen wir
einmal aullen vor —, noch einmal nachdenken. Wenn wir
nicht auf der ganzen Welt intervenieren wollen, dann
miissen wir befreundete Lander und Partner ertiichtigen,
damit sie die militdrische Sicherung selbst durchfiihren
konnen. Dazu gehdrt natiirlich, dass wir ihnen als Liefe-
rant zur Verfiigung stehen und ihnen mit der Lieferung
von Waffen und Systemen zur Seite stehen. Ein weiterer
Effekt ist, dass es uns nur so moglich sein wird, dass wir
im eigenen Lande eine wehrtechnische Industrie erhal-
ten, die sich weiter an der Spitze der technologischen
Entwicklung befindet. Unser eigener Markt ist viel zu
klein. Deshalb halte ich prinzipielle Diskussionen
dariiber fiir nicht angezeigt. Uber Details kann man sich
immer unterhalten; aber wir sollten versuchen, den rela-
tiv breiten Konsens, den wir insgesamt in Fragen der
Verteidigungspolitik im ganzen Hause haben, auch auf
dieses Technologiefeld auszudehnen.

Ich bedanke mich fiir die Aufmerksamkeit und wiin-
sche der Debatte weiterhin einen guten Verlauf.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
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Vizeprasidentin Petra Pau:

Das Wort hat die Kollegin Inge Hoger fiir die Fraktion
Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Inge Hoger (DIE LINKE):
Frau Prisidentin! Meine Damen und Herren!

Krieg ist kein Gesellschaftsspiel, ... Nur die bedin-
gungslose Abkehr vom Krieg tiberhaupt kann da
helfen.

(Beifall bei der LINKEN)

Das sagte niemand anderes als Albert Einstein nach dem
Zweiten Weltkrieg. Dies sollte uns auch heute noch Ver-
pflichtung sein. Leider erleben wir in Deutschland in den
letzten 20 Jahren das genaue Gegenteil, nimlich eine
Militarisierung der AuBenpolitik. Die jiingste Bundes-
wehrreform hat das Ganze noch befeuert. Inzwischen
werden Auslandseinsdtze endgiiltig zum wesentlichen
Aufgabenfeld der Bundeswehr erklart. Das ist aus Sicht
der Linken ein ganz geféhrlicher Irrweg.

(Beifall bei der LINKEN)

Im Rahmen von Haushaltskiirzungen wurde bereits
2010 erklart — Herr Willsch erwéhnte es eben —, dass
auch die Bundeswehr sparen solle, ndmlich 8,3 Milliar-
den Euro. Die Umsetzung wurde bis heute Jahr fiir Jahr
verschoben, immer auf das nichste Jahr. Auch in diesem
Haushalt finden wir nichts, was auch nur anndhernd mit
Sparen zu tun hat. Stattdessen wurde der Militaretat
erneut um 1,6 Milliarden Euro erhoht. Betrachtet man
einen lingeren Zeitraum, ist die Steigerung noch sehr
viel deutlicher. Fiir 2012 sind Militdrausgaben in Hohe
von 33,3 Milliarden Euro eingeplant; im Jahr 2000 wa-
ren es noch 10 Milliarden Euro weniger. Das entspricht
einer Steigerung von iiber 40 Prozent in zwdlf Jahren.
Nach den etwas ehrlicheren NATO-Zahlen plant die
Bundesregierung im néichsten Jahr Militdrausgaben in
Hohe von 37 Milliarden Euro. Dieses Geld wiirde drin-
gend fiir Bildung und Soziales oder Entwicklungshilfe
gebraucht.

(Beifall bei der LINKEN — Otto Fricke [FDP]: Das
haben Sie schon bei Hartz IV verbraucht!)

Die Steigerungen lassen sich nicht mit steigenden
Personalausgaben und Kosten fiir die Altersversorgung
begriinden. Im Jahr 2000 wurden mit 23 Milliarden Euro
circa 300 000 Soldaten und 600 Bundeswehrstandorte
finanziert. Heute wird fiir eine deutlich kleinere Armee
mit 190 000 Soldaten und 390 Standorten deutlich mehr
Geld gezahlt. Leider hat diese Verkleinerung der Bun-
deswehr nichts mit Friedenspolitik zu tun; sonst wiirden
wir das sehr begriilen. Wir erleben aber das genaue Ge-
genteil. Zukiinftig sollen Auslandseinsitze die Prioritit
haben. Statt bisher circa 7 000 sollen mehr als 10 000
Soldatinnen und Soldaten fiir Auslandseinsitze zur Ver-
fligung stehen. Genau diese Kriegs- und Besatzungsein-
sdtze machen die Bundeswehr so teuer.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich halte wenig von der europdischen Riistungs-
agentur. Es wire besser, diese Institution abzuschaffen.
Sie sollte durch eine Abriistungsagentur ersetzt werden.
Die europdische Riistungsagentur hat aber interessante
Zahlen gesammelt. Sie hat dokumentiert: Die Zusatz-
kosten fiir die Kriegs- und Besatzungseinsitze fiir jeden
eingesetzten Soldaten haben sich allein in den vier Jah-
ren von 2006 bis 2010 in etwa verdoppelt. Auch hier
waren nicht die Personalkosten die wesentlichen Preis-
treiber. Es waren die immer teurere Ausriistung, die
entsprechend steigenden Wartungskosten, der hoéhere
Munitions- und Treibstoftverbrauch.

(Otto Fricke [FDP]: Sie haben aber schon den
Einzelplan 60 mit beriicksichtigt?)

— Das ist alles im Einzelplan 14.

(Otto Fricke [FDP]: Eben nicht! Das ist nicht
alles im Einzelplan 14!)

Die deutsche Militérpolitik produziert zahlreiche Ver-
liererinnen und Verlierer:

(Ernst-Reinhard Beck [Reutlingen] [CDU/
CSUJ: Sicherheit, nicht Verlierer!)

die Menschen in den Einsatzgebieten, die Soldaten, die
fir diese Politik verheizt werden, aber auch die Steuer-
zahlerinnen und Steuerzahler, die diesen Wahnsinn
bezahlen miissen. Gleichzeitig produziert diese Politik
aber auch Gewinner: Die Riistungsindustrie profitiert
massiv von der intensiveren und stdrker technisierten
Kriegsfilhrung. Wenn zukiinftig verstirkt Drohnen und
weiteres Hightechkriegsgerit auch von der Bundeswehr
beschafft und eingesetzt werden, sind weitere Kosten-
explosionen zu befiirchten. Statt immer neue Waffen zu
beschaffen, fordert die Linke Frieden durch Abriistung.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Riistungsproduktion fiir deutsche Streitkrédfte und
der Riistungsexport hidngen eng zusammen. Export
macht die deutsche Kriegsfiihrung preiswerter, da die
Stiickkosten fiir neues Kriegsgerit sinken. Der Ruf nach
deutscher Kriegsbeteiligung in aller Welt, egal ob huma-
nitir oder mit anderen Liigen begriindet, fordert auch die
entsprechende Riistungsproduktion und den Riistungs-
export. So kann die Riistungsindustrie weitere Profite
machen. Auf der Gegenseite entstehen neue Krisen und
Spannungen in aller Welt. Die neuesten Riistungsexport-
zahlen sind erschreckend. Im letzten Jahr wurden deut-
sche Riistungsexporte in Hohe von 5,4 Milliarden Euro
genehmigt. 42 Prozent der Kriegswaffen werden in Lan-
der auBlerhalb von EU und NATO exportiert. Ich bin
erschrocken iiber die Rechtfertigung solcher Genehmi-
gungen. Kanzlerin Merkel erklirte im letzten Jahr:

Wir missen die Staaten, die bereit sind, sich zu
engagieren, auch dazu befdhigen. Ich sage aus-
driicklich: Das schlieit auch den Export von Waf-
fen mit ein.

Diese Merkel-Doktrin stiitzt sich entweder auf deutsche
Soldaten oder auf deutsche Waffen. Dies hat katastro-
phale Konsequenzen. Gerade in der Nahostregion brau-
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chen wir nicht noch mehr Waffen. Wir brauchen Abriis-
tungsinitiativen und eine Riickkehr der Diplomatie.

(Beifall bei der LINKEN)

Deutsche Waffen kommen auf dem Umweg iiber die
Golfstaaten in den syrischen Biirgerkrieg. Deutsche
Waffen befdhigen die saudische Armee, bei Protesten in
Bahrain zu intervenieren. Deutsche Waffen bestirken die
israelische Regierung in ihrer Politik, die in erster Linie
auf militdrische Stirke setzt. Die verheerenden Folgen
sehen wir zurzeit in Gaza. Wer andere Linder aufriistet,
der ist auch verantwortlich fiir die katastrophalen Konse-
quenzen, die sich ergeben, wenn Ol ins Feuer gekippt
wird.

Die Linke fordert eine Riickkehr zu einer Politik der
Deeskalation und Versohnung. Wir fordern ein Ende der
Auslandseinsdtze der Bundeswehr, den sofortigen
Abzug aus Afghanistan und einen Ausstieg aus der
Riistungsproduktion sowie ein Ende der Riistungs-
exporte. Frieden lésst sich nicht herbeibomben.

(Beifall bei der LINKEN — Zuruf von der
SPD: Jedes Jahr die gleiche Rede!)

Vizepréasidentin Petra Pau:
Fir die FDP-Fraktion hat
Dr. h. c. Jirgen Koppelin das Wort.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

nun der Kollege

Dr. h. c. Jiirgen Koppelin (FDP):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich darf als Hauptberichterstatter den Dank an meine
Mitberichterstatter weitergeben. Ich sage ausdriicklich:
Ich schlieBe die Kollegin Lotzsch — sie ist heute, glaube
ich, nicht da — in diesen Dank mit ein. Wir haben in die-
sem Team eine ganz hervorragende Zusammenarbeit an
den Tag gelegt; das muss ich sagen.

(Bernhard Brinkmann [Hildesheim] [SPD]:
Auf hohem Niveau!)

Kollege Brinkmann, da wir beide aus diesem Hause aus-
scheiden wollen, konnen wir jetzt besonders viel Lob
verteilen.

Kollegin Hoger, es wire vielleicht ganz gut, wenn Sie
auller dem Neuen Deutschland noch einige andere
Zeitungen lesen wiirden.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der
FDP und der CDU/CSU)

Vielleicht bekdmen Sie dann ein anderes Bild.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, durch die Debatte
heute zog sich — der AuBenminister und die Bundeskanz-
lerin haben dazu Stellung genommen — die Anforderung
von Patriot-Raketen und NATO-Unterstiitzung seitens
der Tiirkei. Ich finde, das bewegt schon. Genauso hat
mich ibrigens damals, in der Zeit der rot-griinen
Koalition, bewegt, dass wir Israel Patriot-Raketen zur
Verfiigung gestellt haben. Das geschah allerdings ohne
Personal und ohne Parlamentsbeteiligung; das will ich
ausdriicklich sagen. Dass wir diese Raketen zur Verfii-

gung gestellt haben, habe ich fiir selbstverstiandlich ge-
halten. Auch jetzt halte ich es fiir selbstverstindlich, dass
wir unserem NATO-Partner Tiirkei helfen.

(Elke Hoff [FDP]: Ja!)

Warum erwihne ich das? Ich erwidhne es auch, weil
sich manche in den letzten Tagen, wie ich finde, sehr
vorlaut geduBert haben, und zwar bevor die Anforderung
aus der Tirkei iiberhaupt vorlag. Wenn ich das sage,
schaue ich ein bisschen auf einen Kollegen von den
Griinen, der im hinteren Bereich sitzt.

(Zuruf des Abg. Omid Nouripour [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN])

— Lieber Kollege! — Wenn wir uns als Politiker dufiern,
sollten wir gleichzeitig immer daran denken — in der
Néhe meines Wahlkreises gibt es einen Bundeswehr-
standort, dessen Soldaten von unserer Entscheidung
wahrscheinlich betroffen sind: Husum -, wie die
Menschen darauf reagieren, wie sehr sie durch die Mel-
dungen — der eine sagt dies und der andere das —
verdngstigt werden. Man sollte mit diesem Thema also
ein bisschen sensibler umgehen. Wenn wir uns 6ffentlich
duBlern, sollten wir vor allem an die Soldatinnen und
Soldaten der Bundeswehr denken, die diesen Einsatz
durchfiihren miissen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der
CDU/CSU)

Das gilt grundsétzlich. Von Berlin aus lésst sich alles
wunderbar kommentieren, Dinge in Afghanistan wie
solche, mit denen wir es in der Vergangenheit zu tun
hatten, oder dieser Einsatz. Aus der warmen Stube ldsst
sich das alles ganz leicht kommentieren. Aber man sollte
immer an die Menschen denken.

Ich sage mit Blick auf den Haushalt: Wir haben mit
dem Haushalt 2012 und auch jetzt erneut dazu beige-
tragen, den Beforderungsstau erheblich abzubauen. Wir
haben 100 weitere A-12-Planstellen geschaffen. Ich
glaube, das ist ein gutes Signal an unsere Soldaten.
Natiirlich wissen wir, dass die Bundeswehr attraktiver
werden muss, auch was die Besoldung angeht. Wir wol-
len gutes Personal und stehen im Wettbewerb mit der
Wirtschaft. Insofern, glaube ich, haben wir die richtigen
Entscheidungen getroffen.

Es gibt einen weiteren Punkt. Ich bleibe bei den An-
gehdrigen oder den ehemaligen Angehdrigen der Bun-
deswehr und der NVA. Herr Kollege Willsch hat es
schon angesprochen. Wir haben den Fonds fiir Strahlen-
geschidigte von NVA und Bundeswehr noch einmal um
3 Millionen Euro aufgestockt. Ich finde, auch das war
ein richtiges Signal. An dieser Stelle mdchte ich Staats-
sekretdr Schmidt fiir sein Engagement in diesem Bereich
ausdriicklich danken.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD
und dem BUNDNIS 90/DIE GRUNEN sowie
bei Abgeordneten der LINKEN)

Frau Kollegin, Sie haben gerade gesagt, wir hitten
keine Einsparungen vorgenommen. Ich verweise hier
noch einmal auf den Haushalt. Sie sollten einmal hinein-
gucken. Ich habe den Eindruck, Sie haben gar nicht hin-
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eingeguckt. Ich will Thnen ein Beispiel nennen. Das wird
im Jahr 2013 noch nicht wirksam, aber fiir die Zeit ab
2014 haben wir Verpflichtungsermachtigungen in Hoéhe
von 650 Millionen Euro gestrichen. Das ist doch kein
Pappenstiel.

(Inge Hoger [DIE LINKE]: Im Vergleich zu
den 8,3 Milliarden!)

Sie hétten nur einmal in den Haushalt gucken sollen. So
einfach ist das.

Friiher habe ich auch bei Veranstaltungen der Bundes-
wehr gesagt, dass der Bundeswehretat 10 Prozent des
Bundeshaushaltes ausmachen miisste. Heute liegen wir
bei etwa 11 Prozent. Das ist ein ausgesprochen gutes Si-
gnal.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der
CDU/CSU)

Da ich wahrscheinlich das letzte Mal in einer Haus-
haltsdebatte rede, erlauben Sie mir, liebe Kolleginnen
und Kollegen, den einen oder anderen Wunsch zu &u-
Bern. Die Kosten fiir unsere Einsédtze im Ausland liegen
bei etwa 900 Millionen Euro. Es war immer mein
Wunsch, dass diese Kosten im Einzelplan 60 ausgewie-
sen werden und nicht aus dem Verteidigungsetat bestrit-
ten werden miissen. Das wére ehrlicher und offener.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Ein Steckenpferd von mir betraf die Flugbereitschaft
der Bundeswehr. Diese arbeitet hervorragend. Aber jeder
Minister, einschlieSlich der Bundeskanzlerin, der die
Flugbereitschaft bestellt, sollte anschlieBend abrechnen,
und dieses sollte sich im jeweiligen Etat widerspiegeln
und nicht allein auf Kosten der Bundeswehr gehen. Was
die Kosten angeht, wére auch das ehrlicher; denn auch
dieses steigert den Etat des Verteidigungsministeriums.

(Inge Hoger [DIE LINKE]: Um noch mehr
Geld fiir Riistung zu haben!)

Wir haben Diskussionen gehabt iiber die Frage: Be-
kommen wir, wenn wir eine Freiwilligenarmee haben,
genug junge Leute zusammen, die sich melden? Ich
finde, die Zahlen sehen sehr gut aus. Dariiber konnen wir
alle froh sein. Ich sage noch einmal und wiederhole
mich: Wir miissen attraktiv sein, auch bei der Besol-
dung. Wir miissen attraktive Standorte haben. Es muss
ein Beruf sein, bei dem man sagt: Ja, ich bin bereit, dort-
hin zu gehen. — Wir konkurrieren mit der Wirtschaft. In-
sofern finde ich die Zahl der freiwillig Wehrdienstleis-
tenden ausgesprochen gut.

Bei dieser Gelegenheit mochte ich noch sagen: Ich
wiinsche mir, dass wir in nichster Zeit, auch aus dem
Ministerium, Vorschldge bekommen, wo weitere Einspa-
rungen moglich sind. Das ist nicht die Aufgabe der
Haushilter, Herr Minister. Ich weil3, dass Sie hier auf
dem richtigen Wege sind. Wenn ich mir anschaue, wel-
che Beschaffungsmallnahmen wir beschlossen haben
—alles Dinge, die wir heute in dieser Stiickzahl nicht
mehr brauchen —: Es ist dringend geboten, mit der Indus-
trie zu sprechen. Das ist nicht gegen die Industrie gerich-
tet, aber wir brauchen modernes Gerét. Ich nenne Thnen
als Beispiel die Stiickzahl der Eurofighter. Hier tragen

wir Verantwortung, auch meine Partei. Ich kann mir
nicht vorstellen, dass es einen Luftkrieg wie anno Tobak
geben wird. Wir brauchen heute weniger Eurofighter.
Beim Transportflugzeug haben wir das gemacht. Hier er-
warte ich aber auch, dass Firmen wie EADS ihre Ver-
trage einhalten und es nicht schon wieder Verzogerungen
gibt. Schauen Sie sich die einzelnen Beschaffungsmal-
nahmen an! Ich glaube, da wéren noch Einsparungen
moglich.

Herr Minister, schauen Sie sich bitte auch einmal das
Bekleidungsmanagement an! Das sind alles Entschei-
dungen, die unter rot-griiner Regierung getroffen wur-
den. Man wollte privatisieren. Das waren keine Ent-
scheidungen der FDP. Ich hitte ldngst nicht alles
privatisiert. Man muss nicht um jeden Preis privatisie-
ren.

Nehmen Sie den Bundeswehrfuhrpark! Der Rech-
nungshof sagt, allein beim Bundeswehrfuhrpark kdnnte
iiber 1 Milliarde Euro eingespart werden. Schauen Sie
sich das fiir die ndchsten Haushalte an! Ich glaube, das
kidme der Bundeswehr zugute.

Ansonsten ist dieser Haushalt ein sehr guter Haushalt.
In Richtung Bundeswehr sage ich: Sie haben einen guten
Verteidigungsminister.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Petra Pau:

Fiir die Fraktion Biindnis 90/Die Griinen hat nun der
Kollege Dr. Tobias Lindner das Wort.

Dr. Tobias Lindner (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Frau Pridsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Herr Kollege Koppelin, Sie haben sich auf die
Anfrage der Tiirkei zu Patriot-Systemen bezogen und in
diesem Zusammenhang, ich finde, durchaus zu Recht
von einer gewissen Sensibilitit gegeniiber den betroffe-
nen Soldatinnen und Soldaten gesprochen. Meine Frak-
tion hélt es aber dann, wenn wir das mit der Sensibilitét
gegeniiber den betroffenen Soldatinnen und Soldaten
ernst meinen, auch fiir geboten, dass wir die Fragen, die
im Raum stehen, bei denen einige Mitglieder dieses Ho-
hen Hauses skeptisch sind, in aller Sachlichkeit und der
Reihe nach kldren, bevor wir zu einer Entscheidung
kommen, und dass wir — wenn wir iiber ,,Entscheidung*
reden — diese Entscheidung an diesem Ort und an dieser
Stelle treffen.

Ich bin den zahlreichen Kolleginnen und Kollegen
sehr dankbar, die sich in den letzten Tagen ausdriicklich
fiir eine Parlamentsbeteiligung ausgesprochen haben.
Ich bin Thnen, Herr Minister, sehr dankbar, dass Sie an
dieser Stelle klare Worte gefunden haben, weil wir {iber-
zeugt sind: An keiner anderen Stelle als hier im Deut-
schen Bundestag kann und sollte diese Entscheidung ge-
troffen werden.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU —
Bartholomius Kalb [CDU/CSU]: Da hat er
recht!)
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Wir haben in dieser Debatte bereits viel iiber diese
mysteriose Einsparvorgabe von 8,3 Milliarden Euro ge-
sprochen, die Thr Vorgénger Karl-Theodor zu Guttenberg
bei der Kabinettsklausur ausgegeben hat. Thr Haus hat
mir auf meine Nachfrage hin eine — das will ich zugeste-
hen — durchaus sehr kreative Rechnung présentiert, nach
der, wiirde man dieser Rechnung glauben, diese Einspar-
vorgabe erbracht werden wiirde.

Ich will in diesem Zusammenhang iiber drei Dinge re-
den: Es war nicht unbekannt, als die Kabinettsklausur
stattfand, dass es in diesem Land ein Einheitliches Lie-
genschaftsmanagement gibt, in das die Liegenschaften
der Bundeswehr iiberfiihrt werden. Es war richtig und
wichtig — Herr Kollege Koppelin hat iiber die finanzielle
Ausstattung der Soldatinnen und Soldaten gesprochen —,
dass es Gehaltssteigerungen bei der Bundeswehr gibt.

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau! — Bernhard
Brinkmann [Hildesheim] [SPD]: Das war gut
so!)

Aber die Tatsache, dass es in mehr oder weniger regel-
méBigen Abstinden zu Gehaltssteigerungen kommt, ist
dhnlich tiberraschend wie Weihnachten im Dezember.

Ein weiterer Punkt. Es ist im Grunde ein Treppenwitz,
dass sich ausgerechnet die Linke auf die NATO-Krite-
rien fiir Verteidigungsausgaben bezieht. Nehmen wir
diese einmal ernst! Dabei muss man die 1 Milliarde Euro
beriicksichtigen, die in den Einzelplan 60 fiir Personal-
ausgaben verlagert wurde. Wenn man beriicksichtigt,
dass die veranschlagten 8,3 Milliarden Euro mittelfristig
iiber vier Jahre zu erbringen waren, dann erkennt man
schon an dieser Stelle, dass allein die Hilfte dieser Ein-
sparung von 8,3 Milliarden Euro durch die Personalkos-
ten im Einzelplan 60 sozusagen aufgefressen werden.
Das sind ja keine virtuellen Kosten; diese Kosten fallen
real an.

Welche Schlussfolgerungen muss man daraus zichen?
Herr Minister, sagen Sie den Soldaten an dieser Stelle
die Wahrheit! Die Sparvorgabe, die Ihr Vorgénger ausge-
bracht hat, kann mit dieser Reform nicht erbracht wer-
den. Die Soldatinnen und Soldaten in unserem Land ha-
ben doch keine Angst vor der Wahrheit. Sie haben Angst
davor, dass man ihnen etwas vormacht und dass dann
eine weitere Reform die Konsequenz wire. Deswegen
miissen wir uns an dieser Stelle ehrlich machen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ein anderer Punkt. Die Konsolidierung eines Haus-
halts, das Erfiillen einer Sparvorgabe sind kein Selbst-
zweck. Wenn wir in diesem Land — dariiber wurde heute
Morgen in der Elefantenrunde viel gesprochen — andere
Prioritédten setzen wollen, wenn wir mehr Geld fiir Bil-
dung und Forschung und im Bereich der Entwicklungs-
zusammenarbeit ausgeben wollen, wenn wir in diesem
Bundeshaushalt zugleich die Risiken abbilden wollen,
die sich aus der Schuldenkrise in Europa ergeben, und
wenn wir der Schuldenbremse gerecht werden wollen,
dann miissen wir auch — in der vorangegangenen Debatte
zum Einzelplan 05 ist darauf hingewiesen worden — sa-
gen, wo dieses Geld herkommen soll.

Wenn wir an dieser Stelle so ehrlich sind, dann miis-
sen wir auch sagen: Wenn ein Konsolidierungsbeitrag
erbracht werden soll, dann muss diec Bundeswehr weg-
kommen vom Konzept ,,Breite vor Tiefe®. Sie braucht
vielmehr ein Fahigkeitsprofil, das einer modernen Ar-
mee in einem Land entspricht, das nicht mehr bedroht
ist, einer Armee, die in Biindnisse eingebunden ist. Ein
solches Féhigkeitsprofil muss definiert werden. Hierauf
muss man sich konzentrieren. Und das tun Sie gerade
nicht.

Ich fand, dass diese Debatte heute in einer sehr ange-
messenen Tonlage verlaufen ist. Daher mochte ich zum
Schluss Thnen, Herr Kollege Koppelin, fiir die Hauptbe-
richterstattung danken. Ein Dank gilt auch meinen Kol-
legen Mitberichterstattern und der Kollegin Mitbericht-
erstatterin.

Viele von Thnen wissen es: Ich bin ein Mensch, der
den Kriegsdienst mit der Waffe verweigert hat, der nach
der Priifung seines Gewissens zum Ergebnis kam, dass
er nicht in der Lage ist, in der Bundeswehr einen Dienst
zu leisten. Das hindert mich aber nicht daran, den Solda-
tinnen und Soldaten Respekt entgegenzubringen, die ih-
ren Dienst tun und Einsdtze erfiillen, in die wir, der
Deutsche Bundestag — gleich wie wir einzeln abge-
stimmt haben und wie wir morgen dariiber denken —, sie
geschickt haben. Ich finde, diese Debatte ist dieser
schweren Aufgabe angemessen. Auch die Gespriche der
Berichterstatter im letzten Jahr waren ihr angemessen.

Ich danke Thnen.
(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Bundesminister der Verteidigung,
Dr. Thomas de Maiziére.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dr. Thomas de Maiziére, Bundesminister der Ver-
teidigung:

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich mochte den Dank der Berichterstatter im Namen
meines Ministeriums und in meinem Namen gern zu-
riickgeben. Die Zusammenarbeit war im Hinblick auf
Qualitédt, Klima, Tonlage und Ergebnis bemerkenswert.
Das finde ich gut; das ist der Sache angemessen.

Herr Lindner, jedes Mal, wenn wir uns treffen, reden
wir iber diese 8,3 Milliarden Euro. Sie haben gesagt, wir
sollten uns in dieser Debatte jetzt ehrlich machen. Es
gibt nichts Ehrlicheres als das Zahlenwerk des Haushal-
tes: Im Haushalt stehen alle Zahlen, steht das Ergebnis.

(Klaus-Peter Willsch [CDU/CSUJ: So ist das!)

Daneben gibt es die mittelfristige Finanzplanung. Die
Zahlen sind so, wie sie sind. Ich kann nur sagen — ich
habe es hier gesagt, ich habe es bei der Bundeswehrta-
gung gesagt — Mit diesem Zahlenwerk und der mittel-
fristigen Finanzplanung ist die Neuausrichtung der Bun-
deswehr solide finanziert. Das ist gut und richtig so. Ich
finde es interessant, dass die Opposition immer nach die-
sen 8,3 Milliarden Euro sucht. Das basiert auf der 43. Fi-
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nanzplanung. Die Dinge stellen sich jetzt so dar, wie es
die Zahlen hergeben. Sie miissen sich einmal einig wer-
den, ob Sie das kritikwiirdig finden oder nicht. Jeden-
falls: Der Haushalt ist so, wie er ist, auskommlich.

Wir haben in der Bereinigungssitzung einen kleinen
Schlag mitbekommen. Wir haben allerdings auch etwas
Gutes mitbekommen: Die Mittel fiir die Hohergruppie-
rung helfen bei der Anpassung an das Personalstruktur-
modell und damit der Bundeswehr. So ist es im Leben;
so ist es beim Haushalt. Ich habe das Ergebnis nicht wei-
ter zu beanstanden.

In der ersten Lesung haben wir sehr intensiv {iber die
Neuausrichtung der Bundeswehr gesprochen, auch, Herr
Brinkmann, iiber die Studie, die damals gerade frisch
vorlag. Natiirlich hat sie Konsequenzen; wir haben das
bei der Bundeswehrtagung erortert und werden das wei-
ter tun. In der Tat ist jetzt das Hauptthema bei den Solda-
ten: Wie kommt es schnell zu Personalsicherheit? —
Selbst wenn es hier eine schlechte Nachricht gébe, wire
dies besser als die derzeitige Unsicherheit. Es dauert ein
bisschen, bis das geklért ist. Es wird vorangehen. Ich
kiimmere mich darum; die Verantwortlichen kiimmern
sich darum. Das ist ein zentrales Thema.

Ich glaube, es ist angemessen — das erwarten Sie von
mir —, dass ich in der heutigen Debatte keine groBeren
Ausfithrungen zur Neuausrichtung mache, sondern ein
paar Anmerkungen zur Sicherheitspolitik, insbesondere
zum Antrag der Tirkei.

(Zuruf von der LINKEN: Das wére nicht
schlecht!)

Der AuB3enminister konnte Thnen nur mitteilen, dass der
Antrag, wihrend die Debatte stattfand, eingegangen ist.
Ich will den Antrag ein bisschen erldutern.

Ich will allerdings eines vorab sagen. Es gehort zur
Debatte hier und heute; es gehort zur Beschreibung des
Nahen Ostens. Ich bedanke mich fiir die groe Einmii-
tigkeit, die es in der Debatte {iber die Etats des Kanzler-
amts und des AuBenministeriums bei diesem Thema
gab. Das, was der tiirkische Ministerprésident in diesen
Tagen zu Israel gesagt hat, ist indiskutabel und es findet
meine Zustimmung iiberhaupt nicht. Das sage ich vor-
weg.

(Zuruf des Abg. Wolfgang Gehrcke [DIE
LINKEY])

— Nein. Ich will sagen: Man kann 6ffentlich verurteilen,
dass ein Biindnispartner, dem wir jetzt helfen werden, in
solch einer Weise tiber den Staat Israel und das, was Is-
rael gemacht hat, geredet hat. Um es ganz klar zu sagen:
Ich tue es hiermit.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

— Maglicherweise haben nicht alle verstanden, worauf
sich meine AuBerung bezog. Der tiirkische Ministerpri-
sident hat Israel in diesem Zusammenhang ,.ethnische
Sauberung® und anderes vorgeworfen. Um es klar zu sa-
gen: Das ist in der Sache und in der Tonlage total dane-
ben.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP
und dem BUNDNIS 90/DIE GRUNEN sowie
des Abg. Jorn Wunderlich [DIE LINKE])

Hier geht es um den Antrag der Tiirkei, der jetzt vor-
liegt. Wir haben iiber die Frage diskutiert, insbesondere
der Abgeordnete Nouripour: Was heifit das fiir die De-
batte iiber Flugverbotszonen? Gibt es hier einen Rutsch-
bahneftekt? Inwieweit wird Deutschland da hineingezo-
gen? — Ich hoffe, ich kann das, wenn ich das jetzt
erldutere, glasklar ausrdaumen.

In dem Antrag selbst — also nicht in unserer Antwort —
bittet die Tiirkei um Hilfe beim Schutz der Bevolkerung
und des Territoriums, um einen Beitrag zur Deeskalation
der Krise entlang der Siidostgrenze des NATO-Gebietes
zu leisten und um die Solidaritdt und die Entschlossen-
heit der Allianz zu demonstrieren. Das ist der erste
Punkt.

Die Tiirkei selbst schreibt in ihrem Antrag: Diese Sta-
tionierung — ich habe hier den Text nur auf Englisch, ich
iibersetze ihn mit meinen eigenen Worten — wird aus-
schlieBlich defensiv sein, sie wird — in no way support —
in keiner Weise unterstiitzen eine Flugverbotszone oder
irgendeine offensive Operation. — Das ist bereits im An-
trag der Tiirkei enthalten.

Die Sozialdemokraten haben darauf hingewiesen,
dass sie eine schriftliche Erkldrung von der Tiirkei wol-
len, dass es keinen Schritt zu einer No-fly-Zone gibt.
Diese Erklarung liegt jetzt vor, sodass jede Verddchti-
gung gegeniiber diesem Antrag in Bezug auf eine Einmi-
schung in den syrischen Biirgerkrieg gegenstandslos ge-
worden ist. Deswegen werde ich, Herr Aulenminister,
empfehlen, diesem Antrag zuzustimmen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Vizeprasidentin Petra Pau:

Herr Minister, entschuldigen Sie, wenn ich Sie unter-
breche. Gestatten Sie eine Frage oder Bemerkung des
Kollegen Nouripour?

Dr. Thomas de Maiziére, Bundesminister der Ver-
teidigung:

Eine Bemerkung darf ich, glaube ich, nicht gestatten,
nur eine Frage.

Vizeprasidentin Petra Pau:
Doch, nach Geschéftsordnung ist beides moglich. Ich
kann aber nicht erkennen, was es sein wird.

Dr. Thomas de Maiziére, Bundesminister der Ver-
teidigung:
Er kann sagen, was er fiir richtig hélt. — Bitte.

Omid Nouripour (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Danke, Frau Prisidentin. Ich will eine Frage stellen. —
Herr Minister, Sie haben gerade dargelegt, was die Tiir-
kei fiir eine No-fly-Zone beantragt hat.

(Elke Hoff [FDP]: Es gibt keine No-fly-Zone!)
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Dr. Thomas de Maiziére, Bundesminister der Ver-
teidigung:
In Bezug auf die No-fly-Zone.

Omid Nouripour (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Ich habe Sie gerade so verstanden, dass die Tiirkei in
ihrer Request ausschliefBt, dass es eine No-fly-Zone mit
den Mitteln der NATO geben wird.

Dr. Thomas de Maiziére, Bundesminister der Ver-
teidigung:
Ja.

Omid Nouripour (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Mich treibt am meisten die Frage um, ob wir Instru-
mente geben an Personen oder Gruppen auf der anderen
Seite der Grenze, die etwas davon hitten, wenn die
NATO Teil des Konflikts wére und damit das Gleichge-
wicht der Krifte aushebeln wiirde. Meine Frage ist:
Wenn Sie noch nicht genau sagen kdnnen — so war zu-
mindest mein Stand heute Morgen im Ausschuss —, wo
genau stationiert werden soll, wie kdnnen Sie das Szena-
rio, das Risiko, das ich gerade beschrieben habe, aus-
schlieBen?

Dr. Thomas de Maiziére, Bundesminister der Ver-
teidigung:

Zunéchst kann ich Thnen mitteilen, dass in der néchs-
ten Woche eine Besichtigung der Stationierungsorte
stattfinden wird. Wenn schon der Antrag darauf abzielt,
dass die Stationierung defensiv ist, wird von uns tech-
nisch, rechtlich und politisch, faktisch auch genau so ge-
handelt. In der Antwort werden wir das genau so nieder-
legen.

Man kann in Sorge weiter herumsuchen. Am Wo-
chenende wurden verstdndlicherweise Debatten gefiihrt.
Heute wurde der Antrag in aller Klarheit vorgelegt. Da-
durch sind, glaube ich, sdmtliche moglichen kritischen
Anmerkungen gegeniiber dieser Operation erledigt.
Trotzdem kann man ihn ablehnen. Trotzdem kann man
kritische Fragen stellen. Aber ob damit dieses oder jenes
gemeint sein konnte, alles, was in den vergangenen Ta-
gen diskutiert wurde, ist negativ beantwortet, und das ist
gut so.

Ich will ein Wort zu AWACS sagen, weil das heute
Morgen eine Rolle spielte. Ich kann fiir die Bundesregie-
rung sagen, dass eine zusdtzliche Verlegung von
AWACS zu diesem Zweck nicht beantragt, nicht beab-
sichtigt ist und auch nicht stattfindet. Das ist ein klarer
Punkt. Dass das, was ohnehin im Rahmen der NATO
routinemifig — ,,routinely” wird es in diesem Antrag
heiBBen — da ist, selbstverstidndlich weiterhin genutzt wer-
den kann, das versteht sich, glaube ich, von selbst. Das
wird auch der Fall sein. Wenn Sie den Antrag im Einzel-
nen lesen, werden Sie das genau bewerten konnen. Wir
werden im Ausschuss sicher noch dariiber beraten.

Lassen Sie mich noch einmal unterstreichen — Herr
Westerwelle hat es vorhin gesagt —: Wir sind entschlos-
sen, den Antrag positiv zu beantworten und ihn, wenn

die Voraussetzungen vorliegen, auch schnellstmdglich
positiv zu bescheiden.

Das bedeutet auch — damit komme ich zur Mandats-
pflicht —, dass wir in der Bundesregierung so schnell wie
moglich ein Mandat dazu erarbeiten und dem Deutschen
Bundestag vorlegen werden. Ich mdchte allerdings den
Deutschen Bundestag bitten, das so zu beraten — wir ge-
ben uns alle Miihe, was die zeitlichen Abldufe angeht —,
dass wir spétestens in der Dezembersitzung in zweiter
Lesung ein Ergebnis haben. Das wire, glaube ich, ange-
messen.

Ich will noch etwas zur Mandatspflicht sagen, weil
wir ein paar Tage mit der Entscheidung zu dieser Frage
gewartet haben. Ich will Thnen kurz mein Motiv dazu of-
fenlegen. Es kann nicht sein, dass man — das habe ich
schon heute Morgen im Ausschuss gesagt — die Frage
der Mandatspflicht nach politischer Opportunitdt ent-
scheidet: Da passt es mal; dann sind wir fiir Mandats-
pflicht. Da passt es mal nicht; dann machen wir es mal
lieber nicht. Wir definieren das so, wie es gerade poli-
tisch passt. — Das wollen wir nicht. Deswegen musste ein
bisschen klarer sein, worum es geht.

Man konnte durchaus argumentieren, dass eine rein
defensive MaBinahme, von der wir iiberzeugt sind, dass
sie die Gefahr einer Eskalation vermindert und nicht er-
hoht, gerade deswegen die Mandatspflicht nicht begriin-
det, weil sie die Einbeziehung in militdrische Auseinan-
dersetzungen vielleicht unwahrscheinlicher macht. Aber:
Es kommt hier nach der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts sehr stark auf die zeitliche und inhaltli-
che Nihe sowie auch auf die Einsatzart an. Danach ist es
vollig eindeutig — nach meiner Uberzeugung; das ist die
Uberzeugung der Bundesregierung —, dass dieser Vor-
gang ein Mandat erfordert. Deswegen wird es ein Mandat
geben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich wollte nur einmal begriinden, wo im Einzelnen die
Argumentationslinie verlauft.

So weit zur Tiirkei. Ich hoffe sehr, dass wir nach einer
ruhigen Debatte dazu auch zu einer gemeinsamen Auf-
fassung kommen. Bei allen Fraktionen moéchte ich sehr
dafiir werben, dass wir durch &ffentliche AuBerungen
—ich sage es einmal ganz schnorkellos — die SPD und
die Griinen nicht auf friihere AuBerungen festnageln,
sondern vollige Freiheit und Offenheit haben. Ich
mochte dafiir werben, dass die SPD und die Griinen im
Lichte der jetzigen Entwicklung dem Antrag im Ergeb-
nis zustimmen.

Lassen Sie mich zum Schluss noch ein Wort zu Af-
ghanistan sagen. Wir werden dariiber ausfiihrlich debat-
tieren. Die Bundesregierung wird ein neues Mandat be-
schlieBen. Das Mandat wird — mit Blick auf die
Regierungsneubildung; es gibt auch einige taktische und
fachliche Griinde, die dafiir sprechen — eine etwas lan-
gere Laufzeit — 13 Monate — haben. Wir haben dieses
Mandat gemeinsam erarbeitet. Wir haben es auch kon-
sentiert. Wir sind der Uberzeugung, dass dieses Mandat
international passfahig, militdrisch lageorientiert und
politisch verantwortbar ist.
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International haben wir gesagt: together in, together
out. Zusammen sind wir nach Afghanistan hineingegan-
gen; wir gehen auch zusammen heraus. Das ist die inter-
nationale Botschaft. Bisher ist es — jedenfalls {iberwie-
gend — gelungen, das auch national so zu sehen. Ich
hoffe sehr, dass es dabei bleibt. Das ist im Interesse der
Soldaten.

Nach alledem bitte ich im Interesse der Bundeswehr
um eine breite Zustimmung zu diesem Haushalt.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Rainer Arnold fiir die SPD-
Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Rainer Arnold (SPD):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen!
Wenn es um die Parlamentsarmee geht, bedeutet das
mehr, als hier gelegentlich bei Entsendeentscheidungen
Ja oder Nein zu sagen. Es ist eine besondere Verantwor-
tung, die alle Abgeordneten im Deutschen Bundestag tra-
gen. Dies wissen wir, und diese Verantwortung nehmen
wir auch als Oppositionspartei wahr. Deshalb brauchen
wir diesbeziiglich auch keine Belehrungen von Herrn
Mififelder und vom Kollegen Schockenhoff.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Diese Verantwortung bedingt aber auch, dass die Re-
gierung ihren Informationspflichten gegeniiber dem Par-
lament nachkommt. Herr Minister, bei Patriot haben Sie
das eben nicht getan. Wenn Sie zuerst mit der Presse re-
den und wir das dann aus der Zeitung erfahren, haben
Sie unserem eigentlich gemeinsamen Anliegen, eine
gute Debatte zu fithren, wirklich keinen Gefallen getan.

(Beifall bei der SPD)

Heute friith hat der Bundestag seine Rechte deutlich
eingefordert. Die Debatte war hilfreich. Das, was Sie
jetzt erklart haben, ist ndtig und hilfreich, vor allen Din-
gen auch die Absicht der Tiirkei, schriftlich zu fixieren,
dass diese Raketensysteme keinesfalls eine Verdnderung
ihrer — das muss man sagen — bisher sehr verantwor-
tungsvollen Politik an dieser schwierigen Grenzsituation
herbeifiihren werden.

Herr Minister, wenn Sie jetzt auch noch sagen wiir-
den, dass nicht die Deutschen allein, sondern auch noch
andere Partner, die Patriot-Raketen haben, mit beteiligt
sind, und Sie, Herr Minister, sich am Ende — vielleicht
auch, wenn es um AWACS geht — das Urteil des Verfas-
sungsgerichts aus dem Jahr 2008 einmal genau an-
schauen und auch hier eine Lernkurve haben und fest-
stellen, dass man AWACS mit mandatieren muss, wird
meine Fraktion, glaube ich, vor dem Hintergrund der
Biindnisloyalitit iiber diesen Einsatz verantwortungsvoll
diskutieren und dann verantwortungsvoll entscheiden.

Sie haben heute {iberhaupt nicht iiber die Reform ge-
sprochen. Ich glaube, wir miissen trotzdem dariiber re-

den, und zwar vor dem Hintergrund der Tiirkei-Debatte,
der Mali-Debatte und vor dem Hintergrund der Tatsache,
dass 16 UNO-Missionen in der Welt dringend techni-
sche, infrastrukturelle und logistische Unterstiitzung von
den Industriestaaten benétigen. Die Debatte der jiingsten
Monate zeigt doch, Herr Minister, dass Sozialdemokra-
ten mit ihrer Einschitzung recht hatten, dass die zukiinf-
tigen Einsétze der Bundeswehr eher nicht wie der Afgha-
nistan-Einsatz aussehen werden, sondern es in Zukunft
viele kleine Einsétze geben wird, bei denen es um infra-
strukturelle und logistische Unterstlitzung geht. Herr
Minister, die Reform bildet diese zukiinftigen Anforde-
rungen nicht ausreichend ab. Wir haben die Debatte
,,Breite vor Tiefe* schon oft gefiihrt.

Es bleibt richtig, dass man angesichts der verdnderten
Welt andere Prioritdten setzen miisste. Doch was machen
Sie? Wir diskutieren iiber den Einsatz von Patriot-Rake-
ten. In Wirklichkeit wird diese Fahigkeit aber halbiert.
Das ist ein Schmuckstiick, iiber das nur drei Linder in
der NATO verfiigen. Wir diskutieren iiber Hubschrauber.
Und was machen Sie? Statt ein paar in den Siidsudan zu
schicken, werden die Hubschrauberfihigkeiten redu-
ziert. Wir reduzieren auch logistische Fahigkeiten, die
wir in Mali gebrauchen kdnnten.

Herr Minister, Sie haben auf der Kommandeurtagung
die Weizsiacker-Kommission zitiert: Die Bundeswehr ist
zu grof3, sie ist falsch zusammengesetzt, sie ist unmo-
dern. — Ja, sie ist zu groB. Sie wird jetzt kleiner. Aber Sie
reduzieren die Bundeswehr mit dem Rasenmiher, wo
der Rasentrimmer angesagt wire. Die Truppe ist falsch
aufgestellt, falsch strukturiert. Sie bleibt aber falsch auf-
gestellt, weil Sie alles nur reduzieren, aber die Verhélt-
nisse nicht dndern. Es wurde auch gesagt, die Truppe sei
unmodern. Ich glaube, die Truppe ist nicht unmodern.
Fakt ist aber: Der Etat fiir Investitionen ist in diesem
Jahr so gering wie nie. Damit schafft man keine moder-
nen Streitkréfte.

(Beifall bei der SPD)

Herr Minister, mich wundert, dass Sie entgegen [hrem
eigentlichen Politikstil angefangen haben, Thre Reform
kommunikativ ein bisschen zu iiberhohen. Sie reden
nicht mehr von einer Reform oder einer Transformation.
Sie reden von einer Neuausrichtung, als ob man das Rad
neu erfinden wiirde. Wahr ist doch: Es gibt neue Struktu-
ren im Ministerium und in den nachgeordneten Behor-
den. Das ist in Ordnung. Das kann man so machen. Bei
der Truppe selbst ist aber iiberhaupt nichts Neues ange-
kommen. Es kommt nur weniger an, aber nichts Neues.
Das heilit, diese Reform ist konzeptionell nicht auf der
Hohe der Zeit.

Was genauso schlimm ist, Herr Minister: Sie ist auch
handwerklich zumindest in Teilen sehr schlecht. Das ist
dann besonders schlimm, wenn Menschen bei der Bun-
deswehr vom schlechten Handwerk betroffen sind. Sie
erzdhlen, die Reform sei erfolgreich. Herr Minister, die
Reform ist so erfolgreich, dass die aktiven Soldaten er-
klaren, dass sie ihren Kindern eigentlich nicht mehr
empfehlen konnen, den Soldatenberuf zu wihlen.

(Ingo Gadechens [CDU/CSU]: Jetzt sagen Sie
einmal etwas zum Haushalt!)
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Die schlechte Stimmung in der Truppe hat auch etwas
mit Unsicherheiten zu tun; Herr Minister, da haben Sie
recht. An der Spitze des Hauses haben Sie die Erwartung
geweckt, dass im Herbst dieses Jahres alle Soldatinnen
und Soldaten Klarheit iiber ihre Zukunft bekommen
wiirden. Das ist aber nicht der Fall. Dies zerstort Ver-
trauen. Dabei ist Vertrauen der Soldatinnen und Soldaten
die wichtigste Basis, die die Politik schiitzen muss.

Herr Minister, Sie haben ein Attraktivititsprogramm
geschrieben, aber am Ende wird nur ein Drittel davon
umgesetzt. Das Schlimmste ist, dass Sie gerade dort, wo
es besonders wichtig ist — es geht um die bessere Verein-
barkeit des Soldatenberufs mit der Familie —, nur das
Tiirschild austauschen. Sie schreiben statt ,Biiro XY*
,,Familienzimmer* oder ,,Mutter-Kind-Zimmer* darauf.
Wenn man sich die Sache genau anschaut, stellt man
fest, dass eine junge Mutter, die nicht von Bayern nach
Norddeutschland versetzt werden kann — ich habe viele
solche Fille auf dem Schreibtisch —, einen kaltherzigen
Bescheid bekommt, der besagt, dass familidre Belange
nicht interessieren und sie ihrem Truppenteil folgen
muss. Zivilbeschéftigte, die vor Jahren ihre Arbeitszeit
reduziert haben, weil sie kleine Kinder hatten, und jetzt,
da die Kinder groB} sind, wieder mehr arbeiten wollen,
erhalten allesamt eine Absage: Sie kdnnen ihre Arbeits-
zeit nicht mehr erhdhen. Das ist genau das Gegenteil von
einer besseren Vereinbarkeit von Beruf und Familie.

(Beifall bei der SPD)

Die Zivilbeschaftigten bestrafen Sie sowieso mehr-
fach. Sie reduzieren ihre Zahl ohne entsprechende Auf-
gabenkritik. Sie verschieben einen Teil zu anderen
Ressorts und nehmen den Zivilbeschiftigten die Freiheit
—eines der wenigen Attraktivitidtsmittel — zwischen
Trennungsgeld und Umzugsgeld zu wéhlen. Am
schlimmsten ist: Sie nehmen deren Sorgen nicht ernst
und sagen nicht ehrlich, dass einige Hundert Zivilbe-
schiftigte nachher unter einen anderen Tarifvertrag fal-
len, der moglicherweise eine Abqualifizierung um zwei
Stufen zur Folge hat. Wie Sie das heilen wollen, sagen
Sie nicht. Aber den Vertrag mit den anderen Ressorts ha-
ben Sie schon unterschrieben. So darf man mit Men-
schen bei der Bundeswehr nicht umgehen.

Dass Sie uns das nicht glauben, kann ich verstehen.
Wenn aber Thre eigenen Haushélter einen Antrag ein-
bringen, der deutlich macht, dass Sie bei der Verlagerung
des Personals nach dem Prinzip ,,linke Tasche, rechte Ta-
sche* verfahren, und in dem sie sagen, dass sie gegen
diese Verlagerung sind, dann sollten Sie, Herr Minister,
vielleicht doch einmal innehalten und priifen, ob bei die-
ser Reform alles richtig ist, und nicht starr an Vorgaben
festhalten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Herr Minister, wir appellieren an Sie: Justieren Sie
diese Reform nach! Machen Sie das bitte jetzt und nicht
erst dann, wenn sich die neuen Strukturen verfestigt ha-
ben. Die Soldaten machen sich viele Sorgen. Wenn die
Struktur nicht tragt — es gibt, wie wir wissen, Bereiche,
die nicht zukunftsfahig sind —, muss eine kommende
neue Regierung das sofort wieder angehen. Justieren Sie

jetzt nach, bevor sich eine falsche Struktur verfestigt!
Jetzt ist der richtige Zeitpunkt. Verzichten Sie auf die
Auslagerung von Zivilpersonal in andere Ressorts! War-
ten Sie zumindest so lange ab, bis der Bundesrechnungs-
hof klar sagt, ob diese Reform etwas bringt oder ob sie
— das sage ich Thnen voraus — mehr kostet.

Herr Minister, machen Sie noch eines: Lassen Sie die
Sorgen der Soldaten ein bisschen ndher an sich heran! Es
ist nicht so, dass die Spitze entscheidet und dann die
Nachgeordneten fiir die Umsetzung verantwortlich sind.
Lassen Sie die Probleme an sich heran, und zeigen Sie,
dass es sich wirklich um Thren Verantwortungsbereich
handelt und Sie da Verantwortung wahrnehmen.

Die Bundeswehr wirbt mit dem Satz — das ist ja Thr
Lieblingsslogan, Herr Minister, und es ist nicht schlecht,
an das Verantwortungsgefiihl von Biirgern und Soldaten
zu appellieren »Wir.Dienen.Deutschland.” Herr
Minister, ergénzen Sie diesen Slogan durch einen etwas
abgewandelten Slogan: ,,Wir.Dienen.Den Menschen bei
der Bundeswehr.” Das ist die Aufgabe der Ressortspitze.

Recht herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Petra Pau:

Fiir die FDP-Fraktion hat nun die Kollegin Elke Hoff
das Wort.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Elke Hoff (FDP):

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen!
Liebe Kollegen! Ich freue mich besonders iiber die grofie
Harmonie, die wieder einmal in der Debatte iiber den
Einzelplan 14 herrscht.

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Aber nicht
von uns! Wir nicht!)

Ich méchte mich als Verteidigungspolitikerin dem Dank
an die Kolleginnen und Kollegen aus dem Haushaltsaus-
schuss anschlieBen. Sie haben gemeinsam die Bundes-
wehr in schwieriger Zeit, in der der Einspardruck auf
alle Ressorts erheblich ist, in die Lage versetzt, in den
néchsten Jahren solide zu wirtschaften. Das ist vor dem
Hintergrund, dass die Mittel im Bundeshaushalt insge-
samt gesenkt wurden, eine Leistung, die auf das Konto
der Haushélter geht. Dafiir danken wir Thnen als Vertei-
digungspolitiker sehr herzlich.

Verehrter Kollege Arnold, Sie haben auf die Reform
abgestellt und an den Minister appelliert, die Sorgen der
Soldaten ndher an sich herankommen zu lassen. Erin-
nern wir uns daran, dass Thomas de Maizi€re seit seinem
Amtsantritt vor der Aufgabe steht, die Aussetzung der
Wehrpflicht, die Umsetzung der Bundeswehrreform, die
Umsetzung von Auslandseinsitzen und die Riickverle-
gung der Truppe aus Afghanistan zu managen. Ich
glaube, wir hitten uns keinen besseren Minister und
keine bessere Personlichkeit wiinschen kénnen, um all
diese Dinge auf den Weg zu bringen.
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Elke Hoff
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Es war auch verniinftig und klug, im Rahmen des Re-
formbegleitgesetzes eine Evaluation vorzusehen. Aber
eine Evaluation macht erst dann Sinn, wenn es einen
Zeitraum gibt, iber den man tatséchlich befinden kann.
Wir sollten der Reform schon eine gewisse Zeit geben,
damit sie greifen kann. Dann kdnnen wir gegebenenfalls
im Rahmen des Evaluationsauftrages Anderungen Rech-
nung tragen.

Ich mdchte an dieser Stelle auch auf die aktuellen Er-
eignisse eingehen, iiber die wir hier heute schon disku-
tiert haben. Eine ganz wesentliche Erkenntnis ist — das
ist selbstverstindlich — Die Welt wird nicht friedlicher.
Das Ende des Kalten Krieges fiihrt nicht sozusagen zum
Ende der Geschichte, was seinerzeit viele in einem
Uberschwang der Freude formuliert haben.

(Zuruf der Abg. Christine Buchholz [DIE
LINKE])

Vielmehr werden wir in Zukunft mit vielen kleinen Kon-
flikten konfrontiert werden, die Auswirkungen auf die
Stabilitdt von Regionen haben und durch die globale
Vernetzung auch auf uns. So wie viele Kollegen, die sich
haufig in diesen Krisenregionen bewegen, glaube auch
ich, dass gerade dort Anspriiche an die Bundesrepublik
Deutschland im Hinblick auf die Herstellung von Sicher-
heit gestellt werden. Man erwartet von uns eben nicht,
dass wir uns hinsetzen und die Hinde in den Schof} le-
gen, sondern man erwartet, dass wir mit den Instrumen-
ten, die uns zur Verfiigung stehen, dort in der Welt, wo
wir glauben, titig sein zu kdnnen und zu miissen — vor
allen Dingen auch im Rahmen des Biindnisses —, unse-
ren Beitrag leisten.

Es war insofern sehr klug und richtig, dass die Bun-
desregierung auf die Anfrage des tiirkischen Biindnis-
partners zur Entsendung von Patriots positiv reagiert hat.
Welchen Sinn hat ein Biindnis iiberhaupt, wenn nicht
den, dass ein Mitglied, das in eine Lage gerét, in der es
den Eindruck hat, dass seine Sicherheit gefédhrdet ist, an
die anderen Biindnispartner appellieren kann? Die jetzt
angeforderten Féhigkeiten hat die Tiirkei nicht, aber die
Amerikaner, die Niederldnder und die Deutschen haben
sie. Ich finde es sehr klug, dass die Biindnispartner, die
die Fahigkeit haben, dann auch in so einem Fall zusam-
menarbeiten.

Meine Hoffnung ist, dass wir endlich mit dem Mythos
beziiglich der Parlamentsbeteiligung aufriumen. Haufig
hort man die Frage: Kann sich ein Partner mit Parla-
mentsbeteiligung — das wird immer als Parlamentsvorbe-
halt bezeichnet — innerhalb eines Biindnisses iiberhaupt
an solchen Aktionen beteiligen? Selbstverstidndlich kann
er das. Ich glaube, dass die Haltung dieses Parlaments,
die hier in der Kiirze der Zeit dargestellt worden ist — mit
allen berechtigten Fragen, die zu beantworten sind —,
deutlich macht, dass wir unsere Verantwortung wahrneh-
men. Herr Minister, wenn die Bundesregierung jetzt zii-
gig ein tragfahiges Mandat formuliert, dieses auch kom-
muniziert und uns vorlegt, ist es nach meiner festen
Uberzeugung selbstverstindlich leistbar, dass dieses Par-

lament noch in diesem Jahr unter Beweis stellt, dass es
die Biindnisverpflichtung unseres Landes mittragt. Fiir
mich ist das tiberhaupt keine Frage.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Ich wiinsche mir dann aber auch, dass angesichts
moglicherweise wieder auftretender Konflikte in den
Verhandlungen — wir wiinschen uns natiirlich alle, dass
diese nicht mehr auftreten — vonseiten der Bundesregie-
rung proaktiv auf NATO-Ebene gesagt wird: Liebe
Freunde, eurem Eindruck, dass der Parlamentsvorbehalt
in der Bundesrepublik Deutschland zu einer Stérung der
Ablaufe im Biindnis fiihrt, widersprechen wir mit Vehe-
menz.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU, (.1.er SPD und des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN)

Wir kénnen bei den Truppenbesuchen, die wir ma-
chen, feststellen — das finde ich sehr gut; den Kollegen
geht es sicherlich genauso —, dass inzwischen viele Sol-
datinnen und Soldaten sagen: Gott sei Dank haben wir
diesen Parlamentsvorbehalt. Dadurch wissen wir und
unsere Familien zu Hause, dass wir, wenn wir in einen
Einsatz geschickt werden, eine breite politische Riicken-
deckung haben und nicht permanent Gegenstand politi-
scher Debatten sind. Ich wire als Regierung froh, wenn
die Debatte vorher gefiihrt wird und sich nicht im Nach-
hinein Uber einen Zeitraum von einem halben Jahr, ei-
nem oder mehreren Jahren hinzieht. Denn dann wissen
unsere Soldatinnen und Soldaten nicht, wer sie unter-
stiitzt. Wir fiihren die Debatte jetzt, also vorher, und riu-
men hoffentlich alle Fragen aus. Dann wissen unsere
Soldatinnen und Soldaten, dass sie mit der breiten Rii-
ckendeckung aller Verfassungsorgane dieses Landes in
ihren schwierigen Einsatz gehen.

Ich mochte an dieser Stelle im Namen meiner Frak-
tion — dies gilt aber wohl fiir uns alle — allen Soldatinnen
und Soldaten hochste Anerkennung fiir das ibermitteln,
was sie fir uns unter schwierigen Bedingungen, aber
auch, ich nenne es einmal so, im normalen Dienstbetrieb
— auch diese Kameradinnen und Kameraden sollten wir
nicht vergessen — leisten, und ihnen sagen, dass wir als
Parlament hinter ihnen stehen. Uber den Haushalt und
iiber die Parlamentsbeteiligung stellen wir unter Beweis,
dass sie sich auf die Parlamentarier in diesem Hause ver-
lassen konnen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und des Abg. Bernhard
Brinkmann [Hildesheim] [SPD])

Vizeprasidentin Petra Pau:

Fir die Fraktion Die Linke hat nun die Kollegin
Christine Buchholz das Wort.

(Beifall bei der LINKEN)
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Christine Buchholz (DIE LINKE):

Frau Prisidentin! Meine Damen und Herren! Ich
fiirchte, ich muss an dieser Stelle die traute Harmonie in
diesem Haus — von SPD bis FDP — etwas eintriiben.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN —
Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Endlich!

Das war schon lange fillig! — Dr. Rainer
Stinner [FDP]: Ach nein! Muss das denn
sein?)

Das betrifft sowohl die aktuelle Zuspitzung im tiirkisch-
syrischen Grenzkonflikt als auch die Kritik am soge-
nannten Verteidigungshaushalt. Uber 33 Milliarden Euro
sollen in einen Etat gesteckt werden, der eine global
agierende Interventionsarmee finanziert. Es geht nicht
um Verteidigung. Es geht darum, dass die Bundeswehr
in immer mehr Auslandseinsétze geschickt werden soll.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Kosovo, Afghanistan, Sudan, Somalia — die Liste wird
immer ldnger. Nun kommen auch noch der tiirkisch-syri-
sche Grenzkonflikt und Mali hinzu.

Zu Ersterem. Jetzt ist es amtlich: Die Bundesregie-
rung ist entschlossen, die Bundeswehr an die tiirkisch-
syrische Grenze zu verlegen. Sie behaupten, es geht um
die Verteidigung des NATO-Biindnispartners Tiirkei.

(Ernst-Reinhard Beck [Reutlingen] [CDU/
CSU]: Ja, worum denn sonst?)

Herr de Maiziére, Sie konnen doch nicht ignorieren, dass
die tiirkische Regierung eine eigene Agenda in dem
Grenzkonflikt verfolgt. Ankara fordert seit langem die
Einrichtung einer Flugverbotszone iiber Syrien. Sie be-
ziehen sich jetzt darauf, dass in der Anfrage davon nicht
die Rede ist. Aber natiirlich geht die Entwicklung weiter.
Was machen Sie, wenn die Entwicklung tatsdchlich wei-
tergeht und auf politischer Ebene die Flugverbotszone
umgesetzt werden sollte?

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Ja! — Elke
Hoff [FDP]: Nicht weitermachen!)

Das Ziel ist meines Erachtens klar: Die Erdogan-Re-
gierung will die NATO in eine militdrische Auseinander-
setzung mit hineinziehen. Mit der Stationierung der Pa-
triot-Raketen kommt sie dabei einen entscheidenden
Schritt voran. Es ist schlimm, dass die Bundesregierung
das auch noch unterstiitzen will.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie riskieren, dass Deutschland in einen Krieg hinein-
gezogen wird. Dabei gibt es doch erste Warnzeichen:
Das tiirkische Parlament hat Anfang Oktober dieses Jah-
res einer Gesetzesvorlage zugestimmt, die einen Einsatz
der Armee in Syrien ermdglicht. Die tiirkische Armee
hat 250 Panzer an die syrische Grenze verlegt. Die Zei-
tung Hiirriyet berichtet unter Berufung auf Militérkreise
— ich zitiere —

Die Planungen fiir eine mogliche Intervention im
Nachbarland laufen auf Hochtouren, ... die Uberle-
gungen sehen vor, einen Panzereinsatz durch Luft-
angriffe auf syrische Stellungen vorzubereiten.

Aber Sie, Herr de Maiziére, reden hier von Verteidigung.

Nein, meine Damen und Herren, die Stationierung der
Patriot-Raketen ist nicht geeignet, um Menschen in der
syrischen-tiirkischen Grenzregion vor Morserbeschuss
zu schiitzen. Sie ist auch keine Unterstiitzung fiir die sy-
rische Demokratiebewegung.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir sagen: Es gibt keine Biindnisverpflichtung zur
Unterstiitzung der tiirkischen Kriegsvorbereitungen. Da-
fiir diirfen kein Cent und kein Soldat bereitgestellt wer-
den.

(Beifall bei der LINKEN)

Unsere Solidaritdt gilt der syrischen Demokratiebewe-
gung und der tiirkischen Friedensbewegung.

(Beifall bei der LINKEN - Klaus-Peter
Willsch [CDU/CSU]: Aha! Und welcher
Gruppierung jetzt genau?)

Was in aller Welt soll die Bundeswehr in Mali? Die
Bundesregierung hat entschieden, die Entwicklungszu-
sammenarbeit mit Mali auszusetzen, nachdem die dort
gewidhlte Regierung im Marz dieses Jahres wegge-
putscht wurde. Aber nun soll die aus diesem Putsch her-
vorgegangene Regierung bei der militdrischen Riick-
eroberung der Tuareg-Gebiete unterstiitzt werden.

Die Tuareg-Rebellen bieten seit Monaten Verhandlun-
gen an. Aber anstatt darauf einzugehen, unterstiitzen EU
und Bundesregierung die abenteuerlichen Angriffspléne
der westafrikanischen Staatengemeinschaft ECOWAS.
Das kann nur zu einem fiirchterlichen und langwierigen
Krieg fithren, der noch mehr Leid und Zerstérung bringen
wird. Die Bundeswehr darf fiir solch einen Krieg nicht
zur Verfiigung stehen, weder als kimpfende Truppe noch
durch Entsendung von Ausbildern.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Bundesregierung verpulvert das Steuergeld der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer fiir eine Politik,
die deutsche Soldaten an immer mehr Fronten in dieser
Welt schickt. Fiir 2013 sind dafiir direkt tiber 1 Mil-
liarde Euro eingeplant. Aber indirekt sind die Kosten
noch viel héher.

Nehmen wir als Beispiel die Beschaffung des
A400M. Dieser Airbus hat nur einen Zweck: Er soll Sol-
daten und Material in alle Welt verfrachten. Im neuen
Haushalt schligt allein das mit 725 Millionen Euro zu
Buche. In den kommenden Jahren ist mit weiteren 7 Mil-
liarden Euro zu rechnen.

Es kann doch nicht angehen, dass Sie hier einen Fis-
kalpakt ,,durchstimmen®, der Deutschland und Europa
ein Kiirzungsdiktat aufzwingt, wenn es um Soziales
geht, dass aber fiir die Entsendung von Truppen Jahr um
Jahr immer neue Milliarden bereitstehen.

Holen Sie lieber die Soldaten aus Afghanistan und
den anderen Auslandseinsdtzen zuriick! Schicken Sie
keine weiteren Soldaten ins Ausland! Es gibt unzéhlige
Moglichkeiten, dieses Geld fiir soziale und humanitire
Zwecke in Afghanistan und anderen Léndern auszuge-
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Christine Buchholz

ben, beispielsweise fiir Fliichtlinge, die vor dem Biirger-
krieg in Syrien geflohen sind. Horen Sie aber endlich
auf, dieses Geld fiir das Militir zu verpulvern!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepréasidentin Petra Pau:
Fiir die Fraktion Biindnis 90/Die Griinen hat nun die
Kollegin Agnes Brugger das Wort.

Agnes Brugger (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Frau Prisidentin! Meine Damen und Herren! Herr
Minister, nein, es sind noch nicht alle Fragen beantwor-
tet,

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

weder nach der heutigen Sondersitzung des Verteidi-
gungsausschusses, die wir Griine beantragt haben, noch
nach Threm Beitrag in dieser Debatte. Sie haben einige
Fragen beantwortet; aber viele wichtige Fragen sind
noch offen. Man muss sich damit auseinandersetzen, be-
vor man eine Zusage gibt.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

So konnten Sie uns heute Morgen nicht erklaren, Herr
Minister, inwiefern ausgerechnet Patriot-Raketen, die
gegen Mittelstreckenraketen, aber auch gegen Flugzeuge
und Hubschrauber eingesetzt werden konnen, ein geeig-
netes Mittel darstellen sollen, um auf die Spannungen im
tirkisch-syrischen Grenzgebiet zu reagieren. Gegen den
Beschuss durch Morser — das ist das, was gerade pas-
siert — konnen sie ndmlich nichts ausrichten.

Sie konnten auch noch nichts dazu sagen, wo genau
die Patriot-Raketen und damit auch die Soldatinnen und
Soldaten der Bundeswehr stationiert werden sollen. Das
ist auch eine wichtige Frage.

AufBlerdem gibt es bisher auch keine Antwort darauf,
was denn passiert, wenn die NATO, zum Beispiel durch
einen Beschuss der Stellungen, in diesen bewaffneten
Konflikt hineingezogen wird.

(Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: Dann
schieBen wir zuriick! Ist doch klar!)

Sie konnen sich doch nicht einer offenen und ehrli-
chen Diskussion tiber das Eskalationsrisiko und iiber die
Gefahr, Konfliktpartei in einem schweren regionalen be-
waffneten Konflikt zu werden, verweigern.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Auch ich finde, dass wir die Tiirkei in dieser schwieri-
gen Situation unterstiitzen miissen. Meine Damen und
Herren von der Koalition, Sie reden von Biindnissolida-
ritat.

(Elke Hoff [FDP]: Das macht Herr Trittin
auch!)

Deshalb frage ich zuriick: Wo ist Thre Solidaritdt mit un-
seren Partnern, wenn es darum geht, zum Beispiel die
Winterprogramme der UN fiir die Fliichtlingslager in
den Nachbarstaaten zu finanzieren?

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wo ist Thre Solidaritit, wenn es darum geht, durch die
Aufnahme von Fliichtlingen aus Syrien in Deutschland
die Tiirkei zu entlasten?

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der
LINKEN - Henning Otte [CDU/CSUJ:
Machen wir doch!)

Da kann ich nur feststellen, dass Sie keine Ahnung da-
von haben, was Solidaritat und Verantwortung bedeuten.
Wir Griine wissen das sehr wohl. Wir haben hier im
Bundestag beantragt, dass Deutschland syrische Fliicht-
linge aufnimmt. Schwarz-Gelb hat das leider kaltherzig
abgelehnt.

(Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: Wir sind
doch nicht kaltherzig!)

Verantwortungslos, aber auch kopflos: das ist die
schwarz-gelbe Verteidigungs- und Sicherheitspolitik.
Unverantwortlich und kopflos: Das ist auch der Verteidi-
gungshaushalt. GroBle Teile des Geldes werden fiir un-
sinnige Projekte oder unsinnige Beschaffungen ausgege-
ben; der Kollege Lindner hat dazu schon einiges gesagt.
Damit meine ich in erster Linie gar nicht die Luftkissen-
fahrzeuge und die bundeswehreigene Sonnencreme, die
nicht nur in der heute-show fiir Lacher gesorgt haben.
Viele wichtige Fragen, die gerade im Reformprozess
eine Rolle spielen, wie zum Beispiel die Vereinbarkeit
von Familie und Dienst, packen Sie gar nicht erst an.
Falsche Schwerpunkte, falsche Entscheidungen in der
Sache, kaum Einsparungen — deshalb nenne ich Thren
Haushaltsentwurf plan- und kopflos.

Wenn Sie, Herr Minister de Maiziére, mit einem
zufriedenen Schmunzeln dem Verteidigungsausschuss
berichten, wie Sie im Rahmen der Haushaltsverhandlun-
gen bei Finanzminister Schiuble noch mehr Geld he-
rausschlagen konnten, dann muss ich sagen: Herr de
Maiziére, ich kann Thre Zufriedenheit nicht nachvollzie-
hen, nicht als Mitglied des Verteidigungsausschusses
und insbesondere nicht als junge Politikerin, deren Ge-
neration mit den finanziellen Entscheidungen von heute
noch lange wird leben miissen. Sie vergroBern heute den
Schuldenberg — wie mit dem gesamten Haushalt —; die
Zeche zahlen die jungen Menschen dann morgen. Das
nenne ich eine verantwortungslose Politik.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN —
Henning Otte [CDU/CSU]: Wer hat denn die
Schuldenbremse eingefiihrt?)

Gerade wenn man schaut, wofiir Sie das Geld ausge-
ben wollen, wird einem deutlich, dass Sie eindeutig Ver-
antwortungsgefiihl vermissen lassen. Das betrifft zum
Beispiel die Pline zum Kauf bewaffneter Drohnen fiir
die Bundeswehr. Ohne zu erkldren, wofiir genau sie
diese neuen Waffensysteme einsetzen will, holt die Bun-
desregierung schon einmal Angebote fiir die Beschaf-
fung waffenfahiger Kampfdrohnen ein. Der zunehmende
Einsatz solcher Systeme hat schwerwiegende Auswir-
kungen auf die Kriegsfiihrung. Dies zeigen nicht zuletzt
die Drohnen, die von den USA im Rahmen der Terroris-
musbekdmpfung zu gezielten Totungen eingesetzt wur-
den und deren Einsatz in den letzten Jahren zahlreiche
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Agnes Brugger

zivile Opfer gekostet hat. Nicht umsonst heilen diese
Drohnen tibersetzt ,,Raubtier” und ,,Sensenmann®.

Wir alle miissen uns doch die Frage stellen, ob der
Einsatz solch ferngesteuerter Systeme nicht dazu fiihrt,
dass die Hemmschwelle zum Einsatz militdrischer
Gewalt sinkt, und das sowohl bei politischen Entschei-
dungstragern als auch bei den Militdrs im FEinsatz.
Dariiber hinaus besteht beispielsweise auch die Gefahr
eines Riistungswettlaufs. Um genau diese Fragen zu prii-
fen und zu diskutieren, haben wir Griinen im April einen
Antrag eingebracht. Im Ausschuss haben Sie, meine Da-
men und Herren von der Koalition, diesen Antrag abge-
lehnt.

Es ist doch schockierend, wie Schwarz-Gelb aus dem
bloBen Drang, technologisch mithalten zu wollen, die
Risiken, die mit neuen Waffensystemen einhergehen
bzw. verbunden sein kénnen, konsequent ignoriert.

Fiir meine Fraktion kann ich Thnen sagen: Wir werden
nicht nachlassen, Thnen diese Diskussion abzuringen.
Denn ohne eine solche ehrliche ethische, friedenspoliti-
sche, volkerrechtliche und abriistungspolitische Debatte
kann es aus unserer Sicht auch keine Beschaffung sol-
cher Drohnen geben.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Deshalb: Horen Sie endlich auf mit dieser kopflosen
und verantwortungslosen Sicherheitspolitik, und fangen
Sie endlich an, Thre Sparversprechen mit Verantwortung
umzusetzen!

Vielen Dank.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN sowie
des Abg. Dr. h. c. Gernot Erler [SPD])

Vizeprasidentin Petra Pau:
Fiir die Unionsfraktion hat nun der Kollege Henning
Otte das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Henning Otte (CDU/CSU):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
In dieser Debatte um den Verteidigungshaushalt geht es
um Zahlen, aber eben nicht nur um Zahlen. Hier geht es
um Minner und Frauen, die oftmals einen schwierigen
und gefihrlichen Dienst fiir unser Land leisten. Thnen
gebiihren unsere ungeteilte Wertschitzung und unser
Dank, auch und insbesondere in der Phase der groflen
Verdnderungen im Rahmen der Neuausrichtung unserer
Bundeswehr. Man kann ja von der Linken sagen, was
man will. Aber dass die Leistungen unserer Soldatinnen
und Soldaten verunglimpft werden, ist nicht in Ordnung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP —
Zurufe von der LINKEN)

Die Neuausrichtung ist notwendig. Man kann tiber die
besten Mittel und Wege streiten. Das ist Ausdruck demo-
kratischer Kultur und kann im besten Fall zu einem
konstruktiven Miteinander fiihren. Schade nur, lieber
Kollege Arnold, dass Sie die Kritikpunkte, die Sie hier
in O6ffentlicher Sitzung mit Inbrunst vorgetragen haben,

nicht auch in der sachorientierten Sitzung des Verteidi-
gungsausschusses vorgetragen haben.

(Widerspruch des Abg. Rainer Arnold [SPD])

Diese Koalition hat in den letzten Jahren fiir die Ver-
sorgung und Ausstattung unserer Soldaten viel getan.
Liebe Kollegin Brugger, wenn wir von Ausstattung spre-
chen — wir sagen ja, wir haben Verantwortung fiir die
Ausstattung unserer Soldatinnen und Soldaten —, sehen
Sie dahinter offensichtlich nur ein Wettriisten. Das ist
genau der Unterschied zwischen uns beiden. Deswegen
ist es gut, dass wir die Verantwortung tragen.

Lassen Sie mich kurz bilanzieren, was wir in der
christlich-liberalen Koalition in dieser Legislaturperiode
bereits umsetzen konnten.

Vizeprasidentin Petra Pau:
Kollege Otte, gestatten Sie eine Frage oder Bemer-
kung der Kollegin Brugger?

Henning Otte (CDU/CSU):
Ja.

Agnes Brugger (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Vielen Dank, Frau Présidentin. — Vielen Dank, Herr
Kollege Otte, dass Sie meine Frage zulassen. Ich habe
im Vorfeld einer Beschaffung von Drohnen eine ehrliche
und kritische Debatte iiber die Auswirkungen gefordert,
die eine solche Beschaffung haben kann. Sie haben mir
gerade unterstellt, ich wiirde generell die Ausstattung
der Bundeswehr ablehnen.

Ich mochte Sie nur fragen, ob lhnen jenseits der
ganzen Versorgungsverbesserungsgesetze, die wir hier
gemeinsam beschlossen haben, bekannt ist, dass der An-
trag zur Verbesserung der Betreuungskommunikation fiir
die Soldatinnen und Soldaten im Einsatz, der sogenannte
Skype-Antrag, urspriinglich ein griiner Antrag war?

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Henning Otte (CDU/CSU):

Es gibt Dinge, die wir gemeinsam fiir unsere Solda-
tinnen und Soldaten beschlieBen. Dabei hat deren Wohl
Vorrang. Wir waren jiingst im Einsatz und haben uns
davon iiberzeugt, dass —

(Inge Hoger [DIE LINKE]: Waren Sie im Ein-
satz?)

—im Gebiet des Einsatzes; Frau Hoger, es wire vielleicht
auch fiir Sie ganz gut, einmal da hinzufahren — das eine
MaBnahme ist, die bei den Soldatinnen und Soldaten gut
ankommt. Von daher spricht nichts dagegen, wenn wir
hier gemeinsam entsprechende Entscheidungen treffen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Ich mo6chte zur Bilanz zuriickkommen:

Der Schutzstatus der Fahrzeuge ist dem Auftrag ange-
passt worden. Das Einsatzversorgungs-Verbesserungsge-
setz ist eine ganz wichtige MalBinahme. Wir werden in
der nichsten Sitzungswoche die notwendige ISAF-Man-
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datsverldngerung beschlieBen. Wir entsenden Soldatin-
nen und Soldaten in dem Wissen um ihre Pflichterfiil-
lung und ihre gefdhrlichen Einsétze.

Hinsichtlich der Fiirsorgepflicht und der sozialen
Verantwortung haben wir mit dem schon genannten
Einsatzversorgungs-Verbesserungsgesetz viel erreicht.
Wir konnten die Versorgung der im Dienst Geschédigten
sowie der Hinterbliebenen mafgeblich verbessern. Die
Wiedereinfiihrung des Weihnachtsgeldes und die Ge-
haltserhohung sind ganz wichtige Mallnahmen, die wir
in der christlich-liberalen Koalition durchgesetzt haben.

Mit der Verabschiedung des Bundeswehrreform-
Begleitgesetzes haben wir die Aufhebung der Hinzuver-
dienstgrenzen fiir Bundeswehrangehdrige und — ich sehe
den Kollegen Hochbaum — auch fiir diejenigen mit
NVA-Vordienstzeit aufgehoben. Das war eine wichtige
Note.

Das alles war ein wichtiger, von uns herbeigefiihrter
Paradigmenwechsel. Damit haben wir weiterhin Richti-
ges und Wichtiges auf den Weg gebracht.

Ich danke an dieser Stelle dem Ministerium und allen
voran Herrn Verteidigungsminister Dr. de Maizicre
sowie allen Kolleginnen und Kollegen dafiir, dass wir
dieses gemeinsam erreichen konnten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Ich bin zuversichtlich, dass wir auch die weiteren
Aufgaben gemeinsam bewiltigen werden. Die Verein-
barkeit von Dienst und Familie sehe ich dabei durchaus
als einen ganz wichtigen Punkt an — auch fiir die Zuftie-
denheit unserer Soldaten und zur Attraktivitétssteige-
rung.

Eine asymmetrische Sicherheitslage, eine entspre-
chende Einsatzrealitit, die Finanzierbarkeit und die
demografische Entwicklung: Das sind Faktoren, die
nicht nur eine Verdnderung unserer Bundeswehr, son-
dern auch eine Neuausrichtung erforderlich machen.
Diese Neuvausrichtung ist die richtige Antwort auf die si-
cherheitspolitischen Herausforderungen. Ich freue mich,
mit wie viel Interesse diese Neuausrichtung auch auf3er-
halb der Politik und der Streitkrifte wahrgenommen
wird.

Gerade auch im Hinblick auf den Haushalt ist die
Frage grundlegend, welches Fahigkeitsspektrum die
Bundeswehr vorhalten sollte. In den Verteidigungspoliti-
schen Richtlinien steht als Grundlage der Neuausrich-
tung der Grundsatz ,Breite vor Tiefe”. Das bedeutet,
dass unsere Streitkréfte ein moglichst breites Fahigkeits-
spektrum beherrschen sollen, um sowohl die politischen
wie auch die militdrischen Handlungsoptionen nutzen zu
konnen. Das wird durch den Einzelplan 14 und auch
durch die mittelfristige Finanzplanung abgebildet.

Wer die sicherheitspolitischen Entwicklungen auf-
merksam betrachtet, wird feststellen, dass die Aufgaben
offensichtlich nicht weniger werden. Gerade darum miis-
sen wir iiber bendtigte Féhigkeiten vor dem Hintergrund
unserer Verantwortung innerhalb unseres Biindnisses
sprechen. In der heutigen Zeit kann kein europdischer

Einzelstaat alle Fahigkeiten vollumfanglich wie bisher
vorhalten.

Die partnerschaftliche Zusammenarbeit, das Teilen
von Aufgaben und das Streben nach integrativen euro-
paischen Prozessen und internationalen Strukturen sind
grundlegende Aspekte im Miteinander einer guten
Biindnispolitik. Wie Biindnispolitik aussieht, erleben wir
hochaktuell. Die Frage ist: Soll Deutschland die Tiirkei
durch die Entsendung von Patriot-Abwehrraketen unter-
stiitzen? Erstens. Ein NATO-Partner bittet um Unterstiit-
zung. Zweitens. Wir haben diese Fahigkeiten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Opposition,
jeder Einsatz unserer Bundeswehr wird grundlegend dis-
kutiert und gepriift. Das ist fiir uns selbstverstdandlich.
Unversténdlich ist allerdings, wie man einerseits iibereilt
immer den vollstandigen Beitritt der Tiirkei in die EU
fordert und andererseits ebenso ibereilt, beinahe re-
flexartig, eine Unterstiitzung eben dieses Landes infrage
stellt. Entweder das passt nicht zusammen, oder dahinter
steht eine Doppelmoral.

(Dr. Tobias ~ Lindner ~ [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Oder ein Denkfehler! Das kann
auch sein!)

Deutschland, liebe Kolleginnen und Kollegen, bleibt
ein verlédsslicher Partner innerhalb unseres Biindnisses.
Ich bin Verteidigungsminister de Maiziére dankbar
dafiir, dass er an dieser Verlésslichkeit von Anfang an
keinen Zweifel gelassen hat, uns schon vor Eingang der
offiziellen Anfrage heute in der Sitzung des Verteidi-
gungsausschusses friihzeitig informiert

(Inge Hoger [DIE LINKE]: Das war das
Mindeste!)

und sehr deutlich dargestellt hat, dass es sich hier um ein
defensives Vorgehen handelt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Deutschland steht zu seiner Verantwortung und zu
seiner Bundeswehr. Der vorliegende Haushalt zeigt
diesen politischen Riickhalt fiir unsere Streitkrifte auf.
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion stimmt dem Einzel-
plan 14 daher selbstversténdlich zu.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Dr. Hans-Peter Bartels fiir
die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Hans-Peter Bartels (SPD):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Lassen Sie mich zum Ende dieser Debatte noch zwei Be-
merkungen machen, die eine zu einem haushaltspoliti-
schen Fachthema und die andere zur Debattenpolitik des
Verteidigungsministers.

Als Fachthema kann man sich ein Thema aussuchen;
ich habe mich fiir die Beschaffung der Hubschrauber fiir
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unsere Bundeswehr entschieden. Seit 1990 planen wir
die Einfiihrung des Marinehubschraubers MH-90. Dabei
haben wir die unterschiedlichsten Phasen der Nichtbe-
schaffung dieses Hubschraubers unter verschiedensten
Regierungen erlebt. Auch Sozialdemokraten waren be-
teiligt, aber die drei Verteidigungsminister der letzten
sieben Jahre gehorten einer anderen Fraktion an. Wir
warten immer noch auf die ersten einsatzfihigen Hub-
schrauber.

(Ingo Gédechens [CDU/CSU]: Ich bin schon
mit einem geflogen!)

— Wunderbar. Also einen hilt er aus.

(Dr. Reinhard Brandl [CDU/CSU]: Und was
fiir einen!)

Jetzt ist nach Jahren der Verschiebung, Verdnderung,
Streckung beschlossen worden, nicht mehr 122, sondern
nur noch 80 Hubschrauber anzuschaffen. Ich habe ein-
mal nachgefragt, wie jetzt der Sachstand ist. Die Ant-
wort des Staatssekretdrs Beemelmans: Es wird weiterhin
intensiv an einer flir beide Seiten akzeptablen Ldsung
gearbeitet. — Auch das kommt nicht voran. Eigentlich
kommt da gar nichts voran.

Wir sind im Ubrigen der Meinung: Wir brauchen eher
mehr als weniger Hubschrauber, also keine Reduzie-
rung. Wir brauchen Hubschrauber, um die regionalen
Biindnisse, die wir stdrken wollen, besser unterstiitzen
zu konnen. Hier soll nicht systematisch reduziert wer-
den, wie das bei dem Rest der Bundeswehr gemacht
wird, sondern es miissen Schwerpunkte gesetzt werden.

Fiir die Anschaffung des Kampfhubschraubers Tiger
gilt Ahnliches. Deren Zahl soll von 80 auf 40 reduziert
werden. Die Antwort ist die gleiche. Auch da gibt es
noch keine Losung. Wir sind allerdings damit einver-
standen, dass hier die Anzahl reduziert wird. Wir brau-
chen nicht mehr ganz so viele Kampthubschrauber wie
zu der Zeit der Bedrohung durch Panzer.

Noch eines zu den Einsdtzen in Afghanistan, die jetzt
geplant werden. Es macht Freude, die Antworten des
Staatssekretérs Beemelmans zu lesen. Frage: Wie oft ist
der Einsatz in Afghanistan verschoben worden? Ant-
wort: Fiir den UH-Tiger wurden die Planungen zweimal
verschoben. Fiir den MH-90 ist der Einsatz insgesamt
dreimal verschoben worden. — Auch die jiingere Ge-
schichte ist, was die Hubschrauber angeht, also keine Er-
folgsgeschichte. Sie miissen sich da besonders anstren-
gen. Sie sind nicht der Erste, der sich anstrengen muss,
aber vielleicht erreichen Sie wirklich ein Ergebnis hin-
sichtlich des Einsatzes in Afghanistan im néchsten Jahr.

Der MH-90 ist der Ersatz fiir ,,Sea King“ und ,,Sea
Lynx“, ein Marinehubschrauber, welchen Musters auch
immer. Die erste Auslieferung war einmal fiir 1999 ge-
plant, dann fiir 2011, dann fiir 2015. Im Moment gibt es
noch kein neues Datum, weil es keinen Vertrag gibt. Bis
heute gibt es keinen Beschaffungsvertrag fiir einen
neuen Marinehubschrauber. So konnen Sie mit den An-
forderungen unserer — zugegeben — kleinsten, aber nicht
unwichtigsten Teilstreitkaft nicht umgehen.

Ich habe Thnen einmal ein wunderschones Foto mit-
gebracht, das in einer regionalen Tageszeitung zu sehen
war. Darauf sehen Sie fiinf ,,Sea-King“-Hubschrauber,
nicht flugfahig, auf einem Ponton, der auch nicht von
selbst fahrt, gezogen von einem Schlepper durch den
Nord-Ostsee-Kanal bei der Verlegung von Kiel nach
Nordholz. Das soll nicht die Zukunft der Marine oder
der Hubschrauberei werden.

(Dr. Reinhard Brandl [CDU/CSU]: Das
stimmt!)

Aber es ist ein Sinnbild dafiir, dass hier etwas nicht funk-
tioniert. Reformieren Sie das Beschaffungswesen so,
dass die Maschinen zulaufen. Dies ist alles schon lange
geplant und muss jetzt kommen.

(Inge Hoger [DIE LINKE]: Braucht es aber
nicht!)

Beziiglich des leichten Unterstiitzungshubschraubers
haben wir im Verteidigungsausschuss relativ einhellig
beschlossen: Wir wollen ihn haben. Dafiir ist im Vertei-
digungshaushalt fiir ndchstes Jahr Geld eingestellt. Jetzt
bin ich gespannt, ob Sie das hinbekommen. Der Be-
schluss ist da, das Geld ist da, jetzt miissen Sie ihn
néchstes Jahr beschaffen. Versuchen Sie das einmal!

Meine zweite Bemerkung bezieht sich auf die Debat-
tenpolitik. Wir haben in der Frankfurter Rundschau in
einem Aufsatz vom Verteidigungsminister gelesen, dass
er sich Gedanken dariiber macht, wie die Debatte zu
Auslandseinsdtzen in Deutschland befeuert werden
kann. Er schreibt zu den Auslandseinsétzen:

Welche Uberzeugungen leiten uns Deutsche dabei?
Welche Anspriiche stellen wir dabei an uns selbst?
Diskussionen? Fehlanzeige!

Nun gibt es eine Diskussion, die der Verteidigungs-
minister selbst angesto3en hat: Das ist die {iber Vetera-
nen. Da bin ich nicht so ganz sicher, dass das die Diskus-
sion ist, die wir in Deutschland am dringendsten zu
fithren haben. Es soll auch eine Studie des Sozialwissen-
schaftlichen Instituts der Bundeswehr geben, die besagt:
Das ist in Deutschland nicht von zentralem Interesse. Ich
glaube, auch die Soldaten, die aus einem Einsatz zuriick-
gekehrt sind, interessiert nicht, ob man sie als Veteranen
bezeichnet. Das ist fiir einen 34-jdhrigen Industriemeis-
ter, der als Hauptfeldwebel in Afghanistan im Einsatz
war, sicherlich nicht der richtige Begriff, um sich damit
identifizieren zu konnen. Sie konnen diese Debatte gerne
zu einem guten Ende bringen, aber es ist nicht die wich-
tigste Debatte, die wir zu fithren haben.

Wir sollten vielmehr eine andere Debatte fithren — ich
bin auch dankbar dafiir, dass das schon zweimal ange-
klungen ist —, aber wir miissten sie separat fithren. Sie
betrifft das, was Frau Bundeskanzlerin bei der Bundes-
wehrtagung in Strausberg auf den Punkt gebracht hat —
ich zitiere —:

Um aber unsere sicherheitspolitischen Ziele erfolg-
reich verfolgen zu kénnen, sind wir als EU oder als
NATO-Partner auch darauf angewiesen, dass in Zu-
kunft auch andere Linder — insbesondere die, die
wirtschaftspolitisch an Bedeutung gewinnen — Ver-
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antwortung libernechmen. Das sage ich ganz beson-
ders im Hinblick auf Schwellenlidnder.

Sie fiigt dann hinzu:

Oftmals reicht es aber nicht, neue Partner nur zu er-
mutigen. Vielmehr geht es auch um Ertiichtigung.
Ertiichtigung setzt bereits bei guter Regierungsfiih-
rung an. Sie kann ebenso Ausbildung wie auch Un-
terstlitzung bei der Ausriistung bedeuten.

Das sind bedeutungsschwere Ankiindigungen. Es ist
sozusagen eine Art Paradigmenwechsel in der Sicher-
heitspolitik der Bundesrepublik Deutschland. Da geht es
nicht mehr um Biindnisse, sondern um einzelne Lénder
in anderen Regionen, in denen wir nicht selbst sicher-
heitspolitische Verantwortung {ibernehmen wollen. Das
ist vielleicht keine Erfindung dieser Regierung, sondern
wir haben schon bei dem von Rot-Griin beschlossenen
Einsatz in Osttimor festgestellt, dass es nicht immer
sinnvoll ist, dass Deutschland sich iiberall auf der Welt
militdrisch engagiert.

Sicherlich sollten wir Partner haben, aber wir miissen
auch die Debatte fithren, welche Partner wir haben wol-
len und welche Unterstiitzung wir ihnen geben wollen.
Ausriistungsunterstiitzung ist sicherlich nicht das Erste,
was einem dazu einfidllt. Vielleicht fangen wir besser mit
politischer Unterstiitzung an und kommen dann zur Aus-
bildungsunterstiitzung, Herr Minister. Jetzt haben Sie
noch die Chance, bei der Bundeswehrreform nachzu-
steuern und die Schulkapazititen der Bundeswehr nicht
ganz so stark zu reduzieren. Statt sie nur auf den eigenen
Bedarf zu reduzieren, sollten Sie eher zusitzliche Kapa-
zitdten flir internationale Lehrgénge schaffen.

Wenn Sie diese Politik machen wollen, brauchen Sie
Ausbildungskapazititen — vielleicht auch in Mali, aber
zundchst einmal bei uns in Deutschland. Das kann man
systematisch tun, wenn man eine solche Politik verfol-
gen will.

Riistungsexporte in Linder, die fiir uns bisher nicht
infrage gekommen sind, fallen uns nicht an erster Stelle
ein. Natiirlich ist Indien fiir uns ein Partner in diesem
Bereich. Das ist richtig. Ob das auch fiir Indonesien gilt,
wire diskussionswiirdig. Saudi-Arabien ist es ganz si-
cher nicht, Herr Minister. Diese Diskussion miissen wir
fiihren.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Agnes
Brugger [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN])

Vizeprasidentin Petra Pau:

Fiir die Unionsfraktion hat der Kollege Dr. Reinhard
Brandl das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dr. Reinhard Brandl (CDU/CSU):

Frau Présidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Auch ich bin ein junger Abgeordneter, und weil
Frau Kollegin Brugger das Thema Generationengerech-

tigkeit angesprochen hat, mochte auch ich etwas dazu
sagen.

Als ich vor drei Jahren die erste Haushaltsdebatte mit-
gemacht habe, lag der letzte Haushalt der Groflen Koali-
tion mit 80 Milliarden Euro Neuverschuldung vor.

(Dr. Tobias ~ Lindner [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Die CDU/CSU war aber auch in
der Grofien Koalition!)

Jetzt sind wir bei 17 Milliarden Euro, mit der schwarzen
Null in Sichtweite. Das sind immer noch 17 Milliarden
Euro zu viel, Frau Brugger. Aber der Schritt von 80 Mil-
liarden auf 17 Milliarden Euro ist schon eine Riesenleis-
tung dieser christlich-liberalen Koalition.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP —
Bernhard Brinkmann [Hildesheim] [SPD]: Es
ist ja nicht so, dass Sie bei den 80 nicht dabei
waren!)

— Ich habe bewusst gesagt: GroBle Koalition. Nichtsdes-
totrotz: Ich bin 2009 gewé&hlt worden. Das war keine ein-
fache Zeit, so einem Haushalt zustimmen zu miissen.

(Bernhard Brinkmann [Hildesheim] [SPD]:
»Wir waren dabei, das klingt einfacher! Das
kann auch jeder verstehen!)

— Ich gebe zu: Die CDU/CSU war mit dabei, angesichts
der schweren Situation. Aber ich rede jetzt als junger
Abgeordneter, der 2009 gewéhlt wurde. Uns ist dieser
Schritt gelungen, ohne dass wir irgendetwas kaputtge-
spart haben.

Nehmen wir einmal den Verteidigungshaushalt. Wir
haben die Bundeswehr in den letzten Jahren verkleinert
und die frei werdenden Ressourcen nicht nur genutzt,
um zu sparen, sondern auch dafiir, die Truppe strukturell
besser aufzustellen und den Dienst fiir die Soldaten at-
traktiver zu machen.

Zum Thema AttraktivitditsmaBinahmen hat Herr
Arnold von der SPD dankenswerterweise im Oktober
eine schriftliche Anfrage an die Bundesregierung ge-
stellt. Das BMVg hat dann auf 20 Seiten ausfiihrlich ge-
antwortet und insgesamt 46 Einzelmafinahmen aufge-
fiihrt, die bereits umgesetzt sind oder kurz vor der
Umsetzung stehen. Da geht es um soziale MaBBnahmen,
materielle Verbesserungen, Verbesserungen der Aus-
und Fortbildung, Offentlichkeitsarbeit und Nachwuchs-
werbung. Man kann sagen: In diesem Bereich passiert
wirklich viel im Sinne unserer Soldatinnen und Solda-
ten, und das ist auch gut so.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Bei den Strukturen ist das Leitmotiv ,,Breite vor
Tiefe“. Herr Lindner, Sie haben das vorhin kritisch hin-
terfragt, und das wurde auch von der SPD in der Vergan-
genheit immer wieder kritisch betrachtet, freilich ohne
dass benannt wiirde, an welcher Stelle wir denn Fahig-
keiten einsparen sollen,

(Agnes Brugger [BUNDNIS 90/DIE GRUNENT:
Zum Beispiel nukleare Streitkréfte!)
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damit wir uns an anderen Stellen — Stichwort Tiefe —
mehr spezialisieren kdnnen. Ich stimme Herrn Arnold in
dem Punkt zu, dass eine Fahigkeit, fiir die sich Tiefe an-
bieten wiirde, die Raketenabwehr ist. Das ist eine Fahig-
keit, iiber die fast nur Deutschland verfiigt. Nur die Nie-
derlande und — auferhalb von Europa — die USA haben
ebenfalls solche Fahigkeiten.

Wir haben in den vergangenen Jahren immer wieder
iiber die Frage debattiert, warum wir {iberhaupt ein Ra-
ketenabwehrsystem brauchen und wer uns denn angrei-
fen solle. Es wurde gesagt, das sei viel zu teuer. Damals
gab es kein Einsatzszenario. Jetzt ist ein solches Szena-
rio da, und wir brauchen diese Fahigkeit. Wir brauchen
sie aber nicht flir uns selbst, sondern fiir einen unserer
Partner im Biindnis. Jetzt bestiinde doch eigentlich eine
gute Chance, Kooperation im Biindnis praktisch zu le-
ben. Was passiert aber plotzlich bei uns? Diejenigen, die
vorher noch mehr Kooperation und eine weitere Vertie-
fung der europdischen Sicherheitspolitik gefordert ha-
ben, eiern herum und fragen: Ist die Tiirkei aus deutscher
Perspektive gentligend bedroht, sodass sie die Patriot-Ra-
keten wirklich braucht, oder ist sie es nicht?

Eine Bedrohungslage kann man natiirlich je nach Per-
spektive immer unterschiedlich einschitzen. Es weil3
keiner genau, wie sich ein solcher Konflikt weiterentwi-
ckeln wird.

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Eben!)

Aber entscheidend ist in diesem Fall gar nicht einmal,
wie wir die Bedrohungslage einschitzen, sondern ent-
scheidend ist vor allem, wie der Biindnispartner das
sieht, der sich bedroht fiihlt und uns deswegen um Hilfe
bittet.

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Das steht
aber nicht im NATO-Vertrag!)

Es mag sein, dass Sie als Opposition sich nicht recht-
zeitig und vollstdndig informiert fiithlen, aber das ist eine
innenpolitische Frage. Das auflenpolitische Signal, das
Sie senden, indem Sie zuerst einmal Nein und dann
,vielleicht™ sagen, ist im Hinblick auf eine vertiefte Ko-
operation fatal. Was soll denn der Partner von uns den-
ken, der die offentliche Debatte, die iber das Wochen-
ende gefithrt worden ist, verfolgt? Wenn Sie von der
Opposition Thre eigenen Forderungen ernst ndhmen,
dann miissten Sie in einem solchen Fall sagen: Ja, wir
stellen die Fahigkeit zur Verfiigung, aber nur unter be-
stimmten Bedingungen. — Sie kdnnen aber nicht zuerst
Nein und dann ,,vielleicht™ sagen.

(Christine Buchholz [DIE LINKE]: Da haben
Sie was nicht verstanden!)

Auch ich bin fiir eine vertiefte europdische Koopera-
tion, aber dafiir ist ein langer Weg der Vertrauensbildung
notwendig. Das schaffen wir nur, wenn wir uns in sol-
chen Situationen als vertrauenswiirdig erweisen und
nicht unserem jeweiligen Partner bzw. demjenigen, der
die Fahigkeit braucht, Hintergedanken unterstellen und
ihn damit 6ffentlich briiskieren.

Nichtsdestotrotz sind wir heute im Jahr 2012, und die
Reform der Bundeswehr und der Haushalt der Bundes-

wehr sind fiir die Jetztzeit gedacht. Wir miissen feststel-
len, dass wir nicht in allen Bereichen diese vertiefte Ko-
operation, die wir uns wiinschen, strukturell verankert
haben und mit ihr planen konnen. Deswegen ist der
strukturelle Ansatz der Bundesregierung ,Breite vor
Tiefe in diesem Haushalt und bei dieser Reform richtig,
und wir tragen ihn mit. Angesichts dessen, was unter den
finanziellen Rahmenbedingungen moglich ist, ist dieser
Ansatz der Regierung im Haushalt gut finanziert.

Ich habe heute in der gesamten Debatte nicht ein ein-
ziges Mal den Vorwurf gehort, wir wiirden zu wenig fiir
die Bundeswehr ausgeben.

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Zu viel! —
Inge Hoger [DIE LINKE]: Viel zu viel!)

Als Verteidigungspolitiker meiner Koalition stelle ich
fest: Damit kdnnen wir eigentlich ganz gut leben.

Ich danke Thnen fir Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Ich schlieBe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung {iiber den Einzel-
plan 14 — Bundesministerium der Verteidigung — in der
Ausschussfassung. Wer stimmt dafiir? — Wer stimmt da-
gegen? — Wer enthélt sich? — Der Einzelplan 14 ist mit
den Stimmen der Unionsfraktion und der FDP-Fraktion
gegen die Stimmen der SPD-Fraktion, der Fraktion Die
Linke und der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen ange-
nommen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt I.12 auf:

Einzelplan 23
Bundesministerium fiir wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung

— Drucksachen 17/10823, 17/10824 —

Berichterstattung:
Abgeordnete Volkmar Klein
Martin Gerster

Dr. h. c. Jiirgen Koppelin
Dr. Dietmar Bartsch

Priska Hinz (Herborn)

Hierzu liegen drei Anderungsantrige der Fraktion der
SPD, ein Anderungsantrag der Fraktion Die Linke und
ein Anderungsantrag der Fraktion Biindnis 90/Die Grii-
nen vor.

Uber den Anderungsantrag der Fraktion Biindnis 90/
Die Griinen werden wir spater namentlich abstimmen.

Des Weiteren hat die Fraktion Die Linke einen Ent-
schlieBungsantrag eingebracht, {iber den wir am Freitag
nach der Schlussabstimmung abstimmen werden.

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind fiir
die Aussprache anderthalb Stunden vorgesehen. — Ich
hore keinen Widerspruch. Dann ist so beschlossen.

Ich eroffne die Aussprache. Das Wort hat die Kolle-
gin Dr. Bérbel Kofler fiir die SPD-Fraktion.
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Vizeprisidentin Petra Pau

(Beifall bei der SPD)

Dr. Barbel Kofler (SPD):

Frau Présidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Wir diskutieren nun den Einzelplan 23, den Etat fiir
Entwicklungszusammenarbeit. Eines muss man ganz am
Anfang feststellen: Dieser Etat bleibt weit hinter den Er-
fordernissen und den Notwendigkeiten einer internatio-
nalen Armutsbekdmpfung zuriick.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Von diesem Einzelplan und von dieser Beratung geht
ein fatales Signal aus, ndmlich das Signal, dass Deutsch-
land nicht zu seinen internationalen Verpflichtungen zu
stehen bereit ist, dass Deutschland sich nicht weiter an
einer soliden und verlédsslichen, gemessen an seiner
Wirtschaftskraft berechneten Finanzierung der Entwick-
lungszusammenarbeit beteiligt. Wir haben uns leider mit
diesem Haushalt genau davon verabschiedet

(Beifall bei der SPD — Priska Hinz [Herborn]
[BUNDNIS 90/DIE  GRUNEN]: Wir aber
nicht!)

— sehr richtig: wir nicht; die Regierung hat sich davon
verabschiedet —,

(Beifall des Abg. Martin Gerster [SPD])

und das, obwohl der Minister bei seiner letzten Rede im
September 2012 den Etat des Einzelplans 23 als Rekord-
haushalt bezeichnet hat.

Damals hat er gesagt, dass man sich dem Ziel der so-
genannten ODA-Quote verpflichtet sicht, dass wir also
0,7 Prozent von unserem Reichtum abgeben wollen, um
den Armsten der Armen zu helfen. Im September dieses
Jahres hat der Herr Minister gesagt — ich zitiere —:

Mit dem Haushalt 2013 behalten wir diese Priorité-
tensetzung des Koalitionsvertrags bei.

Wo stehen wir jetzt, zwei Monate spéter? Mittlerweile
muss sogar Herr Niebel zugeben, dass das damals eine
bewusste Tiuschung des Parlaments und der Offentlich-
keit war.

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei der
FDP)

Herr Minister, ich habe Sie vor zwei Monaten gefragt,
mit welchen Mallnahmen Sie es schaffen wollen, dieses
Ziel zu erreichen — angesichts der bekannten Tatsache,
dass der Haushalt seit Beginn Ihrer Regierungsiiber-
nahme jéhrlich um mindestens 1 Milliarde Euro hitte
steigen miissen, um bis zum Jahr 2015 das 0,7-Prozent-
Ziel zu erreichen.

(Heinz-Peter Haustein [FDP]: Wir hatten doch
eine Wirtschaftskrise!)

Sie sind die Antwort schuldig geblieben. Die Steigerun-
gen der letzten Jahre waren verschwindend gering. Mit
diesem Haushalt wird zum ersten Mal — seit vielen Jah-
ren von Ihren Regierungshaushiltern befordert und vo-

rangetrieben — der Entwicklungsetat sinken. Ich halte
das fiir einen Skandal.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Die Absenkung des Entwicklungsetats um 124 Mil-
lionen Euro ist eine fatale Fehlentscheidung. Was aber
nicht geht, ist das, was Sie, Herr Minister, nun gegen-
iiber der Presse praktizieren: Sie tun so, als hdtte man
ohne diese Absenkung das 0,7-Prozent-Ziel erreichen
konnen. Nein, auch das wire nicht gegangen. Ich wie-
derhole: Wir hitten {iber Jahre hinweg deutliche Mittel-
aufwiichse im Milliardenbereich benétigt, um unseren
Verpflichtungen zur Armutsbekdmpfung weltweit wirk-
lich nachkommen zu konnen.

(Beifall bei der SPD)

Verstecken Sie sich an dieser Stelle also nicht hinter den
Haushéltern — obwohl sie falsch entschieden haben —
und nicht hinter dem Parlament. Es wire schon gewesen,
wenn Sie den Drive, das Engagement des Parlaments der
letzten Jahre genutzt hétten, das sich fraktionstibergrei-
fend fiir eine Erhohung des Entwicklungsetats eingesetzt
hat.

Ich moéchte an dieser Stelle noch einmal — auch mit
Respekt vor den Kolleginnen und Kollegen aus der Re-
gierungskoalition, die diesen Aufruf unterschrieben ha-
ben — an den entwicklungspolitischen Konsens erinnern.
372 Parlamentarierinnen und Parlamentarier aller Frak-
tionen haben diesen Aufruf unterschrieben. Damals ha-
ben wir formuliert — dahinter konnten sich viele aus allen
Fraktionen, die hier heute sitzen, versammeln —:

Ob die notwendigen Finanzmittel aufgebracht wer-
den, ist vor allem eine Frage der Priorititensetzung.
Ob wir auf die gebotene Ehrlichkeit und Zuverlés-
sigkeit verweisen, auf christliche Néchstenliebe, in-
ternationale Solidaritdt oder weltweite Gerechtig-
keit — wir fiihlen uns moralisch dazu verpflichtet,
auf die Einhaltung der 0,7-%-Zusage zu dringen,
und fordern das Bundeskabinett und den Haushalts-
ausschuss des Deutschen Bundestages auf, die da-
fiir notwendigen Weichen zu stellen.

Das war der Aufruf, hinter dem sich iiber 370 Parlamen-
tarierinnen und Parlamentarier versammelt haben.

Ich duBlere an dieser Stelle noch einmal den dringen-
den Appell, wenigstens dariiber nachzudenken, ob wir
die Kiirzung von 124 Millionen Euro im Entwick-
lungsetat heute zuriicknehmen und damit unserer Verant-
wortung als Parlamentarier gerecht werden kdnnen.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Warum? Wir brauchen uns doch nur vor Augen zu
fihren, was VENRO, der Dachverband aller entwick-
lungspolitischen Nichtregierungsorganisationen, in sei-
nem Schreiben auf den Punkt bringt: Diese Gelder sind
ndtig. Ob es um Gesundheitsbildungsprogramme geht,
ob es um die Zusammenarbeit fiir soziale Dienste im
landlichen Bereich geht, ob es um Frauenférderung geht,
ob es um Programme des Zivilen Friedensdienstes geht
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— wir haben eben erst iiber alle moglichen Fragen, auch
iiber die von Krieg und Frieden, diskutiert; mit dem Zi-
vilen Friedensdienst konnte man gerade fiir ein friedli-
ches Miteinander etwas tun — oder ob es um die grund-
sdtzlichen Ausrichtungen unserer Entwicklungspolitik
geht: Gerade jetzt, wo auf UN-Ebene die Weltgesund-
heitsorganisation beginnt, sich dafiir einzusetzen, dass
wir weltweit zum Beispiel die Basiskrankenversorgung
in den Mittelpunkt stellen, konnen wir wirklich etwas
tun, um Menschen nachhaltig aus der Armutsfalle zu be-
freien. Doch ausgerechnet in dieser Zeit senden wir ein
fatales Signal in die Welt, indem wir die Mittel fiir die
deutsche Entwicklungszusammenarbeit senken.

(Beifall bei der SPD)

Dasselbe gilt fiir den Bereich des Klimawandels. Es
ist schon, wenn Herr Niebel den Bericht der Weltbank
jiingst als ,klimapolitischen Weckruf* bezeichnet hat.
Ich frage mich, ehrlich gesagt: Wo waren Sie die letzten
Jahre? Dieses Weckrufs bedarf es eigentlich nicht bei all
denen, die wissen, was fiir dramatische Folgen gerade in
den Léndern, auf die Entwicklungszusammenarbeit ab-
zielt — dort leben die Armsten der Armen —, durch den
Klimawandel ausgeldst werden. Diesem klimapoliti-
schen Weckruf muss aber auch ein finanzpolitischer
Weckruf folgen. Die Mittel zur Bekdmpfung des Klima-
wandels miissen doch insbesondere denjenigen gegeben
werden, die selbst die Mittel nicht aufbringen koénnen,
um mit den Folgen des Klimawandels — den sie selbst
nicht verursacht haben — zurechtkommen zu kénnen.

Weil ich weil}, dass vonseiten der Regierung immer
»Finanzierung, Finanzierung™ gerufen wird: Was Fragen
des Klimawandels angeht, kann man nur Nicholas Stern
zitieren, der schon 2006 gesagt hat: Wenn wir nicht han-
deln, wird uns das, volkswirtschaftlich betrachtet, das
Fiinffache von dem kosten, was es uns kostet, wenn wir
jetzt verniinftig Mittel einsetzen.

Ich bin schon erstaunt — das muss ich wirklich sa-
gen —, dass ein Ministerium, das fiir Entwicklungszu-
sammenarbeit, fir Armutsbekdmpfung zustindig ist,
sich in den letzten Jahren als Bremser bei solch innovati-
ven Finanzinstrumenten wie der Finanztransaktionsteuer
gezeigt hat, dass der Minister das Gegenteil dessen getan
hat, was eigentlich seine Aufgabe gewesen wire: neue,
innovative Finanzierungsinstrumente in den Mittelpunkt
zu stellen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Vizepréasidentin Petra Pau:

Kollegin Kofler, Sie kdnnen selbstverstindlich wei-
terreden. Ich muss Sie aber darauf aufmerksam machen,
dass das zulasten der folgenden Kollegen aus Ihrer Frak-
tion geht.

Dr. Béarbel Kofler (SPD):

Mein letzter Satz, Frau Prasidentin. — Auch zur Finan-
zierung kann man nur sagen: Schliefen Sie sich den vie-
len guten Ideen an, die aus der Bevolkerung kommen,
zum Beispiel der Kampagne ,,Steuer gegen Armut®.

Dann haben wir verniinftige Mittel fiir Entwicklungszu-
sammenarbeit auch in unserem Haushalt.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Vizepréasidentin Petra Pau:
Fir die FDP-Fraktion spricht nun der Kollege
Dr. h. c. Jiirgen Koppelin.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Dr. h. c. Jiirgen Koppelin (FDP):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich habe noch einmal nachgesehen: Die Kollegin Kofler
ist in der dritten Legislatur hier im Deutschen Bundes-
tag. Deshalb hitte sie eigentlich eins sagen miissen: Bei
uns, bei den Sozialdemokraten, hat es mit dem Etat fiir
Entwicklungshilfe nicht so gut geklappt. Jetzt muss ich
feststellen, dass wir mit Schwarz und Gelb nach den
USA an zweiter Stelle in der Welt stehen.

(Dr. Biarbel Kofler [SPD]: Das ist gar nicht
wahr! — Karin Roth [Esslingen] [SPD]: Das ist
eine Frechheit, Herr Koppelin!)

Das ist die entscheidende Botschaft: Wir sind nach
den USA der zweitgrofite Geber in der Welt. Das ist das
Verdienst unter anderem von Minister Niebel und seiner
Politik. Das muss man einmal festhalten, und das sollten
Sie anerkennen. In der Opposition fordern Sie alles
Magliche, aber als Sie regiert haben, waren Sie unféhig.
Das ist das Entscheidende.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Sie haben die Organisation VENRO angesprochen.
Das finde ich sehr interessant. Ich schitze die Arbeit von
NGOs.

(Karin Roth [Esslingen] [SPD]: Ach was! Ich
kann mir gar nicht vorstellen, dass Sie was
schitzen!)

Aber von VENRO bekommt man laufend hektografierte
Blatter, die nicht einmal unterschrieben sind. Ich habe
am 16. November ein Blatt bekommen, auf dem stand,
man solle mehr entwicklungspolitische Bildungsarbeit
machen. Mein Kollege Klein und ich haben das ge-
macht. Wir haben in den Etat — das konnen Sie sich im
Einzelplan 23 anschauen; ich nenne ihn noch einmal,
weil Sie sich den Etat wahrscheinlich gar nicht mehr an-
gesehen haben, weil Sie Thr Manuskript schon vorher
fertig hatten —

(Karin Roth [Esslingen] [SPD]: Herr Koppelin, es
geht doch um was anderes hier!)

zusitzlich 5 Millionen Euro fiir die berufliche Ausbil-
dung eingestellt, 2 Millionen Euro fiir den DAAD, zu-
dem Mittel fiir die Humboldt-Stiftung, und auch die
Deutsche Welle bekommt etwas fiir die Ausbildung. Ich
konnte Thnen noch weitere Beispiele nennen: Die politi-

©

D)



(A)

B)

Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode — 207. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 21. November 2012

25309

Dr. h. c. Jiirgen Koppelin

schen Stiftungen, die Kirchen, 10 Millionen Euro fiir die
Zusammenarbeit mit dem Biiro fiir Nachhaltige Ent-
wicklung usw. Also, auch das haben wir erfiillt. Aber da-
fiir bekommt man kein Dankesschreiben, sondern gleich
das ndchste Schreiben mit der ndchsten Forderung. Das
ist leider die Wahrheit; die muss man hier auch einmal
sagen.

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Das ist
Dialektik!)

Vizepréasidentin Petra Pau:

Die Kollegin Koczy mochte eine Frage stellen oder
eine Bemerkung machen.

Dr. h. c. Jiirgen Koppelin (FDP):

Ja, ich mochte gerne meine Redezeit verldngern.
Dazu bin ich gerne bereit.

Ute Koczy (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Herr Kollege Koppelin, wollen Sie leugnen, dass
durch die Kiirzung von 124 Millionen Euro in der Berei-
nigungssitzung des Haushalts der Aufwuchs der ODA-
Quote in der Bundesrepublik gesenkt wird und Sie damit
mit der schwarz-gelben Koalition dem Aufwuchs ein
Minus beschert haben und dass die Kiirzung um 87 Mil-
lionen Euro, die unter dem Strich herauskommt, bedeu-
tet,

(Norbert Barthle [CDU/CSU]: Das sind 9 Mil-
lionen!)

dass die Kanzlerin ihr Versprechen, auf dem Weg zum
0,7-Prozent-Ziel jéhrlich eine Steigerung zu erreichen,
nicht halten kann?

Dr. h. c. Jiirgen Koppelin (FDP):
Ja, das will ich leugnen, und zwar aus zwei Griinden:

Erstens. Den Etat des Auswirtigen Amtes — ich weil3
nicht, ob Sie gerade hier waren; ich bin schon den gan-
zen Tag hier — haben wir um zusitzlich 20 Millionen
Euro erhoht fiir Minenrdumung, fiir humanitére Hilfe
usw. Sie konnen das nachrechnen. Auch das dient der
ODA-Quote.

Jetzt sage ich Thnen etwas, weil Sie bei Biindnis 90/
Die Griinen sind. Ich habe mir vom Sekretariat des
Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages Fol-
gendes heraussuchen lassen: Das Abstimmungsergebnis
zu dem Antrag von der Koalition, {iber den wir uns hier
streiten, lautete damals: Diesem Antrag haben die Koali-
tion und Biindnis 90/Die Griinen zugestimmt.

(Dr. Rainer Stinner [FDP]: Aha!)
So ist es. Sie haben unserem Antrag zugestimmt.

(Thilo Hoppe [BUNDNIS 90/DIE GRUNENT:
Aber nicht der Kiirzung!)

— Dann miissen Sie das mit Ihrer Kollegin Hinz klaren.
Das war genau so.

Jetzt stellen Sie einen Anderungsantrag, iiber den na-
mentlich abgestimmt werden soll. Das ist wieder ty-
pisch. Man kann einen solchen Anderungsantrag stellen;

(Thilo Hoppe [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Riicknahme der Kiirzung!)

aber Sie werden damit die Neuverschuldung anheben,
oder Sie miissen eine Gegenfinanzierung machen. Das
haben Sie nicht gemacht. Sie haben auch nicht beriick-
sichtigt, dass wir den Etat des Auswirtigen Amtes auf-
gestockt haben. Auch bei der Entwicklungshilfe haben
wir nicht alles gestrichen, sondern einiges wieder aufge-
stockt. Das ist die Wahrheit.

(Thilo Hoppe [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Das interessiert aber nicht! Unter dem Strich
ist es eine Null!)

Hier wird von der ODA-Quote gesprochen. Ich finde,
das ist ein ehrenwertes Ziel. Ich vermisse hier die Kolle-
gin Goring-Eckardt. Der hitte ich ndmlich gerne eine
Frage gestellt. Die EKD beschloss vor vielen, vielen Jah-
ren, dass 2 Prozent aller Kirchensteuereinnahmen in die
Entwicklungshilfe gehen sollten. 2 Prozent! Ich kann Th-
nen genau sagen, wann das beschlossen wurde: schon
1986.

(Ute Koczy [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Wir
leben nicht mehr 1986, wir leben jetzt!)

Jetzt wiirde ich gerne einmal wissen, was davon ver-
wirklicht worden ist. Ich hitte gerne von der Kollegin
Goring-Eckardt gehort, ob dieser Beschluss durchgesetzt
wurde. Nein, die Kirchen haben das auch nicht hinbe-
kommen. Das ist alles nicht erfreulich, aber es ist die
Wabhrheit. Ich finde, das sollte man auch einmal zur
Kenntnis nehmen.

Ich sage nach wie vor: Wir sind zweitgrofiter Geber.
Damit kann sich diese Koalition sehen lassen. Es wird
viel gemacht. Die Schwerpunkte, die wir gesetzt haben
— Bildung, aber auch andere Schwerpunkte, die Minister
Niebel gesetzt hat, nachdem er das Amt von Frau
Wieczorek-Zeul ibernommen hat —, konnen sich durch-
aus sehen lassen. Wir sind stolz darauf, dass wir auch an-
dere Richtungen eingeschlagen haben. Sie hatten einen
Sammelkorb, Sie hatten null Richtung in der Entwick-
lungspolitik.

(Zuruf der Abg. Ute Koczy [BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN])

— Melden Sie sich doch nachher noch einmal zu einer
Zwischenfrage oder zu einer Kurzintervention. Es ist
nicht meine Art, so gegen Frauen anzureden.

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/CSU)

Minister Niebel hat von Frau Wieczorek-Zeul einen
Sammelkorb tibernommen, der null Linie enthielt. End-
lich ist im Haushalt dieses Ministeriums eine Linie er-
kennbar. Es ist erkennbar, was wir in der Entwicklungs-
hilfe bewirken wollen.

(Beifall bei der FDP)
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Das ist lobenswert. Das hat Minister Niebel geschafft,
und dafiir verdient er Anerkennung. Daran geht kein
Weg vorbei.

(Beifall bei der FDP)

Wenn Sie von den Sozialdemokraten hier schon so
auftreten und uns kritisieren: Das konnen Sie alles ma-
chen.

(Dr. Bérbel Kofler [SPD]: Das diirfen wir!
Stellen Sie sich das mal vor!)

Wir sind hier ja im Deutschen Bundestag. Aber wie sieht
es denn eigentlich aus: Sie fahren nach der Wahl des Pri-
sidenten alle nasenlang nach Frankreich, vorher schon
die Troika. Fahren Sie doch auch einmal zu Threm Prisi-
denten da in Frankreich

(Dr. Bérbel Kofler [SPD]: Was Sie alles wis-
sen!)

und fragen ihn einmal, warum er seine Entwicklungs-
hilfe eingefroren hat, warum er nicht mehr macht.

(Dr. Birbel Kofler [SPD]: Wir sind der Deut-
sche Bundestag und entscheiden hier!)

— Frau Kollegin, Sie miissen sich einfach einmal ange-
wohnen, zuzuhoren. Ich habe es gerade gesagt: Wir sind
im Deutschen Bundestag. Aber fahren Sie trotzdem noch
einmal hin. Das kann doch nicht schaden. Das ist meine
Empfehlung.

Also, dieser Haushalt kann sich sehen lassen. Ich
weil}, der Minister ist vielleicht nicht zufrieden, wenn es
ein bisschen weniger ist, als er sich vorgenommen hat.

(Ute Koczy [BUNDNIS 90/DIE GRUNENT]:
Es ist ein Minus!)

Der Verteidigungsminister hat vorhin gesagt, er sei auch
nicht ganz zufrieden, weil wir ihm etwas weggenommen
haben. Der Wirtschaftsminister war auch nicht ganz zu-
frieden. Dem Gesundheitsminister haben wir eine halbe
Milliarde Euro weggenommen. Das ist so. Denn wir
wollten die Neuverschuldung senken. Die geplante Net-
tokreditaufnahme liegt bei 17,1 Milliarden Euro. Hier
hat jeder seinen Beitrag zu leisten.

Ich bedanke mich fiir Ihre Geduld und Ihre Aufmerk-
samkeit. Ich bin ganz sicher, der Minister wird mit die-
sem Etat wunderbar klarkommen.

(Ute Koczy [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Das bestreitet der Minister! Das bestreitet
der!)

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Petra Pau:

Das Wort hat der Kollege Dr. Dietmar Bartsch fiir die
Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Dietmar Bartsch (DIE LINKE):

Frau Présidentin! Meine Damen und Herren! Der Ein-
zelplan 23 hat es in diesem Jahr geschafft — ich bin
schon ein paar Tage im Parlament —, dass er bereits bei
der Einbringungsdebatte eine sehr umfangreiche Rolle
gespielt hat. Das schafft man natiirlich nur, wenn etwas
ganz besonders toll ist oder etwas ganz besonders im Ar-
gen liegt. Hier ist eines ganz klar: Dieser Etat liegt im
Argen.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Alle vorliegenden Antriage, die EntschlieBungsantrige,
die heute zur namentlichen Abstimmung stehen, bewei-
sen, dass hier etwas im Argen liegt.

Jirgen Koppelin hat gesagt, es sei alles so gut. Ich
will nur eines konstatieren: Laut Ergebnis der Bereini-
gungssitzung des Haushaltsausschusses ist der Etat des
Einzelplans 23 gesunken; der Etat des Einzelplans 23 ist
niedriger als im Vorjahr.

(Norbert Barthle [CDU/CSU]: 9 Millionen!)

Die ODA-Quote liegt unter 0,4 Prozent. Das sind Ergeb-
nisse, die liberhaupt nicht zu akzeptieren sind, denn,
Herr Minister, Sie haben sich drei Jahre lang hier hinge-
stellt und behauptet, der Etat werde im nichsten Jahr ho-
her ausfallen, trotz schwieriger Finanzlage. Das ist ad
absurdum gefiihrt. Sie haben noch am Tag der Bereini-
gungssitzung verkiindet, dass der Etat um 37,5 Millio-
nen Euro gegeniiber 2012 steigen wiirde. Das ist nicht
der Fall. Die Koalitionédre haben Ihrer urspriinglich stol-
zen Botschaft — Steigerung des Etats in schwieriger Fi-
nanzlage — abrupt ein Ende bereitet. So sieht es bei die-
sem Etat wirklich aus.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Was hat denn Frau Merkel heute Vormittag im Hin-
blick auf die internationalen Konflikte dargelegt? Sie hat
gesagt: Na ja, mit militdrischen Maflnahmen alleine geht
es nicht, wir miissen viel mehr tun fiir wirtschaftliche
Zusammenarbeit. — Ich dachte, ich hore nicht richtig.
Kannte die den Etat nicht? Das ist ein Widerspruch in
sich. Entweder wir machen hier mehr zur Verhinderung
von militdrischen Konflikten, wir tun etwas fiir die Ar-
mutsbekdmpfung, oder aber nichts von dem, was vorhin
erzéhlt worden ist, entspricht der Wahrheit.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Die Linke hat schon in den Etatberatungen im Haus-
haltsausschuss sehr viele Anderungsantriige eingebracht,
und jetzt stellen wir wieder einen Anderungsantrag. Da
wird gesagt, das seien ja so viele Anderungsantriige, das
sei doch typisch fiir die Linke. Ich will nur eines sagen:
Nur dann, wenn all unsere Antridge realisiert wiirden,
wiirden wir die Schritte in Richtung einer hoheren ODA-
Quote gehen, die wirklich notwendig sind. Deswegen
stellen wir die Antrége.

(Beifall bei der LINKEN)
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Es ist noch viel mehr machbar; da sind wir uns doch si-
cherlich einig. Wenn wir konnten, dann wiirden wir in
diesem Sektor mehr gegen Armut in der Welt tun. Nur
wenn wir hier wirklich etwas drauflegen, ist es realis-
tisch, unser Ziel bei der ODA-Quote zu erreichen.

Die Koalition hat ihren Minister mit einem Friendly
Fire schwer beschidigt. Sie hat sich ein weiteres Mal
von Wahlversprechen verabschiedet;

(Beifall bei der LINKEN)

das fiir 2015 gesetzte Ziel ist damit erledigt. Die Schiit-
zen werden zufrieden sein; aber die Leidtragenden sind
vor allem die Armsten in der Dritten Welt, meine Damen
und Herren. Das ist die Situation.

(Beifall bei der LINKEN)

Lassen Sie mich eine Bemerkung zur Organisations-
reform bei der GIZ machen; mein Kollege Movassat
wird darauf noch eingehen. Ja, wir von der Opposition
haben da Druck gemacht und konnten das eine oder an-
dere erreichen, zum Beispiel, dass mehr Frauen an der
Spitze der GIZ vertreten sind. Ich will in diesem Zusam-
menhang auf einen Punkt eingehen. Sie haben sinnvol-
lerweise ein Evaluierungsinstitut gegriindet. Das ist ver-
niinftig. Nur sind hier zwei Dinge wichtig: Erstens muss
das Institut wirklich Freiheiten haben und darf kein In-
strument des Ministers oder des Ministeriums werden.
Zweitens muss das Parlament eingebunden werden. Ein
Beirat ist gut; aber wir hier im Parlament miissen Re-
chenschaft abgelegt bekommen und selber etwas tun
koénnen, damit das Institut wirklich evaluiert und nicht
zu einem Instrument des Ministeriums wird.

(Beifall bei der LINKEN und dem BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Ich will eine weitere Bemerkung machen. Es gibt in
der Entwicklungspolitik weiterhin ein Gerangel zwi-
schen den Ministerien um einzelne Posten und einzelne
Etats. Das hat zur Folge, dass Mittel fiir die Entwick-
lungszusammenarbeit auf die Etats der unterschiedlichs-
ten Ministerien verteilt sind: auf das Auswértige Amt,
das Wirtschaftsministerium, das Justizministerium, das
Umweltministerium usw. Das alles geht querbeet; jeder
macht ein bisschen seine eigene Entwicklungspolitik.
Ich finde, das geht so nicht.

Die Entwicklungszusammenarbeit darf sich nicht als
zweites Standbein der Wirtschaftspolitik sehen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Sie darf auch nicht als AuBenwirtschaftspolitik verstan-
den werden. Hier geht es wirklich um etwas anderes. Es
ist doch vollig klar, dass mit den Mitteln verantwor-
tungsbewusst umgegangen werden muss. Wenngleich es
unterstellt wird: Niemand aus der Opposition will etwas
anderes. Mit jedem Euro muss ein moglichst hoher Nut-
zen fiir die Menschen erzielt werden. Auch das ist vollig
unbestritten. Da diirfen Sie niemandem etwas anderes
unterstellen. Es darf aber nicht zuerst ins Auge genom-

men werden, welche positive Riickwirkung die Entwick-
lungshilfe auf die deutsche Wirtschaft hat. Das wire
ndmlich die falsche Richtung. Es geht eben wirklich um
die Menschen in den anderen Léndern; es geht um die
Entwicklungshilfe, die in diesen Léndern anzustreben
ist. Das miissen wir in den Blick nehmen.

Mein Appell, mein Aufruf ist: Sorgen Sie dafiir, dass
hier wirklich Politik aus einer Hand gemacht wird! Set-
zen Sie sich in der Regierung durch, auch im Hinblick
auf eine Steigerung des Etats! Es gibt heute bei der na-
mentlichen Abstimmung die Moglichkeit, zumindest ei-
nen Teil zu korrigieren. Das wiirde niemandem wehtun.
Im Ubrigen wiirde es Ihnen niemand vorwerfen, wenn
das ein Stiick weit zu einer hoheren Neuverschuldung
fithren wiirde; das wiirde niemand hier im Saal kritisie-
ren.

(Norbert Barthle [CDU/CSU]: Ja, ja, ja! Im
Gegenteil!)

Im Ubrigen haben wir geniigend andere Ideen.
(Beifall bei der LINKEN)

Herr Minister, damals, als Sie in der Opposition wa-
ren, haben Sie verkiindet, dass Sie das Entwicklungs-
ministerium abschaffen wollen.

(Heinz-Peter Haustein [FDP]: Das ist lange
her!)

— Ja, das ist lange her. Es gibt einen Erkenntniszuwachs
beim Minister. Das ist vollig in Ordnung. Man lernt
dazu. So geht es allen, auch mir und Ihnen. Das ist wun-
derbar. — Jetzt ist angesichts des Friendly Fire, das Sie
von der Koalition organisiert haben, aber zu konstatie-
ren, dass letztlich wohl doch in diese Richtung gearbeitet
wird. Denn Sie, Herr Niebel, kénnen sich nicht wehren.
Das Entscheidende ist: Sie konnen sich in der Regierung
nicht durchsetzen, wenn es darum geht, das wirklich
Notwendige zu realisieren.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

In der Koalition hat man offensichtlich tibersehen, dass
es sich hier inzwischen um einen FDP-Minister handelt.
All das, meine Damen und Herren, wére eigentlich nicht
weiter tragisch; aber das Schlimme ist, dass es zulasten
der Armsten dieser Welt geht und letztlich dem Ansehen
Deutschlands in der Welt schadet. Also, 4ndern Sie das!

Zum Schluss mochte ich mich ausdriicklich bei den
vielen Engagierten bedanken, die auf diesem Feld arbei-
ten.

Danke schon.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Petra Pau:

Fiir die Unionsfraktion hat nun der Kollege Volkmar
Klein das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
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Volkmar Klein (CDU/CSU):

Frau Présidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! In dieser Diskussion sind schon viele Zahlen
und Behauptungen umhergeschwirrt. Richtig ist — das ist
schade —, dass die iiblichen und auch erwarteten Steige-
rungen im Haushalt des BMZ fiir 2013 nicht zu vermel-
den sind.

(Priska Hinz [Herborn] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNENT]: Aber ihr seid doch verantwortlich
dafiir!)

Nach den Beschliissen gibt es im Einzelplan 23 auf dem
Papier sogar eine kleine Absenkung. Auch das ist richtig
— das ist auch nicht schon —, aber diese Absenkung gibt
es vor allen Dingen auf dem Papier.

Der Einzelplan 23 schrumpft gegeniiber dem Jahr
2012 um 80 Millionen Euro. Aber diese 80 Millionen
Euro haben sozusagen nur ihren Heimathafen gewech-
selt. Auf Wunsch der beiden Minister sind die Mittel fiir
entwicklungsorientierte Not- und Ubergangshilfe vom
Einzelplan 23 in den Einzelplan 05, Auswirtiges Amt,
verschoben worden.

(Priska Hinz [Herborn] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNENT: Aber die waren doch vorher auch
da! Die sind doch nicht obendrauf gekom-
men!)

Das kann man im Haushaltsentwurf nachvollziehen.
Deswegen ist es ehrlich, wenn wir von einer Stagnation
im Einzelplan 23 und nicht von einer Absenkung reden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP — Norbert Barthle [CDU/CSUJ: So ist
es! — Thilo Hoppe [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Das ist eine Absenkung! — Heike
Hénsel [DIE LINKE]: Da fehlen 90 Millio-
nen!)

Die Beflirchtungen, dass die deutsche ODA-Quote
unter die fiir 2011 festgestellten 0,4 Prozent sinken
konnte, scheinen mir voreilig zu sein,

(Norbert Barthle [CDU/CSU]: Sind sie auch!)

denn im Jahre 2011, als die OECD-Statistik eine ODA-
Quote von 0,4 Prozent festgestellt hat, lag der Einzel-
plan 23 noch bei 6,0 Milliarden Euro. Fiir das kom-
mende Jahr enthdlt der Einzelplan trotz der gerade be-
schriebenen Verhiltnisse 6,3 Milliarden Euro, also
300 Millionen Euro mehr.

Der Européische Entwicklungsfonds fordert von uns,
von Deutschland, im kommenden Jahr nicht wie ur-
spriinglich angekiindigt 838 Millionen Euro, sondern
144 Millionen Euro weniger. Das ist eine extern vorge-
gebene Zahl. Wenn der Européische Entwicklungsfonds
nicht Teil unseres Haushaltes, sondern — wie von der
EU-Kommission gefordert — Teil des EU-Haushaltes
wire, dann wiirde sich durch dieses Revirement bei uns
gar nichts niederschlagen. So betrdgt die Forderung an
Deutschland 144 Millionen Euro weniger. Deshalb redu-
ziert sich der Einzelplan 23 um diesen Betrag.

Es ist kein Geheimnis, dass ich mir personlich gut
hitte vorstellen kdnnen, einen groBeren Teil des wegfal-

lenden Geldes fiir Erhohungen im eigentlichen BMZ-
Haushalt zu nutzen. Angesichts der Gesamtsituation des
Haushalts unseres Landes und auch der européischen Si-
tuation ist der Beschluss ein anderer. Aber — darauf
mochte ich mit allem Nachdruck hinweisen — wir haben
20 Millionen Euro des wegfallenden Geldes zusitzlich
auf andere Titel im BMZ-Haushalt verteilt. Es wird da-
fiir verwendet, die von uns gestaltete deutsche Entwick-
lungszusammenarbeit zusitzlich zu stiarken.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU —
Norbert Barthle [CDU/CSU]: So herum wird
ein Schuh daraus!)

Wir stehen stdndig vor der Frage: Wie kdnnen wir die
verschiedenen Aufgaben miteinander in Einklang brin-
gen? Was ist mit der Verantwortung fiir die Néachsten
jenseits unserer Grenzen? Ich bin sehr dafiir, dass wir im
Interesse des Nachsten jenseits unserer rdumlichen
Grenzen — das ist ein ethisches Gebot — viel Geld einset-
zen. Ich bin aber auch dafiir, dass wir an den Nachsten
jenseits unserer zeitlichen Grenzen denken und deshalb
die gesamte Haushaltssituation im Blick behalten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Wenn wir die Entwicklung des Haushalts iiber die ge-
samten vier Jahre der Wahlperiode hinweg vergleichen,
dann stellen wir fest, dass wir 2009 einen Gesamthaus-
halt hatten,

(Dr. Bérbel Kofler [SPD]: Der um 600 Millio-
nen Euro gewachsen ist! In einem Jahr!)

der 309 Milliarden umfasste. Jetzt liegt er bei 302 Mil-
liarden Euro, das heif}t, insgesamt gibt es ein Abschmel-
zen der Ausgaben. Gleichzeitig ist festzustellen: Wir ha-
ben damals im Einzelplan 23 5,7 Milliarden Euro fiir
Entwicklungszusammenarbeit zur Verfiigung gehabt,
heute sind es, trotz der beschriebenen Zusammenhénge,
6,3 Milliarden Euro. Das sind fast 10 Prozent mehr als
damals vor vier Jahren.

(Ute Koczy [BUNDNIS 90/DIE GRUNENT]: Das
ist ein Bruch der Koalitionsvereinbarung!)

Mit dieser Erhéhung von 20 Millionen Euro fiir die ei-
gentliche Entwicklungszusammenarbeit — das hat eben
schon einmal kurz eine Rolle gespielt — haben wir, denke
ich, wichtige Akzente gesetzt. Einerseits haben wir da-
mit wichtige Akzente im Bereich der Bevolkerungsent-
wicklung gesetzt, indem wir zusétzliche Gelder fiir die
UN-Organisationen in diesem Bereich bereitstellen, und
wir geben mehr Geld fiir Bildung im Bereich der
Humboldt-Stiftung, des DAAD und der Deutschen
Welle aus. Weiter setzen wir Akzente, indem wir die
Verpflichtungserméchtigungen gerade im Bereich der
nichtstaatlichen Entwicklungszusammenarbeit deutlich
erhohen. Das bedeutet langfristig Verlédsslichkeit der
deutschen Entwicklungszusammenarbeit.

Vizeprasidentin Petra Pau:

Mochten Sie eine Zwischenfrage von Frau Koczy zu-
lassen?
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Volkmar Klein (CDU/CSU):
Aber gern.

Vizepréasidentin Petra Pau:
Bitte schon.

Ute Koczy (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Herr Klein, ist Thnen der Koalitionsvertrag bekannt,
in dem die Koalition von FDP und CDU/CSU von einem
jéhrlichen Aufwuchs der ODA-Quote redet? Wie bewer-
ten Sie den Zustand, dass diese ODA-Quote jetzt unter
0,4 Prozent sinkt?

(Norbert Barthle [CDU/CSU]: Wird sie nicht!)

Volkmar Klein (CDU/CSU):

Auf das Letzte habe ich Sie eben hingewiesen. Das
kann man heute iiberhaupt noch nicht prognostizieren.
Da 2011 auf der Basis eines deutlich niedrigeren Ent-
wicklungshilfehaushaltes eine ODA-Quote von 0,4 Pro-
zent ausgerechnet wurde, sind derartige Befiirchtungen
gegenwiirtig vollig gegenstandslos. Im Ubrigen habe ich
doch gerade noch einmal dargestellt, welch grofle Be-
deutung dieser Bereich der internationalen Verantwor-
tung, gemessen am Gesamthaushalt, in den letzten Jah-
ren fiir uns gewonnen hat. Genau das unterstreicht diese
Verpflichtung.

Dabei miissen wir insgesamt aufpassen, dass wir nicht
viel zu viel nur {liber das eingesetzte Geld reden. Wissen
wir denn iberhaupt genug iiber die Wirkungen? Ich
glaube, wir haben da Nachholbedarf. Das spiegeln ge-
rade die neuen Geber — die Schwellenldnder, aber auch
die groBen privaten Fonds — wider. Die wollen — unter
dem Schlagwort: ,,value for money“ — in viel hoherem
MaBe wissen, wie die Wirksamkeit der eingesetzten
Instrumente ist.

Ich denke, dass die deutsche Entwicklungszusam-
menarbeit einen ausgesprochen guten Ruf hat. Das wird
an vielen Stellen deutlich. Zum Beispiel wurde es vor ei-
nigen Wochen beim Besuch des Weltbankchefs Jim
Yong Kim hier in Berlin unterstrichen. Ich hatte jetzt die
Gelegenheit — auch dadurch wurde das deutlich —, ein
Gesprach mit dem Chef der thaildndischen Entwick-
lungsorganisation zu fithren. Die mochte gerne Deutsch-
land als Partner fiir deren Entwicklungszusammenarbeit
mit ihren Nachbarldndern haben, nicht weil Deutschland
das meiste Geld mitbringt, sondern das beste Knowhow
hat. Das ist eine Frage der Wirksamkeit.

An vielen Stellen ist es offenkundig, dass man mit
wenig Geld eine groBe Wirkung erzielen kann. Ich nenne
in diesem Zusammenhang beispielsweise die AFI, die
Allianz fiir finanzielle Inklusion. Sie wurde urspriinglich
von der Gates Foundation gegriindet und wird heute von
unserem Geld mit unterstiitzt. Weiter nenne ich das
Netzwerk von Notenbanken, die in den Entwicklungs-
landern auch regulatorisch die Grundlagen dafiir legen,
dass zum Beispiel in Westafrika Mobile Banking ge-
macht werden kann. Die Menschen dort kdnnen Kleinst-
guthaben transaktionskostenfrei per Handy ilibermitteln.
Das sind tolle Dinge.

Bei vielen anderen Sachen ist es wesentlich schwerer,
zu bewerten, was denn nun wirklich wirksam ist. Deswe-
gen ist die Evaluierung — die wir in viel grolerem Malle
in den Vordergrund stellen werden, als wir es bisher ge-
tan haben — ganz wichtig. Dafiir wird dieses Institut
kiinftig arbeiten. Sicherlich miissen wir alle gemeinsam
als Parlament darauf achten, dass es auch wirklich die
von uns gewollte Unabhéngigkeit hat. Diese Evaluie-
rung aber wird anschliefend garantieren, dass das von
uns investierte Geld in den entsprechenden Léndern kon-
tinuierlich eine groflere Wirksamkeit entfalten kann.

Ich glaube, dass wir hier insgesamt — deswegen emp-
fehle ich auch die Zustimmung — einen Haushalt als gu-
ten Rahmen vorlegen, den der Minister, der seinen Job
im Ubrigen ganz hervorragend macht, ganz sicher auch
in hervorragender Weise ausfiillen wird.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizeprasidentin Katrin Goéring-Eckardt:
Fiir Biindnis 90/Die Griinen hat jetzt Priska Hinz das
Wort.

Priska Hinz (Herborn) (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Der heutige Beitrag von Jiirgen Koppelin war unter-
irdisch; das muss ich sagen.

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN und der SPD)

Volkmar Klein hat hier

(Volkmar Klein [CDU/CSU]: Endlich einmal
gesagt, worum es geht!)

eine Vernebelungstaktik versucht, um schlechte Buch-
haltungstricks zu verbergen. Damit kann man vielleicht
Abgeordnete beeindrucken, die nichts vom Haushalt
verstehen, aber selbst die will ich in Schutz nehmen.

(Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Frau Kolle-
gin, wollen Sie sagen, dass es Erste- und
Zweite-Klasse-Abgeordnete gibt?)

—Nein, deswegen sage ich ja, dass ich sie in Schutz
nehme. — Das, was Volkmar Klein hier gesagt hat, war
ein durchschaubares Mandver: Sie haben die 80 Millio-
nen Euro, die in einer Nacht-und-Nebel-Aktion vom
BMZ zum Auswirtigen Amt verschoben wurden, ge-
nutzt, um zu sagen: Es wurde ja gar nicht gekiirzt. — Fiir
so dumm kann man uns schlicht und einfach nicht ver-
kaufen. So dumm ist niemand!

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE. GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)

Diese 80 Millionen Euro hétten im Haushalt des BMZ
eigentlich draufgesattelt werden miissen. Hinzu kommen
miissten noch die insgesamt 144 Millionen Euro, die aus
dem Europédischen Entwicklungsfonds zuriickgeflossen
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sind. Das wire dann eine reelle Zahl. Alles andere ist
eine Kiirzung des Haushalts des BMZ.

(Norbert Barthle [CDU/CSU]: Funktionsverla-
gerung ist Funktionsverlagerung! Da gehen
die Mittel doch mit!)

Dariiber kdnnen auch viele Worte nicht hinwegtiauschen.

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:

Frau Kollegin Hinz, der Kollege Heiderich wiirde Th-
nen gerne eine Zwischenfrage stellen.

Priska Hinz (Herborn) (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN):
Ja, gerne.

Helmut Heiderich (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Kollegin, wir haben eben der Rede
von Herrn Koppelin zugehort. Ich habe von Herrn
Koppelin erfahren, dass dem Antrag, die Mittel fiir den
EEF um 144 Millionen Euro zu kiirzen, auch die Griinen
zugestimmt haben.

(Helga Daub [FDP]: Genau!)

Ich habe mir das so notiert. Ich glaube, das ist eine ganz
wesentliche Aussage. Ich wiirde von Thnen gerne wis-
sen: Haben Sie zugestimmt oder nicht? Vernebeln Sie
das jetzt, indem Sie hier andere Dinge in die Diskussion
einbringen?

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Priska Hinz (Herborn) (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN):

Es freut mich, dass meine Antwort nicht auf die Rede-
zeit angerechnet wird; denn das wollte ich eh sagen. Vie-
len herzlichen Dank! — Ja, wir waren der Meinung, dass
es keinen Sinn macht, die 144 Millionen Euro, die beim
Européischen Entwicklungsfonds nicht gebraucht wer-
den, dort verfallen zu lassen. Dass die Mittel da gekiirzt
werden miissen, ist vollig logisch.

(Dr. Rainer Stinner [FDP]: Ach so!)

— Darf ich bitte ausreden? — Das Ministerium hat Vor-
schldge unterbreitet, wo die Mittel etatisiert werden kon-
nen. lThre Koalition hat diese Vorschldge als Berichter-
stattervorschldge aber nicht gelten lassen und nicht als
Antriage eingebracht. Wir Griinen haben einen ODA-
Autholplan vorgelegt, mit dem wir 900 Millionen Euro
zusdtzliche Mittel fiir das BMZ beantragt haben.

(Norbert Barthle [CDU/CSU]: Ungedeckte! —
Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Zusitzliche
Schulden sind das!)

Zusitzlich 900 Millionen Euro! — Sie kdnnen ruhig ste-
hen bleiben, bis ich Thnen eine vollstindige Antwort ge-
geben habe. — Hinzu kommen 300 Millionen Euro fiir
weitere Etats. Das macht 1,2 Milliarden Euro

(Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Schulden!)

plus 600 Millionen Euro zusitzlich fiir den internationa-
len Klimaschutz.

(Norbert Barthle [CDU/CSU]: Alles unge-
deckte Schulden!)

Sie konnen uns also nicht vorwerfen, dass wir fiir Ent-
wicklungszusammenarbeit nicht geniigend Geld ausge-
ben wollen. Im Gegenteil: Wir halten am 0,7-Prozent-
Ziel fest. Wir wiirden mit diesem Aufholplan das BMZ
starken. Mit diesem Aufholplan wiirden wir auch das
0,7-Prozent-Ziel erreichen, zwar nicht 2014, aber 2017.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN —
Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Wir haben
eine Staatsschuldenkrise, und Sie gehen so mit
dem Geld um!)

Diese Kiirzung im Haushalt des BMZ erfolgte wohl
auf Wunsch eines einzelnen Abgeordneten im Haus-
haltsausschuss, der derselben Fraktion angehdrt wie der
Minister.

(Thilo Hoppe [BUNDNIS 90/DIE GRUNENT:
Hort! Hort!)

Das ist eine ganz besonders pikante Sache. Dass die
CDU, die ihre Kanzlerin immer aufs internationale Par-
kett schickt, da mitmacht, finde ich besonders erstaun-
lich. Sie haben ja auch offensichtlich Probleme, hier zu
argumentieren. Deswegen hat Volkmar Klein ja auch so
virtuos eine Vernebelungstaktik angewandt.

(Norbert Barthle [CDU/CSU]: Er hat die Fak-
ten auf den Tisch gelegt!)

Ich weiB, dass viele von Ihren Kolleginnen und Kollegen
das Ganze nicht mittragen wollen. Wir sind gespannt,
wie nachher die Abstimmung iiber unseren Anderungs-
antrag ausgeht.

(Zuruf von der CDU/CSU: Ablehnung!)

Ich halte es fiir notwendig, noch einmal deutlich zu
machen, dass die entwicklungspolitische Strategie der
Bundesregierung und der Koalition auch jenseits der
Tatsache, dass das ODA-Ziel aufgegeben wurde und der
Koalitionsvertrag zumindest in diesem Bereich iiber-
haupt nicht mehr gilt, nicht richtig erkennbar ist. Es gibt
zwar eine Vereinbarung, die festlegt, wie die Not- und
Ubergangshilfe in das Auswirtige Amt iiberfiihrt werden
soll. Die Glaubwiirdigkeit wurde aber schon bei der ers-
ten Nagelprobe erschiittert, als es darum ging, wer fiir
die Not- und Ubergangshilfe sowie die Strukturhilfe ei-
gentlich verantwortlich ist. Da haben Sie schon versagt.
Es gab wieder keine Koordination zwischen den Minis-
terien. Es mussten erst Zeitungsberichte erscheinen, be-
vor die Minister klirten, wer bei der Hungersnot in
Dadaab zusténdig ist, wer kiinftig die Mittel ausgibt und
wer die Vertrdge weiter gestaltet. Das ist doch wirklich
ein Armutszeugnis.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Das zeigt, dass wir mit unserer Auffassung richtigliegen,
dass es nicht sinnvoll ist, die entsprechenden Mittel zu
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verschieben, und dass es notwendig ist, die Not- und
Ubergangshilfe im BMZ zu belassen.

Zu der Frage, ob das BMZ die Federfiihrung im Len-
kungsausschuss haben soll, haben wir noch gar nichts
gehort. Wir wissen iiberhaupt nicht, wer die Federfiih-
rung besitzt und wie die Koordination innerhalb der
Bundesregierung aussicht. Es ist schlecht fiir die Ent-
wicklungszusammenarbeit, wenn es hier kein feder-
fiihrendes Ressort gibt, das mit den anderen Ressorts
Kooperationen und Ausgaben vereinbart. Die vielbe-
schworene Kohérenz gibt es nicht.

Wir haben, wie gesagt, 900 Millionen Euro zusétzlich
beantragt.

(Norbert Barthle [CDU/CSU]: Ungedeckt!)

— Nein, die sind nicht ungedeckt, lieber Kollege Barthle.
Sie wissen genau, dass wir in der Bereinigungssitzung
einen entsprechenden Deckungsvorschlag gemacht ha-
ben, aus dem hervorgeht, wie das Ganze finanziert wird
und wie gleichzeitig die Nettokreditaufnahme stérker ge-
senkt werden kann als jetzt durch die Koalition.

(Norbert Barthle [CDU/CSU]: Eine
Luftbuchung!)

Jenseits der Quantitdt setzen wir deutliche Schwer-
punkte bei Klimaschutz, Gesundheitsversorgung in Ent-
wicklungsldndern sowie bei Grund- und Sekundarbil-
dung. AuBerdem miissen die multilateralen Hilfen
gestiarkt werden; denn im Rahmen der internationalen
Zusammenarbeit muss man die Kooperation mit anderen
Geberldndern und internationalen Organisationen su-
chen.

Ein letzter Satz. Wir Griine hétten sicherlich auch
1,2 Milliarden Euro mehr beantragen konnen,

(Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Mit
Deckungsvorschlag!)

um die Umsetzung unseres Aufholplans bei der ODA-
Quote zur forcieren. Wir haben nun einen Anderungs-
antrag vorgelegt, der zum Ziel hat, wenigstens den ur-
spriinglichen Ansatz fiir das BMZ wiederherzustellen.

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Frau Kollegin.

Priska Hinz (Herborn) (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN):

Ich hoffe sehr, dass Sie sich ein Herz fassen und unse-
rem Anderungsantrag zustimmen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Helga Daub hat das Wort fiir die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Helga Daub (FDP):

Frau Prasidentin! Liebe Kollegen und Kolleginnen!
Selten hat ein Haushalt schon im Vorfeld solch eine me-
diale Begleitmusik erfahren wie dieser Einzelplan. Das
ist auch gut so. Endlich ist der zweitgrofite Investitions-
haushalt, der sonst cher unter Nichtbeachtung leidet,
auch einmal im Fokus.

(Beifall bei der FDP)

Es gibt iiberhaupt keinen Grund, unsere Erfolge kleinzu-
reden.

Wenden wir uns den Tatsachen zu. Bei wichtigen
Schwerpunkten tun wir heute mehr als zuvor. Multilate-
ral stocken wir die Mittel fiir die Vereinten Nationen um
10,4 Millionen Euro auf. Kollege Koppelin hat die Zah-
len schon erwéhnt, aber das kann man nicht oft genug
machen.

(Beifall der Abg. Dr. h. c. Jiirgen Koppelin [FDP]
und Norbert Barthle [CDU/CSU])

Das Gleiche machen wir bei der internationalen
Zusammenarbeit mit den Regionen. Da betrdgt die Auf-
stockung insgesamt 10 Millionen Euro.

(Zuruf der Abg. Dr. Birbel Kofler [SPD])

Entwicklungspolitische Vorhaben der Stiftungen und der
Kirchen erhalten mit jeweils 2 Millionen Euro mehr ei-
nen groBeren finanziellen Spielraum. Durch dieses Geld
fiir die Zivilgesellschaft stdrken wir das biirgerschaftli-
che Engagement; dies ist ein wichtiger Aspekt.

(Beifall bei der FDP)

Im Ubrigen ist das ein Kernanliegen liberaler Politik.
Im Koalitionsvertrag wird nicht grundlos auf die wich-
tige Rolle von Kirchen und Stiftungen hingewiesen.
Diese Institutionen sind unverzichtbar fiir den Aufbau
und die Festigung demokratischer und rechtstaatlicher
Strukturen in Entwicklungsldndern. Wir alle erleben ja
die Dynamik der Verdnderungen in diesen Léndern.
Insofern ist es folgerichtig, dass wir in unserem Haushalt
einen entsprechenden Aufwuchs haben. Stiftungen und
Kirchen kdnnen auch gerade in den Landern arbeiten, in
denen sich staatliche Organisationen nicht oder noch
nicht etablieren konnen. Dort leisten sie unverzichtbare
Arbeit.

Wir wollen eine intensive Einbindung aller Beteilig-
ten in die Entwicklungspolitik. Das heift fiir uns: Wir
setzen auf den Dreiklang von Staat, Wirtschaft und
Zivilgesellschaft. Da ich gerade die Wirtschaft erwdhne
— ich weil}, einige mdgen jetzt vielleicht Pickel bekom-
men —, mochte ich sagen: Durch jeden Euro, den wir
ausgeben — das Ministerium heif3t ja auch Ministerium
fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung —,
kommen 3 bis 4 Euro zuriick. Es ist also ein Geben und
Nehmen. Wir erschlieBen neue Mérkte. Wir schaffen
auch Arbeitsplitze. Mindestens genauso wichtig ist, dass
wir damit auch helfen, unsere Werte und Standards zu
verbreiten.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der
CDU/CSU - Wolfgang Gehrcke [DIE
LINKE]: Das habe ich befiirchtet!)
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— Ja, gut, Sie haben andere Werte und Standards. Das
weil} ich.

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]:
wahr! — Dr. h. c. Jirgen Koppelin
Wenn tiberhaupt!)

Wohl
[FDP]:

Der Bereich Aus- und Fortbildung — dies wurde schon
mehrmals erwdhnt — wird jetzt mit einem Plus von
5 Millionen Euro verstédrkt. Der Deutsche Akademische
Austauschdienst, die Alexander-von-Humboldt-Stiftung
und die Deutsche Welle profitieren davon. Damit werden
wichtige Weichen fiir die Zukunft und fiir eine erfolgrei-
che Entwicklungspolitik gestellt.

Natiirlich wiirden wir alle gerne mehr geben und
mehr helfen. Ich mache an dieser Stelle auch keinen
Hehl aus meiner Enttduschung, dass der Einzelplan 23
nicht die vollen 144 Millionen Euro bekommt. Ich weilf3,
ich habe das mit unterschrieben. SchlieBlich sind es
nicht abgerufene Mittel aus dem Européischen Entwick-
lungsfonds; das sind Gelder, die wir uns eigentlich er-
arbeitet haben. Dass ich das so hinnehme — ich spreche
jetzt fir mich personlich —, hat damit zu tun, dass wir
nicht der einzige Haushalt sind, der Kiirzungen hinneh-
men muss. Das Ganze dient der Haushaltskonsolidie-
rung. Ich habe noch die Worte des haushaltspolitischen
Sprechers der SPD im Ohr — er ist gerade nicht anwe-
send —, der die ganze Zeit von Haushaltskonsolidierung
gesprochen hat. Daher miisste ihm an dieser Stelle das
Herz hoher schlagen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU — Dr. Bérbel Kofler [SPD]: Was
ist mit den Priorititen in Zukunftsinvestitio-
nen?)

Ubrigens ist der voriibergehende Minderbedarf der
Europdischen Kommission nicht zuletzt unserer kriti-
schen Haltung zur Budgethilfe geschuldet.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Auch die Europdische Kommission schaut jetzt im Inte-
resse der Steuerzahler bei der Mittelvergabe genauer hin.
Immerhin gehen noch 20 Millionen Euro dieser 144 Mil-
lionen Euro in den Haushalt des BMZ. Die restlichen
124 Millionen Euro werden zur Haushaltskonsolidierung
eingesetzt. Letztlich ist dies ein lobenswertes Ziel.

Jetzt komme ich zur ODA-Quote. Zugegeben, es
wire in der Tat schoner gewesen, wenn wir schon jetzt
sagen konnten, dass wir 0,4 Prozent erreicht hétten.

(Dr. Béarbel Kofler [SPD]: Im Koalitions-
vertrag steht 0,7 Prozent!)

Es wire ein gutes Signal dafiir gewesen, dass wir den
Willen haben, eine Quote von 0,7 Prozent bis 2015 zu
erreichen. Dass dies gewaltiger Anstrengungen bedarf,
wissen wir, Herr Hoppe. Dafiir wéren 1,5 Milliarden
Euro pro Jahr bis 2015 notwendig. Das ist nicht zu ma-
chen; aber es wire ein gutes Symbol gewesen.

(Thilo Hoppe [BUNDNIS 90/DIE GRUNENT:
Das koénnen wir noch korrigieren!)

Dazu bedarf es aber auch eines Prioritdtenkatalogs — so
nenne ich es einmal — des Parlaments und des Haushalts-
ausschusses. Ich sage an dieser Stelle: Biindnis 90/Die
Griinen haben dem im Haushaltsausschuss zugestimmt.

(Priska Hinz [Herborn] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Wir haben doch viel mehr bean-
tragt!)

Nun kénnten es — eine Nachrechnung wird das ergeben —
0,39 Prozent werden; eventuell ist auch eine Quote von
0,4 Prozent moglich. Zum Vergleich: Beim Amtsantritt
dieser Regierung betrug die ODA-Quote 0,35 Prozent.

Vielleicht sollte man die Vorgaben zur Berechnung
der ODA-Quote, die immerhin — es ist vorhin schon ein-
mal erwidhnt worden — 30 Jahre alt sind, einmal {iberden-
ken. Ohne die Bedeutung der Entwicklungszusammen-
arbeit zu mindern, sollte man iberpriifen, ob sie noch
zeitgemal sind. Um deutlich zu machen, was sich in den
letzten 30 Jahren alles verdndert hat, braucht man nur
auf die Informationstechnologie und auf all die Verénde-
rungen zu verweisen, die sie mit sich gebracht hat.

Allerdings — das betrifft unseren Bereich ganz beson-
ders — sind aus vielen Entwicklungsldndern inzwischen
Schwellenldander geworden.

(Abg. Uwe Kekeritz [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN] meldet sich zu einer Zwischen-
frage)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Wollen Sie die Frage von Herrn Kekeritz zulassen?

Helga Daub (FDP):

Nein. — Liebe Kollegen und Kolleginnen, ich sage
ganz nebenbei: Wenn wir in Europa und in Deutschland
nicht aufpassen, sind wir eines Tages diejenigen, die der
Entwicklungszusammenarbeit mit anderen Léndern
bediirfen.

(Dr. Sascha Raabe [SPD]: Wie bitte? — Weitere
Zurufe von der SPD: Oh!)

Das ist jedoch eine Diskussion, die man an anderer
Stelle und unter anderen Gesichtspunkten fithren muss.

Noch einmal: Wir stellen die ODA-Quote nicht in-
frage. Aber man sollte vielleicht iiber eine Anpassung
der Kriterien zu ihrer Berechnung nachdenken.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Bevor von der Opposition allzu sehr gebarmt wird,
muss ganz deutlich festgestellt werden: Seit 2009 ent-
spricht der Aufwuchs der ODA-Quote einem Betrag von
immerhin 1,3 Milliarden Euro, und die Bundesrepublik
ist nach wie vor zweitgrofiter bilateraler Geber weltweit.

Da meine Redezeit fortgeschritten ist,
(Bérbel Kofler [SPD]: Ja! Zum Gliick!)
komme ich zum Schluss.

(Beifall des Abg. Dr. Dietmar Bartsch [DIE
LINKE])
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Fakt ist: Seit Amtsantritt dieser Regierung ist der BMZ-
Etat um gut 600 Millionen Euro gestiegen. Entwick-
lungszusammenarbeit ist eine Investition in eine bessere
Zukunft fir die Entwicklungsldnder. Diesem Ziel ist
diese Regierung weiterhin verpflichtet.

(Barbel Kofler [SPD]: Man merkt nur nichts
davon!)

Danke.
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Sascha Raabe hat das Wort fiir die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Sascha Raabe (SPD):

Frau Pridsidentin! Meine sehr verehrten Kolleginnen
und Kollegen! Liebe Kollegin Daub, im Fachausschuss
schitze ich Sie ja durchaus.

(Dr. Rainer Stinner [FDP]: Zu Recht!)

Aber wenn Sie in einer Situation, in der Deutschland,
was die Steuereinnahmen angeht, bedingt durch viele
Faktoren so gut dasteht wie nie — wenn Sie heute
Morgen die Generaldebatte verfolgt haben, konnten Sie
das horen —, sagen: ,Wir miissen aufpassen, dass
Deutschland nicht irgendwann einmal zu einem Ent-
wicklungsland wird®, und wenn ausgerechnet in einem
Jahr, in dem wir eine so gute finanzielle Basis haben, der
Entwicklungsetat gekiirzt wird,

(Otto Fricke [FDP]: Ich denke, Sie wollen
noch mehr sparen! Was denn nun?)

dann ist das ein Schlag ins Gesicht der 900 Millionen
Menschen, die hungern. Das ist schibig, und das weise
ich hier in aller Schirfte zurlick, liebe Kolleginnen und
Kollegen.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN - Heinz-Peter Haustein [FDP]: Das
ist nicht schibig! — Otto Fricke [FDP]: Sie
wollen doch noch mehr sparen!)

Deutschland ist ganz weit davon entfernt, ein Ent-
wicklungsland zu werden. Aber in der Tat verspielen wir
unsere Zukunft, wenn wir nicht iiber den eigenen Teller-
rand blicken und nicht verstehen, dass wir in einer Welt
leben, in der wir die bestehenden Herausforderungen nur
gemeinsam mit anderen Lidndern bewdéltigen konnen.
Das gilt gerade im Hinblick auf das Bevolkerungswachs-
tum. Bis zum Jahr 2050 werden 9 Milliarden Menschen
auf der Welt leben. Mit all diesen Menschen sitzen wir
sozusagen in einem Boot; wir miissen sie mitnehmen.

Wir kénnen uns nicht ausklinken und so tun, als wiir-
den wir nicht wahrnehmen, was um uns herum ge-
schiecht. Wir erleben gerade in schr vielen Staaten
Kriege, Konflikte, Hunger, Armut, Chaos und Terror. In
einer solchen Situation kdnnen wir doch nicht einfach
den Entwicklungsetat kiirzen und dann noch sagen: Das
miissen wir machen, weil Deutschland sonst selbst ein
Entwicklungsland wird. — So geht das nicht, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen!

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Die Probleme sind nicht erst seit heute bekannt, son-
dern sie kamen schon in der ersten Debatte zu diesem
Haushalt zur Sprache. Der Aufwuchs in Hohe von
37,5 Millionen Euro, der im Haushalt enthalten ist, hétte
— das wissen wir doch alle — nie im Leben gereicht, um
unserem internationalen Versprechen, bis 2015 eine
ODA-Quote von 0,7 Prozent zu erreichen, auch nur an-
satzweise nachzukommen. Spiétestens jetzt werden Sie
zu Vertragsbrechern. Wir haben heute schon mehrmals
festgestellt: Dieser Koalitionsvertrag ist wirklich das Pa-
pier nicht wert, auf dem er gedruckt ist; er ist genauso
hinfiéllig wie Ihre gesamte Koalition.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Das Ergebnis der Bereinigungssitzung des Haushalts-
ausschusses lag im Morgengrauen vor. Der Begriff
»Qrauen® trifft es ziemlich genau. Das Geld, das drin-
gend gebraucht wird fiir den Aufbau von sozialen Siche-
rungssystemen, fiir Bildung, fiir Gesundheit, fiir Erndh-
rungssicherung, fiir Bewidsserungsprojekte, all das Geld
fehlt jetzt. Deswegen haben viele Organisationen der
Zivilgesellschaft uns Abgeordnete heute noch einmal an-
geschrieben und an uns appelliert, diese Kiirzungen
nicht hinzunehmen. Liebe Kolleginnen und Kollegen
von der Koalition, horen Sie die Signale! Haben Sie den
Mut, auch einmal gegen Ihre Fraktionsoberen zu stim-
men! Stimmen Sie diesen Kiirzungen nachher nicht zu!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN und des
Abg. Dr. Dietmar Bartsch [DIE LINKE])

Zu verantworten, Herr Minister Niebel, hat diese Kiir-
zungen keineswegs das Parlament, wie Sie es in einer
Pressemitteilung und in der Haushaltssitzung behauptet
haben. In diesem Haus gab es einen entwicklungspoliti-
schen Konsens. Die Mehrheit der Abgeordneten hat ei-
nem Aufwuchs um 1,2 Milliarden Euro pro Jahr zu-
gestimmt. Sie haben daraus nie etwas gemacht. Wenn
Sie auftreten, ob hier oder in aller Welt, dann tun Sie das
breitbeinig und am liebsten mit Feldjagermiitze.

(Zurufe von der FDP)

Letztes Mal, bei der ersten Debatte, haben Sie — grof3-
spurig, wie Sie sind — etwas von einem Rekordhaushalt
erzahlt. Und jetzt lassen Sie sich von Threm eigenen
Haushélter, von Herrn Koppelin, am Nasenring durch
die Manege zichen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Zurufe
von der FDP)

Das ist doch lacherlich. Kein Wunder, dass Sie am Kabi-
nettstisch nicht einen einzigen Tagesordnungspunkt
durchgesetzt haben. Wie wollen Sie gegeniiber der Bun-
deskanzlerin 1 Milliarde Euro durchsetzen, wenn Sie
nicht einmal in der Lage sind, 37 Millionen Euro gegen-
iber Threm eigenen Haushélter durchzusetzen? Das ist
eine Lachnummer.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)
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Dr. Sascha Raabe

Herr Minister, Sie sollten einmal Thr Verhaltnis zu den
Kollegen Ihrer eigenen Partei iiberpriifen. Auch als Sie
damals einen Sonderfonds fiir Haiti forderten, hat Ihnen
Herr Koppelin den herausgestrichen. Es kann doch nicht
sein, dass jedes Mal, wenn Herr Koppelin ,,Sitz!“ sagt,
der Bundesminister fiir Entwicklung, der Wuffi Dirk,
wie ein kleiner Hund mit dem Schwinzchen wackelt.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD)

Das ist doch ein wichtiges Thema, Herr Minister. Da
reicht es nicht, sich aufzuplustern. Sie miissen wenigs-
tens Thren eigenen Haushilter mit Autoritdt von Threr
Sache iiberzeugen. Sonst werden Sie mit Thren Anliegen
im Kabinett keine Glaubwiirdigkeit haben.

Herr Minister, ich habe schon mehrmals Thre Vettern-
wirtschaft kritisiert. Das mache ich jetzt nicht noch ein-
mal. Bemerkenswert ist aber, dass die Personalpolitik im
BMZ — das spiegelt sich im Haushalt wider — immer
mehr in Richtung Wahlkampf geht. Die Abteilung ,,Pla-
nung und Kommunikation* wird mit Stellen aufgebldht.
Der Personalrat spricht davon, dass — ich zitiere — ,,in
den operativen Kernbereichen des Hauses Schmalhans
Kiichenmeister ist*, weil immer mehr gute Leute aus den
Fachabteilungen abgezogen werden, sodass letztlich nur
noch Propaganda gemacht wird.

Man muss sich dann schon die Frage stellen, ob mit
diesem Haushalt fiir das Jahr 2013 nicht eher das Ziel
verfolgt wird, den Bundestagswahlkampf statt im
Dehler-Haus im BMZ mit dem Geld der deutschen Steu-
erzahler planen zu kénnen. Nachdem Sie die Service-
stelle ,,Engagement Global®“ gegriindet haben, werden
Sie demnichst wahrscheinlich auch noch eine Service-
stelle ,,Engagement Liberal” griinden. Wenn es um Thre
Partei geht, Herr Minister, ist IThnen nichts zu teuer. Das
trifft aber auf die Menschen, die es ndtig hétten, leider
nicht zu.

Herr Minister, Sie haben in Threm Haus seit 2010,
wenn ich richtig gezihlt habe, mehr als 20 Strategie-
papiere schreiben lassen. Selbst wir als Fachpolitiker
haben Miihe, da die Ubersicht zu behalten.

(Dr. Rainer Stinner [FDP]: Das kann ich mir
bei Thnen vorstellen! — Weiterer Zuruf von der
FDP: Strengt euch mal an!)

Standig werden uns neue Konzepte présentiert. In der
Chefetage des BMZ wird so viel heifle Luft produziert,
dass man schon Angst vor Wiistenbildung haben muss.
Dazu passt, dass Sie uns neulich ein entwicklungspoliti-
sches Wei3buch vorgelegt haben, in dessen zehn Haupt-
botschaften auf der ersten Seite Sie eigentlich nur sich
selbst feiern. Die Begriffe ,,Hunger” und ,,Armut” tau-
chen in dieser Gliederung kein einziges Mal auf.

Ich kann nur sagen: Wir Sozialdemokraten haben eine
Strategie vorgelegt, in der die Bekdmpfung von Hunger
und Armut an allererster Stelle steht. Sie hingegen ma-
chen in erster Linie AuBenwirtschaftsforderung. Sie ha-
ben eine Ressortvereinbarung mit dem Auswirtigen Amt
geschlossen, die angeblich zu einer besseren Abstimmung
und mehr Effizienz — Sie nehmen ja immer das Wort ,,Ef-

fizienz* in den Mund — fiihrten sollte. Dann werfen Sie Th-
rem ehemaligen besten Freund Westerwelle aber vor:

Es kann nicht sein, dass Menschen in der von Kri-
sen geschiittelten Region am Horn von Afrika unter
der Untidtigkeit des Auswartigen Amtes leiden.

Das kommt dabei heraus, wenn man die Kernzustandig-
keit des BMZ, ndmlich humanitire Hilfe zu leisten, aus-
lagert, um einen Kuhhandel zu machen. Anschlieend
klagen Sie 6ffentlich in der Presse Westerwelles Untétig-
keit an. Da kann natiirlich eine Ménnerfreundschaft
schon einmal auf der Strecke bleiben. Noch schlimmer
ist aber, dass Zehntausende Fliichtlinge in der Krisen-
region am Horn von Afrika darunter leiden.

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Herr Raabe!

Dr. Sascha Raabe (SPD):

Ich komme zum Schluss. — Ich kann Thnen nur sagen,
liebe Kolleginnen und Kollegen von der Koalition:
Wenn Sie heute so abstimmen, wie Sie abstimmen wol-
len, dann miissen Sie den Menschen erkldren, warum Sie
an diesem triilben Novembertag das 0,7-Prozent-Ziel zu
Grabe getragen haben. Ich appelliere an Thr Gewissen:
Stimmen Sie dem nicht zu!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Johannes Selle hat jetzt das Wort fiir die CDU/CSU-
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Johannes Selle (CDU/CSU):

Frau Présidentin! Liebe Kollegen! Das Ziel der wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit und Entwicklung ist es, al-
len Menschen ein menschenwiirdiges Leben zu ermégli-
chen. Das ist eine ehrenvolle Aufgabe, die aber riesengrof3
ist und die durch Bevolkerungswachstum, Klimaverén-
derungen und Ressourcenverknappung wichst. Zusétz-
lich erfordern Naturkatastrophen wie Uberschwemmun-
gen und Diirren unsere Hilfe. Dort, wo Not herrscht,
muss auch in Zukunft schnell geholfen werden. Deutsch-
land hat auf die Hungersnot in Ostafrika zum Beispiel
unmittelbar mit Hilfen in Héhe von 33,5 Millionen Euro
reagiert — zusitzlich zu den Leistungen im Rahmen un-
serer multilateralen Zusammenarbeit.

Die Millenniumsentwicklungsziele zu erreichen, wird
wohl leider nicht ganz gelingen. Gerade bei Hunger und
Untererndhrung sind die Zahlen — erst von 20 Prozent
auf 16 Prozent gefallen und jetzt wieder auf 19 Prozent
gestiegen — ganz wesentlich verursacht durch die stei-
genden Lebensmittelpreise.

Wir werden zunehmend damit konfrontiert, durch
fehlende Entwicklung verursachte kriegerische Aus-
einandersetzungen und terroristische Bedrohungen zu
bewaltigen. Ich darf an Mali, Sudan, Siidsudan und ganz
aktuell an Kongo erinnern. Deshalb ist es wichtig, dass
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wir in unserer Entwicklungszusammenarbeit Konflikt-
pravention fordern und vor allem in fragilen Staaten mit
unserem Engagement nicht nachlassen.

(Zuruf der Abg. Dr. Bérbel Kofler [SPD])

Aus meiner Sicht ist es an der Zeit, dem Gedanken ei-
nes stdrkeren, dauerhaften Engagements in einem Land
ndherzutreten. Dadurch konnte langfristig der Verwal-
tungsaufbau und damit eine gute Regierungsfiihrung
schneller vorangebracht werden. Der Siidsudan zum
Beispiel braucht das. Ganzheitliche Konzepte fehlen ein-
fach. Zudem wiirden die Zivilgesellschaft und die Wirt-
schaft in Deutschland viel stirker motiviert.

Mit Minister Niebel hat es einen Paradigmenwechsel
gegeben.

(Zuruf von der SPD: Ja, das stimmt!)

Die Entwicklungszusammenarbeit hat ihre Wirksamkeit
im Inland erhoht. Die Vorfeldreform, an der sich die Vor-
géngerin des Ministers elf Jahre lang erfolglos versucht
hat,

(Dr. Rainer Stinner [FDP]: Das kann man
sagen!)

ist eine grofle Erfolgsgeschichte.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Die Integration von WZ-Referenten an den deutschen
Botschaften kommt voran und wird von unseren Part-
nern sehr geschétzt. Fiir den Umgang mit fragilen Staa-
ten wurde ein schliissiges und anerkanntes Konzept vor-
gelegt.

Wenn Jobs wichtig fiir die Bekdmpfung der Armut
sind, dann heifit das, die Wirtschaft einzubeziehen.
Nachhaltige Beschiftigung und selbsttragender Auf-
schwung brauchen Arbeitsplitze im produzierenden Ge-
werbe. Die Forderung der Privatwirtschaft in Entwick-
lungsléndern hat eine grofere Bedeutung bekommen.
90 Prozent aller neugeschaffenen Stellen entstehen ndm-
lich durch privatwirtschaftliche Initiativen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

,Der Privatsektor ist Wachstumsmotor®, so Staats-
sekretdrin Gudrun Kopp. In dieser Linie steht auch der
Haushaltsentwurf der Regierung mit einer Erh6hung von
37,5 Millionen Euro gegeniiber dem Vorjahr auf insge-
samt 6,4 Milliarden Euro.

(Dr. Bérbel Kofler [SPD]: Also das ist ja jetzt
wirklich Makulatur! Reden Sie doch iiber das,
woriiber wir heute abstimmen!)

Wir Entwicklungspolitiker wiinschen uns mehr, aber wir
stehen in der Verpflichtung, den Haushalt zu konsolidie-
ren. Das ist auch fiir die wirtschaftliche Zusammenarbeit
sehr wichtig, damit wir weiter helfen konnen.

Alle wesentlichen Positionen im Haushalt steigen
nach diesem Entwurf. Ich rede dabei von den Positionen,
deren Mittel an Institutionen gehen, die direkt fiir die
Menschen arbeiten.

(Dr. Bérbel Kofler [SPD]: Haben Sie die
falsche Rede dabei?)

Der Ansatz fiir den Europdischen Entwicklungsfonds be-
trug 838 Millionen Euro. Wegen fehlender sinnvoller Pro-
jekte meldete die Kommission einen um 144 Millionen
Euro geringeren Bedarf an. Niemand hat bisher hinter-
fragt, warum der Europidische Entwicklungsfonds seine
Ziele wiederholt nicht erreicht hat. Daran hat auch die
Opposition keine Kritik geilibt. Wir hétten das nicht be-
ndtigte Geld gerne in andere Projekte gesteckt. Dazu ha-
ben wir auch Vorschldge vorbereitet.

Entwicklung, Hilfe und Arbeit zugunsten der
Schwichsten in der Welt: Das ist unsere tdgliche Be-
schiftigung und wird dadurch zu einer Angelegenheit
des Herzens, weil wir eben so dicht dran sind. Im Haus-
haltsausschuss wurden nun Tatsachen geschaffen.

(Dr. Bérbel Kofler [SPD]: Ja, leider!)

Von den 144 Millionen Euro wurden 22,9 Millionen
Euro dem Einzelplan 23 fiir die Verstarkung der Projekte
belassen. 121 Millionen Euro wurden zur Reduzierung
der Kreditaufnahme verwendet. Das mag vor dem Hin-
tergrund der Verschuldung plausibel erscheinen, wére
von den Entwicklungspolitikern aber nicht unterstiitzt
worden. Im weiteren parlamentarischen Verfahren ist
aber eine Anderung nicht so einfach moglich.

Die Projekte, die im Entwurf des Haushaltes vorgese-
hen waren, haben darunter nicht gelitten. Die Mittel da-
fiir wurden teilweise erhoht. Das darf man auch einmal
sagen. Ich mochte auch auf die Gefahr hinweisen, dass
der Europdische Entwicklungsfonds die Gelder, die er
nicht gebraucht hat, noch einfordern kann, wie es in der
Finanzierungsvereinbarung steht.

Noch einige Worte zu den Antrigen, iiber die heute
abgestimmt werden muss:

Die SPD verlangt ganz locker 1,4 Milliarden Euro
mehr

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

und legt natiirlich keine Gegenfinanzierung vor, obwohl
Kollege Steinbriick gerade heute friih eine Nullverschul-
dung fiir moglich hielt.

(Dr. Bérbel Kofler [SPD]: Da stimmt nicht
einmal die Summe!)

Das ist im Vergleich zu den gut 2,25 Milliarden Euro,
die die Linken in ihren Antrdgen fordern,

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

bescheiden. Vielleicht gilt auch hier der Satz: Je weiter
weg von einer Regierungsbeteiligung man ist, desto
leichter fallen die Forderungen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Fiir Ausgaben von 2,25 Milliarden Euro reichen der
Linken eineinhalb Seiten. Wenn man die Mittel fiir die
Schwerpunkte addiert, die nach Ihrer Meinung mehr Un-
terstiitzung bendtigen, dann sieht man, dass 800 Millio-
nen Euro gar nicht untersetzt sind, nach dem Motto: Das
Ministerium wird die restlichen Gelder schon verniinftig
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einsetzen. — Meine Kollegen von den Linken, diese ein-
einhalb Seiten sprechen ganze Bédnde, wie serids Sie mit
der knappen Ressource Steuergeld umgehen.

Aber auch die nicht untersetzten Forderungen der
SPD sind grof3 genug, dass man annehmen kann, dass sie
ebenfalls nicht mit einer Regierungsbeteiligung rechnet.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Bleibt der Antrag der Griinen, der es zwar in sich hat,
aber aufgrund der Zustimmung im Haushaltsausschuss
in einem ganz anderen Licht erscheint. Der Antrag trifft
auch den Nerv der Unionsabgeordneten, die als Fach-
politiker von dem Beschluss im Haushaltsausschuss
iiberrascht wurden. Ich habe die Initiative unterstiitzt,
das 0,7-Prozent-Ziel verstirkt anzustreben.

(Dr. Birbel Kofler [SPD]: Wie winden Sie sich
jetzt da raus?)

., Wir wollen nicht die Union ..., hat Ihr Vorsitzender
auf dem Parteitag der Griinen unter Beifall gerufen,

(Dr. Christian Ruck [CDU/CSU]: Ja, das war
ein Fehler!)

den Sie anschlieBend wiedergewidhlt haben. Was Sie
heute wollen, ist aber, unser gemeinsames Ziel politisch
auszunutzen. Ich mag mich aber nicht auf diesen klebri-
gen Fliegenfanger setzen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU —
Claudia Roth [Augsburg] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNENT]: Aber ich habe das nicht gesagt!)

Dass wir mit einem Anteil am Gesamthaushalt von
2 Prozent mit iiber 10 Prozent zum Sparen im Gesamt-
haushalt beitragen, macht uns nicht gliicklich. Ich und
meine Kollegen geben das Ziel nicht auf, fiir eine effi-
ziente Entwicklungszusammenarbeit die dafiir ntigen
Mittel aufzubringen. Dabei wissen wir die Kanzlerin an
unserer Seite. Fiir die ndchsten Beratungen sind wir je-
denfalls sensibilisiert.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Fiir die Fraktion Die Linke hat das Wort der Kollege
Niema Movassat.

(Beifall bei der LINKEN)

Niema Movassat (DIE LINKE):

Frau Présidentin! Meine Damen und Herren! Herr
Niebel, ich bin guter Dinge, dass dies heute der letzte
entwicklungspolitische Haushalt unter Threr Verantwor-
tung ist, den wir uns antun miissen. Ihre Bilanz als Ent-
wicklungsminister ist verheerend.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD — Otto Fricke [FDP]: Das ist
falsch, Herr Kollege!)

Sie haben in Threm Koalitionsvertrag geschrieben,
dass Sie 0,7 Prozent des Bruttonationaleinkommens fiir
Entwicklungszusammenarbeit aufbringen wollen. Da-
mit wollten Sie ein vor {iber 40 Jahren abgegebenes vol-

kerrechtlich verbindliches Versprechen einldsen. Aber
seit Threm Amtsantritt diimpelt die deutsche Entwick-
lungshilfequote bei mageren 0,4 Prozent oder weniger
herum. Das zeigt, wie viel Thnen Entwicklungszusam-
menarbeit praktisch wert ist: so gut wie nichts.

(Beifall bei der LINKEN)

Um wie versprochen die 0,7 Prozent bis 2015 zu
schaffen, briduchten wir eine Steigerung des Entwick-
lungshaushalts von etwa 2 Milliarden Euro pro Jahr.
Deshalb, Herr Selle, haben wir diesen Antrag hier einge-
bracht. Machbar ist das. Wer 33,3 Milliarden Euro fiir
den Verteidigungshaushalt ausgibt wie diese Regierung,
aber nur 6,3 Milliarden Euro fiir Entwicklung, setzt fal-
sche Prioritdten. Mit einem Bruchteil des Geldes, das Sie
fiir Riistung und Krieg ausgeben, lieBen sich Armut und
Elend auf dieser Welt bekdmpfen.

(Beifall bei der LINKEN)

Nun soll das Volumen des Entwicklungshaushalts so-
gar noch schrumpfen. Das besonders Pikante ist, dass
Sie diese Haushaltskiirzungen laut Presseberichten Ih-
rem Parteikollegen Koppelin zu verdanken haben, der
Sie damit offensichtlich schwichen mdchte. Da stimmt
dann wohl bei der FDP der Satz: Die Steigerung von
Feind ist Parteifreund.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der LINKEN)

Eines Ihrer Ziele war die Fusion der staatlichen tech-
nischen Entwicklungszusammenarbeit. Sie haben dafiir
GTZ, DED und InWEnt zur GIZ, Gesellschaft fiir Inter-
nationale Zusammenarbeit, zusammengefiigt. Damit
sollte die Entwicklungsarbeit effektiver werden. Die
Idee war gut, die Realitit ist ein Trauerspiel. Viele Be-
schiftigte sind frustriert. Laut der jiingsten Mitarbeiter-
befragung ist fast die Hélfte der GIZ-Belegschaft mit
dem Fusionsprozess und der Arbeit des Vorstands unzu-
frieden. Da Sie, Herr Niebel, das Projekt immer als
Chefsache behandelt haben, ist das auch fiir Sie ein ver-
nichtendes Urteil.

(Beifall bei der LINKEN)

Verheerend ist auch die politische Umorientierung,
die Sie in der GIZ vorantreiben. Sie bauen das Unterneh-
men zu einem weltweiten Dienstleistungsunternechmen
fiir Aufgaben aller Art um. Die Kernaufgabe der Ent-
wicklungspolitik, die Armutsreduzierung, fallt dabei
hinten runter. Im neuen Leitbild der GIZ steht dazu kein
Wort mehr.

Wihrend fiir uns im globalen Norden eine ausrei-
chende Erndhrung, flieBend Wasser und Strom meist
selbstverstandlich sind, kdmpfen unzdhlige Menschen
im Siiden tiglich ums nackte Uberleben. 1,4 Milliarden
Menschen weltweit leben in extremer Armut. Die Teller
bleiben leer, Schulen sind unerreichbar, sauberes Wasser
ist Luxusgut. Angesichts dessen ist Armutsbekdmpfung
wichtiger denn je.

(Beifall bei der LINKEN)

Stattdessen bietet die GIZ Dienstleistungen an, die
mit Menschenrechten und Entwicklungszusammenarbeit
nichts zu tun haben. So bildet die GIZ saudische Grenz-
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polizisten aus. Ich frage Sie, Herr Niebel: Ist Saudi-Ara-
bien, in dem Frauen gesteinigt, Menschen zur Bestra-
fung Gliedmallen abgehackt werden, ein Beispiel fiir
Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit? Wir als Linke
sagen klar Nein.

(Beifall bei der LINKEN — Dr. Christian Ruck
[CDU/CSUJ: Sie zahlen dafiir!)

Fiir Sie ist Entwicklungspolitik nichts anderes als Au-
Benwirtschaftsforderung im Interesse deutscher Unter-
nehmen. Diese profitieren von Threm Kurs, nicht kleine
und mittelstdndische Unternehmen in den Léndern des
Stidens.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Dazu passen auch Thre Renditeerwartungen. Vor kurzem
sprachen Sie im Entwicklungsausschuss davon, dass je-
der Euro in der Entwicklungszusammenarbeit zu einer
Erhohung des deutschen Exports um 3 bis 4 Euro fiihrt.
Aus 1 Euro mach 4 Euro, 300 Prozent Rendite: Da er-
blasst ja selbst ein Herr Ackermann vor Neid.

(Heiterkeit und Beifall bei der LINKEN)

Herr Niebel, Thnen fillt Thr eigener ideologischer Wi-
derspruch nicht einmal mehr auf. Ich dachte, Liberale
lehnen Subventionen fiir Unternehmen ab. Nun bauen
Sie zum Beispiel mit 6ffentlich-privaten Partnerschaften
das Entwicklungsministerium zu einem Forderinstitut
fiir deutsche Unternehmen um. Mit liberaler Lehre hat
das nichts zu tun.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber all das ist letztlich nur die Spitze des Eisbergs.
Wir brauchen eine grundlegend andere entwicklungs-
politische Strategie. Die globale soziale Ungerechtigkeit
muss beendet werden.

Heute besitzen weltweit 63 000 Menschen ein Vermo-
gen von 40 Billionen Dollar. Das ist mehr als die Halfte
des jahrlichen Bruttoinlandsprodukts aller Staaten auf
der Welt zusammengenommen. 63 000 Menschen — das
sind gerade einmal 0,00009 Prozent der Weltbevdlke-
rung.

(Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Haben Sie
sich vielleicht um zwei Nullen vertan?)

Gleichzeitig hat die Hélfte der Menschheit keinerlei Ver-
mogen. Gleichzeitig verhungert alle fiinf Sekunden ein
Kind. Uberall auf der Welt sterben Menschen an Hunger,
ob in Guatemala, Kongo oder Indien.

Auf der einen Seite gibt es grenzenlosen Reichtum,
auf der anderen Seite ungeheure Armut. Bei einer ge-
rechten Verteilung des weltweiten Reichtums miisste
heute niemand mehr an Hunger und Armut sterben.

(Beifall bei der LINKEN)

Deshalb miissen wir umverteilen — in Deutschland und
weltweit. Das wire tatséchliche Entwicklungspolitik.

Danke fiir die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:

Thilo Hoppe hat jetzt das Wort fiir die Fraktion Biind-
nis 90/Die Griinen.

Thilo Hoppe (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich will jetzt nicht die grofen Linien der Entwicklungs-
politik beschreiben, sondern uns nur noch einmal vor
Augen fithren, um was es gleich in der namentlichen Ab-
stimmung gehen wird. Es geht allein darum, eine Fehl-
entscheidung des Haushaltsausschusses zu korrigieren
und zu dem Entwurf zuriickzukehren, den diese Bundes-
regierung vorgelegt hat.

Um es klarzustellen: Wir stehen nach wie vor zu un-
serer Position, die Entwicklungsausgaben und die Aus-
gaben fiir humanitére Hilfe, also die ODA-Leistungen,
Jahr fiir Jahr um 1,2 Milliarden Euro zu steigern. Denn
das wire notwendig, um dem 0,7-Prozent-Ziel nahezu-
kommen und es 2017 erreichen zu konnen. Das hitten
wir wieder beantragen konnen, aber es wire wieder ab-
gelehnt worden. Das ist eine sinnlose Ubung.

Das, was wir jetzt vorlegen, ist nur die Streichung ei-
ner Streichung. Was ist geschehen? Der Regierungsent-
wurf sah eine zwar geringfiigige, aber immerhin noch
eine Steigerung des Entwicklungshaushaltes vor. Dann
kam die {iberraschende Sitzung des Haushaltsausschus-
ses, in der im Endeffekt 124 Millionen Euro herausge-
strichen wurden. Auch wenn hier mit vielen Zahlen jon-
gliert wurde: Das lésst sich nicht wegreden. Das haben
auch andere Kolleginnen und Kollegen zugegeben und
bestitigt. Im Vergleich zum Vorjahr ist das eine reale
Kiirzung um 86,5 Millionen Euro. Das hat der Kollege
Klein auch zugegeben.

(Norbert Barthle [CDU/CSU]: Abziiglich
78 Millionen! 78 Millionen muss man abzie-
hen!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben in den
letzten Jahren immer engagiert diskutiert und gestritten,
wie hoch die Aufwiichse sein miissten. Wenn wir das
heute Abend durchgehen lassen, dann wird es zum ers-
ten Mal nach langer Zeit in die falsche Richtung gehen.
Bisher ging die Fieberkurve noch nach oben. Jetzt wird
es den Knick nach unten geben. Das wiére ein absolut fa-
tales Signal fiir die Glaubwiirdigkeit Deutschlands in der
Welt.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Das wire eine schlechte Nachricht. Bitte seien Sie
sich der fatalen internationalen Wirkung dieses Signals
bewusst. Es ist doch kein Geheimnis — ich plaudere
keine Interna aus —, dass sich der Entwicklungsminister,
die Staatssekretdrin und viele Kolleginnen und Kollegen
aus dem Entwicklungsausschuss sehr {iber diese Streich-
aktion gedrgert haben.

(Claudia Roth [Augsburg] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Das wire ja noch schoner, wenn
sie es nicht machen wiirden!)
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Herr Selle, ich nehme das Ganze sehr ernst. Ich hatte
versprochen, den Text des entwicklungspolitischen Kon-
senses iber die zusitzlichen 1,2 Milliarden Euro, den
viele von Thnen dankenswerterweise unterschrieben ha-
ben, niemals zum Anlass einer namentlichen Abstim-
mung zu machen und Sie nicht in Schwierigkeiten zu
bringen. Aber darum geht es heute nicht. Es geht heute
nur darum, eine Kiirzung zu verhindern bzw. sie zu kor-
rigieren.

Was wir jetzt machen, klingt paradox: Ich verteidige
den Regierungsentwurf, den Entwurf dieser Bundesre-
gierung gegeniiber einer einsamen Kiirzungsaktion auf
Betreiben hauptséchlich eines Haushélters.

(Claudia Roth [Augsburg] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNENT]: Dr. h. c.!)

Dartiiber bitte ich jetzt nachzudenken und in sich zu ge-
hen. Nehmen Sie den Parlamentarismus ernst!

(Klaus Brahmig [CDU/CSU]: Valliger
Quatsch!)

Denn er sieht vor, dass das Plenum dieses Bundestages
das letzte Wort behilt.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE. GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)

Er sieht nicht vor, was leider Gewohnheitsrecht gewor-
den ist: dass immer der Haushaltsausschuss das letzte
Wort behalten soll.

(Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Wenn man
dann erst mal drin ist, sicht man das auch an-
ders!)

Ich will jetzt nicht die Gewissensdimension ins Spiel
bringen; es geht um Thre Uberzeugung. Wie gesagt, wir
haben gemeinsam fiir Aufwiichse gekdmpft und uns nur
dariiber gestritten, wie hoch die Aufwiichse sein miissen.
Aber Kiirzungen waren iiberhaupt nicht in Sicht, weder
im Entwicklungsministerium noch bei den Kolleginnen
und Kollegen, mit denen wir im AwZ gut zusammenar-
beiten.

Wir haben jetzt die Moglichkeit, das noch zu korrigie-
ren. Es stimmt auch nicht, dass damit der ganze Haushalt
kippen wiirde. Wir haben uns nach der Verfahrensweise
erkundigt. Es wire moglich, diese Riicknahme der Kiir-
zung noch am Freitag in dritter Lesung einzuarbeiten.
Das wiirde ein winziges Stiickchen mehr Schuldenauf-
nahme bedeuten. Aber sagen Sie jetzt bitte nicht, dass
124 Millionen Euro ein riesengrofes Problem darstellen,
wenn man sieht, dass wir hohe Steuermehreinnahmen
haben, dass wir 750 Millionen Euro fiir neue Straflen
ausgeben, dass wir Beschliisse fiir ein Betreuungsgeld
gefasst haben usw. Es geht hier um Priorititensetzung,
um die Riickkehr zum Regierungsentwurf. Dariiber kon-
nen wir gleich abstimmen. Ich bitte Sie, Threr Uberzeu-
gung zu folgen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:

Fiir die CDU/CSU-Fraktion hat das Wort der Kollege
Helmut Heiderich.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Helmut Heiderich (CDU/CSU):

Frau Prisidentin! Meine verehrten Kolleginnen und
Kollegen! Bundesminister Niebel hat bei der Vorstellung
des Haushalts vor wenigen Wochen darauf hingewiesen,
dass das BMZ zum vierten Mal in Folge einen Rekord-
haushalt vorlegt.

(Thilo Hoppe [BUNDNIS 90/DIE GRUNENT]:
Jetzt nicht mehr!)

Nun hat ihm der Haushaltsausschuss buchstéblich
und im wahrsten Sinne des Wortes einen Strich durch die
Rechnung gemacht. Meine verehrten Damen und Herren
von den Griinen, eben habe ich erfahren, dass Sie an die-
ser Streichung aktiv beteiligt waren.

(Thilo Hoppe [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Nein! — Priska Hinz [Herborn] [BUNDNIS 90/
DIE GRUNENT]: Es wird nicht besser durch
Wiederholung!)

Deswegen sage ich ganz deutlich: Wenn Sie jetzt mit [h-
rem Antrag kommen und das, was Sie gestrichen haben,
wieder aufsetzen wollen, dann ist das wirklich eine Ka-
priole besonderer Art.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP — Abg. Thilo Hoppe [BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN] meldet sich zu einer Zwi-
schenfrage)

Vizeprasidentin Katrin Goéring-Eckardt:

Maochten Sie die Zwischenfrage von Herrn Hoppe zu-
lassen?

Helmut Heiderich (CDU/CSU):
Jetzt nicht, spéter bitte.

(Priska Hinz [Herborn] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Warum wohl?)

Was aus der technischen Sicht der Haushélter sicher-
lich ein Korrekturposten unter vielen gewesen sein mag,
war fiir die Gesamtdarstellung der Entwicklungspolitik
in der Offentlichkeit leider ein Desaster; denn in Rela-
tion zum Haushalt 2012 — das ist jetzt schon ein paarmal
gesagt worden — bleibt unter dem Strich ein Minus,
wenn auch ein kleines, von 86 Millionen Euro.

Natiirlich haben sich alle Journalisten und Entwick-
lungsorganisationen, von Agro Action bis World Vision,
darauf gestiirzt und sich zu Wort gemeldet. Ich will nur
einige Uberschriften nennen: ,,Deutschland kiirzt Ent-
wicklungshilfe®, ,, Deutschland begribt ein Stiick globa-
ler Verantwortung“, ,,.Deutschland verabschiedet sich
aus seiner internationalen Verantwortung®, ,,Sparen auf
Kosten der Armsten usw.
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(Ute Koczy [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
So ist es! Da haben sie recht!)

Das war die direkte Reaktion auf diese Entwicklung.
Ich denke, all dies wire leicht zu vermeiden gewesen,
wenn nicht auch Sie, Frau Hinz, die Hand gehoben hét-
ten, sondern sie unten gelassen hétten.

(Thilo Hoppe [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Das stimmt doch nicht! — Priska Hinz [Her-
born] [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Ich la-
che mich kaputt!)

Ich sage eines dazu ganz deutlich: Wir Entwicklungs-
politiker haben diese Situation nicht zu verantworten.
Wir Entwicklungspolitiker — das sage ich genauso deut-
lich — wollen und werden uns nicht von unserer interna-
tionalen Verantwortung verabschieden. Wir werden wei-
ter kdmpfen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Trotz all dieser Schlagworte, die eben von mir zitiert
worden sind, werden wir fiir das kommende Haushalts-
jahr, auch nach der Veranderung des Etats, niemandem
einen einzigen Euro wegnehmen oder irgendwelche Mit-
tel streichen. Das Gegenteil ist richtig. Auch nach der
Verdnderung werden 23 Millionen Euro zusétzlich ver-
geben. Ich liste auf: 5 Millionen Euro fiir die berufliche
Aus- und Fortbildung, 4 Millionen Euro fiir die Verein-
ten Nationen, 2 Millionen Euro fiir politische Stiftungen,
2 Millionen Euro fiir Kirchen und 10 Millionen Euro fiir
nachhaltige Entwicklung und Klimaschutz. Das alles
wird zusétzlich im kommenden Haushaltsjahr geleistet.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Nun werden Sie fragen: Wo ist denn das Problem?
Warum diese Aufregung? Nun, wir haben eben schon
gehort — ich will das ganz kurz machen —, dass fiir den
Europidischen Entwicklungsfonds 838 Millionen Euro
angesetzt waren. Zwei Tage vor der Verabschiedung gab
es einen neuen Hinweis — ich habe mir das extra aus dem
BMF geben lassen —, dass diese Mittel aus Griinden, die
man in Briissel zu verantworten hat und nicht bei uns
—ich will das nicht lange ausfiihren —, reduziert werden.
Das BMF hat interessanterweise in seinen Beurteilungs-
bogen hineingeschrieben: politische Bedeutung gering. —
Ich glaube, an dieser Stelle hat man sich ein wenig ver-
schétzt.

(Beifall der Abg. Sibylle Pfeiffer [CDU/CSU])

Leider muss ich auch feststellen: Kein Einziger von
denen, die ich eben zitiert habe — wenn man sich die
Stellungnahmen aufmerksam durchliest, ist das eindeu-
tig zu erkennen —, hat sich mit diesen inneren Zusam-
menhidngen beschéftigt. Deswegen ist es auch ganz na-
tirlich, dass sich die Opposition auf dieses Ereignis
einschieft.

Ich halte aber auch fest: Was die Griinen hier heute
beantragen, ist nichts anderes als Bilanzkosmetik.

(Ute Koczy [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Das ist der Regierungsentwurf! Den wollen
wir wiederhaben! — Georg Schirmbeck [CDU/

CSU]: Wir sind von Natur aus schon! Wir
brauchen keine Schminke!)

Mit der Annahme dieses Antrags — das sage ich ganz
deutlich; Herr Hoppe kann mich ja gleich noch dazu be-
fragen — wird kein Einziger weltweit im nédchsten Jahr
auch nur einen einzigen Euro mehr bekommen als jetzt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Setzt man diese Verdnderung in Relation zu der Ent-
wicklungspolitik, die mit diesem Haushalt insgesamt ge-
leistet wird, ist ganz deutlich zu sagen: Man muss die Kir-
che im Dorf lassen. Deutschland wird in 2013 insgesamt
iiber 10 Milliarden Euro an ODA-Leistungen erbringen.
Obwohl wir selbst nur 1,1 Prozent der Weltbevilkerung
darstellen, werden wir international den zweitgréfiten
Anteil aller Staaten leisten — direkt hinter den USA. Auch
darauf muss einmal 6ffentlich hingewiesen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Im Ubrigen hat Frankreich seine ODA-Quote im letz-
ten Jahr um 5,6 Prozent gesenkt. England hat sie um
0,8 Prozent reduziert. Aullerdem hat die neue franzosi-
sche Regierung gerade mitgeteilt, dass die ODA-Quote
fiir die néchsten Jahre bei 0,4 Prozent eingefroren wer-
den soll. Und schauen Sie einmal in die USA: Die ODA-
Quote betrédgt dort 0,2 Prozent.

Deshalb ist dieser Fetischismus, immer auf die Hun-
dertstelstellen nach dem Komma zu schauen und daran
eine erfolgreiche Entwicklungspolitik festzumachen, fiir
mich kein Mafstab. Fiir mich ist der MaB3stab, ob wir es
schaffen, dass die Menschen in dieser Welt eine bessere
Lebensqualitét erreichen.

Ich will einmal einige Beispiele nennen. 3 Milliarden
Menschen weltweit haben nach wie vor weniger als
2 Dollar am Tag zur Verfiigung. 1,5 Milliarden Men-
schen haben keinen Zugang zu Energie. 1 Milliarde
Menschen weltweit muss immer noch Hunger leiden.

An diesen Stellen miissen wir ansetzen und aufhoren,
hier Uiber Hundertstelstellen hinter dem Komma zu dis-
kutieren.

Gerade bei der Hungerbekdmpfung hat diese Koali-
tion in den letzten Jahren eine Menge enormer Verbesse-
rungen erreicht. Was in rot-griiner Regierungszeit — da-
riiber haben wir uns ja schon einmal unterhalten — fast
aus dem Haushalt herausgestrichen worden war, ist unter
unserer Verantwortung wieder deutlich aufgewachsen.
Wir haben damit international neues Renommee fiir
Deutschland gewonnen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Das Ministerium hat eine Taskforce eingerichtet. Ein
Zehn-Punkte-Programm ist in der Umsetzung. Gemein-
sam mit dem Agrarministerium haben wir Vereinbarun-
gen getroffen, um die Schlagkraft der beiden Ministerien
zusammenzufiigen. Im Sinne einer modernen Ausrich-
tung der Hungerbekdmpfung haben wir die Deutsche
Initiative fiir Agrarwirtschaft und Erndhrung ins Leben
gerufen. Ich glaube, damit machen wir deutlich, dass wir
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das Problem des Hungers weltweit von verschiedenen
Seiten ins Visier nehmen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, vor dem
Hintergrund, dass wir hier im Detail an Verbesserungen
weltweit arbeiten, sind die 1,4 Milliarden Euro, die nach
dem heute hier gestellten Antrag der SPD auf den Haus-
halt draufgesattelt werden sollen, wirklich kein Betrag,
der in irgendeiner Weise auch nur anndhernd realistisch
wire.

(Beifall der Abg. Sibylle Pfeiffer [CDU/CSU])

Es kann auch nicht sein, dass Ihr haushaltspolitischer
Sprecher gestern erklart, diese Bundesregierung spare zu
wenig und miisse wesentlich mehr Geld einsammeln,
und Sie heute fordern, 1,4 Milliarden Euro draufzusat-
teln. Das ist eine Doppelmoral, die man hier nicht so ste-
hen lassen kann.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Letzter Punkt, meine sehr verehrten Kolleginnen und
Kollegen. Es ist eben schon kurz angesprochen worden:
Sie sollten sich einmal an das erinnern, was uns von den
Fachleuten in der Anhdrung im Friihjahr aufgegeben
worden ist. Damals hiel3 es nicht, wir sollten zusétzliches
Geld iiber die Welt ausschiitten, sondern es hiel3, wir
sollten uns darum kiimmern, die Wirksamkeit der Ent-
wicklungspolitik zu verbessern. Ich glaube, auch da ha-
ben wir und unsere Regierung einen guten Anfang ge-
macht. Wir haben zum Beispiel beim Global Fund
gezeigt, wie man die Wirksamkeit verbessert. Wir haben
das Deutsche Evaluierungsinstitut gegriindet. Je hoher
dessen Wirksamkeit wird, desto mehr konnen wir mit
dem eingesetzten Geld machen. Das ist allemal besser,
als sich auf eine Hundertstelstelle hinter dem Komma zu
konzentrieren.

Schonen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Zu einer Kurzintervention gebe ich das Wort dem
Kollegen Thilo Hoppe.

Thilo Hoppe (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrter Herr Kollege Heiderich, Sie haben be-
hauptet, die griine Fraktion sei fiir eine Kiirzung des Ent-
wicklungsetats. Ich mochte Sie herzlich bitten, diese Be-
hauptung zuriickzunehmen und zur Kenntnis zu nehmen,
dass wir Aufwiichse in H6he von 900 Millionen Euro fiir
den Entwicklungshaushalt beantragt haben.

Wenn einer Riickfilhrung von nicht benétigten Mit-
teln aus dem Européischen Entwicklungsfonds in Hohe
von 144 Millionen Euro zugestimmt wurde, dann muss
das gegen die Aufwiichse von 900 Millionen Euro ge-
gengerechnet werden. Der von uns gewiinschte Auf-
wuchs ist daher immer noch grof3: mehr als 750 Millio-
nen Euro.

Es geht hier nicht um irgendwelche Stellen weit hinter
dem Komma; vielmehr stimmen wir gleich dariiber ab
—ich kann es noch einmal in Erinnerung rufen —, ob der

Entwicklungsetat zum ersten Mal seit langer Zeit real
gekiirzt wird — gegen den Willen der Bundesregierung,
gegen den Willen des Entwicklungsministers und gegen
den Willen vieler Kolleginnen und Kollegen aus dem
Entwicklungsausschuss — oder ob wir diese Kiirzung zu-
riicknehmen und den alten Regierungsentwurf wieder
einsetzen. Darum geht es gleich in der Abstimmung.

Vizeprasidentin Katrin Goéring-Eckardt:

Herr Kollege Heiderich, mochten Sie erwidern? —
Bitte schon.

Helmut Heiderich (CDU/CSU):

Herr Kollege Hoppe, wir haben vorhin zweimal ge-
hort, dass im Haushaltsausschuss eine Kiirzung von
144 Millionen Euro beschlossen worden ist und dass
dieser Beschluss dazu gefiihrt hat, dass jetzt im Entwick-
lungsetat unter dem Strich kein Plus steht, wie vorher,
sondern ein Minus. Die Debatte dieser Woche in allen
deutschen Zeitungen und in zahlreichen Institutionen hat
sich darum gedreht, dass die Kiirzung von 144 Millionen
Euro unter dem Strich zu einem Minus fiihrt. Diese Kiir-
zung ist — das ist eben von Frau Hinz bestétigt worden —
mit Threr Stimme beschlossen worden.

(Lachen der Abg. Priska Hinz [Herborn]
[BUNDNIS 90/DIE GRUNENT])

Deswegen ist das Ergebnis auch von den Griinen verur-
sacht. Auch Sie miissen einmal zur Kenntnis nehmen,
dass Sie dafiir gesorgt haben, dass unter dem Strich ein
Minus herausgekommen ist. Das diirfen Sie nicht ande-
ren vorwerfen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP — Thilo Hoppe [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Sie konnen nicht rechnen!)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:

Martin Gerster hat jetzt das Wort fiir die SPD-Frak-
tion.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Martin Gerster (SPD):

Frau Présidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen!
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter
Herr Minister Niebel, Sie haben heute um 17.40 Uhr ein
Satirevideo verschickt, ,,Africa for Norway®, und uns
Abgeordneten dabei vier unterhaltsame Minuten ge-
wiinscht. Ich kann in Anbetracht des Verlaufs der Haus-
haltsberatungen verstehen, dass Sie gute Stimmung ma-
chen wollen. Aber gerade heute ist es doch vdllig
deplatziert und grenzwertig, uns ein Satirevideo zu schi-
cken.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie des Abg. Dr. Dietmar
Bartsch [DIE LINKEY])

Ich muss schon sagen: Ich habe den Minister Niebel
auch als jemanden erlebt, der kimpfen kann, der enga-
giert auftreten kann.
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(Beifall der Abg. Dr. Christel Happach-Kasan
[FDP])

Aber es ist schon ziemlich traurig, dass er heute nicht be-
reit ist, fiir seinen Etatentwurf noch einmal zu kdmpfen.
Das miissen wir an dieser Stelle deutlich kritisieren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Heute ist ndmlich kein guter Tag fiir Armutsbekdmpfung
und fiir Entwicklungszusammenarbeit. Das muss deut-
lich gesagt werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der LIN-
KEN und des BUNDNISSES 90/DIE GRU-
NEN)

Es ist sogar noch mehr: Es ist blamabel, auch fiir die
Koalition, die anscheinend nun offen zeigt, was sich
schon damals bei der Regierungsiibernahme durch
Schwarz-Gelb angebahnt hat. Es ist blamabel auch fiir
die Koalitionsfraktionen, weil der Etat des BMZ zum
ersten Mal seit zehn Jahren sinkt — trotz sprudelnder
Steuereinnahmen, trotz niedriger Zinsen und trotz
17 Milliarden Euro Neuverschuldung. Das ist eine Bla-
mage fiir Schwarz-Gelb.

Ich frage an dieser Stelle: Wo waren eigentlich die
einflussreichen Leute in der Unionsfraktion und in der
FDP-Fraktion, die doch auch das tragen miissten, was
die Bundeskanzlerin und der Minister Niebel auf inter-
nationaler Ebene versprechen? Der Entwicklungsminis-
ter, Herr Niebel, hat in der ersten Lesung darauf auf-
merksam gemacht. Er hat wortlich gesagt:

Ich danke der Frau Bundeskanzlerin, die wiederholt
das Erreichen des 0,7-Prozent-Ziels zu ihrer eige-
nen Sache gemacht hat und die auch ganz person-
lich ein grofles Engagement in Fragen der Entwick-
lungspolitik zeigt.

Ich frage jetzt: Warum wird diese Politik von der
Unionsfraktion und der FDP-Fraktion in den Haushalts-
beratungen unterlaufen?

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Das konnen wir doch nicht hinnehmen. Warum hat denn
niemand interveniert? Heute Morgen stellt sich die Bun-
deskanzlerin, Frau Merkel, hier hin und sagt:

Diese Bundesregierung ist die erfolgreichste seit
der Wiedervereinigung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Genau in diesem Ressort zeigt sich jetzt, wie wenig
Unterstiitzung und Riickhalt sie bei der Entwicklungszu-
sammenarbeit hat. Deswegen sage ich: Insgesamt ist das,
was hier passiert, einfach nur peinlich,

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

peinlich fiir das Ansehen Deutschlands auf internationa-
ler Ebene. Es ist peinlich, wie internationale Zusagen un-
terminiert werden.

Herr Niebel, bei der ersten Lesung habe ich Thnen ge-
sagt: Es wire gut, wenn Sie auf dem Teppich bleiben
wiirden. Diesen Ratschlag hitten Sie befolgen sollen;
denn das, was jetzt passiert, ist wahrlich kein Ruhmes-
blatt fiir Sie und Thre FDP-Fraktion. Das haben wir auch
in den Medien entsprechend lesen konnen.

An dieser Stelle muss man sagen, dass wir vonseiten
der SPD-Fraktion immer wieder auf die systematischen
Finanzierungsliicken hingewiesen haben. Wir haben im-
mer wieder darum gebeten, auch in der Bereinigungssit-
zung, uns die Schritte aufzuzeigen, die notwendig sind,
damit wir bis 2015 das ODA-Ziel erreichen kdnnen. Die
Antwort war: Na ja, wir halten an diesem Ziel fest, aber
konkrete Schritte konnen wir nicht nennen. — Ich finde,
das ist schwach. Mit dem heutigen Tag wird nun endgiil-
tig die Katze aus dem Sack gelassen. Es zeigt sich, dass
die Skepsis, die von Anfang an in der Fachoffentlichkeit,
aber auch in der Offentlichkeit insgesamt vorhanden
war, mehr als berechtigt war. Die Chance, diec ODA-
Quote tatsdchlich zeitnah zu erreichen, ist vertan. Herr
Niebel, Sie konnen das natiirlich auf die Haushilter
schieben; aber ich vermisse, dass Sie wirklich um Ihren
Haushaltsansatz kdmpfen. Hier hétte man sich ein biss-
chen mehr wiinschen kénnen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Was ist die Folge von dem, was heute offensichtlich
mit den Stimmen der Mehrheit beschlossen werden soll?
Wir sind auf internationaler Ebene nicht mehr glaubwiir-
dig und konnen dort nicht mehr glaubhaft auftreten. Wen
wollen wir zu mehr Engagement in der Entwicklungszu-
sammenarbeit bewegen, wenn wir selber an dieser Stelle
nicht entsprechend glaubwiirdig sind, wenn wir selber an
dieser Stelle hinter unseren Zusagen bleiben? Deswegen
sage ich: Nein, so kann es nicht sein. Wir haben entspre-
chende Anderungsantriige eingebracht, sowohl in der
Bereinigungssitzung als auch heute im Plenum. Ich kann
nur dazu aufrufen, fiir unseren Antrag zu stimmen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, eines mochte ich hier noch anspre-
chen. Wenn man IThre Politik sieht, Herr Niebel, dann
drdngt sich einem immer wieder eines auf: dass Ent-
wicklungszusammenarbeit benutzt wird, um letztendlich
personalpolitisches Product Placement fiir die FDP zu
betreiben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Immer wieder wurde bei den Haushaltsberatungen ge-
sagt: Dies wird gemacht, um die Visibilitit, um die
Sichtbarkeit, zu erh6hen. Man hat den Eindruck, dass
das BMZ die Politik so betreibt, dass man eine Litfal3-
sdule aufstellt und sie zuplakatiert. Das ist dann Ent-
wicklungszusammenarbeit. Das darf doch wohl nicht
wahr sein.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)
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Ich will noch einen Punkt anfiihren, der fiir das
Selbstverstidndnis im Ministerium bezeichnend ist. Dies
zeigte sich auch, als Staatssekretir Beerfeltz beim Jah-
resessen des Waren-Vereins der Hamburger Borse davon
geschwiarmt hat, dass auch fiir Entwicklungslédnder
— wortlich — der ,,freie Welthandel eine klassische Win-
win-Situation® sei. Ich finde, diese Aussage ist sehr ent-
larvend, was das Verstindnis der Koalition in Bezug auf
diesen Politikbereich anbelangt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Denn insgesamt wird man nur wenige Experten finden,
die diesen naiven Automatismus teilen. Noch immer bil-
det das Mantra der freien Marktwirtschaft die Grenzen
Thres entwicklungspolitischen Horizonts.

Deswegen will ich an Sie appellieren, diesen Haushalt
abzulehnen und unserem Anderungsantrag zuzustim-
men. Wir konnen nur hoffen, dass wir bald eine Bundes-
regierung haben, die das umsetzt, was auf internationaler
Ebene versprochen wurde.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Das Wort hat der Kollege Jiirgen Klimke fiir die
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Jiurgen Klimke (CDU/CSU):

Frau Présidentin! Meine lieben Kolleginnen und Kol-
legen! In der Tat féllt es mir zum ersten Mal leicht und
schwer zugleich, den Haushalt des Bundesministeriums
fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung zu
verteidigen.

Schwer fillt es mir deshalb, weil auch ich nicht rich-
tig gliicklich bin iiber das, was im Haushaltsausschuss
geschehen ist, dass ndmlich ein an sich guter Einzelplan,
in dem die Richtung stimmte, derart deutlich verdndert
wurde, sodass es keinen Aufwuchs gibt. Das bedaure ich
personlich auBerordentlich.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der LIN-
KEN und des BUNDNISSES 90/DIE GRU-
NEN - Thilo Hoppe [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Das kénnen wir gleich korrigie-
ren!)

Die Entwicklungspolitiker innerhalb der CDU/CSU
haben intensiv dariiber gesprochen, wie man mit dieser
Situation umgehen soll. Wir befinden uns in einer Lage,
in der wir einerseits entwicklungspolitische Glaubwiir-
digkeit bewahren wollen und andererseits zu einer not-
wendigen Geschlossenheit in der Abstimmung beitragen
miissen. Das ist ein ziemlich einmaliger Vorgang, der
aber nicht den Entwicklungspolitikern anzulasten ist; das
mdchte ich noch einmal deutlich sagen.

Leicht fillt es mir auf der anderen Seite deshalb, weil
die Entwicklungspolitik in dieser Legislaturperiode zum

ersten Mal in ihrer Geschichte einen ganz umfangrei-
chen Paradigmenwechsel erfahren durfte. Die Koali-
tionsfraktionen haben zum Beispiel erreicht, dass unsere
Privatwirtschaft und die regionalen wirtschaftlichen
Wachstumskrifte in den Entwicklungslédndern und in un-
seren Partnerldndern eine sehr enge Kooperation einge-
gangen sind.

Wir haben endgiiltig — und das ist auch wichtig — den
Begriff der Entwicklungshilfe aus unserem Sprachge-
brauch gestrichen. Mit diesem Begriff haben wir Schluss
gemacht. Trotzdem will die Opposition noch an den da-
mit verbundenen Inhalten festhalten. Ihre Sehnsucht
nach den iiberholten Positionen ist eine Sehnsucht nach
veralteten Strukturen. Dafiir stehen wir personlich nicht
mehr. Ideen fiir die Zukunft haben Sie nicht. Deshalb
kann Deutschland froh sein, dass Sie ab dem nédchsten
Jahr weitere vier Jahre auf der Oppositionsbank schmo-
ren werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Es ist klar, liebe Opposition: Wir betreiben keine
Wirtschaftshilfe fiir den deutschen Mittelstand; es ist
vielmehr eine moderne Entwicklungszusammenarbeit,
eine Kooperation auf Augenhohe mit den Entwicklungs-
landern.

(Beifall der Abg. Sibylle Pfeiffer [CDU/CSU]
und Helga Daub [FDP])

Wir bieten den Staaten Know-how und Wirtschaftsstruk-
turen an, damit dadurch endlich iiberall unsere Partner
von dem Tropf der alten Entwicklungshilfe abgekoppelt
werden konnen.

Wir haben Visionen und Konzepte, die wir in dieser
Legislaturperiode umgesetzt haben. Meine Damen und
Herren, Sie haben das immer bekdmpft. Sie haben das
letzte UN-Entwicklungsziel — Wachstum durch Privat-
wirtschaft — iiber Jahrzehnte in den Haushaltsansitzen
des BMZ negiert.

Dass die Griinen und die Linken in der Entwicklungs-
politik wirtschaftsunfreundliche Positionen vertreten, ist
uns allen klar. Dass jedoch auch die SPD jegliche Verbin-
dungen zwischen Mittelstand, den Infrastrukturprojekten,
den AuBenhandelskammern und den Handwerkskam-
mern, die in der Entwicklungszusammenarbeit wesentli-
che Aufgaben iibernehmen, als negativ definiert haben,
das ist bezeichnend fiir ihre Ideologie in dieser Frage. Das
finde ich sehr erschiitternd. Wir konnten in der Entwick-
lungszusammenarbeit der letzten drei Jahre deutliche Er-
folge biirgerlicher Politik verzeichnen; ich habe es eben
gesagt.

(Beifall der Abg. Marie-Luise Dott [CDU/
CSu))

Die SPD hat auch in Zeiten der GroBen Koalition im-
mer wieder eine Aufstockung der Mittel fiir die Zusam-
menarbeit mit der Wirtschaft verhindert. Zum Beispiel
hat das Ministerium die PPP-Instrumente kaum genutzt.
One-to-one-Shops, Messebeteiligungen, Wirtschafts-
Know-how, Verbiande bei Regierungsverhandlungen,
Landerkoordinationskreise — all diese Aspekte der
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wirtschaftlichen Zusammenarbeit durften nicht auf der
Tagesordnung stehen. Das sind doch die Fakten. Wir ha-
ben einen Paradigmenwechsel herbeigefiihrt. Das ist
sehr viel bedeutender als ein Riickgang der Mittel fiir das
kommende Jahr um moglicherweise 83 Millionen Euro.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Die Grundlage der Arbeit ist verdndert worden, in eine
richtige Richtung.

Meine Damen und Herren, vor dem Hintergrund einer
konsequenten Umsetzung unserer Konzepte im Rahmen
der Forderung der Privatwirtschaft bereiten wir uns auf
das vor, was in der ndchsten Regierungszeit, ab 2013,
auf uns zukommt. Da haben wir drei Hauptbereiche im
Auge:

Erstens: Konsequenzen aus den heutigen Leitlinien
fir multilaterale Entwicklungsleistungen sowie Ent-
wicklung einer Zukunftsvision im Hinblick auf die
MDG-Ziele.

Zweitens: Verbesserung der Kohédrenz der deutschen
Entwicklungszusammenarbeit.

Drittens: Vernetzung der deutschen Durchfiihrungsor-
ganisationen und der Institutionen unserer Partnerldnder.

Meine Damen und Herren, wir miissen in den néchs-
ten Jahren dringend eine deutsche Strategie im Hinblick
auf multilaterale Entwicklungsleistungen entwerfen.
Diese Strategie muss sich auf eine klare Analyse der
Frage stiitzen, wie diese Form der Finanzierung gefor-
dert werden kann. In der Strategie sollten auch Deutsch-
lands Prioritdten bei der Reform des multilateralen Sys-
tems und die Kriterien fiir die Finanzierung dargelegt
werden.

Wir setzen uns bei den MDG-Zielen fiir eine Nachfol-
gekonzeption fiir den Zeitraum bis 2030 ein. Wir wollen
die Diskussion iiber eine ODA-Quote von 0,7 Prozent
als Lehre verstehen und Konsequenzen daraus ziehen.
Wir wollen erkennen, was nur wohlfeile Rhetorik ist und
was auch in Zeiten der Wirtschaftskrise tatsdchlich
machbar ist. Wir setzen uns bei der Formulierung der
Ziele fiir den Zeitraum bis 2030 dafiir ein, dass die land-
liche Entwicklung, die wir bei den Zielen fiir den
Zeitraum bis 2015 etwas vernachléssigt haben, eine gro-
Bere Bedeutung erhédlt. Wir setzen uns weiter dafiir ein,
dass die Handelssysteme ausgeweitet werden und die
Privatwirtschaft stirker einbezogen wird, dass Good
Governance eine wesentliche Rolle spielt und das Krite-
rium der Einhaltung der Menschenrechte, das wir in
unsere Programme implementiert haben, in diesem Zu-
sammenhang noch viel bedeutender wird.

Ich habe es gesagt: Die Kohdrenz ist ein wichtiger
Punkt, das heilit die Vernetzung der deutschen Durch-
fiihrungsorganisationen. Dazu gehort auch die Kohédrenz
der Arbeit der Ministerien. In der Zukunft miissen wir
eine stirkere Sensibilisierung fiir diese Fragen erreichen.

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Herr Kollege.

Jurgen Klimke (CDU/CSU):

Ich komme zum Schluss, Frau Présidentin. — Die ge-
nannten drei Leitlinien werden die Entwicklungspolitik
der nichsten Jahre bestimmen; dafiir werben wir beim
Wihler. Wir sind sehr zuversichtlich, dass unsere Arbeit
der letzten Jahre goutiert wird und wir unsere Arbeit im
Entwicklungsbereich in der nichsten Legislaturperiode
erfolgreich fortsetzen werden.

Danke sehr.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Vizeprasidentin Katrin Goéring-Eckardt:
Ich schliele die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung {iiber den Einzel-
plan 23 — Bundesministerium fiir wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung — in der Ausschussfassung.
Hierzu liegen uns fiinf Anderungsantrige vor. Uber
diese werden wir zuerst abstimmen.

Wir beginnen mit dem Anderungsantrag der Fraktion
Biindnis 90/Die Griinen, den Sie auf Drucksache
17/11532 finden. Zu diesem ist namentliche Abstim-
mung verlangt. Es liegen mehrere Erkldrungen zur Ab-
stimmung nach § 31 unserer Geschiftsordnung vor.D Ich
bitte jetzt die Schriftfithrerinnen und Schriftfiihrer, die
vorgesehenen Plétze einzunehmen. — Sind alle Urnen be-
setzt? — Dann er6ffne ich die Abstimmung.

Ist ein Mitglied des Hauses anwesend, das seine
Stimmkarte nicht einwerfen konnte? — Das scheint nicht
der Fall zu sein. Dann schlief3e ich die Abstimmung. Ich
bitte die Schriftfiihrerinnen und Schriftfithrer, mit der
Auszdhlung zu beginnen. Das Ergebnis der namentli-
chen Abstimmung wird Thnen spéter bekannt gegeben.?

Wir setzen die Abstimmung fort und kommen zu den
drei Anderungsantrigen der Fraktion der SPD. — Herr
Fricke, ich wiirde gerne abstimmen lassen, aber Sie
lenken die Parlamentarische Geschéftsfiihrerin der SPD
ab. Ubrigens: Herzlichen Gliickwunsch zum Geburtstag.

(Beifall)

Anderungsantrag auf Drucksache 17/11528. Wer
stimmt dafiir? — Wer stimmt dagegen? — Wer enthilt
sich? — Der Anderungsantrag ist abgelehnt bei Zustim-
mung durch die einbringende Fraktion und die Linke,
die Koalitionsfraktionen waren dagegen, Biindnis 90/
Die Griinen haben sich enthalten.

Anderungsantrag auf Drucksache 17/11529. Wer
stimmt dafiir? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? —
Der Anderungsantrag ist wiederum abgelehnt bei
Zustimmung von SPD und Biindnis 90/Die Griinen, die
Koalitionsfraktionen haben dagegen gestimmt, die Linke
hat sich enthalten.

Anderungsantrag auf Drucksache 17/11530. Wer
stimmt dafiir? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? —
Dieser Anderungsantrag ist wiederum abgelehnt bei
Zustimmung durch SPD-Fraktion und Linke, die Koali-

D Anlage 2
2 Ergebnis Seite 25328 C
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tionsfraktionen waren dagegen, die Fraktion Biindnis 90/
Die Griinen hat sich enthalten.

SchlieBlich kommen wir zum Anderungsantrag der

Fraktion Die Linke auf Drucksache 17/11531.

Wer

stimmt dafiir? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? —
Der Anderungsantrag ist wiederum abgelehnt bei
Zustimmung durch die einbringende Fraktion, die
Koalitionsfraktionen waren dagegen, enthalten haben
sich SPD und Biindnis 90/Die Griinen. Ich unterbreche
jetzt die Sitzung bis zum Vorliegen des Ergebnisses der

namentlichen Abstimmung.

Endgiiltiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen: 561;
davon

ja: 251
nein: 305
enthalten: 5

Ja

SPD

Ingrid Arndt-Brauer
Rainer Arnold
Heinz-Joachim Barchmann
Doris Barnett

Dr. Hans-Peter Bartels
Klaus Barthel

Soren Bartol

Birbel Bas

Sabine Bitzing-Lichtenthéler
Uwe Beckmeyer

Lothar Binding (Heidelberg)
Gerd Bollmann

Klaus Brandner

Willi Brase

Edelgard Bulmahn

Marco Biilow

Ulla Burchardt

Petra Crone

Elvira Drobinski-Weif}
Sebastian Edathy

Ingo Egloff

Siegmund Ehrmann

Dr. h. ¢. Gernot Erler
Petra Ernstberger

Karin Evers-Meyer

Elke Ferner

Gabriele Fograscher

Dr. Edgar Franke

Dagmar Freitag

Sigmar Gabriel

Michael Gerdes

Martin Gerster

Iris Gleicke

Giinter Gloser

Ulrike Gottschalck
Angelika Graf (Rosenheim)
Kerstin Griese

Gabriele Groneberg
Michael Grof3

Wolfgang Gunkel

Hans-Joachim Hacker

Bettina Hagedorn

Klaus Hagemann

Michael Hartmann
(Wackernheim)

Hubertus Heil (Peine)

Wolfgang Hellmich

Dr. Barbara Hendricks

Gustav Herzog

Petra Hinz (Essen)

Dr. Eva Hogl

Christe]l Humme

Josip Juratovic

Oliver Kaczmarek

Johannes Kahrs

Dr. h. ¢. Susanne Kastner

Ulrich Kelber

Lars Klingbeil

Dr. Barbel Kofler

Daniela Kolbe (Leipzig)

Fritz Rudolf Koérper

Anette Kramme

Ute Kumpf

Christine Lambrecht

Christian Lange (Backnang)

Dr. Karl Lauterbach

Steffen-Claudio Lemme

Burkhard Lischka

Gabriele Losekrug-Moller

Kirsten Lithmann

Caren Marks

Katja Mast

Hilde Mattheis

Ullrich MeBmer

Dr. Matthias Miersch

Franz Miintefering

Andrea Nahles

Dietmar Nietan

Thomas Oppermann

Holger Ortel

Heinz Paula

Johannes Pflug

Joachim Pof}

Dr. Wilhelm Priesmeier

Florian Pronold

Dr. Sascha Raabe

Stefan Rebmann

Gerold Reichenbach

Sonke Rix

René Rospel

Dr. Ernst Dieter Rossmann

(Unterbrechung: 20.40 bis 20.46 Uhr)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Die unterbrochene Sitzung ist wieder eroffnet.

Ich gebe Thnen das von den Schriftfiihrerinnen und
Schriftfiihrern ermittelte Ergebnis der namentlichen
Abstimmung bekannt: abgegebene Stimmen 561. Mit
Ja haben gestimmt 251, mit Nein haben gestimmt 305.
Es gab 5 Enthaltungen. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Karin Roth (Esslingen)

Marlene Rupprecht
(Tuchenbach)

Annette Sawade

Anton Schaaf

Axel Schifer (Bochum)

Marianne Schieder
(Schwandorf)

Werner Schieder (Weiden)

Ulla Schmidt (Aachen)

Carsten Schneider (Erfurt)

Ottmar Schreiner

Swen Schulz (Spandau)

Ewald Schurer

Frank Schwabe

Rolf Schwanitz

Stefan Schwartze

Rita Schwarzeliihr-Sutter

Dr. Carsten Sieling

Sonja Steffen

Dr. Frank-Walter Steinmeier

Christoph Strasser

Kerstin Tack

Dr. h. c. Wolfgang Thierse

Franz Thonnes

Wolfgang Tiefensee

Riidiger Veit

Ute Vogt

Dr. Marlies Volkmer

Heidemarie Wieczorek-Zeul

Dr. Dieter Wiefelspiitz

Waltraud Wolff
(Wolmirstedt)

Uta Zapf

Dagmar Ziegler

Manfred Zollmer

DIE LINKE

Agnes Alpers

Dr. Dietmar Bartsch
Herbert Behrens
Karin Binder
Matthias W. Birkwald
Heidrun Bluhm
Steffen Bockhahn
Christine Buchholz
Eva Bulling-Schroter
Dr. Martina Bunge
Roland Claus

Sevim Dagdelen

Dr. Diether Dehm

Werner Dreibus

Dr. Dagmar Enkelmann
Klaus Ernst
Wolfgang Gehrcke
Nicole Gohlke
Diana Golze

Dr. Gregor Gysi
Heike Héinsel

Dr. Rosemarie Hein
Inge Hoger

Dr. Barbara Holl
Andrej Hunko

Ulla Jelpke

Dr. Lukrezia Jochimsen
Katja Kipping
Harald Koch

Jan Korte

Jutta Krellmann
Caren Lay

Sabine Leidig
Ralph Lenkert
Michael Leutert
Stefan Liebich

Ulla Lotzer
Thomas Lutze
Ulrich Maurer
Cornelia M6hring
Niema Movassat
Wolfgang Neskovic¢
Thomas Nord

Jens Petermann
Richard Pitterle
Yvonne Ploetz
Ingrid Remmers
Paul Schifer (Koln)
Michael Schlecht
Dr. Ilja Seifert
Kersten Steinke
Sabine Stiiber
Alexander SiiBmair
Dr. Kirsten Tackmann
Frank Tempel

Dr. Axel Troost
Alexander Ulrich
Kathrin Vogler
Johanna Vof3
Halina Wawzyniak
Harald Weinberg
Katrin Werner

Jorn Wunderlich
Sabine Zimmermann
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BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN

Volker Beck (K&ln)

Cornelia Behm

Birgitt Bender

Agnes Brugger

Viola von Cramon-Taubadel

Ekin Deligoz

Katja Dorner

Harald Ebner

Hans-Josef Fell

Dr. Thomas Gambke

Kai Gehring

Katrin Goring-Eckardt

Britta Hallelmann

Bettina Herlitzius

Priska Hinz (Herborn)

Dr. Anton Hofreiter

Bérbel Hohn

Ingrid Honlinger

Thilo Hoppe

Uwe Kekeritz

Katja Keul

Memet Kilic

Sven-Christian Kindler

Maria Klein-Schmeink

Ute Koczy

Tom Koenigs

Sylvia Kotting-Uhl

Oliver Krischer

Stephan Kiihn

Renate Kiinast

Markus Kurth

Undine Kurth (Quedlinburg)

Monika Lazar

Dr. Tobias Lindner

Nicole Maisch

Jerzy Montag

Kerstin Miiller (K&ln)

Beate Miiller-Gemmeke

Dr. Konstantin von Notz

Omid Nouripour

Friedrich Ostendorff

Dr. Hermann E. Ott

Lisa Paus

Brigitte Pothmer

Tabea R6Bner

Claudia Roth (Augsburg)

Krista Sager

Manuel Sarrazin

Elisabeth Scharfenberg

Dr. Gerhard Schick

Dr. Frithjof Schmidt

Ulrich Schneider

Dorothea Steiner

Dr. Wolfgang Strengmann-
Kuhn

Hans-Christian Strobele

Dr. Harald Terpe

Markus Tressel

Jiirgen Trittin

Daniela Wagner

Beate Walter-Rosenheimer

Arfst Wagner (Schleswig)

Wolfgang Wieland

Dr. Valerie Wilms

Josef Philip Winkler

Nein
CDU/CSU

Ilse Aigner
Peter Altmaier
Peter Aumer
Dorothee Bér
Thomas Bareif3
Norbert Barthle
Giinter Baumann
Ernst-Reinhard Beck
(Reutlingen)
Manfred Behrens (Borde)
Veronika Bellmann
Dr. Christoph Bergner
Peter Beyer
Steffen Bilger
Clemens Binninger
Peter Bleser
Dr. Maria Bohmer
Wolfgang Bérnsen
(Bonstrup)
Norbert Brackmann
Klaus Brahmig
Michael Brand
Dr. Reinhard Brandl
Helmut Brandt
Dr. Ralf Brauksiepe
Dr. Helge Braun
Heike Brehmer
Ralph Brinkhaus
Cajus Caesar
Gitta Connemann
Alexander Dobrindt
Thomas Dorflinger
Marie-Luise Dott
Dr. Thomas Feist
Enak Ferlemann
Ingrid Fischbach
Dirk Fischer (Hamburg)

Axel E. Fischer (Karlsruhe-

Land)
Dr. Maria Flachsbarth
Klaus-Peter Flosbach
Herbert Frankenhauser
Dr. Hans-Peter Friedrich
(Hof)
Michael Frieser
Erich G. Fritz
Dr. Michael Fuchs
Hans-Joachim Fuchtel
Alexander Funk
Ingo Gédechens
Dr. Peter Gauweiler
Dr. Thomas Gebhart
Norbert Geis
Alois Gerig
Eberhard Gienger
Peter Gotz
Dr. Wolfgang Gotzer
Reinhard Grindel
Hermann Grohe
Michael Grosse-Bromer
Markus Griibel
Manfred Grund
Monika Griitters
Olav Gutting
Florian Hahn

Dr. Stephan Harbarth

Jirgen Hardt

Gerda Hasselfeldt

Dr. Matthias Heider

Helmut Heiderich

Mechthild Heil

Michael Hennrich

Ansgar Heveling

Christian Hirte

Robert Hochbaum

Karl Holmeier

Franz-Josef Holzenkamp

Joachim Horster

Anette Hiibinger

Hubert Hiippe

Thomas Jarzombek

Dieter Jasper

Dr. Franz Josef Jung

Andreas Jung (Konstanz)

Dr. Egon Jiittner

Bartholoméus Kalb

Hans-Werner Kammer

Steffen Kampeter

Alois Karl

Bernhard Kaster

Siegfried Kauder (Villingen-
Schwenningen)

Volker Kauder

Dr. Stefan Kaufmann

Roderich Kiesewetter

Eckart von Klaeden

Ewa Klamt

Volkmar Klein

Axel Knoerig

Jens Koeppen

Manfred Kolbe

Dr. Rolf Koschorrek

Hartmut Koschyk

Thomas Kossendey

Michael Kretschmer

Gunther Krichbaum

Dr. Giinter Krings

Riidiger Kruse

Bettina Kudla

Dr. Hermann Kues

Giinter Lach

Dr. Karl A. Lamers
(Heidelberg)

Andreas G. Limmel

Dr. Norbert Lammert

Katharina Landgraf

Ulrich Lange

Dr. Max Lehmer

Paul Lehrieder

Dr. Ursula von der Leyen

Ingbert Liebing

Matthias Lietz

Dr. Carsten Linnemann

Patricia Lips

Dr. Jan-Marco Luczak

Daniela Ludwig

Dr. Michael Luther

Karin Maag

Hans-Georg von der Marwitz

Andreas Mattfeldt

Stephan Mayer (Altotting)

Dr. Michael Meister

Dr. Angela Merkel

Maria Michalk

Dr. h. c. Hans Michelbach

Dr. Mathias Middelberg

Philipp MiBfelder

Dietrich Monstadt

Marlene Mortler

Dr. Gerd Miiller

Stefan Miiller (Erlangen)

Dr. Philipp Murmann

Bernd Neumann (Bremen)

Michaela Noll

Dr. Georg Niif3lein

Franz Obermeier

Eduard Oswald

Henning Otte

Dr. Michael Paul

Rita Pawelski

Ulrich Petzold

Dr. Joachim Pfeiffer

Sibylle Pfeiffer

Beatrix Philipp

Ronald Pofalla

Christoph Poland

Ruprecht Polenz

Eckhard Pols

Thomas Rachel

Dr. Peter Ramsauer

Eckhardt Rehberg

Katherina Reiche (Potsdam)

Lothar Riebsamen

Josef Rief

Klaus Riegert

Dr. Heinz Riesenhuber

Johannes Roring

Dr. Norbert Rottgen

Erwin Riiddel

Albert Rupprecht (Weiden)

Anita Schifer (Saalstadt)

Dr. Wolfgang Schéuble

Dr. Annette Schavan

Dr. Andreas Scheuer

Karl Schiewerling

Norbert Schindler

Tankred Schipanski

Georg Schirmbeck

Christian Schmidt (Fiirth)

Patrick Schnieder

Dr. Andreas Schockenhoff

Nadine Schén (St. Wendel)

Dr. Kristina Schroder
(Wiesbaden)

Dr. Ole Schroder

Bernhard Schulte-Driiggelte

Uwe Schummer

Armin Schuster (Weil am
Rhein)

Detlef Seif

Johannes Selle

Reinhold Sendker

Dr. Patrick Sensburg

Bernd Siebert

Thomas Silberhorn

Johannes Singhammer

Jens Spahn

Carola Stauche

Erika Steinbach

Christian Freiherr von Stetten

Dieter Stier
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Gero Storjohann Christine Aschenberg-
Stephan Stracke Dugnus
Max Straubinger Daniel Bahr (Miinster)

Florian Bernschneider
Sebastian Blumenthal

Karin Strenz
Thomas Strobl (Heilbronn)

Lena Strothmann Claudia Bogel
Michael Stiibgen Nicole Bracht-Bendt
Dr. Peter Tauber EL?E:rB];f}'lderle
ie Ti it
g?tjl_‘;afllsl};iz;l Uhl Angelika Brunkhorst
. Ernst Burgbacher

Arnold Vaatz
Volkmar Vogel (Kleinsaara)
Stefanie Vogelsang

Marco Buschmann
Sylvia Canel
Helga Daub

Andrea Astrid VoBhoff Reiner Deutschmann
Marco Wanderwitz Bijan Djir-Sarai

Kai Wegner Patrick Doring

Marcus Weinberg (Hamburg) ~ Mechthild Dyckmans
Peter Weil3 (Emmendingen) Hans-Werner Ehrenberg
Karl-Georg Wellmann Rainer Erdel

Peter Wichtel Jorg van Essen

Annette Widmann-Mauz Ulrike Flach

Klaus-Peter Willsch Otto Fricke

Elisabeth Winkelmeier- Dr. Edmund Peter Geisen
Becker Dr. Wolfgang Gerhardt
Dr. Matthias Zimmer Hans-Michael Goldmann
Wolfgang Zéller Heinz Golombeck
Willi Zylajew Miriam Gruf
Joachim Giinther (Plauen)
FDP Dr. Christel Happach-Kasan

Heinz-Peter Haustein
Manuel Hoferlin
Birgit Homburger

Jens Ackermann
Christian Ahrendt

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Wir kommen jetzt zur Abstimmung iiber den Einzel-
plan 23 in der Ausschussfassung. Wer stimmt dafiir? —
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Damit ist der
Einzelplan bei Zustimmung durch die Koalitionsfraktio-
nen angenommen. Die Oppositionsfraktionen haben da-
gegen gestimmt.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1.13 auf:

Einzelplan 10
Bundesministerium fiir Erndhrung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz

— Drucksachen 17/10823, 17/10824 —

Berichterstattung:

Abgeordnete Georg Schirmbeck
Rolf Schwanitz

Heinz-Peter Haustein

Roland Claus

Katja Dorner

Zum Einzelplan 10 liegen vier Anderungsantrige der
Fraktion der SPD sowie ein Anderungsantrag der Frak-
tion Die Linke vor.

Verabredet ist, neunzig Minuten zu debattieren. —
Dazu sehe und hore ich keinen Widerspruch. Dann ist
das so beschlossen.

Michael Kauch

Dr. Lutz Knopek

Pascal Kober

Dr. Heinrich L. Kolb

Gudrun Kopp

Dr. h. c. Jiirgen Koppelin

Sebastian Korber

Holger Krestel

Patrick Kurth (Kyfthéduser)

Heinz Lanfermann

Sibylle Laurischk

Harald Leibrecht

Lars Lindemann

Dr. Martin Lindner (Berlin)

Michael Link (Heilbronn)

Dr. Erwin Lotter

Horst Meierhofer

Patrick Meinhardt

Gabriele Molitor

Jan Miicke

Petra Miiller (Aachen)

Burkhardt Miiller-Sonksen

Dr. Martin Neumann
(Lausitz)

Dirk Niebel

Hans-Joachim Otto
(Frankfurt)

Cornelia Pieper

Gisela Piltz

Jorg von Polheim

Dr. Birgit Reinemund

Dr. Peter Rohlinger

~ Dr. Stefan Ruppert

Bjorn Sénger

Christoph Schnurr

Jimmy Schulz

Marina Schuster

Dr. Erik Schweickert

Werner Simmling

Judith Skudelny

Dr. Hermann Otto Solms

Dr. Max Stadler

Torsten Staffeldt

Dr. Rainer Stinner

Stephan Thomae

Manfred Todtenhausen

Dr. Florian Toncar

Serkan Toren

Johannes Vogel
(Ltudenscheid)

Dr. Daniel Volk

Dr. Guido Westerwelle

Dr. Claudia Winterstein

Dr. Volker Wissing

Hartfrid Wolff (Rems-Murr)

Enthalten

CDU/CSU

Frank Heinrich

Jiirgen Klimke

Dr. Christian Ruck
Sabine Weiss (Wesel I)
Dagmar G. Woéhrl

Ich er6ffne die Aussprache und gebe das Wort fiir die
SPD-Fraktion dem Kollegen Dr. Wilhelm Priesmeier.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Wilhelm Priesmeier (SPD):

Verehrte Frau Prisidentin! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die
deutsche Land-, Forst- und Erndhrungswirtschaft steht
vor gro3en Herausforderungen. Wir miissen den gesell-
schaftlichen Anforderungen, die an diesen Sektor ge-
stellt werden, entsprechen. Vor allen Dingen, was eine
nachhaltige Produktion, den Schutz der Biodiversitit
und nicht zuletzt die Sicherstellung von viel mehr Tier-
schutz betrifft, brauchen wir neue Losungsansitze. Ver-
braucherinnen und Verbraucher sind durch Lebensmit-
telkrisen und die Debatte um den Antibiotikagebrauch in
der Tierhaltung zutiefst verunsichert. Obwohl die Le-
bensmittel heute an und fiir sich so sicher wie noch nie
sind,

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Dank dieser
Regierung!)

misstraut man der gesamten Lebensmittelproduktion.
(Beifall bei der SPD und der FDP)

Aber nicht nur verbraucherseitig ist die Landwirtschaft
gefordert. Auch die Klima- und Klimaschutzpolitik wird
fiir die Landwirtschaft zu einer grolen Herausforderung.
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Die Landwirte brauchen langfristige Anpassungsstrate-
gien, vor allen Dingen, um dem Klimawandel begegnen
zu konnen. Sie miissen sich anpassen, weil sie selber
vom Klimawandel betroffen sind, aber auch, damit wir
CO, einsparen konnen. Fiir die SPD ist klar: Wir lassen
unsere landwirtschaftlichen Unternehmen und Betriebe
angesichts dieser Herausforderungen nicht im Regen ste-
hen. Ich glaube, es ist sinnvoll, mit Haushaltsmitteln,
dem Geld des Steuerzahlers, die Landwirtschaft zu for-
dern und bei diesem Prozess finanziell zu unterstiitzen.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Harald
Ebner [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN])

Der von Schwarz-Gelb verantwortete Haushalt bietet
mit seinen 5,26 Milliarden Euro keine besondere Unter-
stiitzung bei der Bewiltigung der zukiinftigen Heraus-
forderungen.

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Was?)

Ich glaube, dieser Agrarhaushalt orientiert sich an dem
Prinzip ,,Weiter so wie bisher®. Er ist fantasielos und ei-
gentlich ohne Gestaltungsanspruch im Hinblick auf die
Zukunft. Wir haben aus diesem Grund mehrere Ande-
rungsantrige eingebracht, {iber die wir nach der Debatte
abstimmen werden. Ich darf Sie daher schon an dieser
Stelle um Thre Zustimmung bitten.

(Beifall bei der SPD)

Wir schlagen ein Bundesprogramm ,, Tierhaltung und
Tierschutz* vor; denn gerade die Debatte um Tierwohl
und Tierschutz zeigt, wie wichtig die Weiterentwicklung
in diesem Bereich fiir die landwirtschaftliche Nutztier-
haltung sein wird. Die Leistungen unserer Erndhrungs-
und Landwirtschaft sind betrdchtlich. Wir sind weltweit
wettbewerbsfahig. Aufgrund dieser Wettbewerbsfahig-
keit werden wir letztendlich die Erneuerung und die Ver-
besserung von Standards bezahlen miissen. Wenn wir sie
schon bezahlen miissen, dann miissen wir auch dafir
sorgen, dass dieser Sektor wettbewerbsfihig bleibt. Die
gesellschaftliche Akzeptanz darf nicht verloren gehen;
denn an ihr héngt das Einkommen vieler Familienbe-
triebe in Deutschland.

Wir wollen gezielt die Weiterentwicklung von Hal-
tungssystemen in der Wissenschaft und in der Praxis un-
terstiitzen. Deshalb unterstiitzen wir auch das, was von
der Deutschen Agrarforschungsallianz vorgeschlagen
wurde. Wir halten das fiir eine sinnvolle Strategie und
hitten uns gewiinscht, dass sich das auch in einer Haus-
haltsposition niederschlégt. Aber Sie waren nicht bereit,
Mittel einzustellen.

(Beifall bei der SPD)

Wir konnen natiirlich keine Wunder versprechen.
Aber wir erreichen unsere wesentlichen Ansitze, die
auch in unseren Antrigen zum Tragen kommen, durch
Umschichtung und Prioritdtensetzung in diesem Haus-
halt. Das ist verniinftig; denn der Gesamthaushalt muss
konsolidiert werden. Sie haben das aber in Ihren Vorla-
gen nicht entscheidend dargestellt. Aus diesem Grund ist
die Opposition gehalten, hier zu korrigieren und nachzu-
bessern. Streichen Sie doch zum Beispiel die Agrardie-

selriickvergiitung, und machen Sie Geld frei fiir Zu-
kunftsinvestitionen!

Der Umgang mit dem Tierschutz wird an der gegen-
wartigen Debatte liber die Novelle zum Tierschutzgesetz
deutlich.

(Beifall bei der SPD — Heinz Paula [SPD]:
Peinlich!)

Statt den Schenkelbrand und die betdubungslose Kastra-
tion zu verbieten, kommt bei Thnen anscheinend der
Tierschutz schon im Gesetzgebungsverfahren unter die
Réder. Frau Ministerin Aigner, Sie diirfen sich an dieser
Stelle auf die Unterstiitzung der SPD-Bundestagsfrak-
tion verlassen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Wir werden Sie unterstiitzen, damit der bisherige Ent-
wurf so bleibt, wie er ist, und nicht verwissert wird. Wir
sind bereit, eine zeitnahe Umsetzung mitzutragen, auch
eventuell gegen Andersdenkende in der Regierungsko-
alition. Ich mache Thnen heute dieses Angebot. Viel-
leicht kommen wir zusammen.

Ich bedauere zutiefst, wie in den letzten Wochen mal3-
gebliche Kolleginnen und Kollegen der schwarz-gelben
Koalition mit der Ministerin umgegangen sind. Ich
finde, sie ist 6ffentlich vorgefiihrt worden. Das tut dem
Amt nicht gut.

(Franz-Josef Holzenkamp [CDU/CSU]: Deine
Unterstiitzung hat sie notig!)

— Da hier jemand aus Niedersachsen schreit: Er sollte
sich in Acht nehmen; denn dieser Herr aus Niedersach-
sen Uibt gleichzeitig eine andere Funktion aus, genauso
wie andere Herren, die einem groflen Verband in maB-
geblicher Stellung angehdren und insofern vielleicht ei-
gene Interessen haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Es ist genau zu unterscheiden, was Sie hier sagen und
was Sie dazwischenrufen. In welcher Funktion rufen Sie
jetzt dazwischen? Diese Frage stelle ich hier an Sie.

Dass die Debatte iiber das Tierschutzgesetz am letzten
Mittwoch in einer Nacht-und-Nebel-Aktion von der Ta-
gesordnung genommen wurde, erweckt den Anschein,
dass das Gesetz nicht verbessert, sondern dass bestimm-
ten Lobbyinteressen nachgekommen werden soll und
dass dieser wichtige Gesetzentwurf unter die Réder des
niedersichsischen Wahlkampfes gerit. Es mag sein, dass
der Druck aus Niedersachsen massiv ist. Aber in der An-
horung haben wir erfahren, dass der Schenkelbrand in
keiner Weise geeignet ist, um Pferde dauerhaft erkenn-
bar zu kennzeichnen. Das wissen wir alle. Bei [hnen geht
es mehr nach dem Motto ,,Raus aus den Kartoffeln, rein
in die Kartoffeln*. Diese Strategie ist offensichtlich nicht
tragfihig.

(Beifall bei der SPD)

Ich begriiBe daher, dass der Kollege Goldmann nun be-
herzt eingeschritten ist und dafiir gesorgt hat, dass die
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Debatte iiber das Tierschutzgesetz doch noch auf die Ta-
gesordnung fiir die ndchste Ausschusssitzung gesetzt
wurde. Ich finde, hier zeigt die FDP endlich einmal klare
Kante.

(Zuruf von der CDU/CSU: Zum Thema!)

Lieber Michael: Standhaft bleiben! Nicht umfallen!
Aber noch ist nicht Mittwoch.

(Beifall bei der SPD)

Wir brauchen endlich Klarheit hier im Hause und
keine taktischen Spielchen mehr. Deshalb kann ich nur
an alle appellieren, dort verniinftig zu verfahren, sodass
wir letztendlich zu einer verniinftigen Novelle kommen.
Ich glaube — meine Redezeit ist leider begrenzt,

(Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Unser aller
Zeit ist begrenzt!)

also iiberspringe ich einige Punkte in meinem Manu-
skript —, es ist an der Zeit, der strukturkonservativen
Agrarpolitik Ade zu sagen. Wir als SPD scheuen den
Konflikt mit dem Bauernverband und mit den Lobbyis-
ten nicht.

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Herr Kollege.

Dr. Wilhelm Priesmeier (SPD):

Fiihrende Reprisentanten dieser Verbdnde lenken of-
fensichtlich zum gegenwirtigen Zeitpunkt die Agrar-
politik der CDU. Darum ist ein Regierungswechsel 2013
dringend notwendig.

(Gitta Connemann [CDU/CSU]: Du musst
schneller lesen! Du warst zu langsam!)

Wir kampfen dafiir.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Harald
Ebner [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN])

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Georg Schirmbeck hat jetzt das Wort fiir die CDU/
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Georg Schirmbeck (CDU/CSU):

Frau Prdsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Lieber Wilhelm Priesmeier, du brauchst keine
Angst zu haben. Wo Heinz-Peter Haustein und Schorse
Schirmbeck stehen, wird der Ministerin nichts getan.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU so-
wie bei Abgeordneten der FDP — Ulrich
Kelber [SPD]: Wer solche Freunde hat ...!)

Im Ubrigen diskutieren wir jetzt nicht — auch wenn es
interessant sein mag — iiber das Tierschutzgesetz, sondern
wir haben Haushaltsberatungen, und zwar die zweite Be-
ratung. Hier geht es um das, tiber das wir im Haushalts-
ausschuss und im Fachausschuss diskutiert haben, und
darum, welche Verdnderungen es gibt.

(Ulrich Kelber [SPD]: Und was nicht
drinsteht!)

— Ja, wir reden sicherlich auch dariiber. Damit haben wir
iiberhaupt keine Probleme. — Nicht jeder Antrag, der hier
gestellt wird und in dem es um Geld geht, ist sinnvoll.
Manchmal ist es viel sinnvoller, keine Mittel zur Verfii-
gung zu stellen. Das hier sind ndmlich Haushaltsplanbe-
ratungen und nicht ,,Wiinsch dir was* oder etwas Ahnli-
ches.

(Beifall der Abg. Dr. Christel Happach-Kasan
[FDP])

Ich habe bei der ersten Beratung angesprochen, dass
die Stiftungen jetzt Probleme haben, weil die Kapitalein-
nahmen nicht mehr so hoch sind. Darauthin hat mein
Freund Heinz-Peter Haustein gesagt, dass die Stiftung
Warentest mehr Geld braucht. Sie bekommt nun
500 000 Euro mehr.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP — Dr. Wilhelm Priesmeier [SPD]: So
einfach geht das!)

Im nédchsten Jahr begehen wir 300 Jahre nachhaltige
Forstwirtschaft. Wir haben gesagt: Das muss mit ent-
sprechender Offentlichkeitsarbeit begleitet werden. Da-
fiir stellen wir 250 000 Euro zur Verfiigung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU so-
wie der Abg. Dr. Christel Happach-Kasan
[FDP])

Wir haben festgestellt, dass wir bei internationalen
Auftritten unserer Erndhrungswirtschaft und auch unse-
rer Landmaschinenproduzenten viel Geld verdienen,
dass da Wertschopfung stattfindet, die wir fiir unsere
Volkswirtschaft brauchen. Deshalb haben wir gesagt:
Wir wollen dort zukiinftig verstdrkt auftreten. — Dafiir
stellen wir 1 Million Euro zusétzlich zur Verfiigung. Wir
wollen eine Professorenstelle fiir Verbraucherschutz si-
chern, und wir wollen langfristig den Praktikantenaus-
tausch sichern, weil auch das fiir unsere Volkswirtschaft
wichtig ist.

Dann berédt man einen Haushalt und glaubt, man hat
diesen Einzelplan fertig. Plotzlich stellt man fest: Hier
fehlen {iber Nacht 19 Millionen Euro. Woran liegt das?
Die Koalition hat beschlossen, die Praxisgebiihr abzu-
schaffen. Das bedeutet fiir den Einzelplan 10, dass
19 Millionen Euro zusitzlich zu finanzieren sind. 10 Mil-
lionen Euro haben wir iiber die einzelnen Ansitze fiir die
soziale Sicherung, die zwei Drittel dieses Haushalts aus-
machen, eingespart. Dartiber hinaus haben wir an ande-
ren Stellen noch 9 Millionen Euro einsparen miissen.
Diese Dinge sind unabweisbar. Deshalb heif3it es ,,Haus-
haltsberatungen®.

Im vorigen Jahr gab es das eine oder andere Vor-
kommnis in der Erndhrungswirtschaft und in der Land-
wirtschaft. Dariiber haben wir hier intensiv diskutiert.
Wie das so ist: Der eine fordert da 10 neue Stellen, der
andere fordert dort 20 neue Stellen. Das summiert sich.
Wir haben die Forderungen analysiert und festgestellt,
dass wir bei einigen Punkten ganz konkret korrigieren
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und dort in der Tat mehr Stellen zur Verfiigung stellen
miissen.

(Zuruf von der SPD: Aha!)

Deshalb stellen wir 12 neue Stellen fiir den nachgelager-
ten Bereich Lebensmittelsicherheit zur Verfiigung, und
wir stellen 6 neue Stellen fiir den Bereich Verbraucher-
schutz und Energiewende zur Verfiigung. Dies sind
18 neue Stellen.

Ich sage Thnen: Wir kénnen gar nicht so gut sein wie
Sie. Sie fordern 50 oder 150 neue Stellen, und in Ihren
Antrigen, liber die wir gleich abstimmen werden, for-
dern Sie auch neue Amter. Fiir jede neue Idee braucht
man neue Amter. Ich sage Thnen ganz deutlich: Diese
brauchen wir nicht; denn wir haben eine sehr gut neu
aufgestellte Ressortforschung, die sich in den nichsten
Jahren an ihren neuen Standorten und mit ihren neuen
Mannschaften finden muss. Zusitzlich ist da nichts zu
tun.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und der
FDP — Lachen bei Abgeordneten der SPD)

Wir sind stolz auf diese Mannschaft. Die Arbeit, die dort
geleistet wird, ist Weltspitze. Dazu sollten wir stehen.

In Richtung SPD kann ich nur sagen: Die Ressortfor-
schung haben wir in der GroBen Koalition so konzipiert.
Dass Sie diese Institute, bevor sie in ihrer neuen Form
tatig werden konnen, schon wieder reformieren wollen,
zeigt: Das ist Reformitis und hat mit sachlichen Uberle-
gungen in diesem Zusammenhang gar nichts zu tun.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Meine Damen und Herren, man kann ja immer nach
mehr Geld rufen. Aber man muss an der einen oder an-
deren Stelle auch fragen: Ist eigentlich alles, was wir in
der Vergangenheit gemacht haben, {iberhaupt notwendig
gewesen? Ich sage Thnen: Der Kollege Schwanitz und
ich sind, was die Notfallvorsorge angeht, in wesentli-
chen Punkten einer Meinung. Wir denken, dass hier und
da etwas getan werden muss. In der Zeit nach dem Zwei-
ten Weltkrieg, in den 50er- und 60er-Jahren, bis zur deut-
schen Einheit mag das so richtig gewesen sein. Heute
aber ist das in weiten Teilen iiberholt. Deshalb glauben
wir, dass wir hier mit Blick auf den ndchsten Haushalt
einen fiihlbaren Millionenbetrag einsparen kdnnen. Wir
haben das vorgeschlagen und werden das auch beschlie-
Ben. Aber ich sage Thnen: Daran muss im Detail gearbei-
tet werden, und zwar moglichst ziigig; denn ich glaube,
das, was wir da machen, bringt uns {iberhaupt nicht wei-
ter.

(Beifall der Abg. Petra Crone [SPD])

Ich nenne Thnen ein ganz einfaches Beispiel: Stellen
Sie sich vor, irgendwo ist Getreide eingelagert, das in ei-
nem Notfall einer Miihle zugefiihrt werden soll, Sie ge-
ben jungen Familien oder jungen Leuten eine Tiite Mehl
und sagen, sie sollen daraus etwas machen. So koénnen
Sie fiir die Notfallvorsorge nicht viel tun. Hier ist also
ein Umdenken erforderlich. Dafiir brauchen wir nicht
mehr Geld, sondern neue Ideen fiir die Zukunft.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP —
Dr. Wilhelm Priesmeier [SPD]: Schorsch, kauf
doch Pizza! Tiefkiihlpizza!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Wilhelm
Priesmeier hat zu Recht darauf hingewiesen: Wir brau-
chen Aufkldrung tiber die moderne Landwirtschaft. Dass
sie gelingt, ist aber nicht in allen Féllen mit neuen Stel-
len zu gewihrleisten. Daran muss zielgerichtet gearbei-
tet werden. Es kommt nicht auf die Masse, sondern auf
die Klasse an. Manches, was unter dem Etikett ,,Verbrau-
cherschutz geschieht, ist eher Vernebelung. Die Leute
werden eher dumm gemacht, als dass sie wirklich aufge-
klért werden.

(Zurufe von der SPD: Oh! — Na, na!)

Wir miissen ehrlich sein und zugeben, dass wir viele
Dinge, die mit der Erndhrung zusammenhéngen, wissen.
Wir wissen zum Beispiel, dass es nicht gut ist, zu viel zu
essen und zu viel zu trinken bzw. das Falsche zu trinken.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Aber wir miissen auch zur Kenntnis nehmen, dass es
Menschen gibt, die so leben wollen, wie sie leben. Sie
lassen sich das nicht verbieten, auch dann nicht, wenn es
im Einzelnen nicht so gesund ist.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Meine Damen und Herren, wir kénnen uns hier natiir-
lich dartiber streiten, welche Regierung wie gut ist. Ich
sage Thnen: Das Beste sind objektive Zahlen, beispiels-
weise zur sozialen Sicherung im ldndlichen Raum, mit
4 Milliarden Euro der groBte Batzen im Einzelplan 10.

(Beifall des Abg. Hans-Michael Goldmann
[FDP] — Gitta Connemann [CDU/CSU]: So ist
es!)

Wenn Sie die Betrige, die sich iiber die Jahre angehauft
haben, zusammenrechnen, dann stellen Sie fest: Die Re-
gierung, fiir die Heinz-Peter Haustein, Ilse Aigner und
ich stehen, ist um 1 Milliarde Euro besser, als es die Re-
gierung Kiinast war.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Das ist gut fiir den ldndlichen Raum. Diese Mittel kom-
men namlich nicht nur den Grundbesitzern und den Bau-
ern zugute. Durch diese 1 Milliarde Euro, die fiir den
landlichen Raum zur Verfiigung gestellt wird, haben dort
viele Leute Auftrage und Arbeit. Das ist Wertschopfung.
Das ist wirkliches Engagement fiir den ldndlichen Raum.
Darauf sind wir stolz.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, manches, was ich jetzt an-
spreche, habe ich Ihnen schon in der ersten Beratung ge-
sagt; da habe ich Thnen auch dieses Buch, das Schwarz-
buch WWF, schon einmal gezeigt.

(Alexander SiiBmair [DIE LINKE]: Da ist ja
noch die Folie drum!)

Sie konnen sich aber auch in Fernsehsendungen, in de-
nen iiber Themen wie FSC berichtet wird, dariiber infor-
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mieren, was filir Scharlatane es gibt — bis hin zu Ikea. Sie
haben es bestimmt gehort: Politisch Verfolgte mussten in
der DDR fiir eine internationale Mdbelkette arbeiten; das
ist ja mittlerweile bekannt.

Ich sage Thnen: Wenn Sie eine Testzeitschrift — wir
schitzen diese Zeitschriften ja sehr und fordern sie auch
— in Héanden halten, dann diirfen Sie nicht nur die Seiten
aufschlagen, auf denen steht, wie viel Strom die Gerite,
die getestet wurden, verbrauchen oder wie die einzelnen
technischen Daten der Gerite sind.

(Dr. Wilhelm Priesmeier [SPD]: Oh! Jetzt
kommt Schorschs Mérchenstunde!)

Sie sollten auch die Seiten aufschlagen, auf denen be-
schrieben wird, unter welch menschenunwiirdigen Ar-
beitsbedingungen diese Giiter zur Steigerung unseres
Wohlstandes in den Entwicklungslédndern der Welt pro-
duziert werden.

(Alexander SiiBmair [DIE LINKE]: Genau!
Hauptsache, billig!)

Es hilft ndmlich tiberhaupt nichts, sich hier iiber den Ein-
zelhaushalt Entwicklungshilfe aufzuregen und ein gro-
Bes Theater zu veranstalten, wenn es darum geht, wie
viele Planstellen wir mit Blick auf die Verbraucherauf-
klarung schaffen werden. Man muss auch durch das ei-
gene Kaufverhalten einen konkreten Beitrag leisten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU —
Ulrich Kelber [SPD]: Ja, ja! Deshalb sind Sie
ja auch fiir mehr Transparenz, nicht wahr?)

Ich sage Thnen: Wer erwartet, dass er ein halbes
Héhnchen, braun gegrillt, fiir 1,98 Euro kaufen kann, der
muss gewisse Konsequenzen bei der Tierhaltung ertra-
gen.

(Ulrich Kelber [SPD]: Und deswegen sind Sie
gegen das Tierhaltungslabel! Sie widerspre-
chen sich doch!)

Die Bauern haben kein Problem damit, wenn die Besatz-
starke in den Stéllen um die Hélfte reduziert wird.

(Ulrich Kelber [SPD]: Wie kann man so
unehrlich sein?)

Wenn die Einnahmen entsprechend erhoht werden, dann
ist das alles machbar. Schizophren ist nur,

(Ulrich Kelber [SPD]: Eine schizophrene
Rede!)

zu sagen: Das darf alles nichts kosten, das muss noch
billiger werden, wir miissen noch mehr konsumieren
konnen. — Das ist der falsche Weg; das kann nicht richtig
sein.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, ich mdchte Sie nicht lang-
weilen, aber darauf hinweisen, dass — mir liegt eine Auf-
stellung vor — Ilse Aigner und ihr Ministerium in den
vergangenen Jahren iiber 60 verschiedene Initiativen er-
griffen und umgesetzt haben. Sie behaupten immer, wir
hétten nichts auf den Weg gebracht. Da sehen Sie, was

wir alles auf den Weg gebracht haben. Wir kénnen da-
rauf stolz sein, glaube ich.

Wir diirfen im Ergebnis feststellen, dass wir in
Deutschland mit die gesiindesten Lebensmittel haben, zu
Preisen, die man sich in der Vergangenheit gar nicht hat
vorstellen kdnnen. Auf das, was unsere Erndhrungswirt-
schaft, unsere Landwirtschaft zustande gebracht haben,
konnen wir stolz sein. Andere in der Welt beneiden uns
darum.

Last, but not least darf ich feststellen, dass ich in die-
sen Tagen zehn Jahre im Haushaltsausschuss bin. Ich
hitte mir in jungen Jahren gar nicht vorstellen kénnen,
dass ich diese Ehre habe. Ich habe sehr gerne im Haus-
haltsausschuss gearbeitet und werde das auch im nachs-
ten Jahr sehr gerne tun. Ich darf mich bedanken bei
Heinz-Peter Haustein, meinem Freund aus dem Erzge-
birge, und bei der Bundesministerin, genauso bei ihrem
Vorginger, Herrn Sechofer. Vor allen Dingen aber darf
ich mich bei der ganzen Mannschaft, die in den vergan-
genen Jahren mit mir zusammengearbeitet hat, herzlich
bedanken. Es war eine tolle Zusammenarbeit, nicht nur
in den Wochen, in denen wir iiber den Haushaltsplan be-
raten haben. Wir haben eine ganze Reihe von Dingen auf
den Weg gebracht. Darauf kdnnen wir iiber den Tag hi-
naus stolz sein.

Herzlichen Dank und schonen Abend.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:

Alexander Stilmair hat das Wort fiir die Fraktion Die
Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Alexander Sufmair (DIE LINKE):

Frau Pridsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich versuche es jetzt einmal ein bisschen ruhiger
und fachlicher.

(Beifall bei der LINKEN und dem BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN sowie bei Abgeordne-
ten der SPD)

Wir sprechen heute abschlieend iiber den Haushalts-
entwurf zu unserem Ressort Erndhrung, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz fiir 2013. Ich mdchte mich vor
allem mit dem Aspekt Landwirtschaft befassen.

Was erwartet diese Gesellschaft von der Landwirt-
schaft? Welche Anforderungen werden heute und in der
Zukunft an sie gestellt? Die Landwirtschaft soll den
Menschen in Deutschland, aber auch in Europa ausrei-
chend Lebensmittel zur Verfiigung stellen, und zwar zu
bezahlbaren Preisen fiir alle. Die Lebensmittel sollen
eine hohe Qualitiat haben. Umwelt und Ressourcen miis-
sen geschont werden. Die Artenvielfalt, die Biodiversi-
tit, muss erhalten werden, und es muss in einer Weise
produziert werden, die man auch auf lange Sicht fortset-
zen kann, Stichwort ,,Nachhaltigkeit®.

(Beifall bei der LINKEN)
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Nutztiere, die zur Herstellung von Lebensmitteln dienen,
sollen artgerecht gehalten werden, und ihnen sollen un-
notiges Leid und Qualen erspart werden. Die Landwirt-
schaft soll nachwachsende Rohstoffe fiir die Industrie
herstellen und einen Beitrag zur Energieerzeugung und
damit zum Klimaschutz leisten.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Landwirtschaft soll es ermoglichen, den Lebensun-
terhalt zu verdienen, damit die Menschen in den landli-
chen Rédumen bleiben und eine lebenswerte Zukunftsper-
spektive haben, und das nicht nur in Europa, sondern
weltweit.

Frau Aigner, Sie betonen in Ihrer Presseerklédrung von
heute Mittag zum morgigen Europidischen Rat die He-
rausforderungen, vor denen die Landwirtschaft steht. In
der Analyse sind wir uns durchaus in vielen Punkten ei-
nig. Aber die Schlussfolgerungen, die Sie ziehen, und
die Politik, die Sie machen, passen mit der Analyse nicht
zusammen.

Wird der Haushalt der Regierung den Anforderungen
gerecht? Die Linke sagt: Er wird den Anforderungen lei-
der nicht gerecht. Ich mochte einige Beispiele nennen,
zu denen wir von der Linken Antrége gestellt haben.

Fangen wir mit dem Themenbereich Erndhrungs-
sicherung an. Wir von der Linken lehnen die Férderung
von Agrarexporten ab. Billigexporte verhindern den
Aufbau regionaler Mérkte, vor allem in den Landern des
Siidens auf unserem Globus.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Haushaltstitel ,,Mallnahmen zur Verstirkung der
AuBenhandelsbeziehungen im Agrar- und Erndhrungs-
bereich® muss daher gestrichen werden. Stattdessen
sollte die Bundesregierung ihrer internationalen Verant-
wortung nachkommen und mit 500 000 Euro den Welt-
agrarbericht unterstiitzen.

(Beifall bei der LINKEN)

Zum Thema ,,Umwelt- und Ressourcenschutz®“. Be-
sonders im Bereich Okolandbau gibt es einen Aufholbe-
darf, und zwar sowohl fiir die Forschung als auch fiir die
bewirtschafteten Flachen. In der Nachhaltigkeitsstrate-
gie der Bundesregierung wird ein Anteil von 20 Prozent
okologischen Landbaus in Deutschland bis 2020 ange-
strebt. Allerdings werden lediglich 3 Prozent des For-
schungsbudgets fiir die Forschung zum Okolandbau aus-
gegeben, und die bewirtschaftete Fliche verharrt seit
langerem bei etwa 5 Prozent der gesamten Nutzfldche.
Die Linke will die Férderung um 8 Millionen Euro auf
25 Millionen Euro erhéhen, damit endlich ernst gemacht
werden kann mit dem Ziel 20 Prozent 6kologisch nach-
haltiger Landwirtschaft bis 2020.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Harald
Ebner [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN])

Zum Thema ,,Forderung lédndlicher Rdume und Ein-
kommenssicherung®. Einen kleinen, aber wirksamen Bei-
trag hatte das BMELYV selbst liefern kdnnen, und zwar mit
der Ansiedlung der AuBenstelle des Bundesinstituts fiir

Risikobewertung in Neuruppin. Hier hat die Koalition
wieder einmal frithere Zusagen gebrochen. Es soll nim-
lich keine AuBenstelle des Bundesinstituts in Neuruppin
geben. Das schwicht nicht nur Neuruppin, sondern ist
eine Entscheidung gegen den ldndlichen Raum.

(Beifall bei der LINKEN)

Um die ldndlichen Rdume zu stirken, brauchen wir
auch mehr Wertschopfung vor Ort. Die Linke beantragt
deshalb ein Forderprogramm zur Markteinfilhrung und
Umriistung von Landmaschinen, die mit reinem Pflan-
zendl betrieben werden konnen.

(Beifall bei der LINKEN)

Friiher wurden ungefahr 10 Prozent Hafer fiir die Ernéh-
rung der Pferde angebaut. Heute konnte man 10 Prozent
Raps fiir Traktoren und Mahdrescher anbauen. Die Folge
wiéren innerbetriebliche, lokale, maximal regionale
Kreisldufe. Aber die Steuerpolitik der Bundesregierung
hat viele kleine Olmiihlen kaputt gemacht. Die Linke
will ihnen unter die Arme greifen. Wir mochten eine Fi-
nanzierung liber die Absenkung der Agardieselerstattung
um einen halben Cent pro Liter. Das wire sinnvoll.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir Linke sind der Meinung: Wir brauchen eine wirt-
schaftlich tragfahige, aber eben auch 6kologisch nach-
haltige und nicht zuletzt soziale Landwirtschaft fiir die
Zukunft. Aber die Zukunftsfahigkeit der Landwirtschaft
ist in Gefahr. Die Bundesregierung will ndmlich die
Pline zur Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik der
EU-Kommission kippen und beharrt auf der Festlegung,
nicht mehr als 1 Prozent des Bruttonationaleinkommens
als Beitrag zum EU-Haushalt zu leisten. Gleichzeitig
aber fordert Frau Aigner, dass die Landwirtschaft nicht
einseitig belastet werden darf. Wenn Sie eine solche
Sparpolitik durchsetzen, wird das letzten Endes zulasten
der gestaltenden Agrarpolitik in Europa gehen. Damit ver-
gibt die Bundesregierung die Moglichkeit, den Heraus-
forderungen von Klimawandel, Erhalt der Biodiversitit,
Ressourcenschutz und Tierschutz in einer gestaltenden
Forderpolitik zu begegnen. Damit macht die Bundes-
regierung letztlich eine Politik gegen die ldndlichen
Réume.

(Beifall bei der LINKEN — Dr. Kirsten
Tackmann [DIE LINKE]: Leider!)

Die Linke ist fiir eine solidarische Landwirtschaft und
fir lebenswerte ldndliche Rdume. Wir haben konkrete
Vorschldge gemacht, wie die Landwirtschaft sozialer
und auch nachhaltiger hitte werden kdnnen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Katrin Goéring-Eckardt:

Heinz-Peter Haustein hat das Wort fiir die FDP-Frak-
tion.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)
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Heinz-Peter Haustein (FDP):

Sehr verehrte Frau Prisidentin! Meine sehr verehrten
Damen! Sehr geehrte Herren! Deutschland ist ein scho-
nes Land,

(Michaela Noll [CDU/CSU]: Das stimmt! —
Alexander SiilBmair [DIE LINKE]: Blithende
Landschaften!)

und wir leben in einer guten Zeit. Niemand muss hun-
gern.

Ich stehe hier als Berichterstatter der FDP-Fraktion
fiir den Einzelplan 10, den Einzelplan des Ministeriums
fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz.
Ich bedanke mich bei der Hauptberichterstatterin Katja
Dorner, bei Rolf Schwanitz sowie bei Roland Claus fiir
die gute Zusammenarbeit und natiirlich ganz besonders
bei meinem lieben Freund und gefiihlten Zwillingsbru-
der Schorsch Schirmbeck.

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/CSU)

Die Landwirtschaftspolitik ist von einem sozialen
Engagement dieser Regierung geprégt. So sind wir eben
als liberale Koalition mit der CDU: sozial gepragt.

(Dr. Wilhelm Priesmeier [SPD]: Thr geht sozial
miteinander um! Konfliktfrei!)

70 Prozent von diesen 5,26 Milliarden Euro, ndmlich ge-
nau 3,65 Milliarden Euro, gehen in den Sozialbereich
dieses Haushalts.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Das kann sich sehen lassen. Wir machen das deshalb,
weil unsere Bauern auch Unternehmer sind. Sie miissen
unterstiitzt werden; sie miissen wettbewerbsfihig blei-
ben. Deshalb, lieber Wilhelm Priesmeier, stiitzen wir
auch den Agrardiesel. Wir entlasten unsere Bauern um
430 Millionen Euro, damit sie in diesem harten Wettbe-
werb in Europa und auf der Welt wettbewerbsfahig blei-
ben.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Wir haben die Verbraucherpolitik gestérkt, indem wir
auch dort einen Aufwuchs erreicht haben. Die Mittel fiir
den Bereich ,,Information der Verbraucherinnen und
Verbraucher“ werden von 20 auf 25 Millionen Euro er-
hoht, und fiir die Stiftung Warentest stehen 5 Millionen
Euro zur Verfiigung.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU — Harald Ebner [BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN]: Aufwuchs ist immer gut in
der Landwirtschaft!)

Wir haben die Mittel fiir die Gemeinschaftsaufgabe
»Verbesserung der Agrarstruktur und des Kiistenschut-
zes* bei 600 Millionen Euro belassen, obwohl in Europa
und auf der Welt, wie bekannt, eine Finanz- und Wirt-
schaftskrise wiitet. Dieses Geld plus das Geld der Lander
macht iiber 1 Milliarde Euro fiir diesen Bereich aus.
Auch das kann sich sehen lassen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Wir haben insgesamt 494 Millionen Euro in den Be-
reich ,,Nachhaltigkeit, Forschung und Innovation“ ein-
gestellt. Darin enthalten sind 14 Millionen Euro fiir Mo-
dellvorhaben mit dem Schwerpunkt Tierschutz — das ist
ein Plus von 5 Millionen Euro — und zusitzliche Mittel
fiir den Energie- und Klimafonds, und auch einen Wald-
klimafonds haben wir aufgelegt.

Weitere Bereiche des Haushaltes — als Haushalter
muss man ja einmal die Zahlen vortragen — sind ,,Inter-
nationale Mallnahmen* und ,,Forschung fiir Innovatio-
nen, Hightech-Strategie®. Dafiir haben wir 60,2 Millio-
nen Euro zur Verfliigung gestellt, was einen Aufwuchs
von immerhin 1,2 Millionen Euro bedeutet. Schlieflich
gibt es noch die Verwaltung, also das Ministerium, das
etwas mehr Geld braucht, weil es umstrukturiert wurde
und wird. Dafiir stehen insgesamt 93,2 Millionen Euro
zur Verfiigung.

Da ich schon einmal bei diesem Ministerium bin: Wir
konnen froh sein, dass das so gut lduft und dass wir eine
kompetente Ministerin haben.

(René Rospel [SPD]: Thre Zwillingsschwes-
ter! — Dr. Kirsten Tackmann [DIE LINKE]:
Gefiihlte Zwillingsschwester!)

Deshalb richte ich meinen Dank an das Ministerium, an
Sie, liebe Ilse Aigner,

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der
CDU/CSU)

an Gerd Miiller, an Peter Bleser und natiirlich auch an
Uli Kuhlmann und an Albert Wulff. Mit euch gibt es ein
gutes Zusammenarbeiten. Wir kimpfen fiir unsere Biue-
rinnen und Bauern. — Ihr, liecbe Bduerinnen und Bauern,
seid bei dieser christlich-liberalen Koalition gut aufge-
hoben. Wir kampfen fiir euch.

In diesem Sinne ein herzliches ,,Gliick auf!* aus dem
Erzgebirge.

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der
CDU/CSU)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:

Damit der Siiden den Osten ablosen kann, hat jetzt
Harald Ebner das Wort fiir Biindnis 90/Die Griinen.

(Gitta Connemann [CDU/CSU]: Harald,
Deutschland ist ein schones Land!)

Harald Ebner (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Soll ich das wiederholen?

(Gitta Connemann [CDU/CSU]J: Ja!)

Vielen Dank, Frau Prisidentin. — Kolleginnen und
Kollegen! Kollege Schirmbeck, ich empfehle, Biicher
vor dem Lesen aus der Verpackung zu nehmen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE. GRUNEN
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
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der SPD - Dr Kirsten Tackmann [DIE
LINKE]: Woher soll er das wissen, Mensch?)

Nun aber zu etwas anderem: Ich war entsetzt, mit
welcher Kaltschniuzigkeit die Kollegen Holzenkamp
und Co. bei der ersten Lesung des Haushalts ein Land-
wirtschaftsmodell mit Billigfleischproduktion und allen
Folgen schongeredet haben, nach dem Motto: Hauptsa-
che billig! Eine Landwirtschaft, die Billiglebensmittel
produziert, ist erfolgreich und damit auch gut. — Aber
ohne den Import von 3 Millionen Hektar Gensoja aus
Siidamerika, wo Mensch und Umwelt unter massivem
Pestizideinsatz leiden, funktioniert IThr Modell doch
iiberhaupt nicht. Gleichzeitig klagen Sie {iber mangelnde
Wertschétzung fiir Lebensmittel. Sie miissen sich hier
schon entscheiden: Billigfleisch oder Wertschétzung?
Beides zusammen geht nicht.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE. GRUNEN
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
der SPD)

Sie setzen im Haushalt die falschen Schwerpunkte,
weil Sie in ein falsches Agrarmodell investieren, das
bauerliche Betriebe verdrangt und nur industrielle Grof3-
betriebe fordert. Warum verhandelt denn die Bundesre-
gierung bei der GAP-Reform in Briissel nicht auf Basis
der Beschliisse der Agrarministerkonferenz, sondern
vertritt dort die Positionen vom Deutschen Bauernver-
band und vom Industrieverband Agrar?

In Threm Agrarmodell hat auch der Tierschutz keinen
Platz — wir haben das vorhin schon gehdrt —, nur in den
Reden — ich zitiere —:

Nutztierhaltung in der Landwirtschaft kann nur er-
folgreich sein, wenn sich die Tiere wohlfiihlen und
wenn es geniigend Akzeptanz in der Gesellschaft
gibt.

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Ja!)

Das war Ministerin Aigner in der letzten Haushalts-
rede. — Wie konnen Sie dann ein derart mickriges Tier-
schutzgesetz vorlegen und die wenigen Verbesserungen
wie das Verbot von Schenkelbrand oder die betdubungs-
lose Ferkelkastration von den eigenen Leuten wieder
einkassieren lassen?

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der SPD und der LINKEN)

Jetzt verstehe ich auch Ihren Satz, Frau Ministerin:
»AuBerdem gehen Union und FDP das Tierschutzgesetz
an.“ — ,,Angegangen‘ sind Sie das Gesetz wirklich, und
zwar so lange, bis nichts mehr {ibrig geblieben ist.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der SPD und der LINKEN)

Statt konkret etwas fiir das Tierwohl zu tun, geben Sie
5 Millionen Euro fiir Akzeptanzforderung aus. Da muss
etwas anderes passieren. Wir fordern 5 Millionen Euro
fur ein Zentrum fiir Tierschutz, das dann Standards ent-
wickelt.

Auch bei der Fiitterung mit Gensoja dndern Sie:
nichts! GroBe Ankiindigungen von Frau Aigner: Wir

wollen eine Eiweil3strategie! Im Haushalt: Nichts! Fehl-
anzeige! Wir fordern dafiir 5 Millionen Euro.

Im Bayernwahlkampf inszeniert sich Ministerin
Aigner gerne als Gentechnikgegnerin. Schon im Bun-
destag aber ist damit Schluss und in Briissel erst recht.
Nicht ein einziges Mal hat sich die Bundesregierung in
den EU-Gremien gegen Importzulassungen fiir Gentech-
Pflanzen gewehrt. Das ist beschamend.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der SPD und der LINKEN)

Kein Wunder: AuBler den Statements der Ministerin hort
man aus der Koalition nur einhellige Begeisterung fiir
diese Risikotechnologie. Die FDP mochte hier mehr
Chancen als Risiken sehen. Dabei werden die Risiken zu
wenig bewertet. Was tun Sie denn, Frau Ministerin, wenn
die EU-Kommission, wie angekiindigt, in den nichsten
Monaten Anbauzulassungen fiir Gentechpflanzen erteilt
und damit auch das deutsche Anbauverbot fiir MON 810
fallt? Was tun Sie dann fiir die Wahlfreiheit und den
Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher, fiir die
gentechnikfrei wirtschaftenden Landwirte, Imker und Le-
bensmittelhersteller? Kein Wort haben wir von Thnen bis-
her dazu gehort. Kein Cent geht in die Bekanntmachung
Thres eigenen ,,Ohne Gentechnik“-Siegels. Da lassen Sie
sich vom kleinen Koalitionspartner offenbar durch die
Manege fiihren.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD)

Wir wollen 2 Millionen Euro fiir die Bekanntmachung
dieses Zeichens bereitstellen und damit endlich die gen-
technikfreie Land- und Erndhrungswirtschaft unterstiit-
zen.

Auch beim chemischen Pflanzenschutz bleibt die Ko-
alition ihrem industriellen Agrarmodell treu. In Thren
Augen ist es kein Problem, dass im letzten Jahr 58 Pro-
zent aller untersuchten Lebensmittel mit Pestizid-
riickstdnden belastet waren. Das ist ein Skandal. Das
muss sich dndern, lieber Kollege Goldmann.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE. GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD — Georg
Schirmbeck [CDU/CSU]: Woher haben Sie so
verriickte Zahlen? — Hans-Michael Goldmann
[FDP]: Das ist abenteuerlich, was Sie da er-
zdhlen!)

— Der Kollege Gerig hat gesagt: Der Bericht ist gut. — Thr
Nationaler Aktionsplan Pflanzenschutz ist so unverbind-
lich, dass die Umweltverbiande frustriert ausgestiegen
sind.

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Das ist Ver-
braucherverunsicherung, was Sie da betrei-
ben! — Franz-Josef Holzenkamp [CDU/CSUJ:
Grimms Mirchen!)

Fiir Projekte zur Reduktion des chemischen Pflanzen-
schutzes geben Sie immerhin 2 Millionen Euro aus.
Aber das ist nicht genug. Das ist aus unserer Sicht mehr
als schwach.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
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Das Bundesprogramm Okolandbau will die Koalition
weiterhin fiir ,,andere Formen nachhaltiger Landwirt-
schaft“ zweckentfremden. So kann man auch den Im-
portanteil am Biomarkt steigern.

Kollege Holzenkamp hat bei der ersten Lesung von
der hervorragenden Interessenvertretung der Landwirt-
schaft durch die Bundesregierung gesprochen. Der tie-
fere Sinn der Formulierung ,Interessenvertretung™ hat
sich mir erst nach der Lektiire der Frankfurter Rund-
schau erschlossen, in der es um die Art und Vielzahl Th-
rer bezahlten Nebentétigkeiten in der Agrarindustrie
ging.

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN — Georg Schirmbeck
[CDU/CSU]J: Ich dachte, das sei eine Debatte
und keine Lesestunde von Grimms Marchen!)

Kolleginnen und Kollegen, ich komme zum Schluss.

(Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Gott sei
Dank! — Hans-Michael Goldmann [FDP]: Das
ist eine {ible Rede, die Sie da halten!)

Die Politik, die mit diesem Haushalt zum Ausdruck
kommt, ist gerade keine Interessenvertretung fiir die
bauerlichen Familienbetriebe.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN —
Hans-Michael Goldmann [FDP]: Das ist nicht
in Ordnung, was Sie hier machen!)

Deren Zahl halbiert sich ndmlich dank Ihrer ach so er-
folgreichen Politik — da sind wir dann bei den objektiven
Zahlen, Kollege Schirmbeck — nach wie vor alle zwan-
zig Jahre.

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Herr Kollege.

Harald Ebner (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Wir lehnen deshalb diesen Haushalt ebenso ab wie
Ihre abstruse Agrarpolitik; denn dieses Agrarmodell hat
keine Zukunft, genauso wenig wie die Bundesregierung.

Danke schon.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und des Abg.
Alexander SiiBmair [DIE LINKE])

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:

Fir die Bundesregierung hat jetzt Ilse Aigner das
Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

lise Aigner, Bundesministerin fiir Erndhrung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz:

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der letzte Vortrag
hat wieder einmal gezeigt, wie schon ein Wiinsch-dir-
was-Konzert bei den Haushaltsberatungen ist.

(Harald Ebner [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Nein, das ist gegenfinanziert!)

Gerade die Griinen sind diejenigen, die einfach so
35 Millionen Euro zusétzlich gefordert haben, und zwar
ohne Gegenfinanzierung.

(Nicole Maisch [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Nein! — Harald Ebner [BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN]: Wir haben das gegenfinan-
ziert, Frau Ministerin!)

Das zeigt wieder einmal, dass in Sachen Haushaltsfinan-
zen die Nachhaltigkeit offensichtlich nicht gilt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Herr SiiBmair, glaube ich, hat von der sozialen Kom-
ponente in der Landwirtschaftspolitik gesprochen. Ja,
die gibt es bei uns. Die Kollegen Schirmbeck und
Haustein haben das angesprochen. 70 Prozent des Haus-
haltes gehen in Sozialpolitik; sie flieBen direkt in die
landwirtschaftlichen Betriebe zur Unterstiitzung unter
anderem auch des Strukturwandels. Das ist konkrete So-
zialpolitik, und die wollen wir nicht européisch, sondern
national gestalten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP —
Alexander SiiBmair [DIE LINKE]: Das ist
eher Verwaltung von Armut!)

Damit bin ich schon bei Europa. Was ist die Aufgabe
von Europa? Heute frith war die Debatte zum Kanzler-
etat oder auch die Aussprache zur groflen Politik. Wir
wissen, dass wir groBe Verantwortung haben. Morgen
beginnt die Debatte der Regierungschefs zu der mittel-
fristigen Finanzplanung fiir die nichsten Jahre bis 2020.
Das werden schwierige Verhandlungen; das ist keine
Frage. Ich sage ausdriicklich und betone dies noch ein-
mal, weil es angesprochen worden ist: Ja, wir stehen als
groBer Nettozahler dazu, dass wir die Ausgaben wie in
anderen Bereichen auch hier begrenzen miissen. Trotz-
dem glaube ich, dass die Landwirtschaft in diesem Be-
reich schon viel getan hat. Unser Gesamtetat ist schon
deutlich abgesunken, was den Anteil an den europdi-
schen Finanzen betrifft. Hier brauchen wir aber weiter
Unterstiitzung, weil die Zahlungen, die letztendlich iiber
die europdische Ebene erfolgen, oft direkt einkommens-
wirksam und nicht national zu kompensieren sind. Des-
halb ist es wohl selbstverstiandlich, dass die zustdndige
Landwirtschaftsministerin auch weiter fiir einen groflen
Anteil kdmpfen wird. Ich glaube, das miisste mir zuge-
standen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP —
Alexander SiiBmair [DIE LINKE]: Das ist
richtig! Aber nicht von den anderen verlangen,
zu sparen, und selbst nichts hergeben!)

Das ist auch wichtig, meine sehr geehrten Damen und
Herren, weil in Europa immerhin 14 Millionen Betriebe
von der Landwirtschaft leben; das sind 9 Prozent aller
Beschiftigten. Das ist eine grofle Zahl, und um das auf
Deutschland herunterzubrechen: Es sind 4,8 Millionen
Menschen, die in der Landwirtschaft oder in den vor-
und nachgelagerten Bereichen Arbeit finden. Dafiir
brauchen sie Unterstiitzung, und die haben sie mit der
christlich-liberalen Regierung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
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Es geht um Jobs und Ausbildungspldtze gerade auch in
den ldndlichen Regionen. Dafiir brauchen wir aktive
Landwirtinnen und Landwirte. Wir brauchen sie aber in
erster Linie — und das ist keine Selbstverstédndlichkeit —
fur die Produktion von Lebensmitteln, also von unseren
Nahrungsmitteln. Vor fiinfzig Jahren war das nicht
selbstverstandlich — um noch einmal auf die Urspriinge
der Gemeinsamen Agrarpolitik zuriickzugehen —: Es hat
in Deutschland und in Europa Hunger gegeben.

(Alexander SiiBmair [DIE LINKE]: Es gibt
auch heute wieder Hunger in Europa! In Grie-
chenland zum Beispiel!)

Es ist die Leistung unserer Landwirtschaft und der Béue-
rinnen und Bauern, dass sich heute keiner mehr in
Deutschland dariiber Gedanken machen muss, ob er ge-
nug zu essen hat. Das ist eine grofle Leistung. Herzlichen
Dank dafiir an unsere Landwirtinnen und Landwirte!

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ich glaube, dass es sich lohnt, fiir diese Schliissel-
branche weiter zu kdmpfen. Natiirlich geht es auch um
die inhaltliche Ausgestaltung. Meine Damen und Herren
auch von der Opposition, dazu gibt es unterschiedliche
Meinungen. Damit meine ich ausdriicklich nicht die
Fachpolitiker. Aber die Spitze der SPD zum Beispiel hat
ganz klar gesagt, dass sie will, dass die Direktzahlungen
gekiirzt werden.

(Zuruf von der CDU/CSU: Hort! Hort!)

Das will ich nicht. Ich sage ausdriicklich: Ich differen-
ziere hier, lieber Kollege Wilhelm Priesmeier; aber das
hilft nichts. Deshalb ist unser Bekenntnis klar und deut-
lich: Wir wollen eine starke erste Sdule, und wir wollen
auch eine starke zweite Sdule weiter erhalten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir wollen natiirlich auch eine verniinftige und zu-
kunftsfahige Agrarpolitik.

Weil ich auch gerne néher auf die Strukturen eingehe,
liebe Kolleginnen und Kollegen der Griinen: Mir wire es
lieb, wenn Sie den Blick mehr auf die anderen européi-
schen Lénder richten wiirden, um zu sehen, welche
Strukturen es dort noch gibt. In Deutschland gibt es
keine Produktionsforderung und keine gekoppelten Zah-
lungen mehr. In Deutschland gibt es keine historischen
Zahlungen mehr, bei denen der eine Hektar 5 000 Euro
wert ist und der andere nur 75 Euro.

(Harald Ebner [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Und wer hat das geschafft?)

Das gibt es in anderen europdischen Léndern noch. Des-
halb sage ich mit voller Uberzeugung: Es muss einer der
Hauptansatzpunkte sein, dass die europdischen Nach-
barn erst einmal auf das Niveau Deutschlands kommen,
bevor wir weitere Mallnahmen ergreifen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Das Nichste ist: Ja, natiirlich wollen wir Umwelt-
schutz und eine nachhaltige Produktion, aber wir wollen
auch, dass bisherige Leistungen anerkannt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ich bleibe dabei: Es kann nicht sein, dass am Schluss nur
die Biirokratie bliiht. Das hilft uns auch nicht.

(Harald Ebner [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Jawohl!)

Ich halte mich an den Agrarministerbeschluss. Das ist
iiberhaupt keine Frage. Deshalb sagen wir ganz deutlich,
und zwar einhellig: Keine Stilllegung von Flichen. —
Denn das konnen wir uns nicht leisten. Diese Forderung
halte ich eins zu eins aufrecht.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizeprasidentin Katrin Goéring-Eckardt:
Frau Ministerin, der Kollege Priesmeier mochte IThnen
gern eine Zwischenfrage stellen.

lise Aigner, Bundesministerin fiir Erndhrung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz:
Selbstversténdlich, gerne.

Dr. Wilhelm Priesmeier (SPD):

Verehrte Frau Ministerin, stimmen Sie mit mir dahin
gehend tiberein, dass in den letzten zehn Jahren die
Pachtpreise in Deutschland um etwa 40 Prozent gestie-
gen sind? Wenn Sie diese Steigerung mit den Zahlungen
vergleichen, die an die Betriebe geflossen sind, dann
stellen Sie fest, dass die Pachtpreise etwa in Hohe der
Groflenordnung dieser Zahlungen gestiegen sind. Sehen
Sie einen Zusammenhang zwischen den Zahlungen aus
Briissel fiir die Flachenprdmie und dem Steigen der
Pachtpreise oder auch der Preise fiir den Erwerb von
Flachen?

lise Aigner, Bundesministerin fiir Erndhrung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz:

Sehr geehrter, lieber Kollege Priesmeier, zuerst ein-
mal: Wenn dem so wire, dann gébe es keinen Grund fiir
die Absenkung. Das wire unlogisch. Zweitens. Ich
glaube nicht, dass das der Grund ist; sonst miisste es in
anderen europdischen Léndern &dhnlich sein. Die
Preissteigerung hat andere Ursachen. Das wissen wir.
Deshalb haben wir zum Beispiel beim Erneuerbare-
Energien-Gesetz Korrekturen vorgenommen; denn die
Konkurrenz zwischen der Biogasproduktion, der land-
wirtschaftlichen Nutztierhaltung und der Futtermittel-
herstellung ist in manchen Regionen grofler geworden.
Insgesamt werden die Flachen nicht mehr. Deshalb
macht es keinen Sinn, Flichen aus der Produktion zu
nehmen. Das ist ganz klar.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ich mochte noch etwas hinzufiigen, was mir sehr
wichtig ist. Das betrifft die Diskussion iiber die benach-
teiligten Gebiete in Deutschland. Ich muss auf européi-
scher Ebene dagegenhalten, dass ein neues System ein-
gefithrt wird, welches in Deutschland dazu fiihrt, dass
viele benachteiligte Gebiete, die jetzt noch vom System
erfasst sind, iiber Nacht herausfallen. Um es konkret zu
machen: In Mecklenburg-Vorpommern kdme es zu einer
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kompletten Umkehrung der jetzigen Verhéltnisse. Das
kann kein Mensch verstehen.

(Johannes Singhammer [CDU/CSU]: So ist
es!)

Deshalb lohnt es sich, auf dieser Ebene fiir die benach-
teiligten Gebiete zu kidmpfen. Ich bin der festen Uber-
zeugung, dass wir diese Flachen brauchen und dass auch
diejenigen, die nicht so gute Bedingungen haben, eine
Chance haben miissen, anstindig zu produzieren. Des-
halb brauchen wir die Unterstiitzung in diesem Bereich.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP —
Friedrich ~ Ostendorff [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Wie viele Lander hast du hinter
dir?)

— Es wire schon, wenn es mehr wiirden. Aber das ver-
drieft mich nicht. Trotzdem lohnt es sich, dafiir zu
kidmpfen, sehr geehrter Herr Ostendorft.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP —
Hans-Michael Goldmann [FDP]: Das ist der
Unterschied!)

Ich habe schon oftmals auf verlorenem Posten gekédmpft;
aber meine Uberzeugung werde ich deshalb nicht verlie-
ren. Das ist vielleicht der Unterschied.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP —
Gitta Connemann [CDU/CSU]: Das finde ich
sehr gut! Das hat GrofBe!)

Ich will noch ein paar Punkte zur Verbraucherpolitik
sagen. Ich kann wegen der Kiirze der Redezeit nicht alle
Bereiche heute abdecken.

(Elvira Drobinski-Weil3l [SPD]: Schade!)

Eines aber mochte ich ansprechen: Wir haben viel iiber
Banken, die Regulierung von Banken und dariiber disku-
tiert, in welche Schwierigkeiten wir durch die Banken
gekommen sind. Wir haben wieder viel reguliert, was
die Vorgédngerregierung dereguliert hat, und das ist rich-
tig so. Wir haben auch im Bankenbereich — da bin ich
der Uberzeugung, dass es richtig war — eine Qualitits-
offensive Verbraucherfinanzen auf den Weg gebracht.
Wir gehen einen Schritt nach dem anderen: Beratungs-
protokoll, Produktinformationsblatt, Meldung der Bera-
ter bzw. — falls sie Schwierigkeiten gemacht haben —
Registrierung der Angelegenheit bis hin zu Regelungen
zu einer Honorarberatung, die wir demnéchst ins Kabi-
nett einbringen wollen. Ein Schritt nach dem anderen
wird umgesetzt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dafiir brauchen wir natiirlich mehr Geld. Man kann
sich immer mehr wiinschen; das ist keine Frage. Aber
wir haben uns gerade fiir die Verbraucherinformation
5 Millionen Euro zusitzlich sozusagen erarbeitet; wir
haben das Geld an anderer Stelle eingespart, um weitere
Schwerpunkte setzen zu kénnen. Das halte ich fiir rich-
tig. Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, ich be-
danke mich deshalb ganz herzlich bei den gefiihlten
Zwillingen Schorse Schirmbeck und Peter Haustein. Ich
bedanke mich bei allen Kolleginnen und Kollegen, die

im Haushaltsausschuss mitgewirkt haben, aber selbst-
verstidndlich auch bei den Fachpolitikern. Ich sage das,
weil ich vor ziemlich genau zehn Jahren das erste Mal
als Haushélterin zu diesem Bereich sprechen durfte, also
wie auch heute zum Einzelplan 10 — damals als Bericht-
erstatterin, heute als Ministerin. Es wird wohl das letzte
Mal sein, dass ich zum Haushalt spreche. Deshalb be-
danke ich mich bei allen Kolleginnen und Kollegen ganz
besonders herzlich fiir die gute Zusammenarbeit.

Danke schon.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie
bei Abgeordneten der SPD — Michaela Noll
[CDU/CSU]J: Schade, dass du gehst!)

Vizeprasidentin Katrin Goéring-Eckardt:

Rolf Schwanitz hat jetzt das Wort fiir die SPD-
Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Rolf Schwanitz (SPD):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Frau Ministerin Aigner, Sie haben es gerade angespro-
chen: Das ist der letzte Etat fiir das Ministerium fiir
Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, fiir
den Sie Verantwortung haben.

Ich will zunédchst einmal grundsdtzlich feststellen,
dass sich an diesem Einzelplan 10 gegeniiber dem Ent-
wurf, den wir vor drei Monaten hier schon einmal disku-
tiert haben, substanziell eigentlich nichts gedndert hat.
Ich will mich auf einige Feststellungen konzentrieren.

Erstens. Frau Aigner, mit diesem Einzelplan 10 sind
Sie sich in Threr Leidenschaft als Subventionsministerin
treu geblieben. Es ist bei den zusitzlichen Subventionen
von 50 Millionen Euro fiir die landwirtschaftliche
Unfallversicherung geblieben. Zugleich liegt vieles im
Argen, insbesondere beim alten Spitzenverband der
landwirtschaftlichen Sozialversicherung. Es besteht die
Gefahr, dass die Problemlagen, die beim Spitzenverband
existieren, sich fehlerhaft in die neue Bundestrégerstruk-
tur, die entstehen soll, hinein fortsetzen.

Sie haben dazu nichts gesagt. Der Bundesrechnungs-
hof hat die Ministerin aber geriigt. Deswegen will ich
das einmal ansprechen. Der Bundesrechnungshof hat er-
klart, das Ministerium habe seine Einflussmoglichkeiten
zur Kostenddmpfung nicht genutzt. Dazu haben wir von
Threr Seite kein Wort gehort. Der Bundesrechnungshof
hat in seinen Bemerkungen 2012, vor wenigen Tagen
vorgelegt, festgestellt, dass der Spitzenverband den Per-
sonalbedarf immer noch nicht sachgerecht etatisiert und
haushaltsrechtlich nicht ordentlich begriindet.

(Willi Brase [SPD]: Hort! Hort!)

Der Bundesrechnungshof kritisiert, dass Stellen und
Personalkosten im Spitzenverband explosionsartig um
30 Prozent nach oben gegangen sind. Er sagt: Die jéhrli-
chen Personalausgaben dieses Spitzenverbandes von
43 Millionen Euro sind haushaltsrechtlich nicht begriin-
det.
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(Zuruf von der SPD: Wer ist da versorgt
worden?)

Dieser Befund steht im krassen Gegensatz zu dem zu-
satzlichen Subventionsausbau von 50 Millionen Euro.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Deswegen sage ich Thnen: Verantwortliche Sozialpolitik
sieht anders aus, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD — Ulrich Kelber [SPD]:
Herr Schirmbeck hat die Verpackung des
Rechnungshofberichts nicht gedffnet!)

Zweitens. Als Verbraucherschutzministerin, Frau
Aigner, werden Sie in 2013 wahrscheinlich wiederum
ein ziemlicher Ausfall sein. Unsere seit langerer Zeit auf
dem Tisch liegenden Vorschldge, die Deutsche Stiftung
Verbraucherschutz nachhaltig aufzustellen, verursacher-
gerecht zu finanzieren und zu einer nachhaltigen Struk-
tur mit Marktwéichterfunktion auszubauen, haben Sie
zwar entgegengenommen. Sie wurden aber durch die
Koalition abgelehnt. Sie haben sie auch nicht aufgegrif-
fen. Von fritheren Ankiindigungen — urspriinglich kam
so etwas ja von lhnen — wollen Sie nichts mehr horen.
An dieser Stelle also: grole Worte, keine Taten. Das ist
die Bilanz.

(Beifall bei der SPD)

Bei der Stiftung Warentest — Kollege Haustein hat es
angesprochen — hinterlassen Sie ein echtes Fiasko, Frau
Aigner. Das Flaggschiff der deutschen Verbraucher-
schutzarbeit in Deutschland mit dem hochsten Ansehen
und dem hochsten Stellenwert im Bewusstsein der
Menschen ist in einer finanziellen Schieflage. Diese fi-
nanzielle Schieflage ist eine direkte Folge der schwarz-
gelben Kiirzungen aus den Jahren 2011 und 2012. Das
ist so.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Nachdem die Stiftung Warentest in 2011 nur noch
durch einen Bilanztrick schwarze Zahlen ausweisen
konnte, hat der Stiftungsvorstand, Herr Primus, vor kur-
zem fiir 2012 erklart, dass ein Minus von 1,35 Millionen
Euro in der Bilanz angekiindigt werden muss. Sie, Frau
Aigner, haben die Stiftung 2011 zu einer finanztechni-
schen Mogelpackung gezwungen. Das ist eigentlich eine
Rufschéddigung fiir die Stiftung, die an sich gerade gegen
so etwas Front machen soll. Sie haben sie dazu veran-
lasst, indem Sie dafiir gesorgt haben, dass 2011 gar kein
anderer Weg mehr bestand. 2012 haben Sie sie dann vol-
lig im Stich gelassen. Unter Verbraucherschutzgesichts-
punkten miisste das fiir die Verbraucherschutzministerin
eigentlich ein Riicktrittsgrund sein.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE  GRUNEN -
Widerspruch bei der CDU/CSU und der FDP)

Aber Sie werden das durch Offentlichkeitsarbeit ka-
schieren; da bin ich mir ganz sicher.

Apropos Offentlichkeitsarbeit: Ich habe den Ein-
druck, da brechen Sie alle Rekorde. Nach dem Einzel-
plan 10 werden die Ausgaben fiir Offentlichkeits- und
Fachinformationen 2013 mit 21,4 Millionen Euro einen
neuen Hochststand erreichen. 21,4 Millionen Euro!

(Dr. Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Ist ja
Wahlkampf?)

Das ist im Wahljahr 2013 20 Prozent mehr als im Jahr
davor, konkret: 3,5 Millionen Euro mehr. Ein Schelm,
wer Boses dabei denkt!

(Dr. Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Man
muss noch mehr ankiindigen! — Ulrich Kelber
[SPD]: Es miissen regional Schwerpunkte
gesetzt werden!)

Ubrigens hat das Bundesverfassungsgericht schon vor
vielen Jahren gesagt, dass das Anwachsen der Mittel fiir
Offentlichkeitsarbeit in Wahlkampfnihe unzuléssig ist.
Es hat gesagt, dass in Vorwahlzeiten — ich zitiere — ,,das
Gebot duBerster Zuriickhaltung® durch die Ministerien
zu beachten ist. Die Vorwahlzeit betrdgt im ndchsten
Jahr vielleicht maximal sechs Monate. Danach sind wir
schon unmittelbar in der Wahlkampfzeit. Und da erho-
hen Sie die Ausgaben fiir Offentlichkeitsarbeit im
Vergleich zu diesem Jahr um 20 Prozent. Das ist etwas,
was mit Sitte und Anstand eigentlich gar nichts mehr zu
tun hat.

(Beifall bei der SPD — Hans-Michael Goldmann
[FDP]: Langsam, langsam!)

Das grofite Versagen aber, Frau Ministerin Aigner, ist,
dass Sie ein massives Unvermogen — das hat die Haus-
haltsberatung bestdtigt — im Bereich von Innovation,
Forschung und Entwicklung in Threm Etat zu verbuchen
haben.

(Heinz-Peter Haustein [FDP]: Das stimmt
doch gar nicht!)

Die Vorschlige, die wir dazu gemacht haben — Kollege
Priesmeier hat sie im Zusammenhang mit den Bundes-
programmen angesprochen; sie stehen heute ebenfalls
zur Abstimmung —, haben Sie bisher abgelehnt, und die
Mittel, die in den Einzelpladnen fiir 2010, 2011 und 2012
veranschlagt worden sind, haben Sie nicht ausgeschopft.
Ich will diese Zahlen noch einmal nennen — sie sind von
Threm Haus mittlerweile bestétigt — 2010 17,8 Millio-
nen Euro Innovationsmittel nicht ausgeschdpft;
2011 32,1 Millionen Euro Innovationsmittel nicht aus-
geschopft. Nach der Kalkulation fiir 2012 — das haben
Sie noch nicht bestitigt; aber da bin ich mir ziemlich
sicher — 41 Millionen Euro nicht ausgeschopft.

(Ulrich Kelber [SPD]: Innovationsbremse!)

Das Finanzministerium hat jahrelang zusétzliche
Innovationsmittel in diesen Einzelplan gepumpt. Das
Einzige, was bei Thnen anwichst, sind die Ausgaben-
reste: In drei Jahren wurden 90 Millionen Euro fiir Inno-
vationen nicht ausgeschdpft. Das sind verlorene Per-
spektiven.

Frau Aigner, Sie konnen im nichsten Herbst nach
Bayern gehen. Die Bauern, die Landwirte, die im
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Umbruch stehen und die auf Innovationen setzen miissen
und Hilfe brauchen, konnen dem Umbruchdruck nicht
ausweichen, und sie werden dariiber noch ihr Urteil
fallen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Die Kollegin Dr. Christel Happach-Kasan hat jetzt
das Wort fiir die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Dr. Christel Happach-Kasan (FDP):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Heute Morgen in der Debatte um den Kanzlerhaushalt
hat ein Kanzlerkandidat der SPD hier gesagt: ,,Sagen Sie
einfach, was ist! Damit beginnt jede Politik.*

(Zurufe von Abgeordneten der SPD)

—Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD-
Fraktion, ich zitiere ihn. — Aber wer sagt hier, was ist?
Das hat zum Beispiel mein Kollege Haustein gesagt:
Deutschland ist schon.

(Harald Ebner [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
,,Glick auf!“, hat er auch gesagt!)

Das hat ebenfalls Herr Briiderle in der Haushaltsdebatte
gesagt. Die christlich-liberale Regierung hélt Kurs:
niedrigster Stand der Arbeitslosigkeit, mehr Geld fiir
Forschung und Bildung, die Entlastung der Kommunen.
Die Agrarpolitik der christlich-liberalen Koalition hat
daran ihren Anteil.

»dagen, was ist®, das heiit in Deutschland auch: Die
Bedeutung der Agrarwirtschaft ist deutlich gréfler, als
dies von den meisten Menschen eingeschétzt wird.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der
CDU/CSU)

5 Millionen Menschen finden Arbeit in der Land- und
Forstwirtschaft und in der Fischerei, in den vor- und
nachgelagerten Bereichen. Das heiflit, dass der gesell-
schaftliche Stellenwert von Landwirtschaft, von Ernih-
rungswirtschaft, von Forstwirtschaft, von Fischerei deut-
lich hoher ist, als dies gemeinhin angenommen wird.

Die Land- und Forstwirtschaft mit der Erndhrungs-
wirtschaft macht einen ausgesprochen guten Job. Sie
produziert sichere Lebensmittel. Sie produziert gesunde
Lebensmittel. Sie trégt dazu bei, dass wir in Deutschland
eine erhebliche Biodiversitdt haben, dass wir lebens-
werte landliche Rdume haben. Es lohnt sich, bei uns in
Deutschland Urlaub zu machen, und das liegt an den
guten landlichen Raumen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

»dagen, was ist, das heiBit auch: Deutschland ist
drittgroBBter Agrarexporteur. Volumen: 50 Milliarden
Euro. Das sichert in erheblichem Umfang Arbeitsplétze
in den landlichen Raumen. Das tragt zur Wertschopfung

in den landlichen Rdumen bei. Deswegen ist es gut, dass
wir nicht Agrarexportforderung betreiben, sondern dass
wir die Unternehmen in die Lage versetzen, ihre Chan-
cen auf den Exportmaérkten auch tatsédchlich zu nutzen.

Die FDP steht fiir eine unternehmerische, eine markt-
orientierte Landwirtschaft. Das heiflit, wir wollen Frei-
heit fiir die Landwirte, eigene Entscheidungen zu treffen.
Wir wollen ihnen verlédssliche Rahmenbedingungen
schaffen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Landwirte nutzen diese Chancen, indem sie nicht nur
in die klassische Landwirtschaft investieren, sondern
gleichzeitig in den Bereich der Energie durch Produktion
von Biomasse fiir die energetische und die rohstoffliche
Verwertung, in den Bereich des Tourismus, in den Be-
reich der Direktvermarktung investieren. Landwirte sind
kreativ. Diese Chancen wollen wir ihnen erhalten.

»dagen, was ist”, heilit auch: Wir haben in Europa,
eine anhaltende Wirtschafts- und Finanzkrise. Wer die-
ses ernst nimmt, muss auch sagen: Wir brauchen eine
Begrenzung des EU-Haushalts auf 1 Prozent des EU-
Bruttonationaleinkommens. Das ist eine richtige Politik,
und diese wird von der FDP getragen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU — Zuruf der Abg. Karin Binder
[DIE LINKE])

— Nicht zogerlich, sondern sehr konsequent.

(Zuruf des Abg. Alexander SiiBmair [DIE
LINKEY])

— Einfach einmal zuhoren!

Wir sind aber auch der Meinung, dass die dafiir not-
wendigen Einsparungen nicht allein vom Agrarhaushalt
zu leisten sind, sondern dass andere Haushalte mitma-
chen miissen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der
CDU/CSU)

Wir sind der Auffassung, dass wir eine Gemeinsame
Agrarpolitik der Européischen Union brauchen, die den
Landwirten Einkommensmdoglichkeiten schafft. Deswe-
gen sind wir der Auffassung, dass wir keine Kappung,
keine Degression wollen. Ich will ganz deutlich sagen:
Uns ist bewusst, dass wir in den neuen Bundeslidndern
groflere Betriebe haben. Diesen die Forderung zu erhal-
ten, gehort auch dazu, um die Lebensfahigkeit ldndlicher
Réume in den neuen Bundesldndern zu erhalten.

(Harald Ebner [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Genau! Das dachte ich mir!)

Wir wollen den Erhalt eines Sicherheitsnetzes, aber kei-
nen Ausbau der Intervention. Deswegen darf Greening
keine Flachenstilllegung sein. Wir brauchen die Flachen
zur Produktion.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Wir sind fiir die Abschaffung der Exporterstattung,
weil wir meinen, dass wir nicht mit dem Geld der Steu-
erzahler in Markte eingreifen wollen.
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»dagen, was ist”, heiflt aber auch, dass wir gerade im
Bereich der Tierhaltung einen erheblichen Forschungs-
bedarf haben. Deswegen gehen die Investitionen und die
neuen Priorititen in diesem Haushalt insbesondere in
Forschung und Entwicklung, insbesondere in die Erfor-
schung besserer Haltungsbedingungen fiir Nutztiere. Wir
haben es gemeinsam erlebt: Wir haben als Folge der
Globalisierung neue Krankheiten: Blauzungenvirus,
Schmallenberg-Virus. Darauf miissen wir reagieren. Wir
haben in den nordwestdeutschen Rdumen, in Schleswig-
Holstein und in Niedersachsen insbesondere, die soge-
nannte Faktorenerkrankung bei Rindern. Wir miissen er-
forschen: Was ist die Ursache? Wir miissen auerdem er-
forschen: Wie konnen wir Landwirte beraten, damit ihre
Tiere von dieser Krankheit nicht befallen werden?

Wir wollen eine Verbesserung der Tiergesundheit
durch Zucht, durch bessere tiergerechte Haltung. Ich
halte es fiir einen sinnvollen Ansatz, iiber ein Tierwohl-
Label die Verbraucherinnen und Verbraucher in die Ver-
antwortung fiir die Tierhaltung mit einzubeziehen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Griinen, im
Fordern an die Landwirte seid ihr immer gut. Aber ihr
verschweigt jedes Mal, dass hohere Standards in der
Tierhaltung Geld kosten, dass die Verbraucherinnen und
Verbraucher eine Mitverantwortung haben. Hohere Stan-
dards in der Tierhaltung miissen bezahlt werden. Deswe-
gen ist tierschutzgerechte Politik nur dann glaubhaft,
wenn gesagt wird, wer dafiir aufkommt.

(Harald Ebner [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Wertschitzung ist das Mittel!)

Es wird auch von den Verbraucherinnen und Verbrau-
chern zu bezahlen sein miissen. Wir wollen ein freiwilli-
ges Tierwohl-Label mit tierbasierten Tierschutzindikato-
ren — Indikatoren wie ,,Mortalitit, wie ,,Klauen- und
FuBballengesundheit“ — sowie eine Auswertung der
Schlachtergebnisse.

Die Landwirtschaft sagt: Wir kdnnen beides. Wir
konnen sowohl fiir die Erndhrung produzieren als auch
Biomasse fiir die energetische Verwertung erzeugen. Das
geht aber nur dann, wenn wir, wie ich gesagt habe, das
Greening nicht als Fldchenstilllegung auffassen. Das
geht nur dann, wenn wir die Empfehlung des Biodkono-
mierats unterstiitzen und ein Konzept einer nachhaltigen
Intensivierung der landwirtschaftlichen Produktion vo-
rantreiben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Linken, der
sogenannte Weltagrarbericht ist jetzt fiinf Jahre alt.

(Harald Ebner [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Was damals gut war, ist auch heute

gut!)
Er gehort in die Mottenkiste. Er hat sich nicht bewéhrt.

(Alexander SiiBmair [DIE LINKE]: Der muss
nur fortgeschrieben werden! Thnen gefallen die
Feststellungen nicht! Das ist das Problem!)

Die Forderung des britischen Regierungsreports The
Future of Food and Farming ist, glaube ich, wesentlich

aktueller und zukunftsgerichteter als das, was der soge-
nannte Weltagrarbericht festgeschrieben hat.

Wenn wir tatsichlich die Energiewende wollen — und
diese Bundesregierung ist angetreten, um eine Energie-
wende durchzufiihren —, dann miissen wir dafiir auch die
Rahmenbedingungen schaffen. Das bedeutet, den Lei-
tungsbau voranzubringen. Wenn wir den Leitungsbau
voranbringen wollen, dann miissen wir hierfiir die ent-
sprechenden Rahmenbedingungen schaffen. Das heifit,
es muss eine faire Entschddigung fiir diejenigen Grund-
eigentiimer geben, die davon betroffen sind, und zwar
nicht nur ein kleines Taschengeld, sondern eine Entscha-
digung entsprechend den Renditeerwartungen der Netz-
betreiber.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

AuBerdem brauchen wir eine Kompensationsverord-
nung, die es moglich macht, nicht nur landwirtschaftli-
che Fliache aus der Nutzung zu nehmen, sondern iiber
Geldausgleich Natur in Wert zu setzen. Eine solche Ver-
ordnung muss es moglich machen, Versiegelungen auf-
zuheben, um damit einen echten Mehrwert fiir die Natur
zu erhalten, statt nur landwirtschaftliche Flache aus der
Nutzung zu nehmen. In diesem Bereich miissen wir vor-
angehen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

2007 lag bereits das Gutachten des BMELV zum
Thema ,,KUP“, Kurzumtriebsplantagen, vor. Ich er-
warte, dass wir auf diesem Gebiet besser vorankommen.
In einigen Bundeslindern laufen Programme, die zum
Ziel haben, dass Griinland, das nicht mehr fir die Tier-
haltung genutzt wird, in KUP umgewandelt wird. Ich
glaube, das ist ein richtiger Weg. Auf diesem Weg soll-
ten wir vorangehen.

Vizeprasidentin Katrin Goéring-Eckardt:
Frau Kollegin, Ihre Redezeit war abgelaufen.

Dr. Christel Happach-Kasan (FDP):

Ich komme zum Schluss. — Gerade was Erndhrungssi-
cherheit angeht, haben wir in diesem Jahr eine schlechte
Erfahrung gemacht: Noroviren haben dazu beigetragen,
dass 11 000 Kinder und Jugendliche erkrankt sind. Im
vergangenen Jahr sind an Ehec durch Sprossen, die von
einem Biohof stammten, 53 Menschen gestorben.

Vizeprasidentin Katrin Goéring-Eckardt:
Frau Kollegin!

Dr. Christel Happach-Kasan (FDP):

Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Griinen,
wenn man Agrarpolitik und Erndhrungspolitik macht,
reicht es nicht, einfach gegen Gentechnik zu sein. Man
muss auch konkrete Projekte fiir die Zukunft unserer
Land- und Erndhrungswirtschaft in Deutschland haben.

(Zuruf vom BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:
Oh!)
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Das hat der ldndliche Raum verdient.
Danke schon fiir Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Das Wort fiir die Fraktion Die Linke hat die Kollegin
Karin Binder.

(Beifall bei der LINKEN)

Karin Binder (DIE LINKE):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Moderner Verbraucherschutz lebt auch von Glaubwiir-
digkeit und vom Vertrauen der Verbraucherinnen und
Verbraucher.

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es! Genau!)

Dazu gehort, dass Verbraucherinnen und Verbraucher
gehort und beteiligt werden, dass ihre Anregungen oder
ihre Kritik ernst genommen werden. Moderner Verbrau-
cherschutz soll wirken. Dazu gehort, Verbraucherinnen
und Verbraucher vor Téuschung und Irrefiihrung der Un-
ternehmen zu schiitzen — im Discounter ebenso wie in
der Bank oder im Internet.

(Beifall bei der LINKEN)

Moderner Verbraucherschutz bedarf aber einiger An-
strengungen mehr, als uns hier vom Aigner-Ministerium
serviert werden. Aus Zeitgriinden muss ich meine Be-
wertung und meine Kritik auf wenige Punkte beschrin-
ken.

Erstens. Das erfolgreiche Portal der Verbraucherzen-
tralen ,lebensmittelklarheit.de® ist das erste unabhin-
gige Medium, das Kritik und Haltung der Verbraucherin-
nen und Verbraucher aufnimmt und wiedergibt.

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Also!)

Hier kommen die Marketingtricks und Téuschungsma-
nover der Unternehmen ans Licht. Deshalb ist dieses
Portal den Angriffen und Anfeindungen der Lebensmit-
telindustrie und der Lebensmittellobby ausgesetzt.

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie sehen in allem
das Bose, was?)

Als Abgeordnete sollten wir uns schiitzend davor stellen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Dieses Portal muss ausgebaut, verstetigt und finanziell
gesichert werden. Dafiir miissten in diesem Haushalt
Mittel bereitgestellt werden.

(Gitta Connemann [CDU/CSU]: Dafiir miisste
ein Antrag vorliegen!)

Zweitens. Die Information der Verbraucherinnen und
Verbraucher im Erndhrungsbereich muss bereits bei den
kleinen Verbraucherinnen und Verbrauchern in Kinder-
gérten und Schulen ansetzen. 90 Prozent der hierzulande
angebotenen Schulverpflegung ist mangelhaft.

(Zuruf von der FDP: Das stimmt doch gar
nicht!)

Schlechte Qualitdt und kaum Abwechslung sorgen fiir
Ablehnung bei den Kindern und Jugendlichen.

(Dr. Christel Happach-Kasan [FDP]: Haben
Sie da mal gegessen?)

Die Vernetzungsstellen Schulverpflegung hétten hier
viel zu tun. Mehr Beratung und mehr Unterstiitzung der
Schultrager konnte das Angebot und die Akzeptanz we-
sentlich verbessern.

(Beifall bei der LINKEN)

Dazu miissten die Vernetzungsstellen ausgebaut und per-
sonell sowie materiell besser ausgestattet werden. Aber
das Aigner-Ministerium lésst die Forderung auslaufen.
Da kann einem der Appetit vergehen.

(Gitta Connemann [CDU/CSU]: Das ist
Quark!)

Vizeprasidentin Katrin Goéring-Eckardt:
Frau Kollegin, mdchten Sie die Zwischenfrage des
Kollegen Schweickert zulassen?

Karin Binder (DIE LINKE):
Gern.

Dr. Erik Schweickert (FDP):

Frau Kollegin Binder, vielen Dank fiir das Ermogli-
chen einer Zwischenfrage. — Sie haben gerade ausge-
fiihrt, dass es wichtig sei, das Portal weiterzufithren und
auszubauen. Stimmen Sie mit mir liberein, dass es die
Aufgabe der Politik ist, daflir zu sorgen, dass tatséchli-
che Missstinde zum Beispiel durch Anderungen auf
Vorschlag der Deutschen Lebensmittelbuch-Kommis-
sion beseitigt werden? Sollte nicht tatséchlich etwas pas-
sieren, anstatt auf Dauer nur ein Meckerportal zu haben?

Karin Binder (DIE LINKE):

Lieber Kollege Schweickert, da stimme ich voll und
ganz mit [hnen tiberein. Nur behaupte ich: In diesem Be-
reich wird immer kreativer fiir neue Produkte geworben.
Es werden immer mehr Produkte auf den Markt gewor-
fen. Das heift, es wird uns noch lange nicht der Stoff
ausgehen, um dieses Portal zu bestiicken. Bis wir Abge-
ordnete tatsdchlich die MaBinahmen ergriffen haben, die
ndtig sind, um einen langfristigen Schutz vor Tauschun-
gen aufzubauen, wird es dauern.

(Beifall bei der LINKEN — Hans-Michael
Goldmann [FDP]: Die Verbraucher konnen
doch alle lesen! Die konnen doch fragen!)

Mein dritter Punkt. Nach den Lebensmittelskandalen
und den Erkenntnissen der letzten Jahre

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Welche?)

sollte Lebensmittelsicherheit beim zustéindigen Ministe-
rium endlich in den Mittelpunkt der Arbeit riicken. Der
letzte Vorfall, bei dem mehr als 11 000 Kinder aufgrund
des Verzehrs tiefgekiihlter, verunreinigter Erdbeeren er-
krankten, machte die Versdumnisse nochmals deutlich.
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(Dr. Christel Happach-Kasan [FDP]: Das geht
nicht tiber Kontrolle! Das ist falsch!)

Die geforderte Neuaufstellung der staatlichen Le-
bensmittelkontrolle sucht man im Haushaltsplan vergeb-
lich; denn auch dazu miissten Frau Aigner und die Bun-
desregierung bereit sein, mehr Geld in die Hand zu
nehmen, fiir mehr Personal, fiir bessere und laufende
QualifizierungsmafBnahmen und fiir eine bessere Aus-
stattung.

(Beifall bei der LINKEN — Georg Schirmbeck
[CDU/CSU]: Gnidige Frau, 18 zusitzliche
Stellen! Das haben Sie gar nicht mitgekriegt,
oder?)

Viertens. Die Kiirzungspolitik der Bundesregierung in
unseren Sozialsystemen zwingt Menschen in die private
Vorsorge. Sie sollen selbst mit Verkdufern von Banken
und Versicherungen iiber ihre Alterssicherung und ihre
Pflege verhandeln. Die Verluste, die Verbraucherinnen
und Verbraucher durch schlechte Finanzberatung schon
hinnehmen mussten, gehen in die Milliarden Euro. Des-
halb hat die Linke einen Antrag auf Bereitstellung von
20 Millionen Euro fiir die Einrichtung eines Fi-
nanzwichters und eines Finanz-TUV gestellt. Der Fi-
nanzwiéchter soll bei den Verbraucherzentralen angesie-
delt werden. Der Finanz-TUV soll in einer neu zu
schaffenden Verbraucherschutzbehorde als Zulassungs-
stelle eingerichtet werden und alle neuen Produkte prii-
fen, bevor sie auf den Markt kommen. Nur so wird fi-
nanzieller Verbraucherschutz wirklich moglich und
werden schwarze Schafe aussortiert werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Nur so konnen undurchsichtige Finanzmirkte wirksam
kontrolliert werden. Aber auch dazu miisste Frau Aigner
bereit sein, die Anschubfinanzierung zu gewéhrleisten,
die iber Einnahmen aus Kartellstrafen refinanziert wer-
den konnte.

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Ja, ja, ge-
nau!)

Damit wiirden das Verursacherprinzip angewendet und
die Finanzbranche zur Kasse gebeten werden.

Mein filinfter und letzter Punkt. Viele Beschiftigte im
Aigner-Ministerium und in den nachgelagerten For-
schungseinrichtungen und Instituten leisten hervorra-
gende Arbeit.

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Bravo! —
Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: So ist das!
Da haben Sie recht!)

Aber fast 3 000 der Beschiftigten in diesen Einrichtun-
gen sitzen auf befristeten Stellen, und das ist fiir mich als
Gewerkschafterin und als MdB der Linken ein untragba-
rer Zustand.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir reden hier in diesem Hohen Hause oft genug iiber
gute Arbeit oder auch iiber alternsgerechte Arbeit. Als
Gewerkschafterin sage ich Thnen: Es ist nichts so schid-
lich fiir gute Arbeit und gute Leistung wie ein ungesi-
chertes Beschéftigungsverhéltnis. Wenn jemand sténdig

Angst vor dem Verlust des Arbeitsplatzes haben muss
oder dem Druck einer jahrelangen Probezeit ausgesetzt
ist, ist das alles andere als gesundheitsforderlich. Die ei-
gene Lebens- und Familienplanung werden durch diese
unsichere Beschiftigung massiv eingeschrénkt. Vor al-
lem junge Frauen haben dann rasch ein Problem: Wer-
den sie schwanger, sind sie ihren Job los.

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Frau Kollegin, kommen Sie zum Ende bitte.

Karin Binder (DIE LINKE):

Ja, gerne. — Angeblich setzen wir doch auf die hohe
Qualifikation gutausgebildeter junger Frauen. Deshalb
miisste sich die Bundesregierung als Vorbild und als
Vorreiter betitigen und existenzsichernde, gute Arbeit
schaffen.

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Frau Kollegin.

Karin Binder (DIE LINKE):

Alles andere ist nicht hinnehmbar. Wir werden uns
zusammen mit den Gewerkschaften dafiir einsetzen,
dass sich das dndert.

Ich bedanke mich fiir die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Nicole Maisch hat das Wort fiir Biindnis 90/Die Grii-
nen.

Nicole Maisch (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Der vorliegende Haushaltsentwurf zeigt vor allen
Dingen eines, nimlich wie konzept- und ambitionslos
die schwarz-gelbe Bundesregierung ins Wahljahr gehen
wird.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN —
Widerspruch bei Abgeordneten der CDU/
CSU)

Sicher, Sie stellen in einigen Bereichen mehr Mittel
ein, Sie kippen ein bisschen mehr Geld in bewdhrte
Strukturen — einiges davon wird sich sicher fiir hiibsche
PR-Aktionen eignen —, aber das verdeckt nicht, dass wir
es hier mit einer strategischen Leere sondergleichen zu
tun haben.

Sicher, nicht alles, was den Konsumenten nutzt, muss
viel Geld kosten.

(Beifall des Abg. Dr. Erik Schweickert [FDP])

Nehmen wir die Gesetze gegen unlautere Geschéftsprak-
tiken: Inkassobetrug, Telefonwerbung, Abmahnunwe-
sen. Diese gammeln allerdings bei der FDP in der
Schublade.

(Widerspruch des Abg. Dr. Erik Schweickert
[FDP])
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Die siamesischen Zwillinge aus CDU und FDP kdnnten
sich da doch einmal zusammentun

(Heiterkeit und Beifall beim BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

und diese Gesetzespakete aus der Versenkung holen. Wir
warten schon sehr lange darauf.

In den zentralen strategischen Feldern der Verbrau-
cherpolitik, wo durch Fehlentwicklungen auf den Mark-
ten hohe individuelle und volkswirtschaftliche Schiaden
verursacht werden, miissen Sie investieren, dort miissen
Sie die Mittel auch konzentrieren. Man kann nicht an der
einen Stelle 1 Million und an anderer Stelle 5 Millionen
ausgeben, sondern man muss sich finanziell auf be-
stimmte inhaltliche Schwerpunkte konzentrieren.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir schlagen Thnen zwei Schwerpunkte vor. Punkt
eins: die Verbesserung der Erndhrung von Kindern und
Jugendlichen. Punkt zwei: den finanziellen Verbraucher-
schutz. Wir haben diese Vorhaben — unsere Kollegin
Katja Dorner hat das mit Thnen im Haushaltsausschuss
verhandelt — auch mit Haushaltsantrigen unterlegt.

Ich beginne mit dem Thema Erndhrung. Ubergewicht
und Fehlerndhrung sind gesundheitspolitische Mega-
themen. Individuelles Leid und gesellschaftliche Folge-
kosten von erndhrungsbedingten Krankheiten zwingen
uns zum politischen Handeln. Wann kann man Ernéh-
rungskultur und Essverhalten am besten beeinflussen,
am besten zum Guten wenden? Das ist natiirlich im Kin-
der- und Jugendalter. Deshalb fordern wir ein
Erndhrungsprogramm, das die GieBkannenstruktur der
schwarz-gelben Erndhrungspolitik beendet und sinnvolle
Projekte in langfristige strukturelle Verbesserungen
iiberfiihrt.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Unser Problem ist: Wir haben viele nette Einzel-
projekte, die auch alle gut sind, aber nach zwei Jahren
sind sie vorbei. Das kann es auf Dauer nicht sein.

Wir wollen die Schulvernetzungsstellen zu Kompe-
tenzzentren Gemeinschaftsverpflegung ausbauen und
langfristig die Strukturen férdern. Frau Aigner, Sie kon-
nen doch nicht sagen: Wir lassen die Finanzierung auf-
bauen, mit der Schulverpflegung ist alles in Ordnung.
Dazu haben die Kollegen, die vor mir gesprochen haben,
schon einiges gesagt.

Wir wollen ein Bundesprogramm zur Umsetzung der
DGE-Standards in der Gemeinschaftsverpflegung.

Wir wollen den Umbau bestehender Forderpro-
gramme, zum Beispiel in der Absatzférderung. Sie soll
anwendbar werden fiir die regionale Gemeinschaftsver-
pflegung.

Der zweite Punkt, den ich strategisch sehr wichtig
finde, weil er so hohe individuelle, aber auch volkswirt-
schaftliche Kosten verursacht, ist das Thema finanzieller
Verbraucherschutz. Trotz unzéhliger Debatten hier im
Plenum hat sich in den vergangenen Jahren in diesem

Bereich wenig verdndert. Deshalb brauchen wir neben
einer verbraucherorientierten Finanzaufsicht dringend
die ergénzende sektorspezifische Verstirkung der Anle-
gerinteressen. Dass Sie der Stiftung Warentest 1,5 Mil-
lionen Euro zweckgebunden geben wollen, finden wir
nicht falsch. Die sollen sic bekommen. Aber das reicht
natiirlich nicht.

Daneben brauchen wir dringend den Aufbau eines
Marktwéchters, der als Ergdnzung zur staatlichen Auf-
sicht verbraucherorientierte Marktbeobachtung leisten,
Initiativrecht gegeniiber der BaFin haben und Instru-
mente der kollektiven Rechtsdurchsetzung wahrnehmen
soll. Ich weil3, das Thema Wiéchter ist bei Ihnen negativ
besetzt — Sie mogen das Wort nicht —, aber wenn Sie den
Marktwichter nicht wollen, dann erkldren Sie mir, wie
Sie die unbestritten notwendigen Aufgaben, zum Bei-
spiel verbraucherorientierte Marktbeobachtung, wahr-
nehmen wollen. Die Verbraucherzentralen leisten bereits
heute einen Teil dieser Aufgaben, aber es fehlen Thnen
sowohl die finanziellen Mittel als auch die rechtlichen
Voraussetzungen, um diese Funktion wirklich wahrzu-
nehmen.

Nicht nur der Haushaltsposten in diesem Bereich ist
mager, sondern auch die regulatorische Bilanz dieser
Regierung im Bereich finanzieller Verbraucherschutz.

(Widerspruch des Abg. Dr. Erik Schweickert
[FDP])

Wir fragen Sie: Wo bleibt der Verbraucherschutz als
Kernaufgabe der BaFin? Wo bleibt die Rechtsgrundlage
fiir versteckte Testkdufer? Die Schaffung einer Rechts-
grundlage fiir versteckte Testkdufer hat Frau Aigner wie-
derholt in Pressemeldungen angekiindigt, gekommen ist
sie leider nicht. Als wir das hier im Plenum gefordert
haben, waren Sie nicht bereit, es zu unterstiitzen. Wo
sind die verbesserten Rahmenbedingungen fiir Sammel-
klagen von geprellten Anlegern? Wo ist die Deckelung
fiir Dispozinsen? Wo ist das im Koalitionsvertrag ange-
kiindigte gleiche Schutzniveau iiber alle Produkte, iiber
alle Vertriebswege hinweg? Das ist ein Versprechen, das
Sie als FDP und Union im Koalitionsvertrag den Anle-
gerinnen und Anlegern gegeben haben. Sie haben es
nicht eingefiihrt.

(Widerspruch bei der FDP)

Frau Aigner, Sie haben den Griinen vorgeworfen, wir
hitten ein ,,Wiinsch dir was“ zusammengepackt und
keine Ahnung, wie wir es finanzieren sollen. Das stimmt
nicht. Wir haben Gegenvorschlidge gemacht.

(Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Dann nen-
nen Sie die mal! — Gitta Connemann [CDU/
CSU]J: Beispiele!)

Es ist klar, wir als Fachpolitiker wéren da vielleicht nicht
so pingelig gewesen; aber wir haben Haushaltspolitiker,
die uns im Nacken sitzen, und diese haben natiirlich
Gegenfinanzierungsvorschlige gemacht. Klar, Herr
Schirmbeck, Sie finden die vielleicht gut,

(Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Nennen Sie
einmal welche! — Gitta Connemann [CDU/
CSU]: Machen Sie mal!)
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aber wir sagen: Wir miissen die Agrarsubventionen aus-
laufen lassen, dann ist genug Geld fiir all das da, was ich
hier vorgeschlagen habe.

(Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Herzlichen
Gliickwunsch! — Gitta Connemann [CDU/
CSUJ: Nicht im Agrarhaushalt!)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Frau Kollegin, kommen Sie zum Ende.

Nicole Maisch (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Damit komme ich auch zum Ende. — Das sind ein paar
Sparvorschlidge, die Sie sich merken sollten. Dann wird
vielleicht aus Ihrer strukturellen Null irgendwann auch
eine richtige schwarze Null.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD — Zurufe des Abg. Hans-
Michael Goldmann [FDP])

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:

Mechthild Heil hat jetzt das Wort fiir die CDU/CSU-
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Mechthild Heil (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Wir sprechen heute in der Haushaltsdebatte
iiber unseren Einzelplan 10 und damit auch iiber die
Schwerpunkte unserer Verbraucherpolitik. Wir sprechen
dariiber, was wir machen, und auch dariiber, warum wir
die Positionen der Opposition ablehnen. In der Debatte
zur ersten Lesung wurde und in den téglichen Diskussio-
nen mit Thnen wird mir immer wieder sehr deutlich,
worin sich unsere Politik von der Thren unterscheidet.

(Dr. Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Das ist
uns auch bewusst!)

Grundlage unserer Verbraucherpolitik ist die Ent-
scheidungsfreiheit der Verbraucherinnen und Verbrau-
cher oder, wie unsere Bundeskanzlerin es heute Morgen
treffend formuliert hat: Wir trauen den Menschen in un-
serem Land etwas zu.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir wollen keine Welt, in der Verbraucher ihre Entschei-
dungen nach Farben der Néhrwert- oder der Hygieneam-
pel treffen: In dem griin markierten Restaurant darf ich
essen, weil es dort bei der letzten Kontrolle sauber war.

(Kerstin Tack [SPD]: Es ist jedem freigestellt!)

Die rot gekennzeichnete Butter soll ich stehen lassen,
weil sie zu viel Fett enthdlt, obwohl das eigentlich bei
Butter normal ist. Ich verstehe schon, dass die Opposi-
tion an solch einer Welt Spaf} hitte und sich in ihr
wohlfiihlen wiirde; denn zumindest dort wiirde Rot-Griin
dominieren. In der realen Welt ist das ndmlich nicht so.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP —
Lachen bei der SPD)

Die Welt lasst sich nicht so einfach in Rot und Griin
bzw. in Gut und Bose einteilen, also in Rot gleich
schlecht und Griin gleich gut. Lebensmittel sind nicht
einfach entweder gesund oder ungesund. Eine Bickerei
ist auch nicht einfach nur deshalb dreckig, weil dort ein
Protokoll nicht korrekt ausgefiillt wurde. Die Welt, vor
allem unsere Konsumlandschaft, ist komplexer als all
das. Sie verliert ihre Komplexitit auch nicht, indem man
sie auf drei Farben reduziert. Solche Markierungen sind
vielleicht in einer Tiefgarage hilfreich, damit man den
Ausgang findet, aber sicherlich gehdren sie nicht in ein
Lebensmittelregal.

(Kerstin Tack [SPD]: Frau Heil, bitte!)

Wir sprechen nédmlich von selbstbestimmten Men-
schen. Ich finde es unertrdglich und anmaBend, dass die
linke Seite dieses Hauses meint, man miisse den Men-
schen in Deutschland die Welt mundgerecht servieren,

(Kerstin Tack [SPD]: Sie wollen das doch,
nicht wir!)

weil sie komplexe Informationen sonst nicht verdauen
konnten. Wir bevormunden die Verbraucher nicht, und
wir werden sie auch nicht zu Sklaven eines Farbleit-
systems machen. Wir wollen nicht staatlich definieren,
was am besten fiir die Menschen ist, weil wir den Men-
schen etwas zutrauen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Diese unsere Grundhaltung gilt fiir alle Bereiche.
Deshalb gédngeln wir die Verbraucher nicht, sondern
schaffen Rahmenbedingungen, damit Verbraucher den
Produkten am Markt wieder vertrauen kdnnen.

(Alexander SiiBmair [DIE LINKE]: Getreu
dem Motto: Was ich nicht weifl, macht mich
nicht heil3!)

Wir haben kostenfreie Warteschleifen eingefiihrt, um
die Verbraucher vor Abzocke am Telefon zu schiitzen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Wir haben das verbindliche Bestatigungsfeld bei Ver-
tragsabschliissen im Internet, den sogenannten Button,
eingefiihrt.

(Beifall des Abg. Dr. Erik Schweickert
[FDP] — Ulrich Kelber [SPD]: Die Abmahnab-
zocke! — Hans-Michael Goldmann [FDP]:
Kelber ist da!)

Wir geben der BaFin, der Bundesanstalt fiir Finanz-
dienstleistungen, mehr Kompetenzen bei der Kontrolle
der Banken. Ich sage nur: Register fiir Anlageberater.

(Beifall des Abg. Dr. Erik Schweickert [FDP])

Auch das Portal lebensmittelklarheit.de 1duft unglaub-
lich gut, Frau Binder. Wir haben es eingefiihrt.

(Kerstin Tack [SPD]: Und schaffen es wieder
ab!)

Frau Binder, es liegt eben noch kein Antrag fiir eine
Fortsetzung dieses Programms vor, was nicht heif3t, dass
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wir es ablehnen. Aber wir kennen Sie so. Sie verdrehen
die Tatsachen und die Wahrheit immer so.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP —
Gitta Connemann [CDU/CSU]: Erst informie-
ren, dann sprechen! — Alexander Siimair
[DIE LINKE]: Nein! Wir haben einen Antrag
dazu gestellt, und Sie haben ihn abgelehnt!)

Neben den Verbesserungen der Rahmenbedingungen
stirken wir mit Informationen und Aufklérung die Posi-
tion der Verbraucher auf den Mérkten. Wenn es um In-
formation und Aufklarung geht, gilt — das wissen wir
alle —: Viel hilft nicht immer viel, im Gegenteil. Was wir
statt einer Informationsflut brauchen, sind verstidndliche
und zielgruppenspezifische Informationen. Wir brau-
chen Transparenz, damit die Verbraucher ohne Schwie-
rigkeiten vergleichen und optimal entscheiden konnen.
Deswegen haben wir das Verbraucherinformationsgesetz
novelliert.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Jetzt erhalten die Verbraucher Behdrdenauskiinfte zu
Produkten schneller, unbiirokratischer und sogar meist
kostenlos. Auflerdem haben wir die Produktinforma-
tionsblétter sowie die Protokollpflichten eingefiihrt und
damit fiir mehr Durchblick bei Finanzanlagen gesorgt.

(Kerstin Tack [SPD]: Nein, das hat die alte
Regierung schon gemacht!)

Die App ,,Zu gut fiir die Tonne!“, die seit gestern
online abrufbar ist, steht heute auf Platz eins. Auch das
ist eine Idee von uns. Das ist gute, zielgruppenspezifi-
sche Information.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Mit dem Markttransparenzgesetz geben wir den
Verbrauchern die Moglichkeit, ihre Marktmacht an den
Tankstellen tatséchlich zu nutzen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Aus einem Biirokratiemonster haben wir ein wirksames
Instrument gemacht, das den Autofahrern beim Sparen
hilft. Ab Mitte 2013 miissen die Tankstellen jede Ande-
rung ihrer Kraftstoffpreise in Echtzeit an eine Datenbank
beim Bundeskartellamt melden. Diese Daten werden den
Kunden iiber Internetportale, eine Handy-App oder
Navigationsgerite zur Verfiigung gestellt.

(Ulrich Kelber [SPD]: Hatten Sie nicht etwas
anderes angekiindigt, Frau Heil, dreimal in der
Zeitung?)

Das ist echte Preistransparenz. Jeder Autofahrer — auch
Sie — kann auf einen Blick die giinstigste Tankstelle in
seiner Umgebung oder auf seiner Strecke finden. So
konnen die Verbraucher mit ihrem Tankverhalten den
Wettbewerb ankurbeln und dadurch die Benzinpreise
beeinflussen.

(Ulrich Kelber [SPD]: Sie personlich haben
anderes angekiindigt! ,,Maulheldin® nennt man

das volkstiimlich! — Gegenrufe des Abg.
Georg Schirmbeck [CDU/CSU]!)

Die beste Nachricht ist: Unsere Verbraucherpolitik
wirkt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Die Lage und die Zufriedenheit der Verbraucher in
Deutschland haben sich in den vergangenen Jahren posi-
tiv entwickelt. Das Vertrauen der Biirger in die Mérkte
ist viel stirker ausgepréigt als das Misstrauen. Das ist
eine Bestitigung fiir die christlich-liberale Verbraucher-
politik.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP —
Hans-Michael Goldmann [FDP]: Das ist rich-
tig! Super!)

Die grofle Herausforderung fiir uns besteht nun darin,
die Verbraucherpolitik an die gesellschaftlichen Verin-
derungen anzupassen. Eine der grofiten gesellschaftli-
chen Herausforderungen ist der demografische Wandel.
Auch deshalb wurde der Titel ,,Verbraucherinformation*
mit zusétzlichen 5 Millionen Euro ausgestattet. Ziel ist
es unter anderem, dlteren Menschen Hilfe bei der Suche
nach einem geeigneten ambulanten Pflegedienst zu
geben.

Die Stiftung Warentest bzw. deren Zeitschrift Finanz-
test soll mit zusdtzlich 2 Millionen Euro ausgestattet
werden. Dieses Geld wird die Stiftung nutzen, um
Finanzdienstleistungen zu priifen, zu bewerten und ihr
Informationsangebot auszubauen. Damit haben wir ein
weiteres wirksames Instrument zur Uberwachung des
Finanzmarktes neben der BaFin und der Verbraucher-
zentrale Bundesverband eingefiihrt. Wir sind in diesem
Bereich sehr gut aufgestellt. Wir wollen keine Doppel-
struktur durch die Einrichtung eines Finanzmarktwéch-
ters schaffen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP — Kerstin Tack [SPD]: Dass Sie das
immer noch nicht verstanden haben!)

Bessere und gut aufbereitete Informationen fithren zu
besseren Entscheidungen. Das wollen wir fordern.

Verbraucherpolitik ist aber nie fertig. Die Arbeit ist
nie ganz getan. Fortwihrend kommen neue Produkte auf
den Markt, vom einfachen Lebensmittel bis zum kom-
plexen Finanzprodukt. Die Gesellschaft dndert sich stén-
dig, und damit dndern sich natiirlich auch die Bediirf-
nisse der Verbraucherinnen und Verbraucher und
schlussendlich auch die Verbraucherpolitik. Wir erken-
nen diese Verdnderungen friihzeitig und gestalten sie mit
den Verbraucherinnen und Verbrauchern gemeinsam.

Die Verbraucherpolitik der christlich-liberalen Koali-
tion ist hervorragend aufgestellt. Wir machen erfolgrei-
che Verbraucherpolitik. Das wissen die Menschen im
Land. Das spiegelt sich auch in dem heute vorliegenden
Haushaltentwurf wider. Ich lade Sie also ein: Stimmen
Sie zu, dann werden Sie Teil unserer Erfolgsgeschichte!

Vielen Dank.
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Mechthild Heil
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Kerstin Tack hat jetzt das Wort fiir die Fraktion der
SPD.

(Beifall bei der SPD)

Kerstin Tack (SPD):

Frau Ministerin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sagen, was ist, das mochten wir auch. Wir sind in der
Verbraucherpolitik mindestens mangelhaft, wenn nicht
ungeniigend aufgestellt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN - Wi-
derspruch bei der CDU/CSU und der FDP)

— Schon, dass Sie noch aufgewacht sind. Das ist ja ein
erster Anfang.

Wenn ich sage, wir in Deutschland sind in der Ver-
braucherpolitik mindestens mangelhaft, wenn nicht un-
geniigend aufgestellt, dann meine ich beispielsweise den
Anlegerschutz.

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Das ist doch
Schwachsinn! Das ist doch dummes Zeug, was
Sie da reden! Welches andere Land ist so gut
aufgestellt? War es in Didnemark oder in Eng-
land besser?)

— Regen Sie sich nicht auf! Jetzt rede ich. Sie sind heute
nicht dran. Zumindest haben Sie keine Redezeit bekom-
men.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Frau Aigner, was Sie zu den Dispozinsen vorgelegt
haben, ist nicht genug fiir eine Ministerin, die noch im
Frithjahr der Meinung war, sie miisste die Verbrauche-
rinnen und Verbraucher an dieser Stelle schiitzen. Das
reicht nicht.

Beim Thema Honorarberatung hat Ihnen Ihre eigene
Koalition die Zustindigkeit entzogen. Das ist ein Affront
gegeniiber der eigenen Ministerin. Das haben wir inte-
ressiert zur Kenntnis genommen.

(Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Woher ha-
ben Sie Thre Weisheit eigentlich?)

Die Vorlage, die von Herrn Schiuble kommt, ist auch
ungeniigend. Dieses Verfahren ist leider einer Verbrau-
cherministerin in Deutschland nicht wiirdig, und in der
Vorlage ist nichts enthalten, was die Anleger und Ver-
braucher schiitzen wiirde.

(Beifall bei der SPD)

Statt Vorschldge fiir ein modernes Datenschutzrecht
vorzulegen, haben Sie es vorgezogen, ausschlieSlich
personliche Konsequenzen zu ziehen. Das ist einer
Ministerin, die fiir den Schutz von Verbraucherinnen und
Verbrauchern auch in der digitalen Welt zustindig ist,
unwiirdig.

(Beifall bei der SPD)

Die Idee einer Stiftung Datenschutz ist gleich ganz ge-
scheitert.

Die Stiftung Finanzdienstleistung ist eine Mogelpa-
ckung. Jetzt geben Sie der Stiftung Warentest zuriick,
was Sie ihr vorher genommen haben.

(Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Das ist doch
Quatsch!)

Die Hygieneampel an Restauranttiiren, Frau Heil, ist
keine Idee der Opposition, sondern geltende Beschluss-
lage aller Verbraucherminister in Deutschland, auch der
der Union. Mit dem, was Sie hier machen, erweisen Sie
den Verbraucherministerinnen und -ministern einen Bi-
rendienst. Wenn die Hygieneampel an Restauranttiiren
auf Rot steht, dann bedeutet das nicht, dass man nicht hi-
neingehen darf. Vielmehr hat man Wahlfreiheit und kann
trotzdem die entsprechende Lokalitdt aufsuchen. Es ist
sehr arm, Frau Ministerin, dass Sie diese Idee nicht auf-
greifen.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ahnlich verhilt es sich mit der Plattform ,,lebensmit-
telklarheit.de®. Weil sie noch nie das Kind der Koalition
war, ist verstandlich, warum im Moment so sehr dariiber
diskutiert wird, wie man am besten einstampfen kann,
was man sowieso noch nie wollte. Seien Sie doch ehrlich
und sagen Sie, dass Sie das nicht wollen, anstatt zu be-
haupten, dass das Ganze nicht funktioniert.

(Zuruf von der CDU/CSU: Falsch!)

In Bayern ist Frau Aigner zwar ganz klar fiir gentech-
nikfreie Regionen, in Briissel aber stimmt sie allem zu,
was der Zulassung von GVO dient. Auch das ist einer
Verbraucherministerin, die den Verbraucherwillen in
Deutschland im Blick haben sollte, nicht wiirdig.

(Beifall bei der SPD)

Im Gesundheitsbereich gibt es Frau Aigner nicht. Sie
kommt schlicht und ergreifend nicht vor, obwohl auch
hier Verbraucherpolitik betrieben werden muss. Die Pa-
tientinnen und Patienten sind bei ihr nicht gut aufgeho-
ben.

Die Inkassounternehmen konnen weiterhin irrwitzige
Abmahngebiihren verlangen, weil die Koalition seit
Friihjahr dieses Jahres nicht in der Lage ist, ein Anti-Ab-
zocke-Gesetz auf den Weg zu bringen. Sie nimmt damit
in Kauf, dass Millionen Verbraucherinnen und Verbrau-
cher weiterhin téglich mit Abmahngebiihren hochgradig
belastet werden. Wir halten das fiir einen Skandal. Ich
finde, auch eine deutsche Verbraucherministerin muss
dies skandalisieren, selbst wenn es Schwierigkeiten mit
der eigenen Koalition gibt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Nun sollen 25 Millionen Euro mehr zur Information
der Verbraucher ausgegeben werden. Frau Heil sagt
gleichzeitig, man wolle keine Informationsflut. Es er-
schliefit sich nicht wirklich, wie das zusammenpasst.
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Mehr Information schadet zwar nicht, aber es muss doch
auch klar sein, was man damit will.

Wir wollen den Ausbau von Forschung. Wir wollen,
dass man sich mit der Effektivitét all unserer politischen
Entscheidungen fiir die Verbraucherpolitik auseinander-
setzt. Wir wollen, dass klar ist, welche Instrumente zum
Ziel fihren. Wir wollen, dass durch qualifizierte For-
schung bessere finanzielle Anreize gegen bessere Kon-
trollen abgewogen werden. Wir wollen, dass klar ist, ob
Produktinformationen versténdlich sind oder nicht. Dazu
brauchen wir entsprechende Bedingungen und vor allen
Dingen Forschungsvorhaben, die uns das dokumentie-
ren.

Last, but not least: Ja, wir wollen einen Marktwiéchter.
Wir wollen ihn starkmachen. Wir wollen ihn nicht ir-
gendwie. Ich denke, dass wir da nicht weit auseinander-
liegen; denn wir haben die Einfiihrung dieses Markt-
wichters in der Groflen Koalition 2008 gemeinsam
beschlossen. Sie wollen das nicht wahrhaben, aber es ist
nun einmal so. Wir wollen ihn, weil nach unserer An-
sicht die Verbraucherinnen und Verbraucher ein Recht
darauf haben, dass ihre Interessenvertretung bei einem
sehr starken Markt ein Gewicht bekommt. Deshalb wol-
len wir neben dem Finanzmarktwéchter auch einen
Marktwichter fiir Gesundheit, fiir digitale Welt und fiir
Energie. Denn wir glauben, dass dies Bereiche sind, in
denen starke Verbraucherstimmen, und zwar kollektiv,
gegeniiber einer starken Anbieterseite von Nutzen sein
konnen. Wir wollen damit der Aufsicht die Chance ge-
ben, effektiv tdtig zu werden, indem sie gezielten Hin-
weisen, die sie durch das System der Marktwéchter er-
halten, nachgehen konnen.

Wir glauben, dass das allemal sinnvoll eingesetztes
Geld fiir gelingende und gute Verbraucherpolitik in
Deutschland ist. Wir stellen unsere Vorschldge heute zur
Abstimmung und freuen uns auf Thre Unterstiitzung.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:

Der Kollege Franz-Josef Holzenkamp hat jetzt das
Wort fiir die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Franz-Josef Holzenkamp (CDU/CSU):
Frau Présidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen!

(Ulrich Kelber [SPD]: Fiir wen sprechen Sie?)

Bei aller Kritik von der Opposition — das gehort in der
Haushaltswoche dazu — bleibt es dabei: Wir haben im
Kern einen richtig guten Haushalt vorgelegt. Ich mdchte
den Haushiltern fiir unseren Einzelplan, Herrn
Schirmbeck und auch Herrn Haustein, und auch dem
BMELV mit Ilse Aigner an der Spitze ein herzliches
Dankeschon sagen. Dieser Haushalt steht fiir Verldss-
lichkeit und Perspektive. In diesem bescheidenden
Haushalt leisten wir einen Beitrag — auch wenn er iiber-

sichtlich ist — fiir die Konsolidierung. Gleichzeitig haben
wir bei wirklich knappem Budget — das ist unstreitig; das
wissen wir alle hier — zukunftsweisende Schwerpunkte
gesetzt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Was macht die Opposition? Ich unterstreiche das, was
Ilse Aigner gesagt hat: Bei der Opposition geht es nach
dem Motto ,,Wiinsch dir was®. Bundesprogramme sollen
finanziert und Fachgremien eingerichtet werden. Die
SPD will erforschen lassen, wie lange technische Gerite
leben. Das kann man machen, aber damit muss der
Haushalt doch wirklich nicht belastet werden. Wir als
Koalition sagen dazu Nein.

(Beifall der Abg. Gitta Connemann [CDU/
CSuU))

Wenn die Opposition mal mit Sparvorschligen
kommt, dann geht es gleich ums Ganze: Griine und
Linke fordern — der Punkt wurde mehrfach angespro-
chen —, die Exportforderung auf Null zu setzen. Ich habe
schon haufiger daran erinnert: Welthandel ist Vorausset-
zung fiir Welterndhrung.

(Zurufe von der SPD: Oh!)

Es geht nicht um Billigexporte. Wir sind fiir eine Ab-
schaffung von Exporterstattungen. Ich unterstreiche das
noch einmal ausdriicklich.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Aber wir sind fiir Wertschopfung im lédndlichen Raum
durch kleine und mittelstdndische Unternehmen; um
diese geht es ndmlich. Es geht um Arbeitsplitze im 14nd-
lichen Raum. Die Grofien helfen sich sowieso selber.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Aber das ist ja bei lhnen Programm: Gegen die Gro-
Ben wettern und die Kleinen treffen.

(Alexander SiiBmair [DIE LINKE]: Die Klei-
nen werden reihenweise in Bayern von Threr
Sparpolitik getroffen!)

Einmal abgesehen von den inhaltlichen Irrungen und
Wirrungen in Thren Antridgen: Was kostet denn dieses
Wunschkonzert? Die SPD bewegt sich mit ihren Weih-
nachtswiinschen in einem Bereich um 50 Millionen
Euro. Ich muss loben, dass dies gegenfinanziert ist. Aber
wo? Die Zuschiisse bei der landwirtschaftlichen Unfall-
versicherung sollen um 50 Millionen Euro abgesenkt
werden. Meine Damen und Herren, die landwirtschaftli-
chen Familien sollen die Wiinsche der SPD f{iber Bei-
tragssatzerhohungen bei der Unfallversicherung bezah-
len!

(Gitta Connemann [CDU/CSU]: Unglaub-
lich!)

Es ist fiir sie schon schwer genug, mit der alten Last des
Strukturwandels fertigzuwerden. Mit uns ist das nicht zu
machen. Wir finden das sogar schébig. Das zeigt Ihr ge-
ringes Interesse an der deutschen Landwirtschaft, meine
Damen und Herren von der SPD.
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Franz-Josef Holzenkamp

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Es geht weiter — diesmal ohne Gegenfinanzierung;
Frau Aigner hat das angerissen — Die Griinen wollen
Mehrausgaben von 35 Millionen Euro,

(Harald Ebner [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Aber gegenfinanziert!)

die Linken — beim Geldausgeben sind Sie ja unangefoch-
ten Spitze —

(Widerspruch bei der LINKEN)

Mehrausgaben von 72 Millionen Euro. Wer bezahlt das?
Das bezahlt der Steuerzahler. Das sind die Verbrauche-
rinnen und Verbraucher. Deshalb haben wir Thre Antrige
aus Uberzeugung abgelehnt. Das ist Verbraucherschutz.
Verbraucherschutz bedeutet auch Entlastung der Men-
schen, meine Damen und Herren. Das sollte man irgend-
wann einmal begreifen!

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — Zu-
rufe der Abg. Dr. Kirsten Tackmann [DIE
LINKE])

Da wir gerade beim Verbraucherschutz sind:

(Alexander SiiBmair [DIE LINKE]: Na los!
Noch lauter!)

Schauen Sie sich das Gutachten von Prognos, das schon
zitiert wurde, an — ein glinzendes Zeugnis fiir die christ-
lich-liberale Koalition.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP — Zurufe von der SPD: Oh!)

Wir ruhen uns aber nicht aus. Wir erhohen die Mittel und
setzen sie effizient und effektiv ein.

(Alexander SiiBmair [DIE LINKE]: Hauptsa-
che, das Betreuungsgeld ist gegenfinanziert! —
Zuruf von der SPD: Oberlehrerhaft! Furcht-
bar!)

Frau Tack, Sie haben die Kennzeichnung durch Am-
pel und Smileys angesprochen. Sie haben mit Threr Aus-
sage zur Position der Verbraucherschutzminister und
—ministerinnen der Lénder in Deutschland recht. Aber
der Vollstdndigkeit halber miissen Sie dazusagen: Alle
Wirtschaftsminister sind dagegen, auch die von der SPD.
Sie miissen sich einmal entscheiden. So einig sind Sie
sich ndmlich nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Noch einmal zur Agrarsozialpolitik, meine Damen
und Herren. Die deutschen Bauern, die Bauernfamilien
in Deutschland, konnen sich bei der Sozialversicherung
auf uns als christlich-liberale Koalition verlassen. Alle
sind uns wichtig.

(Zuruf der Abg. Birbel Hohn [BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN] - Dr Erik Schweickert
[FDP]: Oh! Frau Hohn ist ja auch da!)

Deshalb unterstiitzen wir auch gern den Umbau unserer
Sozialversicherung hin zu einem Bundestriger, verteilt

iiber drei Jahre, mit 150 Millionen Euro, damit das Tra-
gen der alten Last vertriglich bleibt.

Meine Damen und Herren, wir wollen Innovation und
Forschung. Die Herausforderungen — ich glaube, da sind
wir uns alle einig — sind gewaltig. Wir miissen 2050 fast
doppelt so viele Lebensmittel erzeugen wie heute. Bis
dahin sind es nur noch knapp vierzig Jahre. Das geht nur
mit einer modernen und zukunftsorientierten Landwirt-
schaft — die EuroTier hat das iibrigens in besonderer
Form deutlich gemacht —,

(Beifall des Abg. Hans-Michael Goldmann
[FDP])

in Deutschland, in Europa, aber gerade auch in den
Schwellen- und Entwicklungslédndern.

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Und in Ol-
denburg!)

Dafiir braucht es mehr Forschung und mehr Innovation.
Deshalb haben wir diese Mittel um 27 Millionen Euro
erhoht,

(Gitta Connemann [CDU/CSU]: Immerhin!)
auf insgesamt 0,5 Milliarden Euro.

Da sonst immer so viel gemeckert wird, will ich an
dieser Stelle endlich einmal den vielen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern dieser Institute — Schorse Schirmbeck
hat darauf hingewiesen — ein Dankeschon fiir ihre her-
vorragende Leistung und die hervorragende Arbeit, die
sie leisten, sagen.

(Alexander SiiBmair [DIE LINKE]: Fiir die
befristeten Stellen!)

Auch im Jahr 2012 ist bisher eine ganze Menge auf sie
zugekommen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ich will auf das Modell- und Demonstrationsvorha-
ben hinweisen. Hier stellen wir fiir den Tierschutz
21 Millionen Euro zusétzlich bereit. Meine Damen und
Herren, Sie haben viele Wiinsche zum Thema Tierschutz
gedulert. Wir unterlegen ihn mit konkreten Haushalts-
mitteln. Das ist auch nicht neu. Wir tun namlich bereits
etwas. Es gibt schon solche Versuche, beispielsweise in
meinem Heimatbundesland Niedersachsen; ich kann Th-
nen entsprechende landwirtschaftliche Betriebe nennen.
Wir wollen den Tierschutz praktikabel und letztendlich
bezahlbar gestalten.

(Zurufe von der SPD)

Wenn Sie so einfach sagen: ,,Von heute auf morgen
soll mit der betdubungslosen Ferkelkastration Schluss
sein; wir wollen sie verbieten®, dann frage ich Sie: Was
fiir Folgen hat das eigentlich, gerade fiir die kleinen
landwirtschaftlichen Betriebe?

(Harald Ebner [BUNDNIS 90/DIE  GRU-
NEN]: Immer die Hailfte wegzulassen, ist
ziemlich billig! — Zurufe des Abg. Alexander
SiiBmair [DIE LINKE])
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Sie befeuern den Strukturwandel in einer Art und Weise,
die vollkommen unangemessen ist.

(Alexander SiiBmair [DIE LINKE]: Der Ein-
zelhandel muss es zahlen! Darum geht es
doch!)

Wissen Sie eigentlich, was Sie den Bauernfamilien an-
tun? Thnen ist das offensichtlich egal. Uns als christlich-
liberaler Koalition ist das aber nicht egal, meine Damen
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP —
Gitta Connemann [CDU/CSU]: Genau! Wir
sind die Guten! — Georg Schirmbeck [CDU/
CSU]: Wollen wir nicht mal den Parlaments-
arzt kommen lassen? Der SiiBmair rastet ja
gleich aus!)

Im Ubrigen sage ich an die Adresse der SPD: Wenn
ihr bei diesem Thema sagt: ,,Sofort verbieten!*, gleich-
zeitig aber einen Anderungsantrag zum Haushalt ein-
bringt, in dem ihr mehr Forschung zu diesem Bereich
fordert, ist uns nicht ganz klar, was ihr wirklich wollt. Thr
miisst euch einmal entscheiden.

(Harald Ebner [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Wer hat es gemacht? Wir haben es ge-
macht!)

Noch einige Ausfithrungen zum Thema Verlogenheit.

(Zurufe von der SPD, der LINKEN und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Es vergeht kein Tag, an dem wir uns nicht von den Grii-
nen anhdren miissen, wie schlimm dieser Export ist und
dass man den Menschen vor Ort helfen miisse. Bei Letz-
terem sind wir einer Meinung. Das ist uns tatséchlich
wichtig. Deshalb haben wir die Mittel fiir die Bilaterale
Technische Zusammenarbeit um 2 Millionen Euro auf-
gestockt.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen von den Griinen,
Sie haben vorgeschlagen, das wieder zuriickzunehmen
und davon eine Kampagne gegen Gentechnik zu ma-
chen.

(Nicole Maisch [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Nein! — Georg Schirmbeck [CDU/
CSU]J: Ist ja unglaublich! — Harald Ebner
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Das ist Frau
Aigners Kampagne gegen Gentechnik!)

Das steht so in Threm Antrag. Das ginge auf Kosten der
Armen. Das ist nicht zu verantworten; das kann nicht
sein.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP — Harald Ebner [BUNDNIS 90/DIE
GRUNENT: Das ist die Zusammenarbeit zwi-
schen DBV und Russland!)

Ich komme abschliefend zum Thema ,,Gemeinsame
Agrarpolitik. In dieser Woche finden Verhandlungen
iiber den mehrjahrigen Finanzrahmen statt. Meine Da-
men und Herren, eines wiinsche ich mir von uns allen:
Lasst uns die Diskussion nicht nur auf Umverteilung re-

duzieren! Verfolgen wir doch gemeinsam deutsche Inte-
ressen!

(Katja Dérner [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Thre eigenen!)

Wir wiirden unseren Bauern etwas Gutes tun.

Wir haben einen Superhaushalt entwickelt, einen
Haushalt mit Perspektive fiir Verbraucherschutz, fiir die
Landwirtschaft. Wenn Sie ehrlich sind, kénnen Sie ithm
nur zustimmen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP -
Harald Ebner [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Das war die Interessenvertretung!)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Damit schliee ich die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung iiber den Einzel-
plan 10 — Bundesministerium fiir Erndhrung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz — in der Ausschussfas-
sung.

Sie haben vier Anderungsantrige der Fraktion der
SPD vorliegen, iiber die wir zuerst abstimmen.

Anderungsantrag auf Drucksache 17/11533. Wer
stimmt dafiir? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? —
Der Anderungsantrag ist abgelehnt bei Zustimmung
durch SPD und Linke. CDU/CSU und FDP waren dage-
gen. Biindnis 90/Die Griinen haben sich enthalten.

Anderungsantrag auf Drucksache 17/11534. Wer
stimmt dafiir? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? —
Der Anderungsantrag ist ebenfalls abgelehnt bei Zustim-
mung durch die einbringende Fraktion. Linke und Biind-
nis 90/Die Griinen haben sich enthalten. Die Koalitions-
fraktionen waren dagegen.

Anderungsantrag auf Drucksache 17/11535. Wer
stimmt dafiir? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? —
Der Anderungsantrag ist wiederum abgelehnt bei Zu-
stimmung durch SPD und Linke. Biindnis 90/Die Grii-
nen haben sich enthalten. Die Koalitionsfraktionen wa-
ren dagegen.

Anderungsantrag auf Drucksache 17/11536. Wer
stimmt dafiir? — Wer stimmt dagegen? — Wer enthélt
sich? — Der Anderungsantrag ist abgelehnt bei Ableh-
nung durch CDU/CSU, FDP und Biindnis 90/Die Grii-
nen. SPD und Linke waren dafiir.

Weiterhin liegt uns ein Anderungsantrag der Fraktion
Die Linke auf Drucksache 17/11537 vor. Wer stimmt da-
fiir? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Der An-
derungsantrag ist abgelehnt bei Zustimmung durch die
Fraktion Die Linke. Die Koalitionsfraktionen waren da-
gegen. SPD und Biindnis 90/Die Griinen haben sich ent-
halten.

Jetzt kommen wir zur Abstimmung iiber den Einzel-
plan 10 in der Ausschussfassung. Wer stimmt fiir den
Einzelplan 10 in der Ausschussfassung? — Wer stimmt
dagegen? — Enthaltungen? — Damit ist der Einzelplan in
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Vizeprisidentin Katrin Goring-Eckardt

der Ausschussfassung angenommen bei Zustimmung
durch die Koalitionsfraktionen. Die Oppositionsfraktio-
nen waren dagegen.

Damit sind wir am Ende unserer heutigen Tagesord-
nung. Ich berufe die ndchste Sitzung des Deutschen

Bundestages auf morgen, Donnerstag, den 22. Novem-
ber 2012, 9 Uhr, ein.

Genieflen Sie den restlichen Abend und die gewonne-
nen Einsichten. Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 22.33 Uhr)
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Anlage 1
Liste der entschuldigten Abgeordneten

entschuldigt bis

Abgeordnete(r) einschlieBlich
van Aken, Jan DIE LINKE 21.11.2012
Dittrich, Heidrun DIE LINKE 21.11.2012
Fischer (Géttingen), CDU/CSU 21.11.2012
Hartwig
Dr. Friedrich, Hans- CDU/CSU 21.11.2012
Peter
Goldmann, Hans- FDP 21.11.2012
Michael
Granold, Ute CDU/CSU 21.11.2012
Groth, Annette DIE LINKE 21.11.2012
Heinen-Esser, Ursula CDU/CSU 21.11.2012
Hinsken, Ernst CDU/CSU 21.11.2012
Hintze, Peter CDU/CSU 21.11.2012
Krumwiede, Agnes BUNDNI_S 90/ 21.11.2012
DIE GRUNEN
Kuhn, Fritz BUNDNIS 90/ 21.11.2012
DIE GRUNEN
Merkel (Berlin), SPD 21.11.2012
Petra
Moller, Kornelia DIE LINKE 21.11.2012
Nahles, Andrea SPD 21.11.2012
Nink, Manfred SPD 21.11.2012
Dr. Ott, Hermann E. BUNDNIS 90/ 21.11.2012
DIE GRUNEN
Dr. Ratjen-Damerau, FDP 21.11.2012
Christiane
Rawert, Mechthild SPD 21.11.2012
Dr. Sitte, Petra DIE LINKE 21.11.2012
Dr. Wadephul, Johann ~ CDU/CSU 21.11.2012
David
Wellenreuther, Ingo CDU/CSU 21.11.2012

Anlagen zum Stenografischen Bericht

Anlage 2
Erklirungen nach § 31 GO

zur namentlichen Abstimmung iiber den Ande-
rungsantrag zum Entwurf eines Gesetzes iiber
die Feststellung des Bundeshaushaltsplans fiir
das Haushaltsjahr 2013 (Haushaltsgesetz 2013) —
hier: Einzelplan 23 (Geschiiftsbereich des Bun-
desministeriums fiir wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung) (Tagesordnungs-
punkt 1.12)

Helga Daub (FDP): Diese Bundesregierung hat ei-
nen groBartigen Erfolg erzielt: Aufgrund der von Bun-
desminister Dirk Niebel durchgesetzten strengeren Men-
schenrechtskriterien wird die Europdische Kommission
weniger Geld fiir die allgemeine Budgethilfe ausgeben.
Dadurch koénnen Entwicklungsgelder auch auf européi-
scher Ebene effektiver eingesetzt und der Achtung der
Menschenrechte weltweit grofleres Gewicht verliehen
werden. Die Bundesregierung hat mit ihren Vorschldgen
zum Einzelplan 23 deutlich gemacht, dass die nicht fiir
die EU benétigten finanziellen Mittel weiterhin den
Menschen in unseren Partnerlandern zugutekommen und
im Etat des Bundesministeriums fiir wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung verbleiben sollten.

Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages
hat sich — auch mit den Stimmen von Biindnis 90/Die
Griinen — entschieden, andere Prioritdten zu setzen und
die frei gewordenen Mittel dem Bundeshaushalt zuzufiih-
ren. Ich respektiere diese zugunsten der Konsolidierung
des Bundeshaushaltes getroffene Abwéagungsentschei-
dung. Zugleich stelle ich jedoch fest, dass Deutschland
dem selbst gesteckten Anspruch einer kontinuierlichen
Steigerung der finanziellen Mittel fiir die Entwicklungs-
zusammenarbeit so nicht mehr gerecht werden kann.
Trotzdem stimme ich gegen den Anderungsantrag von
Biindnis 90/Die Griinen. Dieser ist nichts weiter als ein
taktisches Spielchen der Opposition und widerspricht
der von Biindnis 90/Die Griinen im Haushaltsausschuss
vertretenen Position.

Dr. Maria Flachsbarth (CDU/CSU): Ich begriifle
den in dieser Woche zur Entscheidung vorliegenden
Entwurf des Bundeshaushalts 2013. Er verbindet Ge-
staltungsziele fiir nachhaltige Entwicklung mit Haus-
haltskonsolidierung. Die strukturelle Neuverschuldung
sinkt. Der fiir 2014 angestrebte strukturelle Haushalts-
ausgleich riickt in greifbare Néhe.

Die Regierung Merkel hat seit Amtsantritt Jahr fiir
Jahr den Etat des Bundesministeriums fiir wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklung angehoben. Rot-
Griin hat 2004 noch unter 4 Milliarden Euro fiir Ent-
wicklungszusammenarbeit aufgebracht. Seitdem Angela
Merkel und die CDU/CSU die Regierung fiihren, ging es
kontinuierlich aufwérts. 2010 haben wir die 6-Milliar-
den-Schwelle iiberschritten; ein Plus von 50 Prozent ge-
geniiber Rot-Griin. Jetzt sind es fast 6,4 Milliarden. Das
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ist eine bemerkenswerte Leistung. Aber: Der jetzt vorlie-
gende Entwurf sieht zum ersten Mal einen — wenn auch
geringfiigigen und haushaltstechnisch begriindbaren —
Riickgang gegeniiber dem Vorjahr.

Entwicklungspolitische Zusammenarbeit hat aber
wachsende Aufgaben. Wir werden nicht umhinkommen,
in Zukunft mehr fiir Entwicklungspolitik aufzuwenden.
Denn: Immer noch hungern etwa 1 Milliarde Menschen.
Klima-, Hunger- und sonstige Katastrophen nehmen zu,
und Entwicklungslédnder sind besonders betroffen. Zahl-
reiche Entwicklungslénder sind fragile Staaten, die Frie-
den und Stabilitdt regional und, wie wir durch Terror-
anschldge in der westlichen Welt immer wieder erleben,
auch bei uns gefidhrden — Afghanistan, Pakistan, Somalia,
Mali und viele andere. Viele Entwicklungslander durch-
laufen schnellen wirtschaftlichen und sozialen Wandel
— Schwellenldnder, arabischer Friihling. Sowohl arme
Entwicklungsldnder wie auch Schwellenlédnder und ent-
wicklungspolitische Organisationen spielen eine immer
wichtigere Rolle bei globalen Aufgaben — Klima, Bio-
diversitit, Welthandel. Die Entwicklung dort betrifft da-
her auch uns.

Es ist jedoch anzuerkennen, dass alle im Regierungs-
entwurf vorgesehenen entwicklungspolitischen Aufga-
ben mit dem nun vorliegenden Haushalt erfiillt werden
konnen und keine Aufgabe oder Organisation Kiirzun-
gen erleben muss.

Daher werde ich dem Haushalt 2013 fir das BMZ
trotz der genannten Bedenken zustimmen und den Ande-
rungsantrag von Biindnis 90/Die Griinen ablehnen.

Dr. Stephan Harbarth (CDU/CSU): Hinsichtlich
des Votums des Haushaltsausschusses zum Entwurf zum
Einzelplan 23 habe ich Bedenken. Der vorliegende Ent-
wurf sieht zum ersten Mal einen geringfiigigen Riick-
gang gegeniiber dem Vorjahr vor. Dies ldsst sich zwar
haushaltstechnisch begriinden, weil es inhaltlich um
nicht abgerufene Riickflusse aus dem Européischen Ent-
wicklungsfonds, EEF, geht, von denen nur ein Teil im
Einzelplan 23 verbleibt.

Doch sendet dies in meinen Augen ein falsches Signal
vor dem Hintergrund der immer stirker zunehmenden
Aufgaben der Entwicklungspolitik, etwa bei Fortschrit-
ten beim Klimaschutz, dem Erhalt der Biodiversitit, der
Entschiarfung der Verteilungskdmpfe um Ressourcen
oder der Einddmmung regionaler Konflikte. All das sind
Politikfelder, in denen wir zukiinftig mehr Entwick-
lungspolitik brauchen und nicht weniger.

Vor diesem Hintergrund kann ich den Inhalt des vor-
gelegten Antrags von Biindnis 90/Die Griinen, der das
Ziel hat, die vom Haushaltsausschuss vorgesehene Ab-
senkung der Mittel im Etat des Bundesministeriums fiir
Wirtschaftliche Zusammenarbeit riickgéngig zu machen,
in Teilen nachvollziehen. Jedoch verschweigt der Antrag
die Tatsache, dass durch das Votum des Haushaltsaus-
schusses kein Projekt der Entwicklungszusammenarbeit
de facto gefdhrdet ist. Im Gegenteil: Den Koalitionsfrak-
tionen ist es gelungen, durch Erh6hungsantriage wichtige

Schwerpunktthemen wie die Arbeit der Kirchen und
Stiftungen sowie den Sektor Bildung zu starken.

Daher werde ich den Antrag in der Gesamtabwigung
ablehnen.

Anette Hiibinger (CDU/CSU): Ich begriiie den in
dieser Woche zur parlamentarischen Entscheidung vor-
liegenden Entwurf des Bundeshaushalts 2013. Er verbin-
det Gestaltungsziele fiir nachhaltige Entwicklung mit
dem notwendigem Gebot der Haushaltskonsolidierung.
Durch das erfolgreiche Absenken der strukturellen Neu-
verschuldung riickt der fiir 2014 angestrebte strukturell
ausgeglichene Haushalt in greifbare Nédhe. Diesem Ziel
bin ich nicht zuletzt aufgrund der Lehren der jiingsten
Finanz- und Wirtschaftskrise, aber auch kiinftigen Gene-
rationen gegeniiber in der Pflicht.

Dennoch habe ich groBe Bedenken hinsichtlich des
Votums des Haushaltsausschusses zum Entwurf zum
Einzelplan 23. Der vorliegende Entwurf sieht zum ersten
Mal einen — wenn auch geringfiigigen und haushalts-
technisch begriindbaren — Riickgang gegeniiber dem
Vorjahr vor. Damit gehen die Haushaltspolitiker hinter
den Regierungsentwurf zuriick und missachten das Vo-
tum der entwicklungspolitischen Fachpolitiker der Ko-
alitionsfraktionen.

Das enttduscht mich sehr und sendet in meinen Augen
ein falsches Signal — gerade vor dem Hintergrund der
immer stirker zunehmenden Aufgaben der Entwick-
lungspolitik. Die Einddmmung der demografischen Ent-
wicklung, Fortschritte beim Klimaschutz, der Erhalt der
Biodiversitét, Entschiarfung der Verteilungskdmpfe um
Ressourcen oder die Einddmmung regionaler Konflikte
durch fragile Staaten, all das sind Politikfelder, in denen
wir zukiinftig mehr Entwicklungspolitik brauchen und
nicht weniger.

Vor diesem Hintergrund kann ich den Inhalt des vor-
gelegten Antrags von Biindnis 90/Die Griinen, der das
Ziel hat, die vom Haushaltsausschuss vorgesehene Ab-
senkung der Mittel im Etat des Bundesministeriums fiir
Wirtschaftliche Zusammenarbeit riickgéngig zu machen,
wenn auch nicht insgesamt, so doch in Teilen nachvoll-
zichen. Dennoch werde ich den Antrag in der Gesamt-
abwigung und aus Respekt vor der Verantwortung ge-
geniiber dem Ziel eines ausgeglichenem Haushalts
ablehnen.

Andreas Jung (Konstanz) (CDU/CSU): Hinsichtlich
des Votums des Haushaltsausschusses zum Entwurf zum
Einzelplan 23 habe ich Bedenken. Der vorliegende Ent-
wurf sieht zum ersten Mal einen geringfiigigen Riick-
gang gegeniiber dem Vorjahr vor. Haushaltstechnisch
wird das damit begriindet, dass es inhaltlich um nicht ab-
gerufene Riickfliisse aus dem Europdischen Entwick-
lungsfonds, EEF, geht, von denen nur ein Teil im Einzel-
plan 23 verbleibt.

Doch sendet dies in meinen Augen ein falsches Signal
vor dem Hintergrund der immer stirker zunehmenden
Aufgaben der Entwicklungspolitik, etwa bei Fortschrit-
ten beim Klimaschutz, dem Erhalt der Biodiversitit, der

©

D)



Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode — 207. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 21. November 2012

25357

(A) Einddmmung der demografischen Entwicklung, der Ent-

B)

schirfung der Verteilungskdmpfe um Ressourcen oder
der Eindimmung regionaler Konflikte. All das sind Poli-
tikfelder, in denen wir zukiinftig mehr Entwicklungs-
politik brauchen und nicht weniger.

Vor diesem Hintergrund kann ich den Inhalt des vor-
gelegten Antrags von Biindnis 90/Die Griinen, der das
Ziel hat, die vom Haushaltsausschuss vorgesehene Ab-
senkung der Mittel im Etat des Bundesministeriums fiir
wirtschaftliche Zusammenarbeit riickgangig zu machen,
in Teilen nachvollziehen. Jedoch verschweigt der Antrag
die Tatsache, dass durch das Votum des Haushaltsaus-
schusses kein Projekt der Entwicklungszusammenarbeit
de facto gefahrdet ist. Im Gegenteil: Den Koalitionsfrak-
tionen ist es gelungen, durch Erhéhungsantrége wichtige
Schwerpunktthemen wie die Arbeit der Kirchen und
Stiftungen sowie den Sektor Bildung und die Einddm-
mung der negativen Auswirkungen des Weltbevolke-
rungswachstums zu stirken.

Daher werde ich den Antrag in der Gesamtabwagung
ablehnen.

Pascal Kober (FDP): Diese Bundesregierung hat in
der Entwicklungszusammenarbeit groBartige Erfolge er-
zielt: Aufgrund der von Bundesminister Niebel durch-
gesetzten strengeren Menschenrechtskriterien  wird
durch die EU-Kommission weniger Geld fiir die allge-
meine Budgethilfe ausgegeben. Die Bundesregierung
hat durch die gemeinsamen Vorschldge von BMF und
BMZ zur Verwendung der nicht fiir die EU bendtigten
Mittel deutlich gemacht, dass diese den Menschen in
unseren Partnerlindern zugutekommen und im Einzel-
plan 23 verbleiben sollen.

Ich stimme jedoch gegen den Anderungsantrag von
Biindnis 90/Die Griinen, obwohl die dort geforderten
Vorschldge urspriinglich Bestandteil der ins Parlament
eingebrachten Haushaltsvorlage waren. Diese waren von
Bundesminister Niebel sehr gut begriindet, und ich halte
sie auch weiterhin fiir richtig. Der Haushaltsausschuss
des Bundestags hat jedoch mit Mehrheit entgegen dieser
Vorlage entschieden und dabei das iibergeordnete Ziel
der Haushaltskonsolidierung im Blick gehabt. Der
Regierungsentwurf fiir den Einzelplan 23 war und ist ein
guter Entwurf. Der BMZ-Etat ist der zweitgroBte Inves-
titionshaushalt der Bundesregierung mit 67 Prozent
investiver Mittel. Je nach Rechnung flieen bei jedem
ausgegebenen Euro bis zu 4 Euro wieder in die deutsche
Wirtschaft zurtick.

Festzuhalten bleibt zudem, dass diese Bundesregie-
rung deutlich mehr Geld fiir Entwicklungszusammen-
arbeit ausgibt, als die rot-griine Bundesregierung es ge-
tan hat. Waren es 2005 nur 3,783 Milliarden Euro, so
werden es 2013 rund 6,4 Milliarden Euro sein. Daher
muss der Antrag von Biindnis 90/Die Griinen vor allem
als taktisches Mandver gesehen werden, das ich nicht
unterstiitzen kann.

Gudrun Kopp (FDP): Diese Bundesregierung hat ei-
nen groflen Erfolg erzielt: Aufgrund der durchgesetzten,
verbindlich geltenden Menschenrechtskriterien wird die

EU-Kommission weniger Steuergeld fiir die allgemeine
Budgethilfe ausgeben.

Der Regierungsentwurf fiir den Einzelplan 23 war
und ist ein guter Entwurf. Dieser BMZ-Etat ist mit
67 Prozent investiver Mittel zugleich der zweitgrofite In-
vestitionshaushalt der Bundesregierung. So flieBen je
nach Berechnung bei jedem ausgegebenen Euro bis zu
vier Euro wieder in die deutsche Wirtschaft zuriick.

Diese Bundesregierung hat durch die gemeinsamen
Vorschldge von BMF und BMZ zur Verwendung der
nicht fir die EU bendtigten Mittel deutlich gemacht,
dass diese den Menschen in unseren Partnerldndern zu-
gutekommen und im Einzelplan 23 verbleiben sollen.
Das ist eine beachtliche Hebelung staatlicher Finanzmit-
tel.

Der Haushaltsausschuss hat aber anders entschieden.
Das Parlament hat sein Haushaltsrecht genutzt und an-
dere Prioritdten gesetzt als die Bundesregierung. Auch
wenn es mir schwerfillt, respektiere ich diese Entschei-
dung und stelle dabei fest, dass Deutschland dem selbst
gesteckten Anspruch so nicht mehr gerecht werden
kann.

Dennoch stimme ich dem Anderungsantrag von
Biindnis 90/Die Griinen nicht zu, der die zuvor zwischen
BMF und BMZ verhandelten Vorschldge aufgreift. Diese
Vorschldge bleiben weiter richtig, aber ich beteilige
mich nicht an den taktischen Mandvern der Opposition.

Holger Krestel (FDP): Aufgrund der von Bundes-
minister Niebel durchgesetzten strengeren Menschen-
rechtskriterien wird durch die EU-Kommission weniger
Geld fiir die allgemeine Budgethilfe ausgegeben. Die
Bundesregierung hat durch die gemeinsamen Vorschlige
von BMF und BMZ zur Verwendung der nicht fiir die
EU benoétigten Mittel deutlich gemacht, dass diese den
Menschen in unseren Partnerlandern zugutekommen und
im Einzelplan 23 verbleiben sollen.

Ich stimme gegen den Anderungsantrag von Biind-
nis 90/Die Griinen. Die dort geforderten Vorstellungen
sind weiterhin richtig, aber ich beteilige mich nicht an
den taktischen Spielchen der Opposition.

Der Regierungsentwurf fiir den Einzelplan 23 war
und ist ein guter Entwurf. Der BMZ-Etat ist der zweit-
grofite Investitionshaushalt der Bundesregierung mit
67 Prozent investiver Mittel. Je nach Rechnung flieBen
bei jedem ausgegebenen Euro bis zu 4 Euro wieder in
die deutsche Wirtschaft zurtick.

Der Haushaltsausschuss hat anders entschieden. Das
Parlament hat in diesem Fall sein Haushaltsrecht genutzt
und andere Priorititen gesetzt als die Bundesregierung.
Ich respektiere und unterstiitze diese Entscheidung.

Paul Lehrieder (CDU/CSU): Ich begriiBe den in
dieser Woche zur parlamentarischen Entscheidung vor-
liegenden Entwurf des Bundeshaushalts 2013. Er verbin-
det Gestaltungsziele fiir nachhaltige Entwicklung mit
dem notwendigem Gebot der Haushaltskonsolidierung.
Durch das erfolgreiche Absenken der strukturellen Neu-
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verschuldung riickt der fiir 2014 angestrebte strukturell
ausgeglichene Haushalt in greifbare Nédhe. Diesem Ziel
fiihle ich mich — nicht zuletzt aufgrund der Lehren der
jingsten Finanz- und Wirtschaftskrise, aber auch kiinfti-
gen Generationen gegeniiber — verpflichtet.

Dennoch habe ich hinsichtlich des Votums des Haus-
haltsausschusses zum Entwurf zum Einzelplan 23 Be-
denken. Der vorliegende Entwurf sieht zum ersten Mal
einen geringfiigigen Riickgang gegeniiber dem Vorjahr
vor. Dieser ldsst sich zwar haushaltstechnisch begriin-
den: Kernelement sind nicht abgerufene Riickfliisse aus
dem Europdischen Entwicklungsfonds, EEF, von denen
nur ein Teil im Einzelplan 23 verbleibt. Dadurch gehen
die Haushaltspolitiker im Ergebnis hinter den Regie-
rungsentwurf zuriick.

Dieses sendet in meinen Augen ein falsches Signal —
gerade vor dem Hintergrund der immer stirker zuneh-
menden Aufgaben der Entwicklungspolitik: Einddm-
mung der demografischen Entwicklung, Fortschritte
beim Klimaschutz, Erhalt der Biodiversitit, Entschér-
fung der Verteilungskdmpfe um Ressourcen oder Ein-
didmmung regionaler Konflikte durch fragile Staaten. All
das sind Politikfelder, in denen wir zukiinftig mehr
Entwicklungspolitik brauchen und nicht weniger.

Vor diesem Hintergrund kann ich den Inhalt des vor-
gelegten Antrags von Biindnis 90/Die Griinen, der das
Ziel hat, die vom Haushaltsausschuss vorgesehene
Absenkung der Mittel im Etat des Bundesministeriums
fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit riickgéngig zu ma-
chen, in Teilen nachvollziehen. Anderseits verschweigt
der Antrag die Tatsache, dass durch das Votum des
Haushaltsausschusses kein Projekt der Entwicklungs-
zusammenarbeit de facto gefdhrdet ist. Im Gegenteil:
Den Koalitionsfraktionen ist es gelungen, durch Erho-
hungsantrdge wichtige Schwerpunktthemen wie die
Arbeit der Kirchen und Stiftungen sowie den Sektor Bil-
dung und die Einddmmung der negativen Auswirkungen
des Weltbevolkerungswachstums zu stéirken.

Daher werde ich den Antrag von Biindnis 90/Die
Griinen in der Gesamtabwégung ablehnen.

Harald Leibrecht (FDP): Aufgrund der von Bundes-
minister fir Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung Dirk Niebel durchgesetzten strengeren Men-
schenrechtskriterien wird durch die EU-Kommission
weniger Geld fiir die allgemeine Budgethilfe ausge-
geben. Diese nicht bendtigten EU-Mittel sollten den
Menschen in den Partnerldndern der deutschen Entwick-
lungszusammenarbeit zugutekommen und im Einzel-
plan 23 verbleiben. Dies hat die Bundesregierung durch
die gemeinsamen Vorschlige vom Bundesministerium
der Finanzen und dem Bundesministerium fiir wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, BMZ,
zum Bundeshaushalt auch deutlich gemacht.

Ich stimme gegen den Anderungsantrag von Biind-
nis 90/Die Griinen, obwohl Entwicklungsminister Dirk
Niebel die dort geforderten Vorschlige gemeinsam mit
dem Bundesfinanzminister in die Beratungen einge-
bracht hat. Diese Vorschldge sind weiterhin richtig. Ich

beteilige mich jedoch nicht an den taktischen Spielchen
der Opposition. Der Anderungsantrag von Biindnis 90/
Die Griinen widerspricht ihrer eigenen, im Haushalts-
ausschuss vertretenen Position.

Der Haushaltsausschuss hat anders entschieden. Das
Parlament hat in diesem Fall sein Haushaltsrecht genutzt
und andere Prioritdten gesetzt als die Bundesregierung.
Mit dieser Entscheidung stelle ich aber zugleich fest,
dass Deutschland dem selbst gesteckten Anspruch einer
kontinuierlichen Steigerung der finanziellen Mittel fiir
die Entwicklungszusammenarbeit so nicht mehr gerecht
werden kann.

Der Regierungsentwurf fiir den Einzelplan 23 war
und ist trotzdem ein guter Entwurf. Der BMZ-Etat ist der
zweitgrofite Investitionshaushalt der Bundesregierung
mit 67 Prozent investiver Mittel fiir die Menschen in un-
seren Partnerlandern.

Dr. Erwin Lotter (FDP): Diese Bundesregierung hat
einen grofartigen Erfolg erzielt: Aufgrund der von
Bundesminister Niebel durchgesetzten strengeren Men-
schenrechtskriterien wird durch die EU-Kommission
weniger Geld fiir die allgemeine Budgethilfe ausgege-
ben. Die Bundesregierung hat durch die gemeinsamen
Vorschldge von BMF und BMZ zur Verwendung der
nicht fiir die EU benétigten Mittel deutlich gemacht,
dass diese den Menschen in unseren Partnerléndern zu-
gutekommen und im Einzelplan 23 verbleiben sollen.

Ich stimme gegen den Anderungsantrag von Biind-
nis 90/Die Griinen in der Debatte um den Einzelplan 23,
obwohl Minister Niebel die dort geforderten Vorschlédge
selbst, gemeinsam mit dem Bundesfinanzminister, in die
Beratungen eingebracht hat. Sie sind weiterhin richtig,
aber auch ich beteilige mich nicht an den taktischen
Spielchen der Opposition.

Der Regierungsentwurf fiir den Einzelplan 23 war
und ist ein guter Entwurf. Der BMZ-Etat ist der zweit-
grofte Investitionshaushalt der Bundesregierung mit
67 Prozent investiver Mittel. Je nach Rechnung flieen
bei jedem ausgegebenen Euro bis zu 4 Euro wieder in
die deutsche Wirtschaft zuriick.

Der Haushaltsausschuss hat anders entschieden. Das
Parlament hat in diesem Fall sein Haushaltsrecht genutzt
und andere Priorititen gesetzt als die Bundesregierung.
Die Entscheidung des Parlaments ist zu respektieren.
Zugleich aber ist festzuhalten, dass Deutschland dem
selbst gesteckten Anspruch so nicht mehr gerecht
werden kann.

Insofern schlieBe ich mich der personlichen Erkla-
rung von Bundesminister Dirk Niebel, MdB, in vollem
Umfang an.

Patrick Meinhardt (FDP): Diese Bundesregierung
hat einen groBartigen Erfolg erzielt: Aufgrund der von
Bundesminister Dirk Niebel, MdB, durchgesetzten
strengeren Menschenrechtskriterien wird durch die EU-
Kommission weniger Geld fiir die allgemeine Budget-
hilfe ausgegeben.
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Die Bundesregierung hat durch die gemeinsamen
Vorschldge von BMF und BMZ zur Verwendung der
nicht fiir die EU bendtigten Mittel deutlich gemacht,
dass diese den Menschen in unseren Partnerldndern zu-
gutekommen und im Einzelplan 23 verbleiben sollen.

Ich stimme gegen den Anderungsantrag von Biind-
nis 90/Die Griinen, obwohl die dort geforderten Vor-
schldge von Bundesminister Dirk Niebel, MdB, gemein-
sam mit dem Bundesfinanzminister in die Beratungen
eingebracht wurden. Sie sind weiterhin richtig, aber ich
beteilige mich nicht an den taktischen Spielchen der Op-
position.

Der Regierungsentwurf fiir den Einzelplan 23 war
und ist ein guter Entwurf. Der BMZ-Etat ist der zweit-
grofite Investitionshaushalt der Bundesregierung mit
67 Prozent investiver Mittel. Je nach Rechnung flieBen
bei jedem ausgegebenen Euro bis zu 4 Euro wieder in
die deutsche Wirtschaft zuriick.

Der Haushaltsausschuss hat anders entschieden. Das
Parlament hat in diesem Fall sein Haushaltsrecht genutzt
und andere Prioritdten gesetzt als die Bundesregierung.
Ich respektiere die Entscheidung des Parlaments, stelle
aber zugleich fest, dass Deutschland dem selbst gesteck-
ten Anspruch so nicht mehr gerecht werden kann.

Burkhardt Miiller-Sénksen (FDP): Diese Bundes-
regierung hat im Bereich der AuBlenpolitik einen groB3ar-
tigen Erfolg erzielt: Aufgrund der von Bundesminister
Niebel durchgesetzten strengeren Menschenrechtskrite-
rien wird durch die EU-Kommission weniger Geld fiir
die allgemeine Budgethilfe ausgegeben. Die Bundesre-
gierung hat durch die gemeinsamen Vorschlige von
BMF und BMZ zur Verwendung der nicht fiir die EU be-
nétigten Mittel deutlich gemacht, dass diese den Men-
schen in unseren Partnerldndern zugutekommen und im
Einzelplan 23 verbleiben sollen.

Ich werde heute gegen den von Biindnis 90/Die Grii-
nen vorgelegten Anderungsantrag stimmen, obwohl
Bundesminister Niebel zu meiner Freude die dort gefor-
derten Vorschlige selbst in die Beratungen eingebracht
hatte. Die Vorschlidge sind weiterhin richtig. Aus meiner
Sicht sind jedoch wechselnde Mehrheiten und taktische
Spiele mit und durch die Opposition in dieser wichtigen
Sachfrage nicht zielfiihrend.

Der Regierungsentwurf fiir den Einzelplan 23 war
und ist ein guter Entwurf. Der BMZ-Etat ist der zweit-
groBite Investitionshaushalt der Bundesregierung mit
67 Prozent investiver Mittel. Je nach Rechnung flieBen
bei jedem ausgegebenen Euro bis zu 4 Euro wieder in
die deutsche Wirtschaft zuriick.

Der Haushaltsausschuss hat zum meinem Bedauern
eine andere Prioritdtensetzung vorgenommen als Bun-
desminister Niebel. Ich respektiere diese Entscheidung,
auch wenn ich mir mit Blick auf den selbst gesteckten
Anspruch Deutschlands eine Bestdtigung des erfolgrei-
chen Kurses von Bundesminister Niebel im Haushalts-
ausschuss gewiinscht hatte.

Dirk Niebel (FDP): Diese Bundesregierung hat einen
groBartigen Erfolg erzielt: Aufgrund der von mir durch-
gesetzten strengeren Menschenrechtskriterien wird
durch die EU-Kommission weniger Geld fiir die allge-
meine Budgethilfe ausgegeben. Die Bundesregierung
hat durch die gemeinsamen Vorschldge von BMF und
BMZ zur Verwendung der nicht fiir die EU bendtigten
Mittel deutlich gemacht, dass diese den Menschen in
unseren Partnerlindern zugutekommen und im Einzel-
plan 23 verbleiben sollen.

Ich stimme gegen den Anderungsantrag von Biind-
nis 90/Die Griinen, obwohl ich die dort geforderten
Vorschlage selbst, gemeinsam mit dem Bundesfinanz-
minister, in die Beratungen eingebracht habe. Sie sind
weiterhin richtig, aber ich beteilige mich nicht an den
taktischen Spielchen der Opposition.

Der Regierungsentwurf fiir den Einzelplan 23 war
und ist ein guter Entwurf. Der BMZ-Etat ist der zweit-
grofte Investitionshaushalt der Bundesregierung mit
67 Prozent investiver Mittel. Je nach Rechnung flieen
bei jedem ausgegebenen Euro bis zu 4 Euro wieder in
die deutsche Wirtschaft zuriick.

Der Haushaltsausschuss hat anders entschieden. Das
Parlament hat in diesem Fall sein Haushaltsrecht genutzt
und andere Prioritdten gesetzt als die Bundesregierung.
Ich respektiere die Entscheidung des Parlaments, stelle
aber zugleich fest, dass Deutschland dem selbst gesteck-
ten Anspruch so nicht mehr gerecht werden kann.

Sibylle Pfeiffer (CDU/CSU): Ich begriifie den in die-
ser Woche zur parlamentarischen Entscheidung vorlie-
genden Entwurf des Bundeshaushalts 2013. Er verbindet
Gestaltungsziele fiir nachhaltige Entwicklung mit dem
notwendigen Gebot der Haushaltskonsolidierung. Durch
das erfolgreiche Absenken der strukturellen Neuver-
schuldung riickt der fiir 2014 angestrebte strukturell aus-
geglichene Haushalt in greifbare Nédhe. Diesem Ziel
fithle ich mich — nicht zuletzt aufgrund der Lehren der
jiingsten Finanz- und Wirtschaftskrise, aber auch kiinfti-
gen Generationen gegeniiber — verpflichtet.

Dennoch habe ich Bedenken hinsichtlich des Votums
des Haushaltsausschusses zum Entwurf zum Einzel-
plan 23. Der vorliegende Entwurf sieht zum ersten Mal
einen geringfligigen Riickgang gegeniiber dem Vorjahr
vor. Dieser ldsst sich zwar haushaltstechnisch begriin-
den: Kernelement sind nicht abgerufene Riickfliisse aus
dem Europiischen Entwicklungsfonds, EEF, von denen
nur ein Teil im Einzelplan 23 verbleiben. Dadurch gehen
die Haushaltspolitiker im Ergebnis hinter den Regie-
rungsentwurf zuriick.

Dieses sendet in meinen Augen ein falsches Signal —
gerade vor dem Hintergrund der immer stirker zuneh-
menden Aufgaben der Entwicklungspolitik: Einddm-
mung der demografischen Entwicklung, Fortschritte
beim Klimaschutz, Erhalt der Biodiversitdt, Entschér-
fung der Verteilungskdmpfe um Ressourcen oder Ein-
ddmmung regionaler Konflikte durch fragile Staaten. All
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das sind Politikfelder, in denen wir zukiinftig mehr Ent-
wicklungspolitik brauchen und nicht weniger.

Vor diesem Hintergrund kann ich den Inhalt des vor-
gelegten Antrags von Biindnis 90/Die Griinen, der das
Ziel hat, die vom Haushaltsausschuss vorgesehene Ab-
senkung der Mittel im Etat des Bundesministeriums fiir
wirtschaftliche Zusammenarbeit riickgéngig zu machen,
in Teilen nachvollziehen. Andererseits verschweigt der
Antrag die Tatsache, dass durch das Votum des Haus-

haltsausschusses kein Projekt der Entwicklungszusam-
menarbeit de facto gefdhrdet ist. Im Gegenteil: Den
Koalitionsfraktionen ist es gelungen, durch Erhéhungs-
antriage wichtige Schwerpunktthemen wie die Arbeit der
Kirchen und Stiftungen sowie den Sektor Bildung und
die Einddimmung der negativen Auswirkungen des Welt-
bevolkerungswachstums zu starken.

Daher werde ich den Antrag in der Gesamtabwégung
ablehnen.

©

D)






Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstrale 83-91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 10 05 34, 50445 Kéln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de
ISSN 0722-7980



	207. Sitzung
	Inhaltsverzeichnis
	Epl 04 Bundeskanzleramt
	Epl 05 Auswärtiges Amt
	Epl 14 Verteidigung
	Epl 23 Wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung
	Epl 10 Ernährung, Landwirtschaft,
Verbraucherschutz
	Anlagen





